












Dieter S.

daß keines

Wlledf~rVt;re.llli~!UnLg Deutsch-
~VlJ''''lUl.<l..lUl.1L'''''lUl. '0" .'lJ .... '-',...., ........~ sie hätte - ex be-

Am 1. 1975 unterzeichneten die Staats- und Ke:gIe~rUng~;Cb.etsvon
33 Staaten sowie der USA und Kanadas die der
Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in m

damals die
Schlußakte werde der Status quo, d.h. die
ben. Jahrzehnte wissen wir vom Ue:geJntell zu berichten:
KSZE hat nicht den Status quo sondern die Rahmen-

als
Mittel- und

auf einer Vielzahl von Sachfeldern Jahrbücher heI"au:sgeget)en
werden und auch andere bzw. internationale """--'JL;Fo!V4-&.......I...............JL,..............'.IlUi.

sich oder intensiv der
II-"'JL 'b'LU ........I..J1. ... JL...,.,JL .......!UL, fehlt es an Publikationen über die

Eine Ausnahme bildet sehr kurz
geJtlal'[enLe eJngllSCJlSp,ra(:h1~~e Helsinki-Monitor. Von einer au~;reJLchlen(len

Information über die Aktivitäten der OSZE und einer wissenschaftlichen
ihrer Arbeit keinesfalls werden.

Dies vor allem auch für den Raum.
Auch eine internationale Institution wie die OSZE braucht .rt1"'1nrr{·~n.rt

fentlichkeit. ist zwar, daß der wie
sie von der OSZE betrieben stille und diskrete Aktivitäten voraus-
setzt. Doch die stille be-

desto wird sie Ein
.LlI>.'-'JUUL1LLlI.~ll.'l der nicht Aktivi-

~1~9-n_,~~_ und so

oder verliert



gen. Umgekehrt kann Kritik nur seriös üben, wer Daten und Fakten kennt
und um die Erfolge und Mißerfolge weiß. Aber auch, wenn die Existenz
der internationalen Institution nicht in Frage gestellt wird, sondern im
Gegenteil ihr Ausbau notwendig ist und ihre Leistungsfähigkeit gestärkt
werden soll, so bedarf es oftmals als Anstoß des öffentlichen Interesses,
gelegentlich auch des öffentlichen Drucks, sei es bei inhaltlichen Fragen,
sei es im Streit um Finanzen, Ressourcen, Kompetenzen. Nicht zuletzt aus
diesen und ähnlichen Gründen haben auch die KSZE-Staaten selbst in
einem "Zusatzdokument zur Durchführung einiger Bestimmungen der
Charta von Paris für ein neues Europa", also im Rahmen der Erklärung
des Pariser KSZE-Treffens der Staats- und Regierungschefs am 21.
November 1990, beschlossen, daß das Sekretariat der KSZE "Jahrbücher"
herausgibt.
Das vorliegende OSZE-Jahrbuch will versuchen, sowohl das beschriebene
öffentliche DeflZit abzudecken als auch dem Beschluß der KSZE und der
Pariser Charta von 1990 selbst zu entsprechen. Es wird in vielfältiger
Form vom OSZE-Sekretariat in Wien und vom Auswärtigen Amt in Bonn
unterstützt. Dank hierfür schulden die Herausgeber des Jahrbuches insbe­
sondere dem Generalsekretär der OSZE, Botschafter Dr. Wilhelm
Höynck, und dem Bundesminister des Auswärtigen Dr. Klaus Kinkel. Das
Jahrbuch ist gleichwohl kein Organ der OSZE noch steht es in Abhängig­
keit von ihr. Aus der Nähe, aber ohne Einbindung,will das OSZE-Jahr­
buch Transparenz für die Öffentlichkeit herstellen, zur Verankerung und
Festigung der OSZE im Be\\Jußtsein eines breiten Publikums beitragen,
der Orientierung für Militär und Politik, Wissenschaft und Medien
dienen, die Basis für weiterführende wissenschaftliche Untersuchungen
bilden und nicht zuletzt den Versuch unternehmen, durch Kritik und
Analyse die Tätigkeit der OSZE selbst wiederum zu beeinflussen.
Das Jahrbuch soll darüber hinaus auch als der Diskussion, künftig
insbesondere auch von Expertinnen und Experten aus den osteuropäi­
schen und eurasischen Gebieten der OSZE, genutzt werden können.
Schließlich soll das Jahrbuch zum Fokus einer wissenschaftlichen Be­
gleitforschung der OSZE-Arbeit werden, die u.a. am Institut für Frie­
densforschung und Sicherheitspolitik an der Universität Hamburg
durchgeführt wird. Diese Begleitforschung wird sich schwerpunktmäßig
auf die Rolle der OSZE im Rahmen der gegenwärtigen Sicherheitsarchi­
tektur Europas und auf ihre Bedeutung für die Errichtung einer neuen eu­
ropäischen Sicherheitsordnung beziehen. Methodisch wird sie sich auf die
begleitende Analyse der Bewältigung aktueller Konflikte durch die OSZE
und auf deren Aktivitäten vor Ort konzentrieren.
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':lhrhllllr~h erscheint erstmals
20. der Helsinki-ScWußakte. Struktur der

deutscher dem üblichen Verständms
eines Jahrbuches. Sie wird sich wiederholend - die breite Palette
der Themen OSZE und deren Funktionen und .Jl.JlOlUlJ'ta.J.\.l.JI.

vitäten Neben der deutschen des OSZE-Jahrbu-
ches soll eine erscheinen. Diese soll in

aU1;laJtlQIScrlen 1iJn. ..
A

T1I4l':::l_1I"!l als "Annual" sein und
sein. Die



Wilhelm _~""""'''''T

ich den Leserinnen und Lesern diese erste eines
I ':l1h1l"'hll'll"h~::l.C' vor. Die dieses Jahrbuches fällt in die

da wir den der der ScWuß-
akte von Helsinki feiern können. 1975 setzten die Staats- und

35 und Staaten den
Die Schlw3akte hat lVIillionen Menschen aut eme

bessere Zukunft und den Mut für ihre Menschenrechte und für
die Freiheit einzutreten. Dies war der des KSZE-Pro-

friedlichen demokratischen Wandel und zur
\JlI..U.'l.4.lI.~'.IUl. sahen aber schon daß ein

geE;anlte"UfC)palSCJl1er Sicherheitsraum nach Ende Ost-West-Konfliktes
neuer umfassender ~lc:herhf~ltslar]~an.geJme,ntsILlV""... llo4-A .... lI......,. Mit der Charta von
Paris von 1990 wurde deshalb die für eine neue,
KSZE gesc~halten.

.lI..\I..lI..Jl.j:;;"'l.4.IU'V.JI...Il..'l die heute
.JIJ..J 'U'I!-, ...... und das OSZE-Gebiet

............, .......... , .....UJL,J.... ~.v......"-'LJIL,.." Während eines halben "'..........,............................
Pst-'Wlest-(jlegt~nsatz der bestimmende Faktor fast aller un-

VIIJ.ll.\..'JLIl...II.V, aJl1ge~lallge~nvon örtlichen Konflikten bis hin zu Weltwirt-
nm.ge~~en sehen wir uns mit einer von

............ '11-1 .. 1"..,1-,-". und Krisen die Ursachen einer Vielzahl lokaler
oder 1I".a..nMl 1I'''",IL::l>'1i''' Probleme haben. Wie können wir Antworten auf diese
neuen - und ganz alten fmden? Was ist der ..l.VJl.ClUJ.:lII..a.u,

zu was so daß die internationale lie,mt~m:sCll.an

werden soll? Diese entziehen sich einer = .. ."..., .... =·.t-I .. ,~ .... t::l, ......

meinen Antwort. Wir brauchen von Fall
LÖ:SUlJlge:n. Wir befmden uns mitten Prozeß der und An-
passung der Instrumente und die um solche

fmden. Die OSZE bildet hier keine Ausnahme. Auch sie ist
noch ihre Rolle bei der hrJKelJlllung'l 1LJ'1I"...,.... TL:lIo ...... t- .. r .........

von Krisen zu bestimmen. Doch Kr:1Se]l1lJf~w,Utl~gUIlg

zentrale Die
V1e.Lme~nr'l neue und dauerhafte Stabilität
schaffen.



Grundlegend für das Wirken der OSZE ist ihr substantiell wie geogra­
phisch umfassendes Sicherheitskonzept. Es berücksichtigt den Zusam­
menhang von Menschenrechten, Demokratie, wirtschaftlicher Prosperität
und militärischer Sicherheit. Von ähnlich großer Bedeutung ist der geo­
graphische Aspekt eines neuen Sicherheitsverständnisses. Die OSZE be­
müht sich, zur Verhinderung neuer Teilungen beizutragen, sie ist auf die
Unteilbarkeit der Sicherheit von Vancouver bis Wladiwostok verpflichtet.
Von diesem umfassenden Sicherheitskonzept ausgehend, leistet die OSZE
ihren Beitrag vor allem in drei Kernbereichen. Dabei handelt es sich um

- die Stärkung der menschlichen Dimension und der Prinzipien sozi­
aler Marktwirtschaft als Grundlagen einer BÜfgergesellschaft;

- vorbeugende Diplomatie, Konfliktverhütung und Krisenmanage­
ment;

- die Entwicklung einer kooperativen Sicherheitsordnung im OSZE­
Raum.

Diese Schwerpunkte haben sich seit der Charta von Paris herausgebildet.
Neu ist dabei vor allem, daß die KSZE den traditionellen Rahmen eines
Verhandlungsforums erweitert und Schritt für Schritt ihre Fähigkeit zu
kontinuierlicher politischer Konsultation und zu operativem Handeln ent­
wickelt hat. Der Gipfel von Budapest 1994 setzte ein Zeichen für diese
neue Phase. Aus der KSZE wurde die OSZE, die Organisation für Sicher­
heit und Zusammenarbeit in Europa. Der geänderte Name trägt sowoW
dem Zuwachs an Aktivitäten während der vergangenen Jahre Rechnung,
als auch dem Wunsch der Teilnehmerstaaten nach einer zentralen Rolle
der OSZE bei der Schaffung einer sicheren und stabilen OSZE-Gemein­
schaft.
Die europäische Sicherheitslandschaft ist so vielgestaltig, die Herausfor­
derungen sind so komplex, daß eine Institution allein ihnen unmöglich ge­
recht werden kann. Notwendig ist vielmehr die Zusammenarbeit einer
Mehrzahl von Einrichtungen. Die OSZE ist eine von ihnen. Die Vereinten
Nationen, die EU, die NATO, die WEU und der Europarat und andere
Organisationen leisten spezifische, unverzichtbare Beiträge zur Festigung
europäischer Sicherheitsstrukturen. Durch die abgestimmte Kooperation
dieser Institutionen mit ihrem jeweils eigenen Profil können Stabilität und
Sicherheit geschaffen und aufrechterhalten werden.
Um ihre neue Funktion erfüllen zu können, braucht die OSZE die konti­
nuierliche Unterstützung ihrer Mitgliedstaaten. Als Gemeinschaft demo­
kratischer Staaten bedarf sie aber vor allem der Aufmerksamkeit und des
Verständnisses der Bürger und BÜfgerinnen. Aktivitäten im Bereich der
menschlichen Dimension und der präventiven Diplomatie machen keine
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tischen
Wer
rückschauend und vorausschauend.
keitsFJise aller internationalen "'-'A.,F,'-"l.ll.JLll.UII..JI.Q..A....."A.A.'""'A.A. ist nichts so wie
eine realistische ihrer und ihrer Grenzen.

li'JIh,1I"lh'1l1.0h ist deshalb von Wert.
Iil-<PlIc-nllP I fruchtbarer .II..:lI>..V'VIIJV..Il.l.JLII....Il.V'A.A.



Das Jahrbuch behandelt drei zentrale Sicher­
a.,.,.... ... 11-,., ....... "....,1 ... 1I- ... 1,... Wie steht es die Sicherheit des Kontinents? Was wird un-

bestehende und drohende Konfliktherde
Welche Mittel und sind dafür Diese
sen sich ein Teil wenn man das Wirken der "Io...JJI.;;:"UJl.JI.JI.O'-,U..J1.'U'JI.JI.

für Sicherneit und Zusammenarbeit UJI.JI.11..\.IJI. I~U"'..Jl.Jl.ll..'l auf die sich das
I Q 1h,-rh1l1,",,1h bezieht.

Das Jahrbuch soll die für Sicherheit und Zusammenarbeit
JL..iUJl.VII..'~ inmitten der Probleme die sich aus dem Bemühen die

0,..II"I,lI''''1111141rlr von Konflikten dem Streben nach Frieden Das
Jahrbuch beschränkt sich also nicht auf eine über die

il .... .nrr1l1l"ll1l1'rJlf-1IA'-1I"ll oder aus der Es will auch und die
Felder m deren

mit den deroder faktischem
OSZE darstellen. Dabei können auch ..&.....P~Jl.Jl.L.J.a.ill.~

Alternativen werden.
So erklärt sich der Aufbau des Jahrbuches: Es mit
der der und der Konflikt-
herde OSZE-Bereich. Daraufhin werden die Mittel h=c'nlh.'..... 0 01l4l

die zur ihrer me~hrlamlerLSl()nalen 1'1Inlk=1I'·1hc.· C'1I'... .n.111 ...1l

\.utgat)en einsetzt. Der dritte Teil ist der Arbeitsweise ihrer
anderen internationalen UrgaJllS(ltl()ne~n

J-\.U ....... SIU sind Dokumente und Daten r1I ......-.nr=,II4lA'-,._...."..'ll=1I4I lrlr7A'--rrilC.l1l4l

Jahrbuches von Interesse sein können.
eul~OPaIS~Che;n Staaten haben der OSZE ein umllarlgllchf;S .JL~...VJI.JI.L,,\.IIJIl.. von

.LtI.lL-.4.,r;:;.~Il.''''' ZlLU!e~aa(::n[: ~1l,""hA'1"111111l1r des zwischen- und ,.,"".n.............. ,., ........

............ ' ................LU. '·s.0hc.1I"lI'nnl1r wirtschaftlicher Rahmenbe­
nationalen Minderhei­

von Vancou-
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ri Die dreißig Autoren und Autorinnen des Jahrbuches 1995, die sich eines
bestimmten Aspekts der eingangs genannten zentralen Fragen angenom­
men haben, sind wissenschaftliche Analytiker, Diplomaten und Militärs.
Sie haben also ein unterschiedliches Verhältnis zur Praxis und zur Refle­
xion über sie. Hinzu kommt, daß sie, ob als Wissenschaftler oder als
Praktiker, verschiedene Sichtweisen gelernt haben. Manche neigen zu ei­
ner normativ-völkerrechtlichen Beurteilung, andere zu einer historisch-de­
skriptiven Schilderung, dritte zu einem empirisch-politologischen Bericht.
Ein komplexes und facettenreiches Thema wie das Wirken der OSZE be­
darf für seine Erfassung solch verschiedener Methoden der Ul]lteI'su~chlmg

und Beschreibung.
Bei der Darstellung der Institutionen, ihrer Organe und deren Beschlüsse
sowie der Akteure, ihres Verhaltens und ihrer Handlungen sollte es me­
thodisch weniger um ihre Aufgaben, ihre Ziele oder ihre Absichten gehen.
Solche Normen sind erst als Referenz für die Beurteilung des
tatsächlichen Verhaltens und Handelns wichtig. Im Mittelpunkt sollte
auch nicht so sehr die Beschreibung des Verfahrens und Vorgehens
stehen, sondern deren Wirkung. Nicht der deklarierten oder demon­
strierten sondern der implementierten Politik muß die Aufmerksameit der
Beobachter in erster Linie gelten, die für dieses Jahrbuch Im
einzelnen müssen die Probleme methodisch auf eine Art und Weise unter­
sucht werden, .die dem Charakter des Gegenstands angemessen ist. Zu
den bewährten Methoden gehören demnach Dokumenten-Analyse, Ex­
perten-Interviews und teilnehmende Beobachtung. Welche dieser Metho­
den jeweils zur Anwendnung kommt, wird von den spezifischen Untersu­
chungsobjekten und dem Verhältnis der Autoren zu ihnen abhängen. Ei-

)( nigeFallstudien sollen detaillierte Kenntnisse vermitteln und darüber hin­
aus auch exemplarisch Einsichten in vergleichbare Situationen und auf die
übergreifenden Probleme bieten.
Manche der Autoren sind eher nüchterne Pragmatiker, die sich im Rah­
men der Gegebenheiten bewegen; andere visionär motivierte Kritiker der
Bedingungen für einen solchen Rahmen. Die Wirklichkeit spiegelt sich
auch in der Mentaliät ihrer Verfasser. Alle Autoren schreiben aufgrund
ihrer persönlichen QualifIkationen und Verantwortlichkeit; sie geben da­
mit nicht zwangsläufig die Auffassungen ihrer Ämter wieder, mit denen
sie verbunden sind.

~ Das vorliegende Jahrbuch hat einen Doppelcharakter gemäß seinem Be­
griff im deutschen Sprachgebrauch. Es bietet eine Bestandsaufnahme für
einen Zeitraum und es ist ein jährlich erscheinendes Periodikum. Beson­
ders die erste Ausgabe dieses Jahrbuches, die zum zwanzigjährigen Jubi­
läum der Unterzeichnung der Helsinki-KSZE-ScWußakte erscheint, sollte
sich nicht auf den Zeitraum des letzten Kalenderjahres beschränken.
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ihren Anfängen für sie tätiger Völkerrechtler jüngst aus, immer nicht
mehr als die Summe ihrer Mitglieder, unbeschadet ihres vertragslosen
Status. Wichtig ist, daß sie nicht weniger ist auf den Feldern, die sie zu be­
stellen 'hat.
Was sind nun die Motive, Interessen, Absichten, die die Mitglieder mit
der OSZE verfolgen, was führen sie im Schilde? An dieser Frage kann ein
OSZE-Jahrbuch nicht vorbeigehen. Darum enthält diese erste Ausgabe
Beiträge über die beiden die USA und die Russische Föde-
ration, ferner über ein kleineres sowie über das
Land, das der KSZE mancherlei Deutsch-
land.
In den folgenden Jahren sollen andere Länder weiden, wobei
namentlich das Interesse sich auch auf die richten sollte, deren europäi­
scher Zusammenhang nur die OSZE wie die kaukasischen
und zentralasiatischen Staaten. Bei den in diesem Jahrbuch behandelten
Akteuren, über die drei Politologen und zwei geschrieben ha­
ben, fällt das unterschiedliche Interesse an der OSZE auf. Damit wird die
Brüchigkeit des gemeinsamen Vielfachen der Akteure erkennbar, dessen
Größe die Erfüllung der von der OSZE erwarteten Leistungen von den
Beschlüssen bis zu deren Ausführung bestimmt.

)\1 Die Autoren und Autorinnen stammen aus verschiedenen Mitgliedslän­
dern der OSZE. Wenn der größere Teil aus westlichen Ländern und vor
allem aus Deutschland kommt, dann sollte diese Auswahl - bei der Er­
stellung der ersten Ausgabe des Jahrbuches - die Übersetzungsarbeit
vermeiden und damit die technische Fertigstellung des Buches erleichtern
helfen. Allen Autoren und Autorinnen, die teilweise unter großem Zeit­
druck ihre Arbeitskraft vertrauensvoll einem noch unbekannten Projekt
widmeten, dankt der verantwortliche Redakteur für ihre Mitarbeit beson­
ders herzlich.
Für redaktionell wertvolle Hinweise ist auch Angehörigen verschiede­
ner Dienststellen zu danken, vor allem Beamten des Auswärtiges Amt und
des Bundesverteidigungsministeriums, namentlich für seine Ratschläge
Herrn Botschafter Günter Joetze, Vertreter der Bundesrepublik Deutsch­
land bei der OSZE in Wien, und den Herren von Berg und Ulrich
Brandenburg vom Auswärtigen Amt in Bonn.
Anregungen, Ratschläge des OSZE-Generalsekreta­
riats in Wien, des OSZE-Büros in Prag und des Büros für Demokratische
Institutionen und Menschenrechte in Warschau machten die Erarbeitung
dieses Jahrbuches erst möglich. Für seine allgemeine Unterstützung der
Realisierung des Jahrbuchprojektes gilt der Dank auch an dieser Stelle
Herrn Botschafter Dr. Wilhelm Höynk. Für ihre geduldige Unterstützung
und freundliche Bereitschaft zur Zusammenarbeit dankt der verantwortli-
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als und Schnüren eines großen Ost-
West-Pakets und in der Sprache der ftJlalytiker als "issue-linkage" und

Interdependenzen" bezeichnet worden.3 Die
ve:rn(m(JUUIlge~n führten zu zweiseitigen Verträgen über Gewaltverzicht

U1e~rK(~mlU1Jlg der Unverletzlichkeit bestehender Grenzen seitens der
tsunGleSr1ePllblJIK Deutschland mit mit der Tschechoslowakei U1Jld
mit der Deutschen Demokratischen sowie vor allem mit der

- Resultate der damals heftig befehdeten
.. Ht=......"I"'P.111111M11lr vom Sonderkonflikt".4 Auch gehörten

in das der das zur Rege-
der Lage in und um Berlin sowie schließlich eine Vereinbarung zwi-

schen den zur der strategischen Atomwaffen

A.blmalCnlLID~~en schufen die Bedingungen für die multi-
Jl:1o..U'lli:)I..a..U.(U...ll.'-I.ll..ll.v.ll..ll. der in Helsinki und in Genf tagenden Konferenz

eWrO()alf;CJ].en und nordamerikanischen Staaten-Vertreter, die sich
zu drei als jeweils der beiden großen
Allianzen, NATO und Warschauer und als neun neutrale und nicht-
paktgebundene Länder. Nur ein hielt sich - bis 1991 - von
allen Verhandlungen fern. Die 35 Regierungsdelegationen sortierten und
sammelten in drei - in der Verhandlungssprache so benannten - "Körben"
die Übereinkünfte, die sie konsensual für annehmbar hielten, nämlich
eine Anzahl von Grwdsätzen, welche die zwischen den be­
teiligten Staaten leiten sollten, Erklärungen zu Angelegenheiten der mili­
tärischen Sicherheit, zu Fragen der wirtschaftlichen, technischen und UID­

weltpolitischen Zusammenarbeit sowie zu einer Reihe humanitärer Pro­
bleme, wie menschliche Kontakte, Austausch von Informationen und kul­
turelle Beziehungen. Die in der Schlußakte zusammengefaßten Überein­
künfte umfaßten also ein weites Spektrum gesamteuropäisch umstrittener
Themen. Davon ausgenommen blieben Fragen der Abrüstung; da die
Staaten von der Abrüstungspolitik unterschiedlich betroffen waren, war
der Verminderung konventioneller Waffen und Streitkräf-
te Wien mit einem Teilnehmerkreis

n"1I"I=-'1"'I=-"'7 über einen und ausgeglichenen Truppenabbau
überwiesen worden.

So sich von an, was sich mittlerweile als kontinuierlich er-
wiesen hat: Es und starre und beharrlieh vertre-
te-ne Aktewre im gesamteuropäischen Konzert.
Man hat die 35 Aktewre für die vor 1989 in fünf geglie­
dert: Die die beiden deutschen Staaten, die übrigen Allianz-

3 Vgl. Norbert Ropers und Peter Schlotter, a.aoO. (Anmo 2), S. 323 ff.
4 Vgl. Richard Löwenthai, Vom Kalten Krieg zur Ostpolitik, Stuttgart 1974, S. 79 ffo
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das wer-
Europas und Deutschlands

Symbol der
den konnte, die nAr1r-:lt"lI'[7An

zu vermindern.
Da die Schlußakte die Interessen der Teilnehmer korbweise un'2:1eJlch:ge­
wichtig befriedigte, sich der Westen vornehmlich sowje­
tischen ständige KSZE-Institutionen zu schaffen und hielt die

den KSZE-Prozeß zu wenn er für den
Westen in einem zu münden Eine der ver-
einbarten Regelungen - und damit die zugunsten ihrer Verwirkli-

Druck auf den Osten konnten die in der Schlußakte
vorgesehenen bieten. Sie stellten damit Art
schwebende des Helsinki-Prozesses dar. So war da-
mals nicht wegen des son-
dern wegen des den sie für gelegt
hatte, als bedeutsam geachtet worden. Das war ein Novum
in den Ost-West-Beziehungen. formuliert: Das Resultat ist fast
nichts, der Prozeß ist beinahe alles.
In dem Zusammenhang war es auch ein daß die tleteul1gten'l vor
allem die westlichen, alles vermieden was nach Ir'-"1I''ll''{Tant"lI,n.nc.:dla1l'''ll4l

Verständnis Verhandlungsergebnis und als völkerrechtliche
Regelungen hätte erscheinen lassen und daß sie damit gar nicht
unzufrieden waren. Bei dieser - unter den Umständen
möglichen - Form politisch ist es ebenso geblie-
ben wie bei ihrer Bewertung als weil umstandslos und wirkungs-
voll erachtet. Auch das ist bis heute ein Element der Kontinuität im Hel­
sinki-Prozeß.
Obwohl das in Helsinki erreichte in der der betei-
ligten Staaten mehrheitlich als ein weiterer Schritt von der Periode
des Kalten Krieges gewertet es nicht an kri-
tischen und Reaktionen auf die der KSZE. Die
konservative in Deutschland befürchtete eine
1H1I'",~~I4l·1(1l7A·rll1l1l"'.r1r des für die neuen Kon-
fliktstoff infolge der eine Täu-
schung über die wahre oder eine der
KSZE zur Ziele. Noch bevor der

solcher Warschauer Paktes
tuntzetm Jahre damali-
gen deutschen
Auch unter t'1rlled.f~nslton;chlern

periode beflügelten 1-11 A'tTn "111 n.r1ran

6 Entschließungsantrag der Fraktion der
1975.

im Deutschen Bundestag, 25. Juli
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übereingestimmt. GleichwoW wurde für 1980 zu einem erneuten Treffen
und damit zu einer Fortsetzung des multilateralen Prozesses und zu drei
Expertentreffen über die friedliche Regelung von Streitfällen nach Mon­
treux, über wissenschaftliche Kooperation nach Bonn und über Mittel­
meer-Fragen nach Valletta eingeladen. Die letzte Übereinkunft hatte ein
Kleinststaat, Malta, abgetrotzt, dessen Delegation ursprünglich noch mehr
wollte, nämlich eine Beratung von sicherheitspolitischen Fragen im Mit­
telmeerraum unter Einbeziehung Israels und der arabischen Staaten, ein
Begehren, das die anderen teilnehmenden Staaten angesichts der Über­
forderung mit den innereuropäischen Sicherheitsproblemen zurückwiesen.
GleichwoW hatte ein Kleinststaat die anderen Teilnehmer so lange mit
seiner Zustimmung zum Konferenzdokument hinhalten können, bis sie
ihm hinlänglich entgegengekommen waren. Im Hinblick auf das Belgrader
Treffen insgesamt schwankten die Urteile vom "Fehlschlag" bis zum "be­
deutungsvollen Minimum".10
Das nächste Folgetreffen der KSZE-Staaten begann zwar wie verabredet
im November 1980 in Madrid, doch hatte man sich trotz zweimonatiger
Vorgespräche und zuletzt sogar einem "Anhalten der Uhren" nicht auf die
Tagesordnung einigen können. Wieder ging der Streit zwischen West und
Ost um das Ausmaß des retrospektiven und des prospektiven Teils der
Beratungen: Implementierungs- versus Planungsdebatte. So turbulent, wie
die Konferenz begann, so verlief und endete sie: erst drei Jahre später, im
September 1983, nach mehreren Unterbrechungen für "Denkpausen" mit
einem "Abschließenden Dokument", in dem gleich zu Beginn die "Ver­
schlechterung der internationalen Lage" seit dem Belgrader Treffen fest­
gestellt wurde. In den weiteren Ausführungen war die Rede von "gegen­
sätzlichen Auffassungen", von "Besorgnis angesichts der ernsthaften Män-
gel bei der Durchführung" "kritischer Einschätzung ... über die An-
wendung und Achtung" der "ernsthafte Verletzung dieser
Prinzipien", "Besorgnis über den fortdauernden Mangel an Vertrauen zwi­
schen den Teilnehmern".ll
Für solche Charakterisierungen angesichts der Voraussetzungen,
der äußeren Umstände und des Verlaufs des Madrider Treffens Grund
genug. Die Invasion der UdSSR in Afghanistan, ihr Engagement in Ango­
la, die Verbannung des sowjetischen Menschenrechtiers Andrej Sacharow
gaben schon zu Beginn der Konferenz vor allem der der USA
eine Fülle von Gründen zu an die UdSSR. Die westliche
Staatengruppe beschwor die "unteilbare Sicherheit" und beklagte die Ver-

10 Zit. n. Harald Rüddenklau, Die KSZE-Folgekonferenz von Madrid, in: Die interna­
tionale Politik 1981/82, S. 105; zum Verlauf von Belgrad: Jürgen Nötzold, Die KSZE­
Folgekonferenz in Belgrad, in: Die internationale. Politik 1977/78, S. 113 ff.

11 Fastenrath, a.a.O. (Anm. 8), Kap. B.2, S. 2-3.
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Neutralen unterstützt und zu einem Durchbruch während des
Wiener Folgetreffens, das von 1986 bis 1989 währte. Dessen Schlußdoku­
ment12 war das umfänglichste; es unterschied sich in vielfältiger
Weise, auch im Tenor von den beiden vorangegangen Dokumenten: Die
Teilnehmerstaaten konstatierten "günstige Entwicklungen in der in­
ternationalen seit Abschluß des Madrider Treffens 1983", und "we­
sentliche Fortschritte". Dennoch es auch noch "schwerwiegende Män­
gel bei der der Schlußakte und des Madrider Dokuments

Lage in einem zielte.
Das eine Reihe von Regimen
über Fragen des dritten Korbes helfen. Für Reisende, Fami-
lienmitglieder, Gläubige - zum ersten Mal- und andere Per­
sonengruppen eröffneten ausführliche neue, bislang unerhör-
te Freiheiten zu eines Jahres 1989, an dessen Ende sie schon durch
den Wandel der Verhältnisse in den östlichen
Staaten zu Makulatur Als Anfang 1989 das Wiener
Dokument wurde, war die europäische Wende noch nicht
voraussehbar, so daß zumindest formell seinen ge-
wohnten wurde in Angriff genom-
men. So wurde zu einer Konferenz über die menschliche Dimension in
den Jahren 1989 bis 1991 mit Treffen in Paris, Kopenhagen und - ein Ent­
gegenkommen des Westens - nach Moskau und zu einer Konferenz über
wutsc:haJttlu::he ZUSaInmlenart)elt 1990 nach sowie vor allem zum

~.LJ:I-H.aU1Dtt4:>lgl~tn~nf~n1992 wieder nach Helsinki geladen.
K.onte~reIlZ über wirtschaftliche Zusam-

n"'lp,n-::lli1rhp·1t in Bonn stattfand, hatte die politische Lage in Europa
in einem vorher unvorstellbaren Maße Den eingetrete-

'lA./..,...... .rll"",1 rll.n.1r1l1l1l"ll"'ll.01l"llt·lI01l"t-.o_ auch des Bonner Ab-

sctL1uJlj<1(lklun~~nts,mit denen ein Bekenntnis zu Demokratie, Pluralismus
und wurde. Was hiermit als wirtschaftliche Regi­

1I11n,nro'l['1I:7f'11t- auch ein Nachruf auf die eigene
umlge'WaJ[1ae~lt als Feld der Transforma-

der die EG/ Europäi-
\Ah~rt~:l.1t"'lt1ll....t"~1l1 und Entwicklung,

,1n..o. .... ~t·1I~ ....'.o.n in An-

12 Ebenda, B.3.
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gime, ein militärische Aktivitäten überwachendes Regime, ein Menschen­
rechtsregime und ein eigenes Regime für nationale Minderheiten.
Inzwischen gibt es eine Reihe von Vorschlägen, die OSZE institutionell
weiter zu stärken, ohne sie zu einem großen Apparat aufzublähen; die
Beispiele anderer internationaler Organisationen in und außerhalb Euro­
pas wirken abschreckend.
Manche Beobachter bemerkten, daß etwaige Initiativen der OSZE von
der Konfliktdynamik überholt würden. Die Probleme seien so komplex,
daß sie allerdings von keiner internationalen Organisation bewältigt wur­
den und bewältigbar seien; zum andern ließe sich der herkömmliche, auf
langfristige, inkrementalistische Wirkungen angelegte OSZE-Prozeß der
kleinen Schritte durch Verständigung über staatliche Verhaltensregeln für
das Versagen gegenüber plötzlichen Anforderungen einer kurzfristig er­
forderlichen Konfliktbeherrschung verantwortlich machen. Als Reaktion
auf die aktuellen Spannungsfelder würden Institutionen und Krisenmecha­
nismen geschaffen, ohne daß diese schon aktionsfähig seien und die Kom­
petenzen hätten, die sie erst wirksam machen würden. Als Ausweg wird
der weitere Ausbau der OSZE angesehen und eingefordert, von der Ein­
richtung eines OSZE-Sicherheitsrates bis zum Aufbau eines regionalen
Netzwerkes friedlicher Streitbeilegung.
In der Pariser Charta erklärten die Unterzeichnerstaaten auch, daß sie ei­
ne "stärkere strukturierte Zusammenarbeit zwischen allen Teilnehmerstaaten
in Sicherheitsfragen in Aussicht nehmen ". Ferner hatte der deutsche Au­
ßenminister wiederholt angereft, einen KSZE-Sicherheitsrat und KSZE­
Friedenstruppen zu schaffen.1 Doch das Berliner Außenministertreffen
im Jahre 1991 und das Helsinki-Treffen der KSZE-Staats- und Regie­
rungschefs im Jahre 1992 zeigten, daß die Aufgaben der KSZE/OSZE
sich auf Konsultation und Kooperation, Konfliktvermeidung, friedliche
Streitschlichtung, eventuell auch ergänzt um Abrüstung und Rüstungskon­
trolle erstrecken würden. Ansätze zu militärisch garantierter Sicherheit
für die einzelnen Mitgliedstaaten weisen die Perspektiven für die OSZE
nicht auf.
Die KSZE war vor 1990 eine normsetzende, wiederholt zusammentreten­
de Diplomaten-Versammlung der östlichen, westlichen und neutralen
Staaten. Sie sollte die Ost-West-Konfrontation mildern und Verhaltensre­
geln formulieren, den politischen Dialog ermöglichen, der Menschlichen
Dimension in einem zivilisierten Staatsverhältnis Raum geben, die beste­
hende militärische Lage transparent im Sinne von Vertrauensbildung
ma-chen. Früher lauteten Schlüsselworte für die KSZE-Analyse "Prozeß­
diplomatie" und "gemeinsame Sicherheit", nach 1990 sind "präventive Di-

14 Rede vordem Bundestag, September 1991.
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gegangen, die im großen und ganzen den Mitglie­
dern dieser Staatengesellschaft noch an, eine Tatsache, die sie jenseits der
formalen Gleichheit nicht nur unterscheidbar macht, sondern auch ihr
Verhältnis zur OSZE bestimmt. Das gilt vor allem für die extremen Pole,
einerseits USA und Rußland, denen die OSZE manchmal auch lästig zu
sein scheint, andererseits für die sehr kleinen und schwachen Staaten,
denen die OSZE ein Forum der Wirkungsmöglichkeit bietet.
Die zentrale Frage an nationalstaatliche Regierungen ist, ob und inwie-
weit sie sich kooperativ und BescWüssen verbindlich
fügen oder ob sie auf der Möglichkeit zu selbständiger Politik
beharren wollen. Formell heißt welches Maß an "Einmischung" sie
einer zentralen, Instanz zugestehen wollen, und welche
Regime sie wünschen. Allerdings ist der sachliche Zwang, die politische
Einsicht und die Bereitschaft unter den der OSZE von
vornherein verschieden ausgeprägt, ihrer unterschiedlichen Res-
sourcen und
Gleichwohl gibt es, von einer gesamteuropäischen Warte auf den erwei-
terten Kontinent und seine transatlantischen geblickt, keine Al-
ternative zur OSZE. Die OSZE steht nicht vor Frage: Erweiterung
oder Vertiefung; sie bedarf nur der
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Die über der OSZE konzentriert sich seit
Zeit die Rolle und den Stellenwert der
heitsinstitutionen und -strukturen und ihrer wechselseitigen .tSeZle~hU.ngen.

Vormals war der zu diesem Prozeß ein anderer.
Elemente in der als des KSZE-Prozesses

und die in diesem
keinen son-

Erstens hatten der in 1I-II~11C'1I~1IT1I eJmgeleltelte
Rahmen angenommenen
dern Charakter.
Zweitens sollten die ~'nlfll'~t-r~t-tA~ S~i.c.~~el"stlt.~.!....I.e.'.-::l'l daß der Helsinki-Pro-
zeß ohne h·H~ht·...... t1In1l41':l111C'1t:~ .......... nfll' oder neue n .... l-y':l1t'1l1C'·'=ltr~ ....lc'~hA

fortgesetzt wurde.
Drittens war der KSZE-Prozeß eine außerhalb der
.JI.J1J1.'-J .....JL'l\..'....... da an den Konferenzen ausschließlich \J1l.1l.ll.UIl.'VJUL, nicht
sationen oder militärische Allianzen teilnahmen.
Viertens wurde der demokratische Charakter des Prozesses durch
zwei Verfahrensregeln sichergestellt, nämlich: a) "Alle Teilnehmer-
staaten beteiligen sich an der als souveräne unabhän-
gige Staaten und unter Bedingungen voller "Die Be-
schlüsse der Konferenz werden in Konsens
Fünftens wurde der gesamteuropäische Charakter
Elemente bestimmt: a) Staaten
sowie die Staaten und Kanada nahmen an der KSZE
teil; betrafen und Zusammenar-
beit in ..... .,..,. .....~ ....~ ....

Sechstens war der der KSZE-Maßnahmen umfassend
"Körbe") und bezog sich auf alle Gebiete zwischen

2 Vgl. ausführlicher Adam D. Rotfeld, New Structures in Europe, a.a.O.
(Anm.l), S. 585-615; ders., European Security in Transition, a.a.O.
(Anm.1), S. 563-582.

3 Vgl. auch L. Acimovic, Problems of and Cooperation in Europe, Alphen aan
den Rijn 1981, S. 139-172; Adam D. in
statu nascendi, Warschau 1990, S. of the
CSCE 1986-1989: A Tuming Point in Relations, Boulder 1991, S.

4 Adam D. Rotfeld, Follow-up to the Conference, Forms of Co-operation after the
CSCE, in: ders. (ed.), The CSCE - A Polish View, Warschau S.221-270.

5 Schlußempfehlungen der Helsinki Konsultationen, Helsinki, 8. 1973, in: Ulrich
Fastenrath, (Hrsg.), KSZE. Dokumente der Konferenz über Sicherheit und Zusam-
menarbeit in Europa, Losebl.-Ausg., Kap. A.O, S. 14f.

6 Ebenda.
7 Ebenda, S. 15.
8 Ebenso erstreckt sich das Anwendungsgebiet für die VSBMs auf Europa sowie

das angrenzende und den Luftraum". Konferenz über
Vertrauens- und und Abrüstung Europa, in: Fa-
stenrath, a.a.O. 5), Kap. B.2.
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der nationalen Sicherheit spielten die KSZE-Bestimmungen bis 1990
keine Rolle. Das Ende des Kalten Krieges, das Verschwinden der Teilung
zwischen Ost und West und die Annahme eines Systems gemeinsamer
Werte veränderten tiefgreifend die Perspektiven, Funktionen und die
Rolle des KSZE-Prozesses. Die in Helsinki, Madrid und Wien angenom­
menen Bestimmungen hatten den Rahmen und die Grenzen der
Konfrontation abgesteckt. Jetzt waren die Erwartungen bezüglich des
Helsinkiprozesses vollständig andere. Die Situation erfuhr eine derartige
Wandlung, daß beides - die und die Mittel zu ihrer
Durchführung - von Grund auf neu bewertet und geändert werden
mußten.
Die 1990-94 geschaffenen KSZEjOSZE-Strukturen illustrieren den
Wunsch, vorhandene Instrumente anzupassen, um neuen Herausforde­
rungen gewachsen zu sein. Diese Strukturen wurden jedoch von den Er­
eignissen überholt. Die wichtigste Veränderung bezog sich auf die Tatsa­
che, daß im KSZE-Gebiet mehr als ein Dutzend neuer Akteure entstan­
den sind. Die übrigen Sowjetrepubliken taten es den Baltischen Staaten
gleich, die - nachdem sie ihre Unabhängigkeit erklärt hatten - internatio­
nal anerkannt wurden. Aufgrund einer Entscheidung der Zweiten KSZE­
Ministerratskonferenz12 und nach der Aufnahme Estlands, Lettlands und
Litauens, erhielten folgende weitere Staaten den Mitgliederstatus: Arme­
nien, Aserbaidschan, Weißrußland, Kasachstan, Kirgi.sien, Moldau,
Tadschikistan, Turkmenistan, die Ukraine und Usbekistan.13

Die Erweiterung der Teilnehmerzahl am war außerdem
begleitet von einer erheblichen Ausweitung der Aufgaben. Das neue Si­
cherheits- und Stabilitätskonzept der KSZE beinhaltete Menschenrechte,
politische, militärische, wirtschaftliche und ökologische Elemente.
wichtige neue Rolle des Helsinkiprozesses bestand in der der

12 Dieser Entscheidung ging die Empfehlung des 6. Treffens des Ausschusses Hoher
Beamter voraus, daß die an einer Aufnahme in die KSZE interessierten Staaten eine
schriftliche Bestätigung abgeben sollten, daß sie der Schlußakte von Helsinki, der
Charta von Paris für ein Neues Europa und alle anderen Dokumente der KSZE zu­
stimmen. Siehe Journal Nr. 1 (Prag, 27. Januar 1992). Sie vereinbarten ebenfalls: a)
alle Bestimmungen des Wiener Dokuments über vertrauens- und sicherheitsbildende
Maßnahmen (VSBM) und eine Vereinbarung, daß das geographische Anwen­
dungsgebiet so bald wie möglich überprüft werden müsse, um die volle Wirkung der
Regeln über Offenheit, Vorhersehbarkeit und Konfliktverhütung auf ihren Gebieten
sicherzustellen. Die spezifischen Bestimmungen werden im Wiener Dokument von
1992 aufgenommen. Die Regierungen der neuen Staaten unterstützen auch die For­
derung nach schnellem 'Inkrafttreten des Vertrags über Konventionelle Abrüstung in
Europa'. Siehe Draft letter of accession to the CSCE, Journal Nr. 1 (Prag, 27. Januar
1992), Anhang 2. Die Beitrittsbriefe wurden im Journal Nr. 1 (30. Januar 1992) über
das Zweite Treffen des KSZE-Ministerrats veröffentlicht.

13 Georgien, der letzte post-kommunistische Staat, der Teilnehmerstaat der KSZE wur­
de, trat am 24. März 1992 während der Folgekonferenz in Helsinki bei.
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wenn

tnt:scnelQlmg'l daß KSZE­
Zu~~tlnlmlJnJldes

ein Situation A1 ....171111IhA....1l11-An

um die zur zu und Konflikte zu
vermeiden. In Wahrheit war das aber nicht der Fall. Die und

erforderte sofortige entschlossene
.JI.A"--'.Il...IL.II.IVJl "'-'..LJ!..LJVJlJl'l Debatten und Resolutionen. So

die radikale der der KSZE: Der in Helsinki
1I11"l1111t-1I1101l"t-.a Prozeß sollte nun den Charakter einer ~lc:herhf~lts,or~~arlls,ltl()n

erhalten die an die .JI.A'I..'.!ULU""'.!UL~J.a. ......F.""'J1. lTAI""IIll1'1ril.o.n

Einrichtungen müßten enr,spr'eCJlelJlO alllsgestatH;t
ihre Aufgabe auch ausführen können.
Die Entscheidungen des Ministerrates in Berlin über rt ....1nlTI1~I4IP Situatio-
nen markierte die Abkehr von der Es wurde 1:TA1"AlI"11ln<:l-ll"'t

daß die beschlossenen Prozeduren auf eines Staates er die
Unterstützung von mindestens zwölf anderen Teilnehmerstaaten in

gesetzt werden 18 Mit dieser Formel könnten auch neue po-
litische wie die Arutlanme gernelnS,Ul1J;r 1IJ,rl.C'1I1t"1Irl.1I41.a-n

die 15 Staaten der Europäischen Union wirksam werden.
Weitere Fortschritte wurde auf Treffen des KSZE-Minister-
rats in Prag im Januar 1992 erzielt. Es wurde die .JI.-:lIIo..~.IULJlILI'''''''

tenz des Ausschusses Hoher Beamter zu erweitern sollte für
"Übersicht, Management und verantwortlich sein bei
entsprechender Beschlußfassung als des Rates zwischen den
Treffen agieren) und seine zu indem re~!ellnaJjl~~e

Treffen abgehalten und einige an andere
oder an Ad Hoc-Gruppen der delegiert werden.
den politischen Konsultationsprozeß zu u _ '1

der ARB bestimmte Sitzungen oder
spezifischen Themen widmet.
Eine Innovation des Prager
Ministerrat oder der AHB "en~Ort'1e~llCllen:taIIS

betroffenen Staates" angemessene Maßnahmen
eindeutiger, grober und nicht behobener

A1I"1I"t-I1Ißh1h.... -r.rro,1I"lI wie die der Demokra-

diesem Stadium sind zu er-
pOlltl:SCl1le H .... ITII<:l ....lllllnrlrAn und andere Maßnahmen

18 "Sobald zwölf oder mehr Teilnehmerstaaten das Ersuchen innerhalb von höchstens
48 Stunden durch eine entsprechende Mitteilung an den Vorsitzenden unterstützt
haben, verständigt dieser unverzüglich alle Teilnehmerstaaten von Datum und Zeit­
punkt des Treffens, das frühestens 48 Stunden und spätestens drei Tage nach dieser
Mitteilung abzuhalten ist", Mechanismus für Konsultationen und Zusammenarbeit in
dringlichen Situationen, in: Fastenrath, a.a.O. (Anm. 5), Kap. E.2, S. 2.

19 Prager Dokument über die weitere Entwicklung der KSZE-Institutionen und Struk­
turen, Prag, 30. Januar 1992, in: Fastenrath, a.a.O. (Anm. 5), Kap. A.5, S. 1-10.

20 Ebenda, S. 2.
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für Europa.27 wurde auf dem 1-i"n.lnot"1t"o-t"-to1l"'A von II-IIn.• r- .. •......r ..

ein neues diskutiert und das dann beim
Gipfeltreffen im Juli 1992 verabschiedet wurde.
Zweifellos war die Rolle der KSZE im Bereich der Menschlichen Dimen­
sion der der Staaten untereinander unumstritten. Die Tref-
fen in Kopenhagen, Moskau über die Menschliche Dimen-
sion) und Oslo über demokratische ver-
liehen der Menschlichen Dimension der Sicherheit eme institutionelle
Form.
Dasselbe von den militärischen der \.JJI.'-"JI.JI.'-'".JI.JI.'""'Jl.1I. noch nicht
gesagt werden. Die im Wiener Dokument enthaltenen bDltS(:nelalm~~en

über VSBMs und jene über die im
von 1990 enthalten waren, stellten einen bedeutenden Fortschritt sie
waren jedoch der neuen Realität nicht angemessen.
Ein qualitativ neuer Ansatz war auch auf den Gebieten des Krisenmana-
gements und der Das Dokument
tigte nur "die Notwendigkeit, die der KSZE zu stärken - darun-
ter auch durch Möglichkeiten einer
stimmlIDg mit den zur friedlichen von Proble­
men beizutragen, die nationale Minderheiten betreffen und die sowohl in­
nerhalb dieser Staaten als auch zwischen ihnen zu und Kon-
flikten führen könnten."28 So wurden und Mandat des
treffens von Helsinki formuliert.

Neue Bedrohungen und Herau~st()ra~~rujrH!i~n

Die hauptsächlichen ..tSelettolnU]nge~n für die Sicherheit nach
dem Krieg hängen mit Tn.lnoll'''lIril.o,1I'''lI Faktoren zusammen:

1. In allen an Stelle der
diskreditierten Nationalismus
und Chauvinismus. Diese Reaktion auf ein Vakuum
schafft sui generis die daß die früheren linken totalitä-
ren - nach einer Phase - einen

27 Vgl. auch Hans Gärtner, The future of institutionalization: the CSCE example, in:
vgl. auch I.M. Cuthbertson (ed.), Redefining the CSCE: Challenges and Opportuni­
ties in the New Europe, New York 1992, S. 233ff; Viktor Y. Ghebali, The institutio­
nalization of the CSCE process: towards an instrument for the 'Greater Europe'?;
Esko Antola, Hegemony versus institutionalization: the erosion of the postwar order,
in: K. Holder/R Hunter/P. Lipponen (eds.), Conference on Security and Co-opera­
tion in Europe. The Next Phase: New Security Arrangements in Europe, Washington,
DC,1992.

28 Prager Dokument, a.a.O. 19), S. 2.
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.!\.onse:QU(;llZ entsteht das
Risiko malSSl'Ver Ml:gra.tlo:nstJlew'eglID12:en, """"'111lf"1IC' ..... ht:l.1I'" Instabilität und
wachsender nationalistischen und

.Jl-I'liJIi.:>Il.ll-JLlI.p;;V.u. Das könnte eine ge-
gen die Nachbarstaaten fii-t....., ........~......, ... .....,I1-'...." national orientierte '1.f1'h'p"I"hp1tC_

sein statt des Garantien innerhalb n4lll"llhll<:llh:::\1I"<:lI1.p1I"

heute den Prozeß daß die die die
Macht m extremen Nationalismus wer-
den.

3. Eine weitere ernsthafte der Sicherheit sind
lie,Ole~tS(;U1s·prllcn.e'l die sowohl aus den oben beschriebenen Bedro­
JULII.lf,...II..JLF."",,'JLJI. entstanden sind als auch eng mit ihnen zu~;anlmenJt1arlgen.

bestehen diese seit Jahrhunderten.
~treltl.gK(;lte~nzwischen Nachbarn leben vor allem auch wie­
der weil sich die unter kommunistischer Herrschaft ihre
Interessen nicht artikulieren verstärkt in der .......... JL.... .....,JUL\l.JLJL~,.,.JLJLJL'.. .....,JL ...

Gehör ist daß die M2lchlte111ten
'U;:T1lll"i"c.f1'h<:ll1ri"BllI"'hp Probleme zu lösen und statt

ver'SU(;hen, die Aufmerksamkeit der Gesellschaft von ihnen
ab~lliH~nk.en, um zu erhalten. Das bedeutet Q:lelCh'WOJM

daß alle Grenzen zwischen den neuen Staaten sind.
von ihnen wurden willkürlich durch die Diktatur gezogen, sind

das Erbe aus Rußlands kolonialer oder das Resultat
VOnA.JLII.l'4ULI.:UL'liJJLII.VJLJLo

4. Die Situation in vielen der
Länder entwickelt sich eher zum Ausnahmen bilden die

Tschechische und die lIo.:1r.1l1l10ITlIC',.... ho

Die Gründe dafür sind struktureller Natur:
C.f1'I4'-'-"lT.P'1I"i"":l,lhrl'p militarisierte Wirtschaft erfordert zu ihrer Um-

wanOJlun.g in eine zivile einen enormen Das nel.SDllel
wirtschaftlichen in - das in bis-

her nie Ausmaß von Westdeutschland subventioniert
wird - illustriert in seinem an die tieam.gUJl1ge~n

der und den Weltmarkt die
strialisierten Welt mit den il-IIIo1l"'<:l ...... C'i;-,,..,,1I"rilo1l"1I1ntYpn

der po~;t-.K:orrlml.un::;tlscht~n
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Rußland besondere
und Stabilität in dieser ........."""~'U'JUI.

der früheren
F-, ••••IJt....'.....l.F-,L, daß die

aber für friedenerzwingende
geeignet sind. Man sollte sich V.l.JLlUI...ILJI. ..../.I..lLJI.'l daß die KSZE/OSZE weder Mi-
litärmacht besitzt noch anderen Werkzeuge dieser 33

sondern nur ihr um die betroffenen Parteien zu überzeu-
gen, zu vv'v.a..a.'U.VJlLI..

Die der daß die KSZE die neu
Länder die und zu die das
gemeinsame darf nicht unterschätzt werden. Die
Beachtung dieser in der Praxis tatkräftige tle:mühUll1ge~n

zur neuer demokratischer Strukturen und Vorgehensweisen. Es
ist wesentlich bei abstrakten Grundsätzen
und Formeln zu als diese dann in Praxis umzusetzen.

Rolle der OSZE wird in bemerkenswertem von der II-IInll..-...... 1I"lIonr

der den neu Institutionen
1rf"1I'1[7'1If","'f"OI1l1 bestimmt. dazu,

mlJUtlltlat:lOD.ale '-'Jl.,..,VLAULJl.I.:U.,ll.LJL'J.a..a......'.a..a. als Instrumente für ihre eigene Politik zu
keine Ausnahme dieser Regel. Beispiele

Bitten um den "Segen" der internationalen
I --,--j;.&. -insbesondere von UN und KSZE - für den

satz ihrer Streitkräfte auf dem Territorium der GUS. Am 28. Februar
1993 stellte Präsident Jelzin fest: "Ich glaube, für die maßgeblichen

einschließlich der UNO, ist die Zeit
Garanten für Frieden

Auch Vertreter Rußlands

gen beurteilt. Zwar der KSZE zusammen mit der
WEU das Verdienst zu, eine des auf
den Kosovo und nach Mazedonien verhindert hat
die KSZE die UN-Sanktionen gegen das frühere (Serbien
und unterstützt Aber weder die KSZE noch an-
dere und hat es geschafft,
die bewaffneten Konflikte in tsosm.en·-Hl;;rzeg()Wlna,
rabach und anderen
beenden. Die I1-4r·t"~Ii",rllllnlll'

33 Co. Richard M. Connaughton, früherer Direktor der British Army Defence Studies
gibt eine ziemlich pessimistische Prognose ab: "Diejenigen, die in der KSZE eine ge­
samteuropäische Organisation sehen, die kollektive Sicherheitsmechanismen anstelle
des kollektiven Verteidigungs-Paradigma der NATO benutzt, sind ausgesprochen op­
timistisch. Die KSZE ist bestenfalls ein Forum für Staaten, die niemals die Kraft
oder Macht haben werden, um ausführende Organe zu werden." Vgl. Dennis J.
Quinn (ed.), The European organization and intervention, Peace Support Operations
and the US Military, Washington DC. 1994, S. 190.

34 Gemeldet von ITAR-TASS, 1. März 1993; vgl. auch Suzanne Crow, Russia seeks lea­
dership in regional peacekeeping, in: Radio Free EuropejRadio Liberty, RFEjRL,
Research Report, 1993. Am 3. März stellt die Russische Regierung der UN ein offi-
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wie auch der UNO und vieler anderer internationaler '-J..a.~u...A..A..A.o..J'U'-..EL'-'JLiLVJUI.

daß sie und die damit ins Leben Institu-
tionen und Strukturen als neue Realität auf dem Gebiet der
Sicherheit zugrundelegen. wird der Strukturwandel zum Ziel an
sich. Tatsächlich führten bisher Institutionen selten
zu den erwünschten und und schufen nur
die Illusion einer Transformation. Sie sind dazu die der
UlltenltllcJl1Keat zu erfüllen, daß die zahlreich VOl~nana(~ne~n

Konflikte nicht ignorieren oder ihnen tatenlos zusehen. Es klafft eine
immer größer werdende Lücke zwischen den erklärten Absichten und den
tatsächlichen Möglichkeiten, sie umzusetzen. Die Effektivität einer
Sicherheitsorganisation wird bestimmt durch das in dem ihre
grundlegenden Dokumente mit tatsächlichen Aktivitäten UU\."..a. V.A..A..A.D't..A..A..A..JL.A.JUI.''-'..EUL.

Die Kluft zwischen großen Zielen und äußerst llJ ..... ~;;;",JI. .....'Jl..ILLJ,I. ..... JUL M«Jg!lcnKe:lteJt},
die der KSZE zur Verfügung und mißachtet die Be­
deutung ihrer

Missionen und präventive Maßnahmen

Präventive Diplomatie umfaßt verschiedene Arten von
Ausbruch eines Konflikts auf 1I...( ....1I·.I.."':lITn. ....1I"'1llill ....'.nr

senmanagement durch diplomatische M<Ujl1lanme:n
präventive Diplomatie
KSZE eingesetzt: in Kosovo, '~TH'''l!:::U,

Moldau, Tadschikistan, Estland, .Jl-JVIL.IL.JLU.uL.~'l

Aktivitäten wurden ergänzt durch
(Sanctions Assistance Missions:
Kroatien, Ungarn, der früheren
Rumänien und der Ukraine durchgeführt wurden. Ihr wurde im
Januar bis zum 31. Dezember 1995 240 Zollbeamte

37 Diese Mission wurde aufgehoben. Die Behörden der früheren Republik Jugoslawien
(FRJ) betonten, daß ihre Wiederaufnahme davon abhinge, ob die Bundesrepublik
Jugoslawien in die KSZE "zurückkehrt". Dennoch besuchten KSZE-Vertreter die
durch die Mission abgedeckten betroffenen Gebiete. Die Berichte über diese Besu­
che wurden bei den wöchentlichen Treffen der Beobachtergruppen in der Republik
Jugoslawien, die 1993 kurz vor Ausweisung der Mission gegründet worden war, ana­
lysiert. Das Konfliktverhütungszentrum (KVZ) sammelte weiterhin wöchentliche Be­
richte über die Ereignisse in jenem Gebiet, in: The CSCE Secretary General Annual
Report 1994, Wien, 14. November 1994.

38 Ebenda.
39 Die SAMs wurden zur Unterstützung der Gastländer bei der Durchführung der UN­

Sicherheitsratsresolutionen 757 (Sanktionen gegen Serbien und Montenegro), 787
(Verschiffungsverbot sensibler Güter), 820 (Verschärfung von Sanktionen) und
973/94 (Aufhebung bestimmter Sanktionen) eingesetzt.
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der Vorbereitung einer KSZE-Überwachungsmission zur Unterstützung
eines eventuellen 42 das das Ergebnis intensiver di-
plomatischer Eliassons war, beschloß der Ausschuß Hoher
Beamter am 16. September 1994 die Möglichkeit zu untersuchen,
eine multinationale aufzustellen.
Auf dem Budapester erklärten die Teilnehmerstaaten ihren

"mit einer des Sicherheitsrates der
Vereinten Nationen eine multinationale der KSZE aufzu-
stellen, nachdem die Parteien eine des bewaffneten Konflikts
vereinbart aber von dem Be-
schluß überholt, mit den Vorbereitungen .zur Aufstellung einer OSZE­
Friedenstruppe zu beginnen.) Der amtierende Vorsitzende wurde aufge­
fordert, einen Plan die Aufstellung, und die Tätig­
keit einer derartigen Truppe zu entwickeln. Die Budapester Entscheidung
über Berg-Karabach eröffnet eine neue Dimension für die tle,eneu~~UD.g

des Konfliktes in der Region und die neue Rolle der OSZE als solche.

Die Budapester Entscheidungen: Von der Konferenz zur Organisation

In seiner Ansprache vor der 49. Sitzung der UN-Generalversammlung am
15. November 1994 hat der Generalsekretär der Wilhelm II-1II "'"'I:71"'11f'lT

folgende interessante Bemerkungen gemacht:
"Die Umwandlung der KSZE von der bisherigen traditionellen und sehr
erfolgreichen Konferenz in eine operative Institution war nicht das
nis langer,. sorgfältiger und langfristiger politischer Planung. Die KSZE ist
nicht herumgelaufen und hat nach neuen Aufgaben gesucht, um ihre Exi­
stenz nach dem Ost-West-Konflikt zu rechtfertigen. Es war umlge.kelrrt:
Neue Herausforderungen, neue Krisen und sogar neue bewaffnete Kon­
flikte verlangten nach einer zur dieser Phänomene ge­
eigneten und dazu auch bereiten Struktur.

macht wurden. Eine KSZE- ÜbelWachungsmission (die heutige OSZE Peacekeeping­
Truppe) soll voraussichtlich mehr als 200 Mitglieder umfassen. Siehe auch: The
OSCE Secretary General Annual Report 1994, a.a.O. (Anm. 37), S. 11.

42 Das opportunistische Verhalten Rußlands gegenüber der KSZE zeigt sich am
deutlichsten bei ihrer Haltung zur Minsk-Gruppe. Der russische Botschafter für
Berg-Karabach, Wladimir Kazimirow, kritisierte und velWarf öffentlich die "ständige
Anmaßung, der Minsk-Gruppe eine zentrale Rolle bei der Lösung des Karabach-Pro­
blems zuzuweisen". Seiner Meinung nach wird versucht, Rußlands autonome Rolle
als Mittlerin zu mindern. Vgl. Kazimirow, Wladimir, Russia and the Minsk Group of
CSCE. Time is ripe to tell the truth about the role of some "mediators" in settling the
Karabakh problem, in: Segodnia, 14. Oktober 1994.

43 Erklärung des Generalsekretärs der KSZE, Dr. Wilhelm Höynck, bei der 49. Sitzung
der Generalversammlung der Vereinten Nationen, New York, 15. Nov. 1994, S. 2.
Das KSZE-Budget für 1994 betrug nur 26 Millionen US-Dollar bei einem Perso-
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bis 2. Dezember 1994) voraus, bei der der
von VorscWägen, die seit Monaten vorla~en, für das vom 5.-
6. Dezember 1994 vorbereitet wurden.4 Bei der Eröffnungssitzung der
Überprüfungs-Konferenz stellte der NATO-Vertreter fest, "die KSZE
eine zentrale bei der der Si-
cherheit spielt. Von besonderer für die Atlantische Allianz
sind weitere und in diesem Kontext ein
Verhaltenskodex, eine der glo-
bale Austausch militärischer Informationen und die ll...f"""Il:1l1011"-O~·1I11"'1"1l1fT

ner Dokuments von 1992. Zwei weitere Themen des ~r..·"'r.."""" __1t·r...nr""'r.Illl4l4l1l"'ll'''IlC

über Nichtverbreitung
sondere Aufmerksamkeit. Der der NATO bestätigte,
Allianz bereit sei, auf das KSZE-Ersuchen nach oder ande­
ren Maßnahmen auf einer "Von-Fall-Zu-Fall-Basis" einzugehen. Darüber
hinaus verkündete die NATO auch ihre das sich ge-
genseitig unterstützender Unter tlezu~~ann:Le

auf NAKR und PfF bemerkte der daß die NATO ein
neues Kooperationsprogramm mit einer AnzaW mittel- und v.::n,,...,u.·lLVI.Ju.A.

scher sowie zentralasiatischer Staaten entwickelt Be-
mühungen müssen als Ergänzungen zu der OSZE angesehen
werden und beabsichtigen in keiner oder zu er-
setzen." Die nordamerikanischen und einerseits und
die russischen Dokumente49 SIe
eine ähnliche Terminologie Die "zentrale Rolle der KSZE" be-
deutet jedoch aus russischer daß alle anderen \o:lIl",h01t"ht:l'lItclC't""111iITtl!l!~t~"'I"Il

in Europa von der OSZE koordiniert werden sollen. die zen-

46 Diese Vorschläge beinhalteten: A Joint Agenda for Budapest; A Roadmap from
Vienna to the CSCE Summit in Budapest of 8 June 1994, vorgelegt in Wien von den
ungarischen und österreichischen Außenministern; The Programme of Enhancing the
Effectiveness of the CSCE, dem Amtierenden Vorsitzenden am 23. Juni 1994 vom
Außenminister der Russischen Föderation vorgestellt (und offiziell verteilt als
KSZE-Dokument Nr. 621/94 am 30. August 1994 in Wien); Suggestions for a New
Agenda for CSCE Arms Control After the Budapest Summit, vorgelegt vom pol­
nischen Außenminister am 7. September in Wien; und Preparing the CSCE for the
Twenty-First Century. Am 16. September 1994 äußerten auch die amerikanische,
schwedische und andere Delegationen ihre Ansichten und ElWartungen im Zusam­
menhang mit der Budapester Gipfelkonferenz. CSCE Newsletter (Wien), Band 1, Nr.
9 (7. Oktober 1994).

47 Budapester KSZE-Überprüfungskonferenz, Eröffnungsrede durch Assistent Secre­
tary General for Political Affairs, POlADS (94)160, 1994.

48 Beschlüsse von Helsinki, Helsinki, 10. Juli 1992, Anhang: Sofortprogramm, in: Fa­
stenrath, a.a.O. (Anm. 5), Kap. A.6, S. 34-38.

49 The Programme of Enhancing the Effectiveness, a.a.O. (Anm. 46).
50 "The CSCE would co-ordinate efforts of the participating States and major regional

institutions - the CIS, NACC, EU, Council of Europe, NATO and WEU". The Pro­
gramme of Enhancing the Effectiveness, a.a.O. (Anm. 45), Para. 1.
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mt~msaJnen Nenner bei verschiedenen .JJ.J\,,1JL'-I.lUI.-.LqJU..JL'-,JLJLv,../.ILL

gen: eher effektivere N1I1It~1IrHT der vorhandenen als die neu­
er ...............l"I...... Q,.III.ö\oQ,.A....,AJI.·V........'l da die der "nicht struktureller sondern
~.n.h1r"llC'"...."a? Natur" seien.

'\'a1l"nrRallA"'·h der fH1I"IlTR'JI1I"1I1'1.,nr~'n

wehrfront gegen IVLlI..lUUUl.,..::lI"".lLJlV

vor dem Streben
des obwohl SIe

wandte - als VOIW1I~ge~na

seiner Antwort verwarf
lctA31l""(llTPltpll"lIllntrV indem er

für die Allianz "keine

46).
Dezember 1994, in:
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lJ'1"p1'\!:lI1''1nO' the CSCE for the
des amerikanischen .Prasld<~nt~~n

Internationale Politik S. 77-80
Ebenda, S. 78.
Jelzin weiter: "Wir vernehmen br}darun~~en, dies sei angeblich eine 'Expansion
der für den Fan eines nicht Verlaufs der in Ruß-
land. Wenn man die Grenzen Verantwortung der an die Gren-
zen Rußlands will, dann ich eines: 'Es ist zu früh, die Demokratie in
Rußland zu ." Rede des Staatspräsidenten Boris Jelzin, am 5.
Dezember 1994, in: Politik S. 80-82, hier S. 80.
Erklärung des polnischen Präsidenten Budapest, 5. Dez. 1994.





Schlußfolgerungen

1. Der vor 20 Jahren in Helsinki begonnene Prozeß war ein kontinuier­
licher Prozeß der Institutionalisierung: Die KSZE wurde im Rahmen
des Machbaren in kreativer Weise an das neue politische sicher­
heitspolitische Umfeld angepaßt.62 Ursprünglich wurde die Agenda
des Helsinki-Prozesses (1975-1985) mit Menschenrechten und "Korb
III"-Themen (menschliche Kontakte, Informationen, Kultur und Bil­
dung) gleichgesetzt; im nächsten Stadium (1985-92) wurde die men­
schliche Dimension ergänzt durch militärische Sicherheitsaspekte
(vertrauens- und sicherheitsbildende Maßnahmen, der Vertrag über
konventionelle Streitkräfte in Europa von 1990 und das Abkommen
über den Offenen Himmel von 1992). Seit dem Gipfeltreffen von
Helsinki 1992 waren die hauptsächlichen KSZE-Aktivitäten: a) die
Förderung gemeinsamer Werte, wie sie in der Charta von Paris für
ein Neues Europa festgelegt sind (Menschenrechte und Grund­
freiheiten, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit,. Marktwirtschaft, so­
ziale Gerechtigkeit und Verantwortung für die Umwelt); Konflikt­
verhütung und Krisenmanagement und c) die Entwicklung koopera­
tiver Sicherheit.

2. Es gibt genügend Sicherheitsstrukturen in Europa und es besteht kei­
ne Notwendigkeit, neue zu schaffen. NATO, WEU die
OSZE spielen jetzt und in Zukunft eine zentrale und vitale Rolle bei
der Sicherung des Friedens. Sie werden künftig ausbrechende be­
waffnete Konflikte in Europa beenden, begrenzen und verhindern
können, vorausgesetzt, daß: a) dieses vielschichtige System nicht
gleichbedeutend mit einer Teilung Europas in Zonen unterschiedli­
cher Sicherheit ist; b) aktive US-Beteiligung integraler .JLJ~ ••:)II.. U..uJ.\,.I.I"~..uJ.

des europäischen Sicherheitssystems ist. Ein instabiles würde
nämlich wichtigen nationalen Sicherheitsinteressen der Vereinigten
Staaten zuwiderlaufen; c) Rußland die größte Militärmacht auf dem
europäischen Kontinent ist; kein Sicherheitsregime ohne umfassende
Kooperation und Sicherheitspartnerschaft mit Rußland63 funktionie­
ren kann und d) das gemeinsame Wertesystem und der Verhaltens­
kodex der OSZE-Staaten eine bedeutende Rolle beim Aufbau dieses
kooperativen Sicherheitssystems spielen. Auf der Suche nach einer
gemeinsamen und umfassenden Sicherheitsordnung für ist

62 Siehe dazu aueh: Emmanuel Deeaux, CSCE institutional issues at the Budapest Con­
ferenee, Helsinki Monitor, Special Issue, Budapest Review Conferenee 3/1, S. 18; Ist­
van Szönyi, The Institutionalization of the CSCE, Poliey Paper Series, no. 9, Buda­
pest, 1994.

63 Zbigniew Brzezinski, The premature partnership, in: Foreign Affairs 2/1994, S. 67; Z.
Brzezinski, A plan für Europe, in: Foreign Affairs 1/1995, S. 26.
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Was aber ist eine [ragla.hlj.;~e Sicherheits= und Wie
ist es Sicherheitsarchitektur bestellt? Wel-
ches sind die Was sind die Alternativen?

Die J!e!!enwartl1!e Sicherheitsarchitektur in

I ...... u ......... ....,·.""" Jahre nach der Schlußakte von Helsinki 1975 und fünf Jahre
nach der Zeitenwende von eme
'1lJ"·h.p>·1t'h,Plt"IC''l1l''·~hlt".P>1.rt"1I111t' aus nicht der

sechs Neben
1'\.1.-:.t"ll""no'1l"'l~ sind dies die die

die Gemeinschaft Staaten und die
'1~h.p>1t"h,p'1t" und Zusammenarbeit in J1>-''l.<lUL'-'IIJ ........

und

n"IlllI1l .. ·'::l1t'....,.n.11l ..1.::'~ .... ,pn Ci C'·tn,,pilrTCJ'1l"'II ist die am
iOr,p~"lMI"'lI"''1I4IrtoTo NATO derzeit zweifelsohne die Ein-

Nach der Warschauer
und dem Zerfall der ist die NATO die

Allianz in die in effIZienter Weise Sicher-

4 Bei der Abfassung dieses Kapitels konnte ich auf Vorarbeiten einer Reihe von IFSH-
K.OHe~o.nIlen und -Kollegen Dank schulde ich insbesondere Hans-Ge-
org Sabine Jaberg, und Konrad zum fol-
genden bereits: Dieter S. Lutz, A New Architecture and in:
Dieter S. Daniel Rotfeld, Two Views, HaJmbll.lr2:cer
Beiträge zur und S. 3-24; Dieter

Eine neue Sicherheitsarchitektur in für Europa, in: Erhard Fom-
""'......, .... , ...........Juu-.lA..J .....~ .......... Lemke Sicherheitspolitik für Europa zwischen Konsens
und Baden-Baden 239-256.

5 In der nachfolgenden werden die Vereinten Nationen - anders als in den in
.L .LJl ~ F-o 4 Im vorliegenden Band widmet sich
diesem Roloff, Die OSZE Verhältnis zu den Vereinten Natio-
nen - Im Wechsel von Konkurrenz und Subsidiarität, S. 375-383.

6 Vgl. zum u.a.: der Weißbuch zur Sicher-
heit der Deutschland und zur der Bundeswehr,
Bonn 1994; Dieter Lutz, Lexikon Rüstung, Sicherheit, München 1987 und
dort das Stichwort NATO, S. 225-231; fenler: Willy Claes, Die NATO und die sich
entwickelnde euro-atlantische Sicherheitsarchitektur, in: NATO-Brief, Dezember

1995, S. 3-7; John Kombium, Die neue Sicher-
heitsarchitektur, in: Amerika-Dienst 05 vom 8. Februar 1995, S. Harald Rund-
holz, Partnerschaft für den Frieden, in: Sicherheit S. 4446; Ge-
orge A. Julwan, Der militärische Beitrag der zur Partnerschaft für den Frie-
den, in: NATO-Brief, März 1995, S. 3-6.
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ebene, auf Botschafterebene und in NATO-Ausschüssen tref­
fen. Auch die "Partnerschaft für den Frieden", welche die NATO allen
Mitgliedern des Nordatlantischen Kooperationsrates und der OSZE an­
bietet, sieht nur Konsultationen der NATO im Falle von "Bedrohungen"
oder der Partner vor, bietet jedoch keine sicher­
heitspolitischen Garantien der Allianz. Doch ist neben der "Transparenz
der Verteidigungshaushalte" u.a. immerhin vorgesehen: "Die gemeinsame

Jl.lI,A..JUl.~1LA.jr;;;",'1 gemeinsame militärische und der Aufbau der Fähig-
keiten, mit NATO-Streitkräften in Bereichen wie Such­
und Rettungsdienst sowie zu vereinbarenden '-' I!-"VJl. ...... IL.Jl.'-.J.IUL....'..uL

zusammenzuwirken." 11

Den Grundstein für die zweite der geIlannte~nAufgaben legte die NATO
auf dem der Staats- und der l't.IlI .. 1O".,..I·.=rtll"'Tn.n.

ten im November 1991 in Rom. In dem vom Gipfel
"Neuen strategischen wurden zwar die bisherigen \JJl.'-'JLJl.VJI..lULVJ.. lL.ul-,'-J

litischen Verteidigungsfunktionen der NATO bestätigt, doch wird bereits
von der "umfassenden Fähigkeit" "die Sicherheit der
der bedrohende Krisen erfolgreich zu .12 Ist diese Formulie-
rung auch noch diffus und kann ambivalent so ist dage-
gen die Brüsseler der Staats- und Regierungschefs der NATO-
Mitgliedsländer vom Januar 1994 In der Brüsseler .&..J J _

heißt es u.a.:

'Y]n der Wahrnehmung unserer gemeinsamen transatlantischen Sicher­
heitseifordernisse wird die NA TO zunehmend aufgefordert werden,
Aufträge durchzuführen, zusätzlich zur traditionellen grundlegenden
Aufgabe der kollektiven Verteidigung ihrer Mitglieder, die eine Kern­
funktion bleibt. Wir bekräftigen unser Angebot, von Fall zu Fall in
Übereinstimmung mit unseren eigenen Verfahren friedenswahrende und
andere Operationen unter der Autorität des UN-Sicherheitsrates oder
der Verantwortung der KSZE zu unterstützen." 13

Die im vormaligen Jugoslawien erstmals Versuche der Um-
setzung des Konzeptes der institutions" während eines krie-
gerischen Konfliktes führte weder zu einer befriedigenden Ko-
operation unter den Partnern noch zur des Konfliktes selbst.
Die NATO zog daraus die entgegen der zitierten Brüsseler

11 Ebenda, S. 24.
12 NATO-Gipfelkonferenz in Rom, a.a.O. (Anm. 8), S. 1041.
13 NATO-Gipfelkonferenz in Brüssel, Tagung der Staats- und Regierungschefs des

Nordatlantischen Pakts am 10. und 11. Januar 1994 in Brüssel. Erklärung der Staats­
und Regierungschefs, in: Presse- und Informationsamt der Bundesregierung, Bulletin
3/1994, S. 20-24, hier: S. 20 f.
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heute vor allem der Selbstdarstellung Rußlands. Die 'PfP" hatte ur­
sprünglich zwei Funktionen: (1) Vorstufe für NA TO-Beitrittskandidaten
und (2) Kooperationselementfür Staaten, die in der NATO einen Part­
ner sehen, aber dieser nicht beitreten wollen. Die "PfP" als allfällige
Vorstufe zu einem NATO-Beitritt ist in den Augen der beitrittswilligen
Staaten überflüssig, für die anderen wiederum eine Fehlentwicklung.
Der NACC steht in Konkurrenz zur KSZE/OSZE und nun auch zur
"PfP'~ da auch bei dieser, der Eigendynamik folgend, wie beim NACC,
bereits umfangreiche Sub-Strukturen geschaffen wurden. Gleichzeitig ist
die schon anfangs 1994 diskutierte Auflösung des NACC unmöglich
geworden. Einige Staaten wollen bei NACC und "PfP" dabei sein, wis­
sen aber nicht, was sie von diesen Aktivitäten halten sollen, andere, die
der ''PfP'' beitraten oder beitreten wollen, zeigen enomle Berüh­
rungsängste und sind nur in völlig irrelevanten Randbereichen zu
''Partnership''-Kooperationen bereit. Dabei wird die NATO bzw.
mit UNO-Aufgaben bemüht, denn Katastrophenübungen, "jriedenser­
haltende Missionen" und ähnliches sind nicht wirkliche Anliegen der
NATO; Rüstungskontrolle wiederunl ist Sache der betroffenen Staaten
bzw. der UNO und OSZE, nicht aber der "PfP". Schon der NACC wur­
de nach seiner Gründung mit ''Peacekeeping''-Programmen befaßt, dies
ist aber nicht seine Funktion. " 16

Europäische Union (EU) und Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik
(GASP) 17

Trotz der angeführten Kritik gilt: Unter militärischen und
sehen Aspekten ist die NATO derzeit die dominierende in
Europa. Unter friedenspolitischen Gesichtspunkten allerdings kann - und
will - sie den integrativen und stabilisierenden Funktionen des engsten Zu-
sammenschlusses europäischer der Europäischen Union
nicht den Rang ablaufen.
Die Europäische Union wurde durch den von Maastricht errich­
tet, der am 7. Februar 1992 unterzeichnet wurde und am 1. November

16 Allgemeine Rundschau, in: ÖMZ 2/1995, S. 196 f.
17 Vgl. zum folgenden stellvertretend: Hans-Georg Ehrhart, Die EG, die osteuropäi­

sche Herausforderung und die Sicherheit Europas, in: Aus Politik und Zeitgeschichte
B 10/1993, insbesondere S. 45 ff; Hans-Georg Ehrhart, Zur Rolle der EG beim Auf­
bau einer Europäischen Ordnung des Gemeinsamen Friedens, in: Dieter S. Lutz
(Hrsg.), Gemeinsame Sicherheit, Kollektive Sicherheit, Gemeinsamer Frieden, Ba­
den-Baden 1990/91, S. 319-337; Heinz Timmermann, Die Europäische Union und
Rußland, in: Blätter für deutsche und internationale Politik 3/1995, S. 286-298; Stand
der EU/WEU-Mitgliedschaft, in: IAP 2/1995, S. 4.
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und ihrer in allen ihren Formen". Dies schließt über das
11I4I1I"'-"'II1I4IC'lflrolr'll1lot- .nulaulsgl~nf~ndleZiele nicht aus. Im In derselben

Norm werden u.a. auch die des Friedens nach der UN-Charta"
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...."'........II.~LF. der Menschenrechte und Grundfreiheiten" genannt.
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Vorkonferenz vom Mai 1994 in Paris am 20.
März 1995 über einen An dieser Konferenz
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teres worum es auch
Auch wenn der über das Ziele

nicht es der EU letztlich doch um die Sicherheit der
prlvl1f~g1f~rte~n l\iilt~~e:ast:aalten der Union und nicht Konkreter:

Ue1~an:LteulfOt)aist OSZE.

'Ver EU kommt ein zu, das nicht hoch genug zu veranschla-
gen ist: Sie hat die multinationale Struktur in .a...J....,. 'U'/U'........ IV'S-"P'Y"""''\''''''''''

die nicht ein sondern eine Friedensord-
nung. Ein zwischen den kann
nach menschlichem Ermessen als strnkturell Ein
Resultat der ist die li..r;.~eu~rzu~u? w'lrtj~cnaTtlllcllen
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ser Zone der Stabilität beitreten ist Der
ökonomischen und DoUtl,SC~len

J.~U:~l1ri')n{jr..~_ sei es durch eine schrittweise ...." ,. "'''''''''''Joo.

20

21

StalJilitätsl>akt für Bulletin der Bundesregierung 24/1995 - im vorliegenden
abgedruckt, S, 486-496.

vorliegenden Band S. 489, Punkt 13.
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Mit Ausnahme der nicht-europäischen Staaten Kanada und USA stehen
alle europäischen NATO-Mitgliedstaaten in mehr oder weniger enger
Bindung oder Anbindung zur WED.25 Die europäischen Nicht-NATO­
Staaten hingegen sind ausgeschlossen. Ihnen bleibt, wenn überhaupt, le­
diglich der Zugang über das WEU-Konsultationsforum.26

Die WEU ist wie die NATO ein Militärpakt. Im Unterschied zur NATO
besitzt sie aber weder eine eigene militärische Struktur noch eigene
Streitkräfte; sie will gemäß Artikel IV des WEU-Vertrages vielmehr den
Aufbau einer Parallelorganisation zur NATO ausdrücklich vermeiden.
Darüber hinaus hat die WEU in den vergangenen Jahrzehnten eher einen
Dornröschenschlaf gehalten, denn tatsächlichen militärischen oder politi­
schen Einfluß ausgeübt. Letzteres verändert sich allerdings seit Beginn
der 90er Jahre. Mit dem Maastricht-Vertrag von 1993 wurden die
rechtlichen und politischen Grundsteine gelegt, die WEU im Zuge der
europäischen Einigung einerseits zur "Verteidigungskomponente der
Europäischen Union" und andererseits als "europäischen Pfeiler in der
NATO auszubauen" - so die Erklärung zur WEU in der Schlußakte von
Maastricht.27 Bereits am 19. Juni 1992, also noch vor Inkrafttreten des
Maastricht-Vertrages, erweiterte der WEU-Rat darüber hinaus die
Aufgaben der WEU bzw. defInierte sie neu. Beschränkte sich die Aufgabe
der WEU bis dahin auf den verteidigungspolitischen Zweck der Organisa­
tion aus Art. V des Brüsseler Vertragesg so sollen nunmehr nach der sog.
Petersberger Erklärung vom Juni 19922 militärische Einheiten der WEU
(unter dem Befehl der WEU) für humanitäre und Rettungseinsätze, für
friedenserhaltende Maßnahmen sowie für Kampfemsätze im Rahmen der
Krisenbewältigung einschließlich von Maßnahmen zur Herbeiführung des
Friedens Verwendung fmden können. M.a.W.: Die WEU genehmigte sich
1992 - ohne vorherige Vertragsänderung - ein Recht auf Intervention
außerhalb der Grenzen der Vertragsstaaten. Oder die Befürchtung
zugespitzt formuliert:

25 Mitglieder der Westeuropäischen Union waren bei ihrer Gründung 1954: Belgien, die
Bundesrepublik Deutschland, Frankreich, Großbritannien, Italien, Luxemburg und
die Niederlande. Spanien und Portugal traten der WEU 1990 parallel zu ihrer Auf­
nahme in die EG bei. Griechenland wurde 1992 als zehntes und vorläufig letztes Mit­
glied in die WEU aufgenommen. Im selben Jahr wurden der Türkei, Island und Nor­
wegen der Status assoziierter Mitglieder und Irland und Dänemark der Status von
Beobachtern verliehen.

26 Assoziierte Partner sind: Bulgarien, Estland, Lettland, Litauen, Polen, Rumänien,
Slowakei, Tschechien, Ungarn. Diese Staaten dürfen an der Hälfte der Tagungen des
Ständigen Rates teilnehmen, können aber keinen Beschluß blockieren, für den ein
Konsens erforderlich ist - William van Eekelen, a.a.O. (Anm. 24), S. 9-15.

27 A.a.O. (Anm. 19), S. 73 ff.
28 Petersberg-Erklärung, in: Bulletin der Bundesregierung 68/1992, S. 649-655.
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Zusammenarbeit im Einzelfall, allerdings ohne daß die formellen Si­
cherheitsgarantien gewährt worden wären, die von den Osteuropäem
vielfach angestrebt worden sind. Angesichts der Überschneidung der
Teilnehmerkreise und der Beratungsthemen sind die Beteuerungen
fragwürdig, die von Ergänzung und gegenseitiger Stärkung der verschie­
denen Institutionen sprechen. ,,30

Die Gemeinschaft unabhängiger Staaten (GUS)31

NATO, EU und WEU sind aus westlichen Initiativen entstanden. Ihre Ur­
sprünge liegen in der Zeit vor der Wende. Der vierte der zu behandelnden
Grundpfeiler in der gegenwärtigen Sicherheitsarchitektur Europas - die
Gemeinschaft Unabhängiger Staaten (GUS) - entstand hingegen erst nach
der Wende und auf östliche Initiative.
Die offlZiell am 21. Dezember 1991 in der kasachischen Hauptstadt Alma­
Ata gegründete GUS umfaßt alle Territorien bzw. Republiken der vorma­
ligen Sowjetunion mit Ausnahme lediglich der drei Baltischen Staaten.32

Zu den Zielen der GUS zählen u.a. die gegenseitige Anerkennung der
Souveränität, die Nichteinmischung in die inneren Angelegenheiten der
anderen Mitgliedstaaten, der Verzicht auf Gewaltanwendung und -andro­
hung, die Achtung der territorialen Integrität sowie die Aufrechterhaltung
einer einheitlichen Kontrolle über die Nuklearwaffen. Zu den Verträgen,
Abkommen und Rahmenvereinbarungen, welche die GUS-Staaten ge­
schlossen haben, gehören im sicherheitspolitischen Bereich so wichtige
Regelungen wie die über die "strategischen Streitkräfte" oder die über die
"Streitkräfte und Grenztruppen", beide vom Dezember 1991, oder wie die
über die "kollektive Sicherheit" vom Mai 1992 (Taschkenter Vertrag) oder
das daran anknüpfende "Konzept über kollektive Sicherheit" vom Februar
1995.

30 Ingo Peters, a.a.O. (Anm. 23), S. 291, 299 f.
31 Für Information und Hinweise zu diesem Abschnitt bin ich besonders Ursel Schlich­

ting, Anna Kreikemeyer und Ljuba Trautmann verbunden - vgl. auch: Ursel Schlich­
ting, Integration oder Hegemonie? Rußland und die GUS, in: Friedhelm
SolmsjReinhard MutzjGert KreH (Hrsg.), Friedensgutachten 1994, Mün­
sterjHamburg 1994, S. 182-195; Hans-Georg EhrhartjAnna KreikemeyerjAndrej V.
Zagorski (eds.), The Former Soviet Union and European Security: Between Integra­
tion and Re-Nationalization, Baden-Baden 1993; Hans-Georg Ehrhartj Anna Krei­
kemeyerjAndrej v. zagorski (eds.), Crisis Management in the CIS: Whither Russia?
Baden-Baden 1995; Ljuba Trautmann, Rußland zwischen Diktatur und Demokratie.
Die Krise der Reformpolitik seit 1993, Baden-Baden 1995.

32 Mitglieder der GUS sind also: Armenien, Aserbeidschan, Moldau, Kasachstan, Ruß~
land, die Ukraine, Usbekistan, Tadschikistan, Kirgistan, Turkmenistan und Weiß­
rußland. Georgien, das am Gründungsakt nicht teilnahm, ist seit dem 1. März 1994
Mitglied.
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Die Minister beauftragten den AHB und den Ständigen Ausschuß,
Voraussetzungen und notwendige Maßnahmen für mögliche KSZE­
VorkehlUngen dieser Art weiter auszuarbeiten. Bei der·DurchfühlUng
dieser Aufgabe werden sie die vom AHB geplÜften Vorschläge belÜck­
sichtigen und sich u.a. von den folgenden Prinzipien und Erwägungen
leiten lassen, die für die KSZE-VorkehlUngen sowie die Aktionen von
Drittstreitkräften von wesentlicher Bedeutung sind: Achtung der Souve­
ränität und territorialen Integrität; Zustimmung der Parteien; Unpar­
teilichkeit, multinationaler Charakter; klares Mandat; Transparenz;
feste Bindung an einen politischen Prozeß der Konfliktlösung; Plan für
geordneten Rückzug. ,J4

Ist also die GUS - vielleicht auch das Scheitern der GUS - das Vehikel für
Rußland auf dem Weg zum dominanten Garanten für Sicherheit und Sta­
bilität in der Region? Andrei Zagorski schreibt hierzu im vorliegenden
Band:

"(Es) ist noch immer unklar, für welche Rolle Rußland sich letztlich
entscheiden wird: für die eines Befürworters des Status quo oder aber
für die einer revisionistischen Macht. Zumindest in einigen Fällen hat
es Rußland bisher vermieden, bei der Ziehung seiner Grenzen (z.B. zur
Ukraine und zu Kasachstan) vollendete Tatsachen zu schaffen.
Zwar betreibt Rußland weiterhin die Anerkennung der GUS als eine
Regionalorganisation, der man beispielsweise einen besonderen Status
innerhalb der OSZE einräumen könne (im Frühjahr 1994 wurde sie
bereits als Beobachter bei den Vereinten Nationen zugelassen), die
diesbezüglichen Aussichten sind jedoch nach wie vor recht vage,
jedenfalls solange wie die GUS selbst nur ein loser politischer Zusam­
menschluß bleibt, und insbesondere dann, wenn innerhalb der GUS
weiterhin damit gerechnet wird, daß Rußland zunehmend eine hege­
moniale Rolle in der Gemeinschaft ausüben will. ,,35

Was in der Theorie eindeutig und zweifelsfrei scheint, besitzt in der
Realität aber oftmals ambivalenten Charakter. Im vorliegenden Band
schreibt z.B. Hansjörg Eiff in seinem Beitrag über die OSZE-Mission in
Georgien: "Der Erfolg (des Abkommens von Sotschi vor drei Jahren) ist
wesentlich den russischen Friedensstreitkräften und ihren Kommandeuren
zu danken ...". Nach einer Initiative des russischen Außenministeriums

34 Zusammenfassung der Schlußfolgerungen und Beschlüsse des Ratstreffens von Rom,
Rom, 1. Dezember 1993, in: Fastenrath, Ulrich (Hrsg.), NeuwiedjBerlin, Losebl.­
Ausgabe, Kap. CA, S. 12 f.

35 Andrei V. Zagorski, Rußland und die OSZE - Etwartungen und Enttäuschungen, im
vorliegenden Band S. 118.
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Aus der Perspektive der Forderung nach einer "tragfähigen Sicherheits­
und Stabilitätsarchitektur" (Hans-Dietrich Genseher) nach dem Ende des
Ost-West-Konfliktes besitzt die Schlußakte von Helsinki allerdings - wie
auch alle nachfolgenden KSZE-jOSZE-Dokumente - ein grundsätzliches
KonstruktionsdeflZit: Die Vereinbarungen ruhen weder auf völkerrecht­
lichen Verträgen, noch sind sie es selbst. Alle Dokumente stellen lediglich
politische Absichtserklärungen ohne völkerrechtliche Bindungskraft dar.4o

Ob dieses Konstruktionsmerkmal vor der Wende, also zu Zeiten der Ost­
West-Konfrontation, durchaus ein politischer Vorteil war, mag heute da­
hingestellt bleiben. Im zwanzigsten Jahr nach Helsinki ist es als ein
schwerwiegendes Versäumnis anzusehen, daß es den Staaten der OSZE
bislang nicht gelungen ist, eine tragfähige rechtliche Grundlage für eine
künftige Sicherheitsarchitektur Europas zu beschließen. Auch der Ver­
such vom 10. Juli 1992 auf dem Gipfel in Helsinki,41 die KSZE zur
"regionalen Abmachung im Sinne von Kapitel VIII der Charta der Ver­
einten Nationen" zu erklären, muß vor diesem Hintergrund als halbherzig
und unzureichend bezeichnet· werden. Noch in demselben Helsinki-Do­
kument 1992 gestehen die KSZE-Teilnehmerstaaten ein, daß die Erklä­
rung bei der UNO nicht registrierbar,42 weil eben nicht völkervertrags­
rechtlieh bindend ist.
Politisch gesehen kann und darf hingegen der Aufbruch der KSZE zu
neuen Ufern in den vergangenen fünf Jahren weder geleugnet noch in sei­
nen Auswirkungen auf eine neue Sicherheitsarchitektur Europas als ge­
ring eingeschätzt werden. In der "Charta von Paris für ein Neues Eu­
ropa,,43 vom 21. November 1990 und in der ihr vorausgegangenen "Ge­
meinsamen Erklärung von 22 Staaten,,44 vom 19. November 1990 - ge­
meinhin als Wegmarken im OSZE-Prozeß bezeichnet - wurden z.B. die
"Unteilbarkeit der Sicherheit" bekräftigt, die "Demokratie als die einzige
Regierungsform" hervorgehoben und die "Menschenrechte" als "Grund­
lage für Freiheit, Gerechtigkeit und Frieden" ausgewiesen. Als er­
forderlich wurden ferner eine "neue Qualität der Zusammenarbeit" und

40 Bei näherer Betrachtung stimmt diese immer noch gängige Aussage allerdings nicht
mehr ganz. Zu nennen ist z.B. das OSZE-Gericht, das im Übereinkommen über Ver­
gleichs- und Schiedsverfahren innerhalb der KSZE durchaus eine völkerrechtliche
Grundlage besitzt - vgl. zum OSZE-Gerichtshof im vorliegenden Band auch den
gleichnamigen Artikel von Dieter S. Lutz, S. 241-253; völkerrechtliche Wirkung
haben wichtige KSZE-Bestimmungen ferner z.B. auch dadurch erfahren, daß sie in
den Nachbarschaftsverträgen Deutschlands mit den östlichen Nachbarn inkorporiert
wurden.

41 Gipfelerklärung von Helsinki, Helsinki, 10. Juli 1992, in: Ulrich Fastenrath (Hrsg.),
a.a.O. (Anm. 1), Kap. BA, S. 8.

42 Ebenda, Kap. BA, S. 12.
43 A.a.O. (Anm. 2).
44 Gemeinsame Erklärung von 22 Staaten vom 19. November 1990, in: Bulletin der

Bundesregierung 137/1990.
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matie der OSZE und ihr umfassender Ansatz von wesentlichem Wert
für Frieden und Stabilität in Europa sind. Es ist wichtig, sich darüber
im klaren zu sein, daß keine andere internationale Instanz in Europa
sich für eine umfassende Konfliktverhütung einsetzt. ,r/8

Auf die Nachteile der stillen Diplomatie für das Image der OSZE weist im
vorliegenden Band u.a. Ortwin Hennig hin:

"Voraussetzung für den Erfolg präventiver Diplomatie ist ihr Charakter
als stille und diskrete Diplomatie. Empfehlungen und Lösungsvor­
schläge haben nur dann Erfolgschancen, wenn sie von den betroffenen
Regierungen und Gruppiernngen ohne sichtbaren äußeren Drnck und
in der Gewißheit diskutiert werden können, keinen Gesichtsverlust erlei­
den zu müssen. Doch je erfolgreicher die OSZE auf diesem Gebiet ist,
umso weniger wird sie in der Öffentlichkeit wahrgenommen. Ein Kon­
flikt, der vermieden oder unter Kontrolle gehalten wird, ist keine Mel-
dung. ,,49

Ganz zweifelsohne also besitzt die OSZE "konkurrenzlose Aktionsfel­
der".50 Doch dürfen die Augen - trotz aller Anerkennung der Mühen und
Leistungen der OSZE - vor der Realität nicht verschlossen werden. Diese
Realität heißt eben auch "Krieg in Europa". Bislang jedenfalls ist die
OSZE nicht in der Lage, Strategische Stabilität zu garantieren, noch ist sie
handlungsfähig genug, wenn es um die Lösung aktueller politisch-militäri­
scher Tageskonflikte geht, darunter die Erzwingung der friedlichen Streit­
beilegung, die Durchsetzung eingegangener Verpflichtungen oder die
Durchführung friedenserhaltender Maßnahmen.

Kritik an der gegenwärtigen Sicherheitsarchitektur und die Fordernng nach
einem Sicherheitsmodell ffir das Einundzwanzigste Jahrhundert.

Zu Zeiten des Ost-West-Konfliktes wurden Forderungen nach kollektiver
Sicherheit, nach Abrüstung, aber auch nach Gerechtigkeit und sozialer
WoWfahrt als irreal und utopisch abgetan. Über Jahrzehnte hinweg aber
war das Versprechen aller - unabhängig von der jeweiligen politischen

48 Rob Zaagman/Arie Bloed, Die Rolle des Hohen Kommissars der OSZE für natio­
nale Minderheiten bei der Konfliktprävention, im vorliegenden Band S. 226.

49 Ortwin Hennig, Die KSZE/OSZE aus deutscher Sicht - Kein Wechsel der Unterstüt­
zung, im vorliegenden Band S. 127; vgl. ebenso: PeH Dunay, Zusammenarbeit in Kon­
flikten: Der amtierende Vorsitzende und der Generalsekretär - Ein künftiges Pro­
blem?, im vorliegenden Band S. 405.

50 Ortwin Hennig, ebenda, S. 126.
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zwar Gesamteuropas, verstanden.
Klar ist nach den vorausgegangenen Ausführungen zur gegenwärtigen
Sicherheitsarchitektur allerdings, daß es 1995 eben diese geforderte glei­
che und unteilbare Sicherheit aller Länder Gesamteuropas, d.h. ein einzi­
ges System einheitlicher Sicherheit in und für Europa, nicht gibt. Aber
bilden die angeführten Institutionen - NATO, EU, WEU und OSZE ­
nicht doch ein Netzwerk sich ergänzender und stützender Strukturen mit
Funktionen und Garantien, deren Ergebnis gleiche und gemeinsame Si­
cherheit für alle europäischen Länder sein kann? Die NATO-Staaten
selbst haben - wie bereits angeführt - auf ihrem Gipfel in Rom 1991 ein
entsprechendes Netzwerk, das "framework of interlocking institutions",
propagiert.53
Tatsächlich jedoch handelt es sich bei der gegenwärtigen Sicherheitsarchi­
tektur Europas weder um ein arbeitsteiliges noch um ein unteilbares
Netzwerk gleicher Sicherheit. Auch Mitte der neunziger Jahre besteht
noch immer - oder wieder - eine defIZitäre und fragmentierte54 Sicher­
heitsarchitektur aus nicht weniger als fünf bzw. sechs internationalen
Organisationen. Statt Arbeitsteilung und Kooperation stehen Konkurrenz
und Dominanz auf der Tagesordnung.

''Konkurrierende und konfligierende nationale Positionen und Prioritä­
ten hinsichtlich des Aus- und Umbaus der verschiedenen Institutionen
haben bisher ... zu einer je nach Politik/eid unterschiedlich ausgepräg­
ten Mischung von Arbeitsteilung und Konkurrenz zwischen den Institu­
tionen geführt. Das Ergebnis ist eine unübersichtliche 'Gemengelage'
von Zuständigkeiten, Instrumenten und Prozeduren. Dies läuft letztlich
den deklarierten Zielen internationaler Kooperation zuwider, weil es zu
finanziell kostspieligen und funktional ineffektiven Doppelungen und
Überschneidungen und zu einem Mangel an Transparenz führt. ,;55

Die Zauberformel der "interlocking institutions" entpuppte sich - wie auch
Ralf Roloff im vorliegenden Band betont - "als Leerformel ... Das
'interlocking' wurde zum 'interblocking,.,,56 Die NATO gegen die EU (und
WEU). Die EU ohne OSZE (und UNO). NATO, EU und WEU gegen
Rußland und GUS. NATO, EU und WEU mit der OSZE und in

53 A.a.O. (Anm. 8).
54 Vgl. auch: Hans-Georg EhrhartjHans-Joachim GießmannjSabine JabergjReinhard

Mutz, in: Friedhelm SolmsjReinhard MutzjGert Krell (Hrsg.), a.a.O. (Anm. 31), S.
196-212.

55 Ingo Peters, Europäische Sicherheitsinstitutionen: Arbeitsteilung oder Konkurrenz?,
in: Erhard ForndranjHans-DieterLemke, a.a.O. (Anm. 4), S. 303 f.

56 Ralf Roloff, Die OSZE und das Verhältnis zu den Vereinten Nationen - Im Wechsel
von Kooperation, Konkurrenz und Subsidiarität, im vorliegenden Band S. 375.
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Dokument und künftige gesamteuropäische Verhandlungen - sollte das
Fundament kooperativer Sicherheit bilden. Heute droht Rußland offen
damit, eine Teilbestimmung des KSE-Vertrages, die sogenannte
Flankenregelung, zu verletzen. Ferner erklärt die russische Regierung,
stelle die geplante Ost-Erweiterung der NATO die gesamte
Geschäftsgrnndlage des Vertrages infrage. RüstU1~skontrolle ist wieder
zum Gegenstand politischen Konflikts geworden. '

"Epochenbruch", "Zeitenwende", "Jahrhundertchance", "neue Weltord­
nung" - diese und ähnliche Begriffe begleiteten das Ende des Ost-West­
Konflikts. Mitte der neunziger Jahre wird jedoch immer offensichtlicher,
daß sich kaum eine der hochgesteckten Erwartungen vom Ende der acht­
ziger Jahre erfüllt hat. Das in der Charta von Paris 1990 verkündete neue
Zeitalter des Friedens ist bis heute jedenfalls nicht angebrochen. Die alte
Welt(un)ordnung dauert ebenso an wie die Spaltung Europas. Krieg, nicht
Frieden, ist die Realität. Zumindest brachten die wenigen Jahre nach dem
Ende des Ost-West-Konflikts auch Europa ein Vielfaches mehr an
Kriegstoten als die Jahrzehnte zuvor.

"Zum ersten Mal seit JahlZehnten sind wir mit Krieg in der KSZE-Re­
gion konfrontiert. Neue bewaffnete Konflikte und massive Gewalt­
anwendung zur Erlangung von Hegemonie und territorialer Expansion
sind weiterhin an der Tagesordnung. Der Verlust an Menschenleben
und menschlices Elend, verbunden mit gewaltigen Zahlen an Flücht­
lingen, haben das schlimmste Ausmaß seit dem Zweiten Weltkrieg
angenommen. Der Schaden an unserem kulturellen Erbe und die Zer­
störung von Hab und Gut sind erschreckend. ,,60 (Hervorheb. DSL)

Daß auch die Staats- und Regierungschefs der Teilnehmerstaaten der
Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa ihre Augen
vor dieser Realität nicht - bzw. nicht länger - verschließen konnten, wurde
spätestens auf dem Gipfeltreffen am 5. und 6. Dezember 1994 in Budapest
deutlich. In der Gipfelerklärung von Budapest heißt es:

"Die Ausbreitung der Freiheiten ging einher mit dem Entstehen neuer
und dem Wiederaufleben alter Konflikte. In der KSZE-Region wird im
Streben nach Hegemonie und territorialer Expansion weiterhin Krieg
geführt Menschenrechte und Grnndfreiheiten werden noch immer mit

59 Wolfgang Zellner, Anfang vom Ende oder neue Chance kooperativer Sicherheit? Zur
Krise europäischer Rüstungskontrolle, im vorliegenden Band S. 289.

60 Gipfelerklärung von Helsinki, Helsinki, 10. Juli 1992, in: Ulrich Fastenrath (Hrsg.),
a.a.O. (Anm. 1), Kap. BA, S. 5.
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Entsprechend dem zitierten Budapester Beschluß traf sich der Hohe Rat
am 30. und 31. März 1995 in Prag zu einer ersten Diskussion über "das Si­
cherheitsmodell für das einundzwanzigste Jahrhundert". Diskutiert wur­
den neben den Prinzipien und Ausgangsüberlegungen der Diskussion
selbst die strategischen Ziele der Arbeit am Sicherheitsmodell, die Rah­
menbedingungen des Modells, die Herausforderungen und Risiken, denen
das Modell entgegengesetzt werden sollte, die einzelnen Elemente des
Modells und seine prioritären Aspekte sowie das Verhältnis der OSZE zu
den anderen Organisationen. Wie nicht anders zu erwarten, gingen die
Meinungen und/oder Gewichtungen weit auseinander. Der Hohe Rat be­
scWoß deshalb, die Diskussion in zwei Phasen einzuteilen. In der ersten
Phase sollen die Hauptrisiken und sonstige wichtige Faktoren der Zukunft
behandelt werden. Im Mittelpunkt der zweiten Phase (1996) soll dann die
Herausarbeitung der Antworten und Konsequenzen in Folge der analyti­
schen Erkenntnisse der ersten Phase stehen, darunter auch die Überprü­
fung der OSZE-Prinzipien und Normen sowie der DefInition der
Konfliktprävention und der Crisis Management-Instrumente, ferner die
Erarbeitung der Mittel der Risikoeinschätzung, des Gleichgewichts der
Kräfte usw. In den Feldern, in denen sich eine Verstärkung oder Auswei­
tung der OSZE-Prinzipien als erforderlich erweisen sollte, könnte dann
das angestrebte Sicherheitsmodell zu neuen praktischen Sicherheitsmaß­
nahmen anregen.
Als Arbeitsstruktur wurde ferner vereinbart, die Diskussionen in einer
informellen Ad-hoc-Gruppe in Wien fortzuführen. Diese Treffen sollten
einmal im Monat unter der Leitung des Vertreters des amtierenden Vor­
sitzenden bis zu dem in Budapest beschlossenen Herbstseminar 1995
stattfmden.63 Bis zu diesem Zeitpunkt soll unter der Federführung des
amtierenden Vorsitzenden ein erster Text vorgelegt werden. Über die Ar­
beit in der informellen Gruppe hinaus sollen ferner noch vor der Som­
merpause ein bis zwei "brainstorming sessions" im Rahmen der Sitzungen
des Ständigen Rates durchgeführt werden.

Die OSZE als ESG - Vorschlag zur Diskussion eines Sicherheitsmodells für
das Einundzwanzigste Jahrhundert

Aus den strukturellen Mängeln der bestehenden Sicherheitsarchitektur in
Europa läßt sich der Gegenentwurf eines Sicherheitsmodells für das
Einundzwanzigste Jahrhundert, d.h. einer effIZienten, funktions- und ak-

63 Dieses Seminar in Wien ist für den September 1995 vorgesehen. Entgegen der Er­
wartung soll es (nicht zuletzt auf Betreiben der USA) nicht unter Hinzuziehung von
Wissenschaftlern und Wissenschaftlerinnen stattfinden.
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versuchte, Gefahr, die Glaubwürdigkeit ihres friedenspolitischen Engage­
ments zu relativieren.
Das ordnungspolitische Leitprinzip, das der Konzipierung der Europäi­
schen Sicherheitsgemeinschaft zugrundegelegt wurde, lautet in seiner
Gedankenfolge: Der Gebrauch von Waffengewalt in den Beziehungen
zwischen Staaten darf nicht zurückfallen in das Ermessen bzw. Belieben
von Regierungen, sondern muß als "ultima ratio" politischen Handelns ei­
ner überstaatlich verbindlichen Normierung unterworfen werden. Mili­
tärische Gewalt gemeinsam verhindern wollen und sich den eigenen
Waffeneinsatz gleichwohl nach Ermessen vorbehalten, sind zwei Optio­
nen, die sich ausschließen. Die ESG soll eine Rechtsordnung schaffen, in
der Streitkräfte gebündelte Sanktionsinstrumente gegen den Rechtsbruch
werden. Kurz: An die Stelle des Rechts des Stärkeren soll die Stärke des
Rechts treten.

Folgende Merkmale charakterisieren das vom· IFSH vorgelegte Sicher­
heitsmodell:

1 Rechtscharakter: Die Europäische Sicherheitsgemeinschaft ist eine re­
gionale Abmachung kollektiver Sicherheit im Sinne des Kapitels VIII der
Charta der Vereinten Nationen.
2 Beitrittskreis: Die Europäische Sicherheitsgemeinschaft steht zum Bei­
tritt allen Mitgliedstaaten der OSZE offen.
3. Beitrittsanjorderung: Die Mitglieder der Europäischen Sicherheits­
gemeinschaft verpflichten sich zur Einhaltung des ESG-Vertrages.
Insbesondere verpflichten sie sich rechtsverbindlich, auf die Anwendung
von Gewalt bei der Lösung von Konflikten zu verzichten. Sie verpflichten
sich ferner, die Minderheiten- und Menschenrechte zu achten. Mit dem
Beitritt zur ESG ist automatis~h der Beitritt zum obligatorischen
(Schieds-) Gerichtshof der Gemeinschaft verbunden.
4. Organisationszweck: Die Europäische Sicherheitsgemeinschaft dient der
Aufrechterhaltung des Friedens. Diesen ihren Organisationszweck erfüllt
die ESG mittels Gewaltverhütung durch friedliche Streitbeilegung. Dazu
dient ihr ein breiter Fächer ziviler Einwirkungsmittel von der obli­
gatorischen (Schieds) Gerichtsbarkeit ("Aggressor in einem bewaffneten
Konflikt ist, wer sich dem Schiedsverfahren entzieht") über klassische und
unkonventionelle politische Einflußnahmen bis zur Verhängung wirt­
schaftlicher Sanktionen.
5. Militärischer Beistand: Militärischer Waffeneinsatz bleibt die äußerste
Sanktion gegen Bruch der ESG-Regeln, gegen Aggression oder zur Been­
digung bereits ausgebrochener militärischer Gewalt. Sollte zu Zwangs­
maßnahmen gegriffen werden müssen, stehen hierfür (neben nationalen)
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Generalversammlung der ESG die Kompetenz für Grundsatzentschei­
dungen zugewiesen, andererseits dem ESG-Generalsekretär ein großer
autonomer Handlungsspielraum eingeräumt. Ein Vetorecht ist in keinem
der ESG-Gremien vorgesehen.
Der Europäische Sicherheitsrat (ESR) ist das zentrale Gremium der ESG.
Er setzt sich als Generalversammlung aus den Vertretern aller Mit­
gliedstaaten zusammen und tagt in zwei Varianten: Zum einen (ein- bis
zweimal im Jahr) auf der Ebene von Ministern oder Regierungschefs, zum
anderen (in ständiger Session) als Gremium der ständigen Reprä­
sentanten der ESG-Mitglieder. Jedes Land entsendet einen Vertreter mit
einer Stimme (Egalitätsprinzip).
Der Europäische Sicherheitsrat ist für die prinzipielle Beschlußfassung
über die Einleitung von Maßnahmen zur Wahrung oder Wiederherstel­
lung von Frieden und Sicherheit verantwortlich. Er fällt seine Entschei­
dungen mit einfacher Mehrheit und ohne Beteiligung von Streitparteien.
Die Pflicht, über Art und Umfang der daraus abzuleitenden Maßnahmen
zu entscheiden, obliegt der Ständigen Kommission; die Durchführung der
Maßnahmen fällt in den Aufgabenbereich des ESG-Generalsekretärs. Der
Europäische Sicherheitsrat kann jedoch jedes schwebende ESG-Verfah­
ren wieder an sich ziehen, wenn er mit der Art der ProblembearbeÜung
durch diese beiden Organe nicht einverstanden ist.
Die Ständige Kommission (SK) ist ein Ausschuß des Europäischen Si­
cherheitsrats, dem naturgemäß nicht alle Mitglieder des ESR bzw. der
ESG angehören können. Die permanente Mitgliedschaft von etwa 20
Staaten entspricht der beabsichtigten Übereinstimmung von Handlungs­
effektivität und Vertretungsbefugnis. Ihre Beschickung erfolgt nach einem
gruppenspezifisch orientierten Rotationsprinzip, das überproportionale
Leistungen für die Gemeinschaft - realpolitisch bedingt - mit einer bevor­
zugten Beteiligung honoriert. Zu berücksichtigen ist dabei auch die Tat­
sache, daß einige ESG-Mitglieder einen ständigen, mit Vetorecht ausge­
statteten Sitz im UNO-Sicherheitsrat innehaben und von daher her­
ausragende Bedeutung für die Handlungsfähigkeit der ESG als regionaler
Organisation gemäß Kap. VIII der UNO-Charta besitzen. Auch dies
spricht für eine angemessene Repräsentanz dieser Mächte in der Ständi­
gen Kommission. Die Ständigen Mitglieder des UN-Sicherheitsrats sollten
permanent in der Kommission vertreten sein. Entscheidungen werden mit
Zweidrittelmehrheit gefällt.
Als ausgesprochenes Arbeitsgremium verfügt die Ständige Kommission
über eigenverantwortliche Handlungskompetenzen. Sie entscheidet in er­
ster Linie über Dauer, Art und Umfang der Maßnahmen nicht-militäri­
scher wie militärischer Natur, die sich aus Grundsatzbeschlüssen des Eu­
ropäischen Sicherheitsrats oder aus Entscheidungen des ESG-Schiedsge-
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Gewicht gemeinschaftlichen Handelns unterstreicht, sind in der Institution
des ESG-Generalsekretärs vereint. Seine umfangreichen Kompetenzen
stärken das Vertrauen von Regierungen und Gesellschaften darauf, daß
die Gemeinschaft nicht zugunsten einzelstaatlicher Interessen instru­
mentiert werden kann. Die ESG bleibt auch dann handlungsfähig, wenn
ihre Gremien paralysiert werden sollten, z.B. durch relevante Mächte, die
eine Konfliktpartei protegieren und gegen ESG-Maßnahmen abzuschir­
men trachten: Streitparteien können sich der Intervention der ESG in ihre
Angelegenheiten dennoch gewiß sein.
Das vierte Hauptorgan der ESG ist der ESG-(Schieds-)Gerichtshoj. Ob­
wohl als letztes aufgeführt, ist er dasjenige Organ, dem - so die ESG ef­
fektiv ihren Zweck erfüllt - herausragende Bedeutung zukommt. Soll
Krieg als Mittel der Politik nicht nur geächtet, sondern auf Dauer auch
ausgescWossen werden, so ist eine obligatorische Gerichtsbarkeit
unabdingbar. Orientierungshilfe für den zu schaffenden ESG-Gerichtshof
bietet Art 24 Abs 3 der Verfassung der Bundesrepublik Deutschland. In
dieser Norm wird vom Beitritt Deutschlands zu "Vereinbarungen über
eine allgemeine, obligatorische, internationale Schiedsgerichtsbarkeit"
gesprochen. "Allgemein" heißt dabei im Sinne des Parlamentarischen
Rates "jedem gegenüber". "Umfassend" meint "alle Sachgebiete" und "jede
Art Streitigkeit" betreffend. "Obligatorisch" wird eine internationale
Gerichtsbarkeit bzw. Schiedsgerichtsbarkeit dann genannt, wenn es jeder
Streitbeteiligte einseitig anrufen kann und es auch zuständig ist, ohne daß
es noch einer speziellen Abrede (Komprorniß) oder einer Zustimmung
des Beklagten bedarf. Unter dem Begriff "internationale Schiedsgerichts­
barkeit" schließlich wird sowohl ein Schiedsgericht als auch ein inter­
nationaler Gerichtshof verstanden.
Streitgegenstände vor dem ESG-Gerichtshof können sein: der Verzicht
auf die Anwendung von Gewalt bei der Lösung von Konflikten, die Ver­
pflichtung, die Minderheiten- und Menschenrechte zu achten sowie die
Einhaltung der sonstigen Regelungen des ESG-Vertrages. Parteifähig sind
entsprechend nicht nur Staaten, sondern alle Völkerrechtssubjekte, d.h.
auch internationale Organisationen, aber auch solche (partiellen) Rechts­
träger wie Minderheiten, Volksgruppen oder nationale Befreiungsbewe­
gungen. Letzteres ist deshalb nochmals hervorzuheben, weil es sich bei
einer VielzaW der gegenwärtigen Kriege eben nicht um zwischenstaatliche
Konflikte handelt.
Über die genannten Hauptorgane hinaus sollte die ESG im Bereich der
militärischen und nicht-militärischen Friedens- und Sicherheitsgewährlei­
stung eine Reihe von operationalen Institutionen und Instrumenten ein­
richten, die - den ESG-Hauptorganen nachgeordnet - diese bei der Erfül­
lung ihrer Pflichten unterstützen, insbesondere da, wo sie schon rein ka-
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1\..Olmt)et~eru~en wären allerdings auf die Entsendung
und der beschränkt. Das Mandat für Kampfeinsätze
dürfte ausschließlich von anderen ESG-Organen (d.h. Sicherheitsrat und
\J1l.UULJI.'-lI-AF-,'Il.I KOmn111S~;lOI1) in mit der UNO-Charta erteilt

Mißverständnisse auszuschließen, sei an dieser Stelle aber­
daß die der ESG Konfliktverhütung und

daß eine "funktionierende" ESG den Ein-
satz militärischer Streitkräfte nur als ultima ratio kennt.
Nochmals: Die ESG ist ein zur derzeitigen Sicherheitsar­
chitektur. sich auch in der gegenwärtigen, als deflZitär
und fragmentiert zu kritisierenden Sicherheitsarchitektur einzelne positive
Ansatzpunkte zur der ESG als Sicherheitsmodell für das
Einundzwanzigste Jahrhundert fmden. Zu diesen Ansatzpunkten gehören
vor allen die vielfältigen und ausdifferenzierten Aufgaben und
Mechanismen der OSZE. Sie ist nicht nur die einzige gesamteuropäische
Organisation, sondern auch die mit Blick auf das
Ziel der einer Sicherheitsgemeinschaft einen
Entwicklungsgrad erreicht der zur Frage berechtigt, ob der
evolutionäre Prozeß hin zur ESG als nachdrücklicher Reformprozeß der
OSZE gestaltet werden kann.
Zur Reform der Organisation: Die OSZE, vormals KSZE, hat sich auf dem
Budapester 1994 in "Organisation" umbenannt. Im Helsinki-Doku­
ment von 1992 hat sie sich zur regionalen Abmachung im Sinne von Ka-

VIII der Charta der Vereinten Nationen erklärt. Beide Akte haben
'::to111~1"'.nlllll"'HTC' nicht dazu ihren Charakter unter völkerrechtlichen Ge-
SlCJl1tsDunkl:en zu verändern. Bei ihren Beschlüssen und Entscheidungen
handelt es sich nach wie vor um politische Vereinbarungen ohne völ­
kerrechtliche Bindung. Dieses gilt es ebenso abzuschaffen wie -
gle~ltena - das hin zum Mehrheitsentscheid verändert wer-
den muß. Die "Konsens minus eins" ist hierfür ein erster Ansatz. Im
Verhältnis zu den anderen Organisationen und Institutionen in dem
(noch) bestehenden Sicherheitsgeflecht Europas ist darüber hinaus das

"OSCE first" einzuführen und durchzusetzen.
Zu den Organen und Institutionen: Die OSZE besitzt seit längerem schon
ein ausdifferenziertes von Organen, Zentren und Mechanismen,
die ganz oder teilweise in die neue ESG-Struktur überführt werden
könnten. wurde im Dezember 1992 in Stockholm das Amt
emes der damals noch KSZE, beschlossen und
im Mai 1995 der in Genf etabliert. Sie hat also
seit kurzem bzw. seit einiger Zeit zwei weitere Organe, die im Modell der
ESG als Hauptorgane fungieren.
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Zweifelsohne sind die hier nur knapp angerissenen Überlegungen noch
ergänzungs- und diskussionsbedürftig. Auch scheinen sie - zumindest auf
den ersten Blick - noch fremdartig. Daß sie aber weder realitätsfern noch
utopisch sind, beweisen Äußerungen bzw. Vorschläge mit zumindest in
Ansätzen vergleichbaren Komponenten. Zu nennen ist z.B. die
"Gemeinsame deutsch-niederländische Agenda" zur Vorbereitung des
KSZE-Gipfels in Budapest der Außenminister Klaus Kinkel und Peter
Kooijmans65, die u.a. das Prinzip "OSCE fust" und die Stärkung des
Amtes des Generalsekretärs vorsieht. Zu nennen sind auch die Forde­
rungen von Bundesminister a.D. Hans-Dietrich Qenscher im Rahmen sei­
nes Vortrages anläßlich des Symposions zum 20. Jahrestag der Unter­
zeichnung der KSZE-Schlußakte in Helsinki:

'Vie jetzt 53 Mitgliedsstaaten zählende OSZE wird ihrem Anspruch ...
nur dann auf Dauer gerecht werden, wenn sie handlungs- und entschei­
dungsfähiger wird. Das verlangt eine Reihe von neuen Initiativen.
Erstens: Die OSZE sollte auf eine völkerrechtlich verbindliche Grund­
lage gestellt werden.
Zweitens: Die Entscheidungsstruktur der OSZE muß verbessert werden.
Drittens: Die Handlungsmöglichkeiten der OSZE-Präsidentschaft müs­
sen gestärkt werden.
Viertens: Die OSZE braucht einen gesamteuropäischen Sicherheitsrat,
der über die gleichen Möglichkeiten wie der Weltsicherheitsrat veifügt·
Von seiner Struktur her muß er die Interessen der kleinen und mittleren
Staaten angemessen berücksichtigen ...
Die Wirksamkeit entsprechender Beschlüsse der OSZE hängt wesent­
lich davon ab, ob sie auch in der Lage ist, diese - notfalls durch die
Entsendung von Friedenstruppen - durchzusetzen. ,,66

Ob und welche Vorstellungen wie schnell in die Realität umgesetzt wer­
den, hängt davon ab, ob die Diskussion um das Sicherheitsmodell für das
Einundzwanzigste Jahrhundert "mit jenem Mut zu Visionen und jenem
Glauben an die Lösung des scheinbar Unlösbaren" geführt wird, "der die
Anfänge des KSZE-Prozesses ausgezeichnet hat".67 Die Chance jedenfalls
ist gegeben: "Zu Beginn des dritten Jahrzehnts ihres Bestehens hat die
KSZE das Potential, die wichtigste Sicherheitsorganisation in Europa zu
werden.,,68

65 Abgedruckt in Bulletin der Bundesregierung 46/1994, S. 412-414.
66 A.a.O. (Anm. 3), S. 8, 9.
67 Hans-Dietrich Genscher, ebenda, S. 10.
68 Jonathan Dean, Die Vereinigten Staaten und die OSZE - Im Wechsel von Förderung

und "wohlwollender Vernachlässigung", im vorliegenden Band S. 107.
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Die Anjangsphase

Als die KSZE sich 1975 in Form einer Serie locker organisierter fortge­
setzter Ost-West-Diskussionen zu ausgewählten Themen etablierte, fiel es
den Vereinigten Staaten schwer, die stillschweigende Ost-West-Überein­
kunft zu akzeptieren, auf der sie basierte: Im Gegenzug zur westlichen
Akzeptanz des territorialen Status quo in Osteuropa und der Legitimität
osteuropäischer Regierungen gewährten sowjetische und andere Führer
des Warschauer Paktes den westlichen Regierungen zunehmend das Privi­
leg, sich zu Menschenrechtsfragen in Osteuropa auch kritisch zu äußern.
Bezeichnenderweise war dieses Privileg zur Zeit der Moskauer Men­
schenrechtskonferenz im September/Oktober 1991, der letzten der Gor­
bat-schow-Ära, zu einem anerkannten Recht geworden. Trotz der Fort- .
schritte im Bereich der Menschenrechte in den Staaten des Warschauer
Paktes, die diese Übereinkunft tatsächlich herbeiführte, fürchteten viele
führende amerikanische Politiker anfangs jedoch, daß die Existenz der
KSZE die Vorherrschaft der Sowjetunion über Osteuropa legitimieren
würde. So reiste der damalige Präsident Gerald Ford nur widerwillig zum
KSZE-Gründungsgipfeltreffen in Helsinki im August 1975, nachdem er
das Wort "Entspannung" aus dem Vokabular der US-Administration als
irreführend für den wahren Stand der Ost-West-Beziehungen verbannt
hatte.
ObwoW sich die Vereinigten Staaten bei der Gründung der KSZE zu­
rückgehalten hatten, beteiligten sie sich dann doch - als sie erst einmal be­
stand - mit zunehmender Begeisterung daran, die Organisation, in der sie
die Ursache für die Verbesserung der persönlichen Freiheiten für Bürger
der Warschauer Pakt-Staaten erkannten, voranzubringen. Gefördert von
starken öffentlichen Interessengruppen und mit großer Unterstützung des
Kongresses, drängten die Vereinigten Staaten bei KSZE-Gesprächen mit
den Regierungen des Warschauer Paktes, und insbesondere mit der
sowjetischen Regierung, kontinuierlich auf Fortschritte im Bereich der
Menschenrechte. Im Mittelpunkt standen dabei die Öffnung der Grenzen
für jüdische Emigranten und die Freilassung von politischen Gefangenen
in der Sowjetunion, bis der letzte schließlich unter Gorbatschow entlassen·
wurde.

Die Gorbatschow-Ära

Michail Gorbatschows Ernennung zum Führer der Sowjetunion im Jahre
1985 brachte revolutionäre positive Veränderungen in der sowjetischen
Politik mit sich. Nach anfänglicher Skepsis stellten sich die Vereinigten
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ergänzende, sich gegenseitig unterstützende Organisationen und keine Ri­
valen seien. Trotz dieser offIZiell erklärten Haltung versuchten die USA
weiterhin, die NATO vor der möglichen Konkurrenz zu schützen, indem
sie den institutionellen Ausbau der KSZE bremsten. Das ähnelt der ambi­
valenten und oft negativen Haltung der Vereinigten Staaten gegenüber
der Westeuropäischen Union, die in Washington ebenfalls als potentieller
Konkurrent der NATO angesehen wird.
Washington wird die NATO der KSZE vermutlich so lange vorziehen, wie
die Möglichkeit zukünftiger ernsthafter Schwierigkeiten mit einem wieder­
erstarkten Rußland nicht ausgeschlossen werden kann. Die Vereinigten
Staaten sind unter den europäischen Alliierten jedoch nicht die einzigen,
die größeres Vertrauen in die NATO setzen als in die KSZE. Die meisten
vertreten dieselbe Position. Für diejenigen, die die KSZE gern schneller
auf ihr langfristiges Potential hin entwickeln möchten, ist das enttäu­
schend. Aber objektiv besehen, ist diese Präferenz der NATO weder irra­
tional noch negativ. Solange es in Rußland keine tragfähige Demokratie
gibt, die das Wiedererwachen eines russischen Imperialismus verhindert,
besteht die Notwendigkeit einer umfassenden SicherheitsZllsammenarbeit
des Westens zum Schutz gegen diese Möglichkeit. Daher ist es nur ver­
nünftig, wenn die westlichen Länder eine funktionierende NATO der
deutlich schwächeren KSZE vorziehen.

Die nach-sowjetische Zeit

Nach der Auflösung der Sowjetunion versuchten die westlichen Staaten
vermehrt, die KSZE als Integrationsinstrument zu nutzen, um westliche
politische Werte nach Rußland, in seine Nachbarstaaten und die Staaten
Osteuropas zu vermitteln. Die USA haben diese Bemühungen, die KSZE­
Einrichtungen zu nutzen, um westliche Erfahrung mit Menschenrechten,
freien Wahlen, Marktwirtschaft und ziviler Kontrolle des Militärs an den
Osten weiterzugeben, ausdrücklich unterstützt.
Diese Zeit wurde bedauerlicherweise überschattet vom Ausbruch der
Kämpfe in Kroatien und Bosnien, in mehreren Nachbarstaaten Rußlands
und in jüngster Zeit in der russischen Republik Tschetschenien. Als Reak­
tion darauf drängten die USA die KSZE, ihre konfliktverhütenden Aktivi­
täten und die zunehmende Zahl ihrer langfristigen Vermittlungsmissionen
zu verstärken. Sie unterstützten die KSZE nachdrücklich in ihrem Bemü­
hen, eine Peacekeeping-Mission nach Berg-Karabach zu entsenden. Nach
dem Angriff auf Grosny durch russische Truppen im Dezember 1994 för­
derten die USA ebenfalls die. Bestrebungen, eine OSZE-Assistenzgruppe.
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Den Haag. 1994 führten die Vereinigten Staaten mit freiwilligen Beiträgen
in Höhe von zehn Millionen Dollar in Geld und Sachleistungen für die
Anklage- und Ermittlungsgremien dieses Tribunals die KSZE-Mitglieder
an.
Aber auch in dieser dritten Entwicklungsphase der KSZE spielte Wa­
shingtons Priorität für die NATO nach wie vor eine Rolle. Washington ko­
pierte ohne zu zögern KSZE-Programme der zivilen Kontrolle des Mili­
tärs im Nordalantischen Kooperationsrat und bei der Partnerschaft für
den Frieden. Ständigen russischen Bemühungen, aus der KSZE eine stär­
kere gesamteuropäische Sicherheitsorganisation zu entwickeln, widersetz­
ten sich die USA mit der Begründung, daß das eigentliche Ziel der vorge­
schlagenen Maßnahmen die indirekte russische Dominanz über die
NATO sei.
Washingtons Vorschlag, die KSZE von Konferenz über Sicherheit und
Zusammenarbeit in Europa in Organisation für Sicherheit und Zusam­
menarbeit in Europa umzubenennen, was auf dem Budapester Gipfel im
Dezember 1994 beschlossen wurde, spiegelte nicht eine Entscheidung der
Clinton-Regierung wider, ihre Politik zu revidieren und künftig die organi­
satorische Aufwertung der KSZE uneingeschränkt zu unterstützen. Diese
Initiative entsprach vielmehr dem Bemühen Washingtons, den Russen
eine NATO-Osterweiterung schmackhafter zu machen, indem es russi­
schen Vorschlägen geringfügig entgegenkam, den Status der KSZE zu er­
höhen. So stellten US-Kommentare auf dem Prager Treffen des Hohen
Rates (März 1995) zu dem russischen Vorschlag, ein Modell für universel­
le und umfassende Sicherheit für Europa im 21. Jahrhundert auszuarbei­
ten, bezeichnenderweise klar, daß dadurch weder eingegangene Vertrags­
verpflichtungen in sicherheitsrelevanten Bereichen infrage gestellt wer­
den" noch Hierarchien innerhalb der Sicherheitsorganisationen entstehen"
dürften (US-Delegation im Prager Hohen Rat, 31. März 1995).
Diese Bemerkungen zeigen auch deutlich den Wunsch der Vereinigten
Staaten, die künftige Arbeit der OSZE vor allem auf die Frage der Verlet­
zung von Menschenrechten, auf ethnische und religiöse Spannungen sowie
auf Konflikte zwischen nationaler Souveränität und dem Selbstbestim­
mungsrecht der Völker zu richten. Ganz richtig betrachtet Washington
diese Faktoren als Hauptursachen für die gegenwärtigen Konflikte in
Europa und drängt die OSZE, sich weiterhin auf ihre Stärken, d.h. auf
präventive Diplomatie, Streitschlichtung und Unter-stützung von Minder­
heitenrechten, zu konzentrieren. Eindeutig möchte Washington lieber,
daß die OSZE diese Arbeit fortsetzt, als daß sie institutionell expandiert.
Washingtons "wohlwollende Vernachlässigung" der KSZE hält an. Die
USA legten für den Budapester KSZE-Gipfel 1994 keine schriftlichen
Verbesserungsvorschläge vor. Wie bei Gerald Ford fast zwanzig Jahre zu-

104





Deutschland offenbar den Schluß gezogen, daß EU und NATO im derzei­
tigen Stadium für seine eigene Sicherheit wichtiger sind als die KSZE.
Frankreich zieht die EU und die Westeuropäische Union vor. ObwoW sie
häufig auf die Notwendigkeit, die Autorität der KSZE zu erhöhen, hinwei­
sen, ist scWießlich auch die Unterstützung vieler der kleineren KSZE-Mit­
gliedstaaten eher unstet. Sie verweigern beharrlich die Stärkung der Ent­
scheidungsfähigkeit, derer die KSZE dringend bedarf.
Rußland hat wiederholt die weitreichendsten VorscWäge zum Ausbau der
KSZE gemacht. Sowie jedoch offenkundig wurde, daß die Umsetzung
ihrer Vorschläge den Einfluß der KSZE in Rußlands "nahem Ausland" er-
höhen zuckte Rußland wieder zurück. Rußland war das erste

das das aufbrachte, die KSZE solle seine Peacekeeping-Ak-
"'.... ., .... ''''_'''''-,JUL unterstützen. Dann lehnte es jedoch im KSZE-Dokumentenent­
wurf über "Peacekeeping durch Dritte" alle Hinweise auf Rußlands "Ver­
pl1lchtUIJlgein", bei möglichen gemeinsamen Peacekeeping-Projekten mit
der KSZE ab. Der Widerstand Rußlands gegen die

ors,telJLUll;g, die Kontrolle über Peacekeeping-Aktivitäten mit der KSZE
war so stark, daß das Projekt des "Peacekeeping durch Dritte"

1994 fallengelassen wurde. Derzeit befürwor­
tet lediglich eine freiwillige Zusammenarbeit mit der KSZE
beim Peacekeeping, aber verbindliche .Vereinbarungen, die
Rußlands Handlungsfreiheit einschränken könnten. In diesem Sinne hat
Rußland auch den Plan für eine Peacekeeping-Operation unter Leitung
der KSZE in Berg-Karabach blockiert. Falls sie zustandekäme, würde
diese Operation einen wichtigen Durchbruch für KSZE-Peacekeeping be­
deuten. Rußland bestand jedoch in der "Minsker Gruppe" (deren Aufgabe
es ist, die Bedingungen für Peacekeeping in Berg-Karabach auszuarbei­
ten) darauf, daß die GUS UIJld nicht die KSZE die Peacekeeping-Kräfte
zur VerfügUIJlg stellt und auch die Leitung übernimmt
Des weiteren verwarf wiederum Rußland, trotz seiner erklärten Unter­
stützung für den institutionellen Ausbau der KSZE, den deutsch-nieder­
ländischen Vorschlag, daß im Falle künftiger Konflikte in Europa zu­
nächst die KSZE zuständig sein solle, bevor man sich an die UN wende;
Rußland argumentierte daß mögliche Peacekeeping-Operationen
der GUS Priorität vor den KSZE-Aktionen haben sollten. Rußlands
"GUS zuerst" - dem der USA, daß eine Stärkung der

nicht die NATO dürfe. Angesichts der westlichen
v.u.."...v.u..LJ, sich mehr die NATO als auf die KSZE zu verlassen, ist es

aus Moskauer Sicht daß sich Rußland mehr auf seine
elglene~n Streitkräfte und auf die in seinem Einflußbereich liegende GUS
als auf eine schwache und unterentwickelte KSZE verläßt.





und Frankreich einschließt. Sie ist eine zweckmäßige Gruppe, deren Ver­
treter bei der OSZE in Wien akkreditiert sind und von Zeit zu Zeit auf in­
formellen Treffen OSZE-Angelegenheiten erörtern.
US-amerikanische Behörden erkennen sehr wohl das künftige Potential
der OSZE. Sofern sich die US-Politik gegenüber Europa nach den näch­
sten Präsidentschaftswahlen nicht radikal ändert, werden sie den allmähli­
chen Aufbau der Organisation stillschweigend unterstützen, nicht zuletzt,
um die russische Zustimmung für eine Fortsetzung des Programmes zur
NATO-Osterweiterung zu erlangen. Die amerikanische Unterstützung der
OSZE wird auch die kritische Auseinandersetzung mit dem russischen
Entwurf für ein umfassendes Sicherheitssystem für Europa beinhalten.
Mit der Zeit könnte dieses Projekt die Umrisse eines gesamteuropäischen
Sicherheitssystems auf vertraglicher Basis hervorbringen, auf das viele in
Europa gehofft haben.
Ein solches System kann jedoch erst zu jenem relativ fernen Zeitpunkt
seine volle Wirkung entfalten, wenn in Rußland ein verläßliches demokra­
tisches System gewährleistet ist und wenn die Sicherheitsprobleme Ruß­
lands und seiner Nachbarstaaten unter ausreichender Kontrolle sind, da­
mit Rußland akzeptieren kann, daß die OSZE, und nicht Rußland selbst
oder die GUS, ·die Entscheidung über Peacekeeping in der Region trifft.
Wenn diese Anforderungen erfüllt sind, wird es den Vereinigten Staaten
und vielen anderen westlichen Ländern, die der NATO Priorität als Versi­
cherung gegen mögliches russisches Fehlverhalten einräumen, dann mög­
lich sein, entweder die Auflösung der NATO zu erwägen oder sie eindeu­
tig der OSZE zu unterstellen. Bis dieser Punkt erreicht ist, vielleicht nach
einigen Jahrzehnten, muß die OSZE wohl eine unauffällige Organisation
bleiben, die im Verborgenen eine Menge nützlicher und wertvoller Aufga­
ben für die europäische Sicherheit ausführt und ebenso unbemerkt zu den
Veränderungen in Rußland und anderen Teilen der früheren Sowjetunion
beiträgt, die notwendig sind, bevor die OSZE endlich ihr volles Potential
entfalten kann.
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NATO-Erweiterung dazu führen könnte, der europäischen
Politik an den Rand zu drängen oder gar zu isolieren.
Rußland reagiert hierauf in zweifacher Weise. Es steht einer baldigen Er­
weiterung der NATO zwar ablehnend gegenüber, hat sich jedoch um die
Herstellung eines direkten Dialogs und unmittelbarer Beziehungen zu
westlichen Organisationen (NATO, WEU) sowie um die Stärkung
der mit der OSZE gesamteuropäischen Perspektive "" ...............................L ....

Hierzu gehörte auch, daß seit Herbst 1993 ein größeres Augenmerk
die Stärkung der Rolle der OSZE und der anderen gesamteuropäischen
Rahmenordnungen gerichtet wird. Am deutlichsten wurde der russische
Ansatz zur Intensivierung der gesamteuropäischen Perspektive im
Programm für die Verbesserung der Wirksamkeit der OSZE im Sommer
1994 formuliert.3 Das regte an, der OSZE die zentrale Rolle
bei der Sicherung des Friedens und der Stabilität im eW'OP81Slcn-,at
schen Raum vorzubehalten sie gleichzeitig in eine hauculungst:ahlge
Regionalorganisation Es wurde vorgescWagen, die OSZE
solle das multilaterale Gremium für die Koordinierung der Aktivitäten
der Gemeinschaft Unabhängiger Staaten des Nordatlantischen
Kooperationsrats (NAKR), der Europäischen des Europarats, der
NATO und der WEU zur Stärkung von Stabilität und Sicherheit, zur Er­
haltung des Friedens und zum Schutz nationaler Minderheiten in Europa
werden sowie der wichtigste Partner der Vereinten Nationen bei der
Konfliktbewältigung in der früheren Sowjetunion. Gleichzeitig wurde an­
geregt, den NAKR durch die Öffnung für neutrale Staaten und die Ein­
richtung eines ständigen Sekretariats in ein gesamteuropäisches Rahmen­
werk für militärisch-politische Zusammenarbeit umzuwandeln. In dieser
neuen Funktion würde der NAKR, gekoppelt an die die Umset­
zung des Programms "Partnerschaft für den Frieden" koordinieren.
Die VorscWäge des Jahres 1994 zeigten noch ein weiteres Motiv hinter
der russischen OSZE-Debatte auf. Diese wird nicht nur als die eu-
ropäische Organisation gesehen, in der Rußland Mitglied sondern
auch als Mittel, um die Anerkennung Rußlands als Großmacht zu errei­
chen. Rußland hat beispielsweise vorgescWagen, nach dem Vorbild des Si­
cherheitsrats der Vereinten Nationen einen Exekutivausschuß der OSZE
einzusetzen. Der Exekutivausschuß könnte aus ständigen und nicht-
ständigen Mitgliedern bestehen und würde Beschlüsse
einstimmig fassen. Moskau ging davon aus, einen ständigen Sitz in dem

2 Siehe Sergej Karaganow, Rasschirenije NATO wedjot k isoljazii Rossii (Führt die
NATO-ElWeiterung zur Isolation Rußlands?), in: Moskowskje Nowosti 38/1993. In
Rußland findet jedoch noch eine weitere Debatte statt. Siehe Andrej Zagorski, Ruß­
land und Europa, in: Von der Krise zur Stabilisierung ... Russische Außenpolitik und
die russische Wirtschaft, 1993-95, Moskau, 1995 (i.E.).

3 Siehe in: Diplomatitscheski Westnik 15-16/1994, S. 13.
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Beilegung von Streitigkeiten und zur Konfliktverhütung.5 Außenminister
Andrej Kosyrew fügt hinzu, es müsse ein Netz von Partnerschafts-, Ko­
operations- und Konsultationsübereinkünften zwischen der NATO einer­
seits und den Staaten Mittel- und Osteuropas andererseits, einscWießlich
Rußlands, der Ukraine und anderer, entwickelt werden.6 r

Diese vagen Vorstellungen zu einem europäischen Sicherheitsmodell
wurden vom stellvertretenden Außenminister Nikolai Afanassjewski auf
der ersten Sitzung des Hohen Rates der OSZE etwas systematischer dar­
gelegt. Er nannte mehrere konkrete Grundprinzipien für die Ausarbeitung
des Modells, darunter die folgenden:

Unteilbarkeit der Sicherheit (kein Staat dürfe seine eigene Sicherheit
auf Kosten anderer stärken);
Anerkennung des umfassenden Charakters der europäischen Sicher­
heit unter Einbeziehung aller Aspekte, d.h. der militärischen, politi­
schen, rechtlichen, ökologischen, humanitären, kulturellen und son­
stigen;
wechselseitige Kompatibilität (die Sicherheit in Europa sollte auf sich
gegenseitig verstärkenden Maßnahmen einzelner Staaten und multi­
lateraler Institutionen aufbauen).

Im einzelnen scWug Afanassjewski unter anderem vor:
Mechanismen für die Führung' obligatorischer Konsultationen, die
Beteiligung am Entscheidungsprozeß in regionalen Organisationen
und die Abhaltung von Diskussionen am runden Tisch unter den
OSZE-Staaten zu schaffen;
die Interdependenz der OSZE-Staaten zu institutionalisieren und
einen europäisch-atlantischen (oder europäisch-asiatischen) Vertrag
über Zusammenarbeit bzw. eine entsprechende Charta zu unter­
zeichnen;
ein angemessenes Verhältnis zwischen globalen, regionalen und sub­
regionalen Ansätzen für die Lösung europäischer Probleme zu fm­
den, welche die Beziehungen zwischen den VN, der OSZE, der Eu­
ropäischen Union, der GUS, der NATO und anderen Institutionen
regeln;
bestehende Verträge über militärische Sicherheit in Europa unter
Berücksichtigung der Realitäten der Ära nach dem Kalten Krieg an­
zupassen und zu ergänzen (unter anderem durch die Aushandlung
des KSE-2-Vertrags, der die militärischen Potentiale mit den Gege­
benheiten nach dem Kalten Krieg in Einklang bringen soll);

5 Diplomatitscheski Westnik, 1/1995, S. 5.
6 Andrej Kosyrew, Preobrashenije, S. 203.
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Friedenserhaltende Maßnahmen durch ''Dritte''

Im Anfangsstadium der Gespräche begrüßte Rußland die Schaffung der
Minsk-Gruppe zu Berg-Karabach im März 1992 in der Erwartung, die
OSZE werde einen großen Teil der Konfliktbewältigungsmaßnahmen in
der früheren Sowjetunion übernehmen. Nachdem die Konflikte in Südos­
setien (Georgien) und jenseits des Dnjestr (Moldau) im Juni 1992 eska­
liert und trilaterale Friedenstruppen unter Beteiligung Rußlands in beide
Regionen entsandt worden waren, war es Andrej Kosyrew, der im Früh­
herbst 1992 an die OSZE appellierte, eine Rolle bei der Konfliktbewälti­
gung in der früheren Sowjetunion zu spielen. .
Von 1993 an startete Rußland eine Kampagne, um die internationale An­
erkennung seiner friedenserhaltenden Maßnahmen in der früheren So­
wjetunion zu erlangen und insbesondere ein Mandat durch die Vereinten
Nationen oder die OSZE zu erhalten sowie internationale 1:'11JLanZmJtt€;!
für diese Operationen zu sichern. Gleichzeitig nahm Rußlands Bereit­
schaft ab, internationale Organisationen in die Vorgänge in der früheren
Sowjetunion unmittelbar einzubeziehen. Moskau tendierte dazu, die Frie­
densbemühungen in der früheren Sowjetunion zu monopolisieren die
Rolle internationaler ···Institutionen auf die Entsendung von Beobachtern
zu beschränken.
Als die friedenserhaltenden Missionen in der früheren Sowjetunion zum
Gegenstand von Kontroversen zwischen Moskau und mehreren neuen un­
abhängigen Staaten wurden und die Debatte über ein Wiederaufleben des
russischen Imperialismus sich verstärkte, führten die russischen Be­
mühungen um eine internationale ihrer friedenserhalten­
den Maßnahmen zu dem Beschluß der Ratstagung von Rom, von Fall zu
Fall die Schaffung von kooperativen KSZE-Vorkehrungen zu erwägen,
um zu gewährleisten, daß die Rolle und die Aufgaben von Streitkräften
von Drittparteien in einem Konfliktgebiet mit den und Zielen
der KSZE im Einklang stehen. Der Ministerrat beauftragte den Hohen
Rat, Bestimmungen für mögliche OSZE-Abmachungen dieser Art aus­
zuarbeiten.
1994 gelang es jedoch dem Hohen Rat und dem Ständigen Rat
einen Konsens über friedenserhaltende Maßnahmen durch "Dritte" her-
beizuführen.8 Während dieser nahm das Interesse
lands an der endgültigen Ausarbeitung der für frie­
denserhaltende Maßnahmen der KSZE durch "Dritte" offensichtlich ab.

8 Zu den strittigsten Fragen aus diesem Themenkreis siehe: Andrej Zagorski, Russi­
,sche Friedensunterstützungsmaßnahmen in der GUS: Möglichkeiten und Grenzen
ihrer Internationalisierung, in: Hans-Georg Ehrhart, Anna Kreikemeyer, Andrej W.
Zagorski (Hrsg.), Krisenmanagement in der GUS: Wohin steuert Rußland?, Baden­
Baden 1995, S. 154-156.
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Andere Aspekte

Was den russischen Entscheidungsträgern unter anderem Sorge bereitet,
ist die Tatsache, daß die Konfliktverhütungs- und -beilegungsaktivitäten
der OSZE nahezu ausschließlich auf die frühere Sowjetunion begrenzt
sind und andere Konflikte, insbesondere im ehemaligen Jugoslawien,
ignorieren. In diesem Zusammenhang wird immer wieder vorgeschlagen,
die OSZE solle, um ihr Engagement in der früheren Sowjetunion für
Rußland annehmbarer zu machen, ihre Friedensbemühungen auf andere
Konflikte in Europa ausdehnen und Hauptakteur für den gesamten
OSZE-Raum werden. Die Sensibilität dieser Frage hat sich einmal mehr
an der Diskussion über die Entsendung der ersten OSZE-Mission nach
Rußland, genauer gesagt nach Tschetschenien, gezeigt.
Wenn auch die herrschende Elite Rußlands die zunehmend aktive Rolle
der OSZE in der früheren Sowjetunion als Problem sieht, das nicht durch
eine ähnliche Rolle Rußlands im Rahmen der OSZE bei der Konfliktbe­
wältigung in anderen Teilen Europas kompensiert wird, ist doch das sich
andeutende Potential für eine fruchtbare Zusammenarbeit zwischen
Rußland und der OSZE in einer Anzahl von Konflikten erwähnenswert.
Die erfolgreichste Kooperation hat sich in Südossetien in Georgien erge­
ben.10 Dies wurde durch den Beschluß des Ständigen Rates der OSZE
vom 29. März 1994 über erweiterte Modalitäten der OSZE-Mission in
Georgien bestätigt, durch den die Ziele der Mission weiter gesteckt wur­
den: Förderung von Verhandlungen zwischen den Konfliktparteien und
Überwachung der gemeinsamen Friedenstruppen, um zu ermitteln, ob
ihre Aktivitäten mit den OSZE-Prinzipien im Einklang stehen.11 Überra­
schenderweise beinhalten diese und andere Modalitäten der Mission Be­
stimmungen, die Gegenstand von Auseinandersetzungen in den Gesprä­
chen über friedenserhaltende Missionen durch Dritte sind. Das gleiche
gilt im wesentlichen für die Zusammenarbeit mit der OSZE-Mission in
Moldau jenseits des Dnjestr. Wichtig ist auch, daß Rußland trotz aller po­
litischen Probleme einen kooperativen Standpunkt in bezug auf die Rolle
der OSZE in Tschetschenienbezogen hat. Darüber hinaus mauserte sich
die OSZE zu einem der wichtigsten Instrumente für die Entwicklung der
Zusammenarbeit Rußlands mit der Völkergemeinschaft im Hinblick auf
die Tschetschenien-Krise.
Vor diesem Hintergrund lassen die Aktivitäten der OSZE in der früheren
Sowjetunion eine komplexe Mischung politischer Kontroversen erkennen,

10 Siehe Friedrich W. Kriesei, Die KSZE-Mission in Georgien/Südossetien und ihre
Zusammenarbeit mit den russischen Friedenstruppen, in: Ehrhart/Kreikemeyer/Za­
gorski (Hrsg.), a.a.O. (Anm.8), S. 179-190.

11 CSCE Decisions, Reference Manual, S. 174-175.
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Andere Themen

Andere von russischen Politikern im Zusammenhang mit der OSZE ge­
nannte Themen sind unter anderem die Stärkung der wirtschaftlichen
Dimension der OSZE, die Bestätigung der Unverletzlichkeit der Grenzen
und der territorialen der OSZE-Staaten sowie die internationale
Anerkennung der GUS. Bei all diesen sind bedeutende Fort­
schritte jedoch weder erkennbar noch zu erwarten.
Was die Stärkung der wirtschaftlichen Dimension der OSZE angeht, so
beklagen sich Vertreter Rußlands, daß trotz einiger in Budapest erreich­
ter Verbesserungen kein Durchbruch in Richtung auf die Schaffung einer
europäischen Freihandelszone möglich war, und dies aufgrund der reser­
vierten Haltung der Mitgliedstaaten der EU.12 Selbst aus russischer Sicht
kann die OSZE doch wohl kaum als das wichtigste Instrument für die
Schaffung einer Freihandelszone mit der EU betrachtet werden, da diese
Angelegenheiten im Rahmen des Abkommens über und
Zusammenarbeit direkte Gespräche mit der Europäischen Union erfor­
dern.
Auch der Hinweis auf die Unverletzlichkeit der Grenzen scheint für die
russische Politik Symbolcharakter zu haben. Die akuten oder latenten
Grenzkonflikte, in die Rußland verwickelt ist, beschränken sich nicht auf
den OSZE-Raum, sondern reichen bis in den Fernen Osten. Gleichzeitig
sind die Streitigkeiten, an denen Rußland innerhalb des
beteiligt ist, vorwiegend Gegenstand bilateraler Beziehungen, und Ruß­
land versucht nicht, sie zu internationalisieren. Dennoch ist noch immer
unklar, für welche Rolle Rußland sich letztlich entscheiden wird: für die
eines Befürworters des Status quo oder aber die einer revisionistischen
Macht. Zumindest in einigen Fällen hat es Rußland bisher bei
der Ziehung seiner Grenzen (z.B. zur Ukraine und zu Kasachstan) vollen­
dete Tatsachen zu schaffen.
Zwar betreibt Rußland weiterhin die Anerkennung der GUS als einer Re­
gionalorganisation, der man beispielsweise einen besonderen Status in­
nerhalb der OSZE einräumen könne (im 1994 wurde sie bereits
als Beobachter bei den Vereinten Nationen zugelassen), die diesbezüg­
lichen Aussichten sind jedoch nach wie vor recht vage, jedenfalls so lange,
wie die GUS selbst nur ein loser politischer Zusammenschluß bleibt, und
insbesondere dann, wenn innerhalb der GUS weiterhin gerechnet
wird, daß Rußland zunehmend eine hegemoniale Rolle in der Gemein­
schaft ausüben will.

12 Siehe Afanassjewski, in: Diplomatitscheski Westnik 1/1995, S. 32.
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Erleichterung der Kontakte und des Zusammenlebens der Menschen
im geteilten Europa,
Förderung der Zusammenarbeit der Staaten und der Kontakte der
Menschen über die Systemgrenzen hinweg,
Erlangung der Einheit Deutschlands in freier Selbstbestimmung.4

Seit Mitte der 70er stellt die KSZE für Bonn auch eine wichtige Be-
zugsgröße Handelns dar. Denn das Entspannungskon-
zept, wie es in der zum Ausdruck kam, setzte den Bestand der en-
gen Bindungen zwischen Westeuropa und Nordamerika als seine Grund­
lage voraus. Die KSZE hat die Rolle der Vereinigten Staaten und Kana­
das in Europa gestärkt. Das Einverständnis aller anderen Staaten mit der
Teilnahme dieser beiden Länder an der Konferenz war das An­
erkenntnis der Verantwortung der USA und Kanadas in und für Europa.
Die KSZE hat auch das Atlantische Bündnis zum aktiven Partner des
Entspannungsprozesses werden lassen. Neben der militärischen Aufgabe,
das Gleichgewicht der Kräfte zu erhalten, übernahm das Bündnis eine
zweite, eine politische und dynamische Aufgabe, nämlich gemeinsam nach
Fortschritten in Richtung auf spannungsfreiere Ost-West-Beziehungen zu
suchen. Diese neue Rolle hat das Bündnis in seinem politischen Zusam­
menhalt gestärkt.
Die KSZE hat auch dem politischen Einigungsprozeß im Rahmen der Eu-
ropäischen Gemeinschaft starke gegeben. Die EG wurde in die-
ser Zeit zu einer politischen die den Gang des KSZE-Prozesses ent-
scheidend beeinflußt hat, wie dieser im Gegenzug Defmition und Vertre­
tung eines Stücks gemeinsamer europäischer Außenpolitik befördert hat.5

Der KSZE-Prozeß war bekanntlich einer der zwei Gründungsthemen
(neben Nahost) der Europäischen Politischen Zusammenarbeit
Der deutschlandpolitische Bedarf der KSZE war aus Bonner Sicht mit der
im November 1990 verabschiedeten Charta von Paris gedeckt. Die tradi­
tionelle politische Agenda der KSZE war durch den Wandel der Jahre
1989/90 weitgehend obsolet geworden. Die KSZE verfügte nicht über die
operativen Mittel, die sie für ein Europa brauchte, in dem an die Stelle
der Gefahr eines großen Ost-West-Konflikts nunmehr die neue Realität
einer Vielzahl von kleineren Konflikten sowohl zwischen verschiedenen
Staaten wie auch und vor innerhalb der Staaten getreten war. Für

4 Realistische Entspannungspolitik, Erklärung der Bundesregierung. zur Konferenz
über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa, abgegeben vom Bundesminister des
Auswärtigen vor dem Deutschen Bundestag am 25. Juli 1975, abgedruckt in: Hans­
Dietrich Genscher,Deutsche Außenpolitik, ausgewählte Reden und Aufsätze 1974
bis 1985, Bonn 1985, S. 80.

5 Vgl. hierzu "Realistische Entspannungspolitik, Erklärung der Bundesregierung zur
Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa, a.a.O., S. 83 ff.
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Hauptproblem für das schlechte Image der OSZE ist entweder die un­
realistisch~ Erwartungshaltung weiter Teile der Öffentlichkeit an ihre
Möglichkeiten oder die Vorstellung von einer zur politischen Gestaltung
nicht fähigen Organisation, die in politischen Kreisen verbreitet ist. Die
Vorstellung von einer unbeweglichen KSZE hat die französische Regie­
rung 1993 dazu veranlaßt, die "Balladur-Initiative" nicht in den KSZE­
Rahmen zu stellen, wo sie thematisch hingehört hätte. Mittlerweile ist es
hier jedoch wieder zu einem Umdenken gekommen: Die Ergebnisse der
Pariser Konferenz zum Stabilitätspakt vom 21. März 1995 werden in die
OSZE integriert, die nunmehr ihre Implementierung verfolgen wird. Ihr
Nutzen wird normalerweise nicht nach ihrer Hauptaufgabe, nämlich ihrem
Beitrag zum Ausgleich strategischer, langfristig wirkender politischer In­
teressen der Teilnehmerstaaten nach innen und nach außen beurteilt,
sondern nach ihrem Beitrag zur Lösung aktueller politisch-militärischer
Tageskonflikte, wozu sie nur ansatzweise das Instrumentarium hat. Die
OSZE verfügt nicht über eine Regelungskapazität, die der des VN-Sicher­
heitsrats auch nur in Ansätzen vergleichbar wäre.
Die raison d'etre der OSZE liegt nicht in erster Linie in der Fähigkeit
umgehender Reaktion auf dringliche, aktuelle Bedürfnisse, obwohl sie mit
ihrem noch relativ neuen Instrumentarium zur Frühwarnung und zur
Konfliktverhütung bereits beachtliche Erfolge erzielt hat. Ihre Schwer­
punktaufgabe ist mittel- bis langfristiger Stabilitätsgewinn für Europa
durch politische und militärische Vertrauensbildung auf dem Wege eines
permanenten politischen und sicherheitspolitischen Dialogs, der zur früh­
zeitigen Diagnostizierung politischer Trends und potentieller Gefahren­
herde führt. Der politische Eigenwert eines solchen Dialogs wird in einer
Zeit, die ständig Entscheidungen braucht, naturgemäß gering einge­
schätzt. GÜllter Joetze bringt es auf den Punkt: "Die These vom Versagen
der KSZE geht von einer Militarisierung des politischen Denkens in ei­
nem von militärischen Konflikten beherrschten Umfeld aus. Sie ignoriert
das mögliche Leistungsproftl einer internationalen Institution, die auf
gleichberechtigter Grundlage Nordamerika und Europa, einschließlich
Rußlands, der Ukraine und der aUS-Republiken zusammenfaßt. Man
kann die Notwendigkeit einer solchen Zusammenfassung leugnen. Bejaht
man sie, so kann die entsprechende Institution nur auf Konsultation und
Kooperation basieren und nur auf dieser Basis Stabilitätsbeiträge leisten.
In diesem Sinn hat sich die KSZE in den letzten beiden Jahren erstaunlich
entwickelt.,,8 Dabei ist doch die ProblemidentiflZierung und -kenntnis Vor­
aussetzung jeder weiteren Aktion.

8 Günter Joetze, Zwischen Versagen und Erfolg. Die KSZE im Jahr 1994, in: Europa­
Archiv 10/1994, S. 287.
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Stärkung der transatlantischen als Voraussetzung für das
KSZE-Entspannungskonzept dar. Die OSZE ihrerseits trägt heute dazu
bei, die gewachsene politische Verantwortung Deutschlands europaweit
einzubetten und abzufedern, sie Europa-kompatibel zu machen. So stellt
die Stärkung der OSZE aus deutscher Sicht auch immer ein zusätzliches
Angebot insbesondere zur "Vergesellschaftung" der Beziehungen mit den
östlichen Nachbarn und speziell Rußland dar.12 In der werden
deutsche zu Ungarn, aber auch und vor
allem zu Rußland nicht weniger intensiv und inhaltsreich sein als zu den
westlichen Partnern Deutschlands. Die OSZE besitzt, zum der
Akteure, einen starken und tragfähigen internationalen jjezu~~sr;amne]n.,

der die Chance bietet, "nationale Interessen ohne nationale Interessendefi­
nitionen, d.h. mediatisiert durch multinationale Institutionen zu verfol­
gen".13 Darüber hinaus mindert die OSZE - gemeinsam mit anderen inter­
nationalen Organisationen - die Tendenzen zur Renationalisierung außen­
und sicherheitspolitischer Interessenwahrnehmung. Der tlullld.eSlreUlub'l1.l(

Deutschland muß daran noch mehr gelegen sein als ihren Partnern. Zu­
gleich verklammert die OSZE, wie schon die KSZE, die USA Kana-
da) mit Europa. daran hat Deutschland weiterhin Interesse.
Die KSZE ist notwendig, sie besitzt konkurrenzlose Aktions/elder: Die Sub­
stanz des Konzepts der kooperativen Sicherheit besteht in der Verbindung
von Konfliktvorbeugung und Krisenbewältigung mit der Menschlichen Di­
mension, d.h. dem Dreiklang von Menschenrechten, Demokratie und
Rechtsstaatlichkeit, und mit militärischen Fragen der Sicherheit. Diese
drei Schwerpunktgebiete der OSZE-Arbeit sind interdependent, sie stel­
len einzeln und in ihrer Gesamtschau ihre komparativen Vorteile dar. Auf
diesen Gebieten hat die OSZE ihr eigenes Profil entwickelt. Dies begrün­
det, warum sie neben den VN, NATO, WEU und EU ihren eigenen Stel­
lenwert im Gefüge der internationalen Organisationen hat.
Ihre Instrumente, auf die hier im einzelnen nicht eingegangen werden
kann,14 sind eine Antwort der OSZE neuen, Kon-

12 So Günter Joetze, a.a.O. (Anm. 8), S. 288.
13 Uwe Nerlich, Sicherheitsinteressen des vereinigten Deutschland, in: Wolfgang Heyd­

rich u.a. (Hrsg.), Sicherheitspolitik Deutschlands: Neue Konstellationen, Risiken, In­
strumente Baden-Baden 1992, S. 794, zitiert in Hans-Peter Schwarz, Die Zentral­
macht Europas, a.a.O., S. 83.

14 Für eine ausführlichere Darstellung zu Rolle und Funktion des OSZE-Konfliktverhü­
tungsinstrumentariums z B.: Günter Joetze, "Zwischen Versagen und Erfolg. Die
KSZE im Jahr 1994, a.a.O. (Anm. 8), S. 285 ff.; Bernard von Plate, Die Organisation
für Sicherheit und Zusammenarbeit - Ein Instrument von gestern?, in: Informationen
zur politischen Bildung 246/1995, S. 12 ff.; Benedikt von Tscharner, Chancen und
Grenzen der KSZE in: NZZ vom 10. November 1994, S. 25. Einen detaillierten Über­
blick über sämtliche Missionsaktivitäten der OSZE gibt ein vom KVZ der OSZE
herausgegebenes Papier "Survey of OSCE lon.g-term missions, Iocal OSCE
representatives and sanctions assistance missions", REF Sec. 64/1995,15. Mai 1995.
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Die OSZE bringt sich, nicht zuletzt vermittelt über das Büro für demokra­
tische Institutionen und Menschenrechte (BDIMR), auf vielfältige Weise
in den Demokratisierungsprozeß der neuen Teilnehmerstaaten ein: Mit
Seminaren z. B. zum Thema der Pressefreiheit, der Demokratie auf Ge­
meindeebene, der Entwicklung mittelständischer Unternehmen, der
Rechtsstellung von dem Verhältnis zwischen militärischer
und ziviler Gewalt auf Regierungsebene usw. Deutschland wird gemein­
sam mit den Niederlanden Seminare zur Umsetzung des in Budapest ver­
abschiedeten normativen "Verhaltenskodex zu politisch-militärischen As­
pek-ten Sicherheit" unter Berücksichtigung der besonders wichtigen
politisch-demokratischen Kontrolle der Streitkräfte organisieren.
OSZE-Rüstungskontrolle, Vertrauensbildung und Sicherheitskooperation
ordnen sich in die Strategie der Konfliktprävention ein. Das Forum für Si­
cherheitskooperation (FSK), einzig verbliebenes europäisches Rüstungs­
kontrollgremium, leistet seinen langfristig wirksamen Beitrag zur Errei­
chung dieses Ziels.
Die Bemühungen im FSK zielen auf Offenheit und Transparenz. Es geht
darum, Fehlperzeptionen von Staaten hinsichtlich ihrer militärischen
Möglichkeiten und Absichten zu vermeiden. Insbesondere vertrauens- und
sicherheitsbildende Maßnahmen haben sich zu einem wesentli­
chen Faktor im Bereich der Frühwarnung entwickelt. Durch die Umset­
zung der verschiedenen gegenseitigen Informationsverpflichtungen über
Streitkräftepotentiale und militärische Aktivitäten erhalten die OSZE­
Staaten ein Bündel von Indikatoren, die zur frühzeitigen Erkennung kri­
senhafter Entwicklungen beitragen können. Allerdings ist die uneinge­
schränkte Umsetzung der eingegangenen Verpflichtungen - gerade auch
in Krisensituationen - die Voraussetzung für die Wirksamkeit für VSBMs.
ImplementierungsdeflZite führen zu Fehlperzeptionen und Eskalationsrisi­
ken. Die Bundesregierung sieht in der Verbesserung der Implementierung
daher einen Schwerpunkt für die künftige Arbeit im FSK. Ziel muß es
sein, ImplementierungsdeflZiten rechtzeitig vorzubeugen und sie nicht erst
auf dem jährlichen ImplementierUngstreffen des Wiener Dokuments auf­
zugreifen. Dazu ist eine kontinuierliche Befassung mit Implementierungs­
fragen notwendig. Diese Aufgabe wird jetzt - nicht zuletzt auf deutsches
Drängen hin - durch eine Arbeitsgruppe des FSK wahrgenommen.
Die militärische Dimension als integraler Teil der OSZE und ihr Beitrag
zur Gewährleistung von dauerhaftem Frieden Stabilität werden ge­
meinhin unterschätzt. Dies nicht die Bundesregierung: In seiner
Rede im Rahmen des Ministerrats der KSZE in Rom am 30. November
1993 erklärte Bundesminister Kinkel das KSZE-Forum für.Sicherheitsko-
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beit zwischen unterschiedlichen zu erarbeiten. Mit
dem Wandel in und nach den grundlegenden Dokumenten des
Bonner Wirtschaftsforum von Paris und von Helsinki ist diese Auf-

ge~~enstanaEaos '""...... ~'~'U' ...................La.. Bedarf an neuen Regelwerken in diesem
nicht mehr. Konkrete erfolgen heute in

anderen Foren. Die OSZE sollte die Arbeit dieser 11141t"P1"'"1"'d:lt"11r\1I4Id:l1t=l'1I4I

sationen G 7 nicht duplizieren.

Vermeintliche Schwachstellen als Stärken der OSZE

Kritiker lasten der OSZE vor allem zwei -':TP1I"'1I4I"'IlO.11141t""11ßt"IP Schwachstellen an:
IIJVJI..JI.ll..II...:J''''''.II..II.'l nicht und

bntsc.nelQWlge;n glrun.dS,ltzllch nur im Konsens treffen:

Politische versus rechtliche Verbindlichkeit

Der zwischen und völkerrechtlicher Verbind-
daß die eine ist als die andere. Er be-

unl:er~;ChleClUctlenGrad der Die "nur" politi-
....,.II.I-,J1..II..JI.'Ii....a..a,,'l,.Il.JUI.~;.,....,.II..II. der Schlußakte von Helsinki haben einen Ent-

der historische Tragweite hatte. Er
wahrs,Cht~m11Chnicht anders wenn die Schlußakte eine völ-

kerrechtliche Konvention gewesen wäre. aber wäre die
ScWußakte als Dokument nie in Kraft getreten.

1I"'t.r\11f"1C'ßhp lSUldulllg:SWlrklmg ist für inhaltliche Pionierarbeit
im Bereich. Die Natur der Normen der OSZE als politische
Verpflichtungen hat sich bewährt. Ihre sollte nicht vorge-
sehen werden. Dies schließt die weitere Umformung der
OSZE in einer Institution auf der Basis eines
entsprechenden Regierungsvertrags nicht aus. Nur so können auf Dauer
die gestiegenen fmanziellen der OSZE,
... _ .... hL:lloI"· ............. .rlIL:lIo'lll"'L:lIo für ihre werden.

1i"'11r1l1l1l4l"'llP11t"lt"" mlan~~e1D.aer HandJlunJgst,illlJ~kelt der OSZE im Be­
KOnSt~nSlprll1Z11JS ist nicht stichhal-

mang(~ln~ler .JIAJ'AA• .IL .lLJUw ~'l die praktische Erfahrung
es Entscheiden, d.h. formelle Beschlüsse fassen, kann die

OSZE nur im Konsens - abgesehen von der eng begrenzten Ausnahme
des "Konsens-Minus-Eins" bei groben VerletZllilgen im Bereich der
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Maß an Solidarität durch die anderen Teilnehmerstaaten erwarten kön­
nen. Dies setzt kein autonomes System kollektiver Sicherheit für Europa
voraus. Aber die OSZE als Regionalorganisation der VN könnte als In­
strument genutzt werden, um das in der VN-Charta enthaltene globale Sy­
stem kollektiver Sicherheit efflZienter im OSZE-Raum anzuwenden. Der
institutionelle Aspekt dieser Aufgabe ist in der Kinkel-Kooijmans-Initia­
tive mit ihrem Effekt der OSZE mit dem Sicherheitsrat
der VN Er muß in normativer Hmsicht mit der Verpflichtung
der Teilnehmerstaaten zu solidarischem Handeln ergänzt werden. Eine
solche normative Basis sich im Verhaltenskodex zu politisch-militä­
rischen Aspekten der Sicherheit. Die entsprechende Verpflichtung zur
Solidarität mit jenen OSZE-Staaten, die ihr Recht auf individuelle und
kollektive Selbstverteidigung in Anspruch nehmen wollen, geht in ihrer
vordergründigen Konsequenz aber noch nicht sehr weit. Sie markiert je­
doch einen ersten Schritt zu einer konkreten gegenseitigen Verpflichtung
von Staaten, sich einander bei der Abwehr von Angriffen gegen ihre Si-
cherheit beizustehen.17 Hierauf sollte in aufgebaut werden.

Lösungsbedarjfür konkrete interne Probleme

Wenn die OSZE zu einer künftigen Sicherheitsordnung in Europa beitra­
gen will, muß sie mittelfristig Lösungen für eine Reihe konkreter interner
Probleme fmden. Dazu gehören z.B. die Integration der neuen Teilnehmer­
staaten: Die Aufnahme der politisch, religiös und kulturell weit von den
europäischen Rechtsdefmitionen entfernt existierenden kaukasischen und
zentralasiatischen Staaten löst Spannungen aus und stellt hohe Anforde­
rungen an die Kohärenz der OSZE. Ihre nicht zuletzt auch von Deutsch­
land betriebene Aufnahme geht auf die Überlegung zurück, daß diese
Staaten in die demokratische Welt eingeführt und in ihr gehalten werden
sollen. Zugleich sind sie ein integraler Teil auch unserer sicherheitspoliti­
schen Balance. Über ihre Beziehungen mit Rußland haben sie unmittelba­
re Bedeutung für die Sicherheit im geographischen Europa. Die Mitglied-

17 Ziffer 5 des "Verhaltenskodex zu politisch-militärischen Aspekten der Sicherheit"
lautet: "Sie sind entschlossen, bei Verletzung von KSZE-Normen und -Verpflichtun­
gen solidarisch vorzugehen und aufeinander abgestimmt zu reagieren, falls sie sich in
der Folge sicherheitspolitischen Herausforderungen gegenübersehen. Sie werden
einen Teilnehmerstaat im Einklang mit ihren KSZE-Verantwortlichkeiten umgehend
konsultieren, der bei der Wahrnehmung seiner individuellen oder kollektiven Selbst­
ver-teidigung um Beistand ersucht. Sie weden gemeinsam die Art der Bedrohung be­
ur-teilen und mögliche Aktionen erwägen, die zur Verteidigung ihrer gemeinsamen
Werte erforderlich sind.", in: KSZE, Budapester Dokument, Der Weg zu echter Part­
nerschaft in einem neuen Zeitalter, in: Presse- und Informationsamt der Bundesre­
gierung (Hrsg.), Bulletin 120/1994, S. 1103.
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und VN betonen sollte. Der Leitsatz "KSZE zuerst" war nie als der
Unter- oder gedacht. Er spricht nur aus, was schon in der
VN-Charta verankert ist. Die wurde durch die
EU aufgegriffen und von ihr in vertreten. Sie sieht vor, daß die

e1JJt1etun(~rsltaaten Krisen und Konflikte zunächst im Rahmen der
OSZE zu lösen suchen. die Mittel der OSZE hierfür nicht ausrei-

sollte die OSZE - eventuell auch ohne der .JL""-'-".JUUL.................. IIJ .........

teien - den VN anrufen können. Diese
cherheitsrats durch OSZE auch ohne der .IL""-'-I'JLILL.................. ltJ .........

teien war und ist umstritten: Während des laufenden gelang
es zunächst, Bedenken auszuräumen. Dabei wurde der
chende Text etwas so daß in der zwar das Konsens-
Minus-Eins-Verfahren erhalten dies aber im Text nicht mehr so ex-
plizit wie zuvor stand. Das russische Einlenken Armenien die Mög-
AJ\.""'JLIUl.'ll..VJU.. , sich hinter einer russischen weiter verstecken zu kön-
nen. Nachdem Armenien in der nahezu Debatte über die-
ses Thema nie einen Vorbehalt überraschte der armeni-
sche \Viderstand die ganz auf Rußlands fIXierten
lungspartner. Es blieb nicht das Problem in Budapest
auszuräumen. Es wurde daher zur weiteren an den ~t2I.llalge:n

Rat der OSZE nach Wien überwiesen. Motiv für die armenische 1I.-II01I'l"lI1111"'Irr

ist die Sorge, daß dieses an den Sicherheitsrat der VN auf
den Konflikt in und um werden könnte. Für
die Glaubwürdigkeit der OSZE ist ihre klare nn der
VN-Charta entscheidend.

l1.analun~~stahlfZJ"elt der OSZE welltgehelJlG
des

f1nthvVarnZllst('lnt.llf!Jtell des Generalsekretärs die
auch vor dem 1-111111"'1t-arrr1l'°1l1l1l"'l,rt1 der Beibe-

erhöhen. Die Rolle des
1'rllf-,::l.1t"C'1h,f-r7'll ... ."..,.rr des ................ 1I1t"1IC'~lkc~1I"'I Fra-

seine Rolle als lD.Sprt~ch·Pat°tn(~r für ratsu-
el1Jl1eluners.ta,;).te:n. Die eines starken ,.....,.... ",,1I-n,"""""'f-ro wird

or~;chlagvon Außenminister .!IL:D-'-I'UV.il,""vv vom Som-um so "" ...' ....il.il ...JLF-t'"".il'

Die Stärkung der Strukturen ist wenn die OSZE den an sie gestellten
Anforderungen gerecht werden wilL Die eines starken OSZE-
Sekretariats bleibt aus deutscher Sicht ebenso auf der Tages-

weiteren der
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Kompromisse, Domänen also, in denen die kanadische tradi-
tionell
Dem ist daß die KSZE von Anfang an große JLILLLJL'VJUIJVJU-

tische in Kanada hat. Tatsächlich hat die politische
namik der zahlreichen die vielfach aus Mittel- und Osteu-
ropa stammen und sich im kanadischen Westen angesiedelt
Ottawa zu einem der Anwälte humanitärer insbeson-
dere im Rahmen von Korb drei lassen.
Letztendlich hat die KSZE auch dem überkommenen kanadischen Inter-
esse an der weil sie es ermöglichte, über die militäri-
sche Konfrontation des starren Rahmens der Block-zu-Block-
veJrh8lD.alurlge~n zu beraten. Beobachter vergessen daß der
der "Vertrauens- und Sicherheitsbildenden Maßnahmen sich
über die KSZE zunächst während der Madrider Folge-
konferenz dann in wo die erstmals Prin-
zip der vor Ort" hat. Außerdem sind die 1989 auf-
genommenen dem KSZE-Prozeß zu verdanken. An
dieser Stelle sei zusätzlich in daß gerade Kanada be-
sonders aktiv war hinsichtlich der der
des Inspektions-Begriffs, die seit Jahre
gebiet der kanadischen geworden sind.
Angesichts der Kanadas an den KSZE-Prozeß
kann es nicht daß seine Zukunft zu der nelmzl.ger
Jahre an herausragender Position auf der kanadischen Tagesordnung
stand. Bereits im Herbst 1989 das kanadische Außenministerium
mit einer seiner und im zeich-
neten sich erste Konturen für eine neue kanadische ab.
Apriori hielt die die KSZE weiterhin für beson-
ders gut geeignet, sich an die neuen nach dem Ende
des anzupassen, die von einer Kon-
frontationszone zu einer "Zone überwachter Sicherheit" secu-
rity zone) machen sollten. In dieser Hinsicht erschien die KSZE
ihrer Anpassungsfähigkeit, ihres - und transatlantischen
- Charakters sowie die Bandbreite ihrer

besser als ausschließlich militärische
UrJ~anlsa1tloIlen wie NATO oder Warschauer die Stabi-

zu sichern.

1 Diese Ausführungen spielen auf die von .1973 bis 1989 in Wien stattgefundenen
MBFR-Verhandlungen an.

2 Für detaillierte Ausführungen zur kanadischen Rolle in der Rüstungskontrolle im
Rahmen der KSZE s.: Albert Legault and Michel Fortmann, A Diplomacy of Hope.
Canada and Disarmament 1945-1988, McGill-Queen's University Press, 1992, Kapitel
12 und 13.
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Zunächst und vorrangig sollte für die KSZE eine institutionelle
Grundlage geschaffen werden, die aus einem nicht-ununterbrochen
laufenden Prozeß eine permanente und effIZiente Organisation
machte, wobei gleichzeitig die Schaffung eines bürokratischen Mon­
sters vermieden werden müßte. Mit den Worten von Außenminister
Clark: "Unser Ziel ist echter Fortschritt und nicht die Durchführung
diplomatischer Marathons.,,6 Seine Nachfolgerin Barbara McDougall
fügte 1991 hinzu: "Wir benötigen keine schönen Reden sondern Lö­
sungen für die Probleme in Europa.,,7
Vor diesem Hintergrund schlug Kanada 1990 die Schaffung eines
kleinen permanenten Sekretariats vor, dessen Aufgaben die Vorbe­
reitung der jährlichen Außenministertreffen der Organisation sowie
der alle zwei Jahre stattfmdenden Gipfel der Staats-und Regierungs­
chefs sein sollten. Das Außenministertreffen war von Kanada als
höchstes Organ der KSZE-Organisation konzipiert worden mit der
Hauptaufgabe der Konfliktverhütung. Hierzu sollte sie mit zwei
Schlüsselorganen ausgestattet werden: einem "Institut für friedliche
Konfliktbeilegung" sowie einem "Amt für VerifIkation", letzteres zu­
ständig für die Überwachung der Einhaltung der Abkommen zur Rü­
stungsbegrenzung und der VSBM. Die kanadischen Vorschläge UID­

faßten gleichfalls die Schaffung einer parlamentarischen Versamm­
lung.
Darüber hinaus maß Kanada der KSZE besondere Bedeutung im
Bereich der Konfliktverhütung bei. Von daher unterstrich Kanada
die Bedeutung der Einhaltung der Menschenrechte, die Schaffung
demokratischer Institutionen und die schnelle Einführung einer libe­
ralen Wirtschaftsform als probateste Mittel zur Sicherung von Frie­
den und Stabilität in Osteuropa. Bei der Vorbereitungssitzung des
Pariser Gipfels drückte Joe Clark diese Überlegungen im Oktober
1990 folgendermaßen aus: "Die größte Herausforderung für die Un­
terzeichner der Charta von Paris wird die Schaffung von Rahmenbe­
dingungen sein, die das Gedeihen von Demokratie und Wohlstand
fördern".8
Gleichzeitig, so die kanadischen Vorstellungen, solle die KSZE in die
Lage versetzt werden, in Krisen eingreifen zu können; die Konferenz
sei deshalb mit Mitteln auszustatten, die effIZientes Handeln ermög­
lichten, falls die regionale Sicherheit bedroht sei. Dieser Vorschlag

6 Rede vor dem Humber College, ebenda (eigene Übersetzung).
7 Redenotizen für eine Ansprache von Barbara McDougall, Staatsekretärin für

Auswärtige Angelegenheiten, anläßlich der KSZE-Konferenz zur menschlichen
Dimension, Declaration 92/38, 10. September 1991 (eigene Übersetzung).

8 Notizen für eine Erklärung des Außenministers Joe Clark; Außenministertreffen der
KSZE-Teilnehmerstaaten, New York, 2. Oktober 1990 (eigene Übersetzung).
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Trotz hat die kanadische Politik ihren Kurs bis-
beibehalten. Ottawa führt seme von KSZE/OSZE
die Mandat und die einzige regionale

sition in dieser Zeit ein Markenzeichen anzuhängen, wäre das des "Maxi­
malismus" sicherlich das passendste.12 Es versteht sich von selbst, daß die
KSZE unbedingt ihre Interventionsinstrumente für den Krisenfall einsatz­
bereit machen mußte, wollte sie eine ernstzunehmende Akteurin auf der
europäischen Szene bleiben. Anderenfalls würden andere Institutionen
wie NATO, VN und selbst die GUS die Führung in Sicherheitsfragen an
sich ziehen. Tatsächlich zeigte sich sehr schnell der Bedeutungsverlust der
KSZE in ökonomischer Hinsicht angesichts der Vielzahl spezialisierter In­
stitutionen in diesem Bereich (EG/EU, OECD). Umwelt und

blieben zunächst Themen zweiter Ordnung. Daher
mußte - so jedenfalls die "maximalistische" Sicht - die KSZE sich auf das
konzentrieren, was sie am besten konnte: die Konfliktprävention. Kanada
begann seine auf diesen Bereich zu konzentrie-
ren, insbesondere der Observierungsmissionen. So führte die KSZE
im 1992 eine Beobachtungsmission in Berg-
Karabach nachdem Kanada sie angeregt hatte. Kanada wurde auch
hinsichtlich eines neuen Aktionstyps initiativ, den man heute getrost als
bedeutenden Beitrag der KSZE zur Stabilität in Europa in dieser unruhi­
gen Zeit ansehen kann: der langfristigen Konfliktverhütungsmissionen.13

Kanada war oder ist an fast allen davon beteiligt.
Auch wenn Kanada aktiv an der Institutionalisierung der KSZE und der
Stärkung Rolle im Bereich der Konfliktverhütung teilgenommen hat,
sollte man seine Augen nicht davor verschließen, daß der Weg dorthin
schwierig und hindernisreich war. Bereits zwei Jahre nach der Unterzeich-
nung Charta von Paris ist von Hoffnung auf eine Entwicklung des
Kontinents in Gemeinwesen, bestehend aus demo-
kratischen und wohlhabenden Staaten und unter der Ägide der KSZE
kaum mehr als ein Traum übriggeblieben. Die wirtschaftliche Entwicklung
der osteuropäischen Staaten erwies sich als langwieriger und teurer als
vorausgesehen; Minikonflikte brachen allenthalben aus und die
.:a....J_IIJJUL'-JAA'l.o' für eine Integration mußte Verwirrung und

weichen. dessen blieb auch die Unfähigkeit der
KSZE nicht verborgen, den ihrer Teilnehmer zu entspre-

und zwar sowohl was die ökonomische Entwicklung als auch die

12 Die gemeinhin mit dieser Haltung in Verbindung gebrachten Staaten sind: Kanada,
Deutschland, Tschechoslowakei, Rußland, Polen, Ungarn, Österreich, Irland und
Italien.

13 Derzeit gibt es deren acht: Skopje, Georgien, Estland, Moldau, Lettland, Tadschi­
kistan, Sarajevo, Ukraine; die ersten fanden statt in: Kosovo, Sandiak, Vojvodina.
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radikal gewandelt, so doch zumindest weiterentwickelt hat. Eine aufmerk­
same Lektüre kanadischer Stellungnahmen zeigt, daß sich der traditio­
nelle kanadische Enthusiasmus für multilaterale Lösungen in den letzten
drei Jahren deutlich abgekühlt hat. Über Gründe nachdenkend, die die
IneffiZienz der internationalen Gemeinschaft bezüglich einer Kon­
fliktlösung in Ex-Jugoslawien, erklären könnten, sagte Premierminister
Jean Chretien anläßlich der parlamentarischen Versammlung der OSZE
im Juli 1995 in Ottawa: "Offensichtlich ist sie [die IneffIZienz] nicht auf
mangelnde Ressourcen zurückzuführen. Wir verfügen über eine volle
Bandbreite internationaler Organisationen. Aber die Staaten haben diese
Institutionen zu oft zur Durchsetzung nationaler Interessen benutzt, an­
statt wirklichen Konsens herzustellen. Dorther rührt der Koordinations­
mangel der von den verschiedenen Parteien beschlossenen Maßnahmen.
Es versteht sich von selbst, daß wir von unseren multilateralen Institutio­
nen keine EffIZienz erwarten können, solange sie von nationalen Interes­
sen dominiert werden". Und eher düster fügte der Premierminister hinzu:
"Wir dürfen halt die Tatsache nicht aus den Augen verlieren, daß es nach
wie vor den Staaten obliegt, für ihre Sicherheit zu sorgen. Jeder Staat hat
die vorrangige Verantwortung, das Wohlergehen seiner Bevölkerung zu
sichern und jeder ist für seine Taten der gesamten Bevölkerung Rechen­
schaft schuldig".18

Selbst für den eher unwahrscheinlichen Fall, daß Premierminister
Chretien sich nicht der Tragweite und des unverkennbaren theoretischen
Hintergrunds19 seiner Ausführungen bewußt war, drücken sie in ihrer
Substanz unbezweifelbar die derzeit vorherrschende kanadische Ernüchte­
rung hinsichtlich multilateraler und kooperativer Lösungsansätze aus.

18 Rede des kanadischen Premierministers Jean Chretien vor der parlamentarischen
Versammlung der OSZE, Ottawa, 5. Juli 1995, S. 4..5.

19 Die Theorie-Schule des "Realismus" in den Internationalen Beziehungen ist für ihren
Pessimismus bekannt; s.a.: Joseph M. GRIECO: Anarchy and the limits of coopera..
tion. a realist critique of the newest liberal institutionalism in: InternationalOrgani..
zation 3/1988, S. 485.
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Die OSZE-Aktivitäten im ehemaligen Jugoslawien

Ähnlich wie die Europäische Union hat sich auch die OSZE bereits sehr
frühzeitig mit dem drohenden Zerfall Jugoslawiens beschäftigt. Demge­
genüber hatten die Vereinten Nationen zunächst eine recht zurückhal­
tende Rolle gespielt. Der Umstand, daß die Europäer mehr oder weniger
stark danach drängten, die erste brisante politische Krise nach Ende der
Blockkonfrontation im Alleingang zu bewältigen, war für die UNO inso­
fern erfreulich, als sie. selbst mit einer VielzaW von Konflikten in anderen
Regionen beschäftigt war und sich in Europa nun Entlastung erhoffte. Es
sollte sich jedoch bald erweisen, daß die europäischen Institutionen ohne
den Rückhalt der Vereinten Nationen nicht die von ihnen selbst erhoffte
konflikteindämmende Rolle spielen konnten.
Dazu hat maßgeblich beigetragen, daß sowohl die EU als auch die OSZE
es versäumt haben, sich um die Lösung der Konflikte zwischen Slowenien
und Kroatien einerseits sowie Serbien andererseits zu bemühen, bevor es
zum Ausbruch von Kampfhandlungen gekommen war. Auf den ersten
Blick mutet diese Passivität erstaunlich, ~enn nicht fahrlässig an. Schließ­
lich gab es bereits seit längerer Zeit eindeutige Hinweise darauf, daß der
jugoslawische Einheitsstaat nicht mehr lange Bestand haben würde. Die
OSZE-Teilnehmerstaaten beließen es jedoch bei Appellen an die Teilre­
publiken, die Einheit Jugoslawiens nicht zu gefährden und den Dialog
über die Zukunft des Landes fortzusetzen. So heißt es in den Schlußfolge­
rungen des Berliner Ratstreffens im Juni 1991:

"Die Minister bekundeten ihre freundschaftliche Besorgnis und ihre Un­
terstützung im Hinblick auf die Einheit und territoriale Integrität sowie
die Demokratie in Jugoslawien auf der Grnndlage einer demokratischen
Entwicklung, von Wirtschaftsreformen, der uneingeschränkten Anwen­
dung der Menschenrechte in allen Teilen Jugoslawiens, einschließlich der
Rechte von Minderheiten, sowie einer friedlichen Lösung der gegenwär­
tigen Krise im Land. Sie forderten weitere Fortschritte in diesen Be­
reichen.,a

Für ihre Zurückhaltung gibt es zwei Gründe: Erstens sah man mit Blick
auf die Situation in der Sowjetunion die Gefahr, durch die Hinnahme der
Auflösung Jugoslawiens einen gefährlichen Präzedenzfall zu schaffen.
Zweitens befürchteten Staaten wie Frankreich, Großbritannien und die
Türkei, die selbst Probleme mit sezessionswilligen Minderheiten hatten
und noch haben, negative Auswirkungen auf ihre jeweillge innenpolitische
Situation. Während diese Staaten auf die Beachtung von in der Helsinki-

3 Auswärtiges Amt (Hrsg.), 20 Jahre KSZE: 1973-1993, Bann 1993, hier S. 238.
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sich die Tatsache, daß im Mechanismus eine gewisse Frist vorgesehen ist,
in der Auskünfte eingeholt und Konsultationen eingeleitet werden sollen,
in einer akuten Konfliktsituation als wenig hilfreich.7 In der Folge lagen
denn auch "die Aktionsschwerpunkte zur weiteren Einflußnahme auf den
Konflikt ... außerhalb der KSZE",8 während sich die EU aufgrund ihres
Profilierungsdrangs stark engagierte. Dabei ließen die westeuropäischen
Vermittler in der EU-Troika jedoch außer Acht, daß eine stärkere Beteili­
gung der OSZE durchaus Vorteile hätte haben können.9 Schließlich wäre
damit die aktive Beteiligung von mittel- und osteuropäischen Staaten am
Krisenmanagement möglich gewesen, deren Vertreter möglicherweise
eher einen Zugang gerade zur serbischen Konfliktpartei hätten fmden
können als westliche Vermittler. Letzteren wurden von serbischer Seite
stets größere Sympathien für Kroatien und Slowenien und damit mangeln­
de Unparteilichkeit unterstellt.
Die Hoffnungen, den Krieg doch noch auf politischem Wege beenden zu
können, richteten sich im Herbst 1991 vor allem auf die EU und das von
ihr ausgehandelte Abkommen von Brioni10 sowie weitere darauf folgende
diplomatische Aktivitäten. Sie erwiesen sich jedoch als Illusion. Je heftiger
im Verlauf des Jahres 1991 die Kämpfe in Kroatien wurden, um so deutli­
cher trat die Hilflosigkeit der europäischen Institutionen zutage. Der Ruf
nach einem stärkeren UN-Engagement wurde immer lauter, allerdings
erst Anfang 1992 erhört, als sich der UN-Sicherheitsrat zur Entsendung
von Blauhelmen nach Kroatien entschloß. Das weitere Vorgehen von
und UNO wurde von der Öffentlichkeit stark beachtet, während die Be­
mühungen der OSZE eher im Verborgenen vonstatten gingen. Dabei hat
die OSZE das gesamte ihr für Krisenmanagement zur Verfügung stehen­
de Instrumentarium mit Ausnahme der Stationierung von Friedenstrup­
pen angewendet.

Diplomatische Aktivitäten

Der Balkankrieg ist in den unterschiedlichen Organen und Foren der
OSZE häufig Gegenstand von Beratungen gewesen" Gleichgültig, ob es
sich dabei um eine in Wien tagende das K.o~ntl1k~ver.hU­

tungszentrum, die verschiedenen Mechanismen, Ur'm~~hc:hkeltssl1tzunglen,

7 Vgl. Remacle, a.a.O. (Anm. 4), hier S. 117.
8 Heinrich Schneider, Wolken über Gesamteuropa: Der KSZE-Prozeß nach dem

Gipfeltreffen in Helsinki, in: Integration 4/1992, S. 189-205, hier S. 201.
9 Sie beschränkte sich darauf, daß der Hohe Rat (AHB) die Aktivitäten der EU

billigte, ihnen somit zu mehr Legitimation verhalf, und daß die OSZE die Teilnahme
von Nicht-EU-Mitgliedem (etwa aus Kanada, Polen und Schweden) an deren
Beobachtermissionenermöglichte. Vgl. hierzu Remacle, a.a.O. (Anm. 4), hier S. 118.

10 :Es sah die Aussetzung der Unabhängigkeit von Kroatien und Slowenien für zunächst
drei Monate sowie einen Waffenstillstand vor.
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schenrechtsverletzungen schließen ließen, die Erarbeitung von Lö­
sungsvorschlägen für die gegebenen Minderheitenprobleme sowie die
Information über relevante rechtliche Vereinbarungen zu Minderhei­
tenfragen und -schutz, freie Medien und demokratische Wahlen.14

Die Mission unterhielt Büros in Pristina (Kosovo), Novi pazar
(Sandjak) und Subotica (Vojvodina) sowie ein gemeinsames Büro in
Belgrad. Trotz ihrer vielfältigen Aufgaben und unterschiedlichen Ein­
satzgebiete bestand die Mission zu keinem Zeitpunkt aus mehr als 20
Mitarbeitern. Zwar hatte die Wiener Gruppe des Hohen Rates
(AHB) im Januar 1993 noch eine Vergrößerung auf 40 Teilnehmer
beschlossen. Sie konnte jedoch nicht mehr umgesetzt werden, da die
Regierung der Bundesrepublik Jugoslawien (BRJ) einer Verlänge­
rung des Aufenthalts der Mission über Ende Juni 1993 hinaus nicht
mehr zustimmte. Zu diesem Zeitpunkt stellte die Mission ihre Arbeit
ein, die sie trotz vielfältiger Bemühungen bis heute nicht wieder
aufnehmen konnte.15 Partikulare Erfolge erreichte die Langzeitmis­
sion etwa im Sandjak bei Vermittlungen zwischen Muslimen und
Serben.16

Im September 1992 beschloß der Hohe Rat ~AHB) die Aufstellung
einer "Spillover-Monitor"-Mission in Skopje.1 Sie sollte gemeinsam
mit Beobachtern der EU und UN-Blauhelmen ein Übergreifen des
Krieges auf Mazedonien verhindern und somit weitere Konflikte in
der Region verhüten helfen. Dazu gehörte auch, auf die Konsequen­
zen hinzuweisen, die sich für Mazedonien aus der griechischen Blok­
kadepolitik ergaben.18 Außerdem sollte die Mission in Dialog mit der
politischen Führung von Mazedonien treten und Kontakte mit Reprä­
sentanten lokaler politischer Gruppen oder Organisationen aufneh­
men. Die Mission besteht aus acht Mitarbeitern (und zusätzlich zwei
EU-Beobachtern), ihr gegenwärtiges Mandat läuft am 30. Juni 1995
aus. Sie hat sowohl den Europarat bei der Durchführung einer Volks­
zählung im Juni 1994 als auch" den Hohen Kommisssar für Nationale
Minderheiten (HKNM) der OSZE bei seinen unterschiedlichen Be­
mühungen unterstützt, die Situation der albanischen Minderheit in
Mazedonien zu verbessern. Im Oktober 1994 schließlich war die Mis-

14 Vgl. hierzu die Berichte der Mission an den amtierenden Vorsitzenden der OSZE.
Sie geben ein detailliertes Bild von den Aktivitäten, Problemen und auch Erfolgen
der Mission wider.

15 Vgl. hierzu The CSCE Secretary General (ed.), Annual Report 1994, Vienna, 14. No­
vember 1994, hier S. 4.

16 Vgl. hierzu Heather Hurlburt, CSCE Conflict Resolution in Practice. A Work in Pro­
gress, in: The Helsinki Monitor 2/1994, S. 25-38, hier S. 33.

17 Vgl. SUlVey, a.a.O. (Anm.13), hier S. 3-4.
18 Vgl. Annual Report, a.a.O. (Anm.15), hier S. 4.
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seren Maßnahmen beraten und unterstützen.22 Das Mandat aller SAMs
läuft bis zum 31. Dezember 1995.
Zum gegenwärtigen Zeitpunkt führt die OSZE insgesamt sieben solcher
SAMs durch:

in Albanien sind seit dem 5. April 1993 unter italienischer Leitung
sechs ZolloffIZiere stationiert,
in Bulgarien seit dem 10. Oktober 1992 unter deutscher Leitung 26,
in Kroatien seit dem 27. Januar 1993 unter dänischer Leitung fünf,
in Mazedonien seit dem 8. November 1992 unter kanadischer Lei­
tung 51,
in Rumänien seit dem 20. Oktober 1992 unter US-amerikanischer Lei­
tung 31,

der Ukraine seit dem 17. Februar 1993 unter schwedischer Leitung
neun und
in Ungarn seit dem 4. Oktober 1992 unter britischer Leitung 22.23

Um die Arbeit der einzelnen SAMs und die Kooperation mit den EU-Be­
obachterteams besser koordinieren zu können, beschloß der Hohe Rat
(AHB) auf seinem 19. Treffen am 4. Februar 1993 die Ernennung eines
Sanktions-Koordinators (OSCE/EU Sanctions Coordinator), dessen Büro
in Brüssel angesiedelt ist.24 Nach mehrmaligen Verlängerungen läuft sein
Mandat bis zum 31. Dezember 1995. Seine wichtigste Aufgabe ist die Be­
aufsichtigung der Einhaltung der gegen Serbien und Montenegro gerich­
teten Wirtschaftssanktionen und des gegen alle Kriegsparteien verhängten
Waffenembargos. Zu diesem Zweck arbeitet der Koordinator mit allen an
der Überwachung beteiligten Akteuren sowie mit dem 'UN Sanctions
Committee' zusammen. Er ist außerdem für die Bewertung der Umset­
zung und Auswirkungen der verhängten Sanktionen zuständig, soll Vor­
schläge für eine effektivere Anwendung der Kontrollmaßnahmen erarbei­
ten und die beteiligten Staaten beraten.25 Unterstützung erhält der Koor­
dinator von dem ebenfalls in Brüssel angesiedelten 'SAM Communi­
cations Centre' (SAMCOMM), das von der EU fmanziert wird. Sie soll in
den Stationierungsgebieten die Kommunikation und Kooperation zwi­
schen den SAMs sowie den Gastgeber-Staaten erleichtern, vermutete
Verstöße gegen die Sanktionen untersuchen und ihrerseits bewertende
Berichte für die EU, die OSZE und das 'UN Sanctions Committee' erstel-

22 Vgl. ebenda, hier S. 21.
23 Vgl. ebenda, hier S. 21-25.
24 Vgl. hierzu Antonio Napolitano, Sanctions as a Possible Tool of Preventive

Diplomacy, in: Steffen Carlsson (ed.), The Challenge of Preventive Diplomacy. The
experience of the CSCE, Stockholm 1994, S. 138-157.

25 Vgl. ebenda, hier S. 20.
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zu haben sich durch das Engagement im Krieg im ehemaligen
Jugoslawien vor die vielfältigen Mängel und DefiZite gezeigt, mit de­
nen die OSZE noch konfrontiert ist. Am gravierendsten erscheint es ange-
sichts der Situation in anderen Teilen Europas, daß es auf den
zahlreichen Treffen Seminaren derOSZE zur menschlichen Dimen-
sion bis heute nicht gelungen ist, klare, verbindliche und durchsetzbare
Kriterien für Menschen- und Minderheitenschutz zu verabreden. Gerade
die Frage, wie in Zukunft mit sezessionswilligen Minderheiten umgegan­
gen werden ist noch nicht beantwortet. Darüber hinaus bedarf der
Dekalog der Helsinki-Schlußakte dringend der Überarbeitung. Er ist auf
die politische Lage in Europa während des Kalten Krieges zugeschnitten

daher nur noch bedingt geeignet, Vorgaben zur Lösung der heute
dominierenden innergesellschaftlichen Konflikte zu geben. Erste Verän­
derungen der Interpretation der Schlußakte hat es aber bereits auf dem
Helsinki-Gipfel 1992 gegeben. Dort wurde zum Beispiel festgehalten, daß
Fragen des Menschenrechtsschutzes von Interesse für alle Teilnehmer­
staaten seien und keine inneren Angelegenheiten eines einzelnen Staa­
tes.3D Ob sich aus dieser Neuinterpretation aber über die Ebene von De­
klarationen hinaus mehr konkrete Handlungsmöglichkeiten ergeben, ist
gegenwärtig noch nicht abzusehen. Denn auch die OSZE muß - genau wie
die UNO - das Dilemma zwischen der moralischen Verpflichtung zur In­
tervention in Krisensituationen und dem Nichteinmischungsgebot in einer
Weise auflösen, daß sie handlungsfähiger wird, ohne dabei einem unkon­
trollierten und selektiven Interventionismus Tür und Tor zu öffnen.
Ohne Zweifel hat auch der Umstand, daß die OSZE noch in der Entwick­
lung von schnell und ständig handlungsfähigen Organen steckt, eine akti­
vere Rolle im Konfliktmanagement im ehemaligen Jugoslawien verhin­
dert. Daraus läßt sich die Hoffnung schöpfen, daß bei der weiteren Insti­
tutionalisierung der Organisation aus den offen zu Tage getretenen Män­
geln gelernt wird und es gelingt, arbeitsfähige und den Bedürfnissen der
Post-Kalten-Kriegs-Ära angemessene Strukturen und Instrumente zu ent­
wickeln. Die Chancen für eine solche Reformierung der OSZE sind un­
gleich größer als etwa die Reformaussichten der UNO, was mit der Büro­
kratien immanenten Langsamkeit und Widerstandsfähigkeit (z.B. gegen
Umstrukturierungen) zusammenhängt. An dieser Stelle sollte auch darauf
hingewiesen .werden, daß OSZE mit den Vereinbarungen zur friedli-
chen Streitbeilegung über Instrumentarium für Konfliktmanagement
verfügt, das im Falle des ehemaligen Jugoslawiens noch gar nicht zur An­
wenCUID2 gelangt ist, bzw. gelangen konnte.31

30 Vgl. Helsinki-Dokument 1992: Herausforderung des Wandels, Ziffer 8, in: Auswärti­
ges Amt (Hrsg.), 2D Jahre KSZE: 1973-1993, Bann 1993, hier S. 172.

31 Ebenfalls nicht konkretisiert, aber interessant ist darüber hinaus der Beschluß des
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Trotz dieser Einschränkungen spricht für die Hinwendung zur Prävention,
daß die bislang angewandten Instrumente und Verfahren von Krisen- und
Konfliktmanagement angesichts des heute in Europa relevanten innerge­
sellschaftlichen Konflikttypus' nicht mehr angemessen sind. Der Krieg im
ehemaligen Jugoslawien und die Ohnmacht der internationalen Vermittler
legen dafür Zeugnis ab.
Neben der Prävention stellen die Bemühungen der OSZE um Bürgerdi­
plomatie einen zweiten Bereich dar, in dem die Organisation verstärkt tä­
tig werden kann. Gegenwärtig werden diese Aktivitäten von· der "großen
Politik" jedoch weder unterstützt noch ernstgenommen. Dabei könnten sie
wichtige Voraussetzungen für den Frieden sein, indem sie die Aussöhnung
zwischen den jeweiligen Konfliktparteien durch den Abbau von Kommu­
nikationsblockaden, Fehlwahrnehmungen und Feindbildern fördern.
Festzuhalten bleibt: Die OSZE·hat sich mit den ihr zur Verfügung stehen­
den Mitteln um eine Beendigung des Balkankrieges bemüht. Daß sie da­
bei nicht erfolgreich gewesen ist, läßt keineswegs den Schluß zu, die Orga­
nisation hätte als europäisches Konfliktmanagement-Instrument keine Zu­
kunft mehr. Im Gegenteil, es bieten sich ihr eine Reihe von Alternativen
zu den bisherigen Techniken und Verfahren, die von den Teilnehmerstaa­
ten "nur" genutzt werden müssen. Darin liegt das eigentliche Dilemma der
OSZE: Für sie wie für alle internationalen Organisationen gilt, daß sie nur
so leistungsfähig sein können, wie es ihre Mitgliedstaaten zulassen, welche
die nötigen Kompetenzen und vor allem auch Ressourcen zur Verfügung
stellen müssen. Mit Blick auf den Krieg im ehemaligen Jugoslawien ist ge­
rade das russische Verhalten, aber auch der Streit zwischen den westli­
chen Regierungen um die Anerkennung von Kroatien und Slowenien ein
Indiz dafür, daß die Wahrnehmung nationaler Interessen die EffIZienz in­
ternationaler Organisationen in Frage stellt.

Schutz und Hilfe für die Menschen? Opladen 1994, S. 88-89.
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Empfehlungen der OSZE (KSZE)

In dem Bericht vom 5. August 19935 werden sämtliche bisherigen Emp­
fehlungen der KSZE an Estland sowie das Stadium ihrer Erfüllung und
die Reaktionen Estlands auf sie behandelt.
Im Dezember 1992 besuchte eine OSZE-Mission unter den Auspizien des
Büros für Demokratische Institutionen und Menschenrechte (BDIMR)
Estland und gab folgende Empfehlungen:
a) Die Sprachvoraussetzungen für den Erwerb der estnischen Staatsange­

hörigkeit sollten herabgesetzt werden, und sie sollten für Invalide und
Pensionäre entfallen: Diese Empfehlungen wurden durch das Sprach­
gesetz vom 10. Februar 1993 und eine Regierungsverordnung vom 23.
April 1993 erfüllt.

b) Es sollte dafür Sorge getragen werden, daß in Estland geborene Kin­
der von russischen Staatsangehörigen, welche sonst staatenlos wären,
als Esten registriert würden: Hier sei Estlands Position hart und völ­
kerrechtswidrig, weil auf diese Empfehlung nicht eingegangen wurde.

Ferner wurden angeschnitten: eine Erleichterung der Familienzusammen­
führung (nicht erfüllt), absolute Reisefreiheit für alle sich gesetzlich in
Estland aufhaltenden Personen (erfüllt), die stärkere Berücksichtigung
kultureller Ansprüche der Minderheiten (noch nicht ganz erfüllt) sowie
Sprachvoraussetzungen für den öffentlichen Dienst, die in verschiedenen
Landesteilen differenziert werden sollten (nicht durch Gesetz, aber in der
Praxis erfüllt).

Lokalwahlen

Am 17. Oktober 1993 fanden die ersten Wahlen zu den lokalen Selbstver­
waltungskörperschaften in Estland nach der Wiederherstellung der Staat­
lichkeit statt. Die Missionsmitglieder beobachteten die Wahlen und ka­
men zu dem Ergebnis, daß sie erfolgreich waren.6 Die Wahlbeteiligung
der Nicht-Esten sei höher gewesen als diejenige der Esten.7 Durch die
Stimmabgabe für die Kandidaten der Repräsentativen Versammlung habe
die russische Bevölkerung Tallinns ihre Unterstützung für eine gemäßigte
Politik und Zusammenarbeit ausgedrückt.8 Eine wichtige Änderung sei in
der vorher geschlossenen Militärstadt Sillamäe vor sich gegangen,· welche
praktisch die Integration dieser·Stadt in das estnische politische Spektrum
zeigte.9

5 Bericht (Political Report) Nr. 25.
6 Bericht Nr. 36 mit Einzelheiten über Wahlbeteiligung, Kandidaten etc.
7 Bericht Nr. 37.
8 Ebenda.
9 Ebenda.
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Journalisten und unter der dreier Mitglieder der Mission
statt.17 Die estnischen Behörden daß Wahlbetrug stattge-
funden habe und der Prozentsatz der Ja-Stimmen wesentlich niedriger
läge.18 Trotzdem die Mission der versöhnliche Schrit­
te zu unternehmen.
Die Frage der Verfassungsmäßigkeit dieser ' " beschäftigte auf
Antrag des Justizkanzlers auch den Dieser in
seiner vom 19. den Beschluß der Narvaer
Stadtversammlung vom 28. Juni 1993 15/63], das Referendum abzu-
halten, für verfassungswidrig und das demzufolge für
tig.20

Das Aujenthaltsrecht in Estland

Die Frage der in Estland lebenden Ausländer (größtenteils aber
auch Ukrainer, Weißrussen, Armenier beschäftigte die Mission seit
ihrem Bestehen. Nachdem der russische Außenminister Kosyrew am 18.
Januar 1994 in Moskau erklärt hatte, habe vitale Interessen auf
dem Territorium der ehemaligen UdSSR, und die baltischen Staaten der
groben Menschenrechtsverletzung bezichtigte, stellte die fest, daß
ihrer Auffassung nach diese in Estland nicht bestünden. Dennoch
brachte sie die Auffassung zum daß das Ertei-
lung von mit Verzögerungen und das
Amt für Staatsangehörigkeit und nicht zu Diskussionen be-
reit war. Im mit der später um ein Jahr Frist
für die Stellung von Anträgen bis zum 12. Juli 1994 wurde daß
entweder Formulare oder Merkblätter für ihre Ausfüllung in den
Formularen die Möglichkeit, ständigen Wohnsitz zu ausge-
schlossen wurde und das Registrierungssystem ineffIZient sei. Ein Jahr
später stellte die Mission fest, daß das Ausländergesetz 1993 geändert
wurde, ohne die Frist vom 12. Juli 1995 formell aber die
estnische Regierung erklärt habe, auch ~Anträge zu belrUCKSlcnl1­
gen.23 Mit habe die Mission festgestellt, daß mit der Hilfe
der russischen Parlamentsfraktion ein Schritt unternommen
worden sei, um den unmittelbaren Druck von den

17 Ebenda.
18 Ebenda.
19 Riigi teataja I 1993/59/841.
20 Dasselbe tat der Staatsgerichtshof auch bezüglich Sillamäe (Riigi Teataja 1993 I)

61/890.
21 Bericht Nr. 49.
22 Bericht Nr. 57.
23 Bericht N~. 89(95).
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Die Mission machte in ihrem Bericht Nr. 74 einen Rückzieher. Sie er­
klärte, daß sie immer die Auffassung geteilt habe, daß Estland 1940-1941
durch die Sowjetarmee und von 1941-1944 durch.die deutsche Armee be­
setzt war. Sie sei sich immer bewußt gewesen, daß die Wiederbesetzung
Estlands durch die UdSSR von Massendeportationen tausender Esten
begleitet wurde.
An diesem Beispiel zeigt sich nicht nur die verständliche Empfmdlichkeit
der Esten bezüglich der sowjetischen Besatzungszeit, sondern auch das
mögliche Unverständnis von Personen, die diese Zeit natürlich nicht
miterlebt haben, und daher auch nicht nachvollziehen können.

Russische Staatsangehörigkeit, doppelte Staatsangehörigkeit

In Fragen.der doppelten Staatsangehörigkeit hat die Mission zwischen der
russischen Botschaft in Estland und dem estnischen Amt für Staatsange­
hörigkeit und Migration vermitteln können.. Russische Staatsangehörige
hatten ihre doppelte Staatsangehörigkeit estnischen Behörden vorenthal­
ten, weil sie Verfolgung, Entlassung oder Ausweisung befürchteten, da
Estland die doppelte Staatsangehörigkeit vermeiden möchte. Der russi­
sche Konsul in Narva hat der Mission zugesichert, Auskünfte an estnische
Behörden über die Staatsangehörigkeit von Einzelpersonen zu geben, was
sowohl die estnischen Behörden als auch die berecht~ten Sorgen der rus­
sischen.Staatsangehörigen in Estland berücksichtige.3

Rußland auf der anderen Seite hat die Frist für die Beantragung der russi­
schen Staatsangehörigkeit im vereinfachten Verfahren, das am 5. Februar
1995 abgelaufen wäre, auf den 31. Januar 2000 verlängert.31 Der rasante
Anstieg der Anträge .wird nach Auffassung der Mission nicht auf die At­
traktivität der russischen Staatsangehörigkeit zurückgeführt, sondern auf
die Überzeugung der Antragsteller, daß sie die estnische nicht bekämen.

Das neue estnischeStaatsangehörigkeitsgesetz vom 19. Januar 1995

Die Mission betrachtet das neue Staatsangehörigkeitsgesetz im allgemei­
nen als akzeptabel,32 weil es die bislang praktizierte Staatsangehörigkeits­
und Integrationspolitik Estlands ändere. Trotzdem machte sie einige kriti­
sche Anmerkungen. Für Personen, welche nach dem 1. Juli 1990 nach
Estland kamen, verlängere sich die Wartezeit praktisch auf neun Jahre.
Dies betreffe allerdings nur eine kleine Minderheit der Antragsteller. Das
Gesetz schaffe eine gewiße Ungleichheit zwischen als Esten Geborenen

30 Bericht Nr. 49.
31 Bericht Nr. 83.
32 Bericht Nr. 82.
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im Bericht Nr. 45 über das Treffen vom 17. Dezember 1993, in welchem
Fragen des Sprachunterrichtes für Nicht-Staatsbürger auf der Tagesord­
nung standen. Uneinigkeit herrschte über das Problem der Zuständigkeit
für den Sprachunterricht. Die estnische Seite beharrte darauf, daß dieser
in die Kompetenz der örtlichen Organe falle, während die russophone Sei­
te eher die zentralstaatlichen Organe dafür verantwortlich machen wollte.
Auf Vorschlag der Mission wurde dann beschlossen, im nächsten Frühjahr
ein Seminar über dieses Problem abzuhalten.
Die Sitzung anläßlich des einjährigen Jubiläums des Runden Tisches fand
am 21. September 1994 statt.37 Die russischsprachigen Teilnehmer be­
rührten dabei einige Fragen, welche vom Hohen Kommissar anläßlich
seines Besuches in Tallinn vom 7. bis 9 September 1994 angesprochen
wurden. Es wurde angemerkt, daß der Unterricht in Estnisch verbessert
werden müßte, wenn die Chancen der Antragsteller auf die estnische
Staatsangehörigkeit erhöht werden sollten. Auch wurde bemängelt, daß
Staatenlose in Estland kein international anerkanntes Reisedokument er­
halten können. Die Mission war hier der Ansicht, daß die estnischen Be­
hörden eine zufriedenstellende Lösung ohne Gesetzesänderung fmden
könnten.

Der Hohe Kommissar der OSZE für nationale Minderheiten: Einrichtung,
Tätigkeit

Der Hohe Kommissar für nationale Minderheiten der OSZE wurde mit
Beschluß der Helsinki Schlußkonferenz 1992 geschaffen.38 Zu seinen Auf­
gaben gehören:
Frühwarnung, und gegebenenfalls Frühmaßnahmen bezüglich Spannun­
gen, welche zu einem Konflikt innerhalb des OSZE-Gebietes führen
könnten und Frieden, Stabilität sowie die Beziehungen zwischen den Teil­
nehmerstaaten gefährden würden.

Der Hohe Kommissar soll vertraulich arbeiten und unabhängig von allen
an Spannungen beteiligten Parteien sein. Er soll in seinem Herkunftsland
oder Staat seiner Staatsangehörigkeit Minderheitenfragen nur mit Einver­
ständnis aller beteiligten Parteien überprüfen. Er darf sich allerdings nicht
mit Minderheitenfragen befassen, wenn Akte organisierten Terrorismus
involviert sind.
Wann immer der Ausschuß Hoher Beamter von einem Minderheitenpro­
blem erfährt, soll es dem Hohen Kommissar ein besonderes Mandat ertei-

37 Bericht Nr. 73.
38 Helsinki 92 Decisions, 11(3).
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Besuche in Estland

In der Zwischenzeit hat der Hohe Kommissar Estland eine Reihe von Be­
suchen abgestattet. Während eines Besuches in Tallinn vom 10. bis 12. Juli
1993 erklärte er mit Genugtuung, daß die Regierung Estlands nachdrück­
lich bekräftigt habe, daß Estland nicht beabsichtige, eine Politik der Aus­
weisung russischer Bewohner anzustreben.42

Anläßlich der Referenden in Narva und Sillamäe am 16. und 17. Juli 1993
hat der Hohe Kommissar die Städte besucht und von den jeweiligen Bür­
germeistern die Zusicherung erwirkt, die Fr~e der Legalität der Refe­
renden dem Staatsgerichtshof zu unterbreiten.
Ein weiterer wichtiger Besuch fand vom 17. bis 19. Mai 1994 statt,44 wäh­
rend welchem der HKNM besonders betonte, daß in der Frage der Auf­
enthaltsberechtigungen seiner Ansicht nach der beste Weg für Estland
derjenige sei, jedem, der in sowjetischer Zeit ständiger Einwohner Est­
lands war, ohne eine Übergangszeit von drei Jahren eine ständige Aufent­
haltsberechtigung zu erteilen. Einen zuwiderlaufenden Trend glaubte der
Hohe Kommissar allerdings darin festzustellen, daß das Komitee für
Rechts- und Ausländerfragen des Parlaments daran denke, die Anzahl
derjenigen Russen, welche eine Aufenthaltsgenehmigung bekommen sol­
len, an die Zahl zu binden, die Estland glaubt, verkraften zu können. Ein
wichtiges Thema dieses Besuches war unter anderem die Frage, ob Est­
land eine große Anzahl russischer Staatsbürger wünsche. Auch betonte er
des öfteren, daß Estland allen Bewohnern Reisedokumente ausstellen
solle, weil ein kürzlich angenommenes Gesetz denjenigen, welche bislang
noch keine Entscheidung über einen Antrag auf Staatsangehörigkeit ge­
troffen hätten, nur eine Reise jährlich gestatten würde. Die Ausgabe sol­
cher Dokumente stünde in Übereinstimmung mit der Auffassung, daß es
in Estland keine Staatenlosen geben solle, sondern nur potentielle estni­
sche oder russische Staatsbürger. Hier stellte die Mission fest, daß es
durchaus völkerrechtskonform sei, eine größere Anzahl von Staatenlosen
zu beherbergen, welche Fremdenpässe bekommen und dann entscheiden
könnten, ob sie estnische Staatsbürger werden wollten.

42 Bericht Nr. 40.
43 Bericht Nr. 20.
44 Bericht Nr. 64.
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März 1995 und Nr. 86(95) vom 13. April 1995 immerhin drei Wochen, und
bis zum Bericht Nr. 89(95)1) vom 23. Juni vergingen elf Wochen. Auch
haben sie an Umfang und Substanz verloren. Es ist zu hoffen, daß die
Mission wieder zu ihrer anfänglichen Verve zurückfmdet, um ihre Aufga­
be, den Dialog zwischen der estnischen Regierung, dem Parlament und
der Bevölkerung mit den russischsprachigen Einwohnern, welchen das
russische Staatsangehörigkeitsgesetz vom Dezember 1991 durch den
Wechsel vom Prinzip ius sanguinis zum Prinzip ius soli und durch die Ein­
führung des Stichtages vom 1. September 1991 praktisch die Möglichkeit
des vereinfachten Erwerbs der russischen Staatsangehörigkeit verwehrte
und sie zu Staatenlosen stempelte, intensiv weiterverfolgt.
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Die Verantwortung der OSZE für diesen Fragenkomplex wurde anläßlich
des Ratstreffens der Außenminister in Stockholm im Dezember 1992 be­
stätigt.
Der litauischen Regierung gelang es frühzeitig, zu einer Einigung mit der
Moskauer Führung über einen Truppenrückzug des russischen Militärs zu
gelangen und diesen fri~tgerechtbis zum August 1993 abzuschließen. Hin­
gegen verband man in Moskau die Frage des Truppenrückzuges aus Lett­
land mit dem Problem der russischsprachigen Nicht-Staatsbürger und ih­
rer Behandlung durch den lettischen Staat. Litauen konnte auf Grund ei­
ner vorteilhaften demographischen Situation allen registrierten Einwoh­
nern die litauische Staatsbürgerschaft verleihen und damit die Regierung
in Moskau kompromißbereit in der Truppenrückzugsfrage stimmen. Die
lettische Führung sah sich hingegen schärfster russischer Kritik hinsicht­
lich der Auflagen zur Erlangung der Staatsbürgerschaft ausgesetzt. Ange­
sichts von Schätzungen der russischen Truppenstärke im Baltikum, die
sich im Jahre 1992 in einem Bereich von 120000 bis 150 000 Mann beweg­
ten, und der im Sommer desselben Jahres entwickelten russischen Kon­
zeption des "nahen Auslands" war ein Engagement der OSZE angeraten,
um eine weitere Eskalation des Konflikts zu vermeiden.
Nachdem bereits im Februar 1993 eine OSZE-Mission nach Estland ent­
sandt wurde, folgte im November 1993 die Bildung der Mission in Lett­
land. Anfänglich mußte die OSZE sich des Drucks einiger Teilnehmer­
staaten, vornehmlich Rußlands, beugen, indem das Mandat beider Missio­
nen auf die Überwachung der Menschen- und Minderheitenrechte und die
Beratung der Regierungen in diesen Zusammenhang begrenzt wurde.
Dem verständlichen Wunsch der lettischen Führung, die Mission in die
Problematik des Truppenabzuges einzubeziehen, wurde erst nach Ab­
schluß des Vertrages zwischen der Lettischen Republik und der Russi­
schen Föderation vom 30. April 1994 entsprochen. Dieser Vertrag war das
Ergebnis langwieriger und komplizierter Verhandlungen, die letztlich mit
einer Kompromißregelung den endgültigen Abzug der russischen
Truppen zum 31. August 1994 sicherten. Der Kompromiß sieht den
fortgesetzten Betrieb der ABM-Radarstation in Skrunda bis zum 31.
August 1998 und die anschließende Demontage in einem Zeitraum von
anderthalb Jahren vor und gestattet die Stationierung von 599
militärischen und 199 zivilen Spezialisten in der Station. Ein zweiter
Kompromiß, welcher die soziale Sicherheit der bis zum Januar 1992 in
den Ruhestand versetzten mehr als 22 000 russischen Militärs und ihrer
Familien in Lettland garantiert, ergänzte den Vertrag vom 30. April 1994.3

3 Vgl. TAlavs Jundzis, Latvijas Dro~ba un Aizsardzla (Lettlands Sicherheit und Vertei­
digung), Riga 1995, S. 326ff.
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angehörigkeitsfragen und damit zusammenhängende Probleme gegenüber
der lettischen Regierung und den lettischen Behörden ansyrechen und
ihnen zugleich in diesen Fragen beratend zur Seite stehen." Die OSZE
wurde hier nicht nur durch ihre Mission in Riga aktiv, sondern auch durch
ihren im Dezember 1992 eingesetzten Hohen Kommissar für nationale
Minderheiten (HKNM), Max van der Stoel. Dessen Aufgabe ist "... zum
frühestmöglichen mit Bezug auf Angelegenheiten
nationaler Minderheiten zu erkennen und wenn möglich zu dämpfen...".8

Der Hohe Kommissar wurde von der lettischen Regierung seine
Kommentare und Vorschläge zum StaatsbÜfgerschaftsgesetz abzugeben.
Diese fanden Berücksichtigung in der endgültigen Fassung dieses Geset­
zes.
Gleichzeitig verwiesen sowohl der HKNM als auch die auf
die Bedeutung, die durch die Regelungen des Staatsbürgerschaftsgesetzes
einem Fremdengesetz zufallen würde. In dieser Hinsicht wurden die teil­
weise willkürlichen Entscheidungen der Abteilung für Staatsbürgerschaft
und Immigration (PID) des Justizministeriums im Umgang mit Nicht­
Staatsbürgern kritisiert. Kürzliche Ereignisse des Sommers 1995, die in ei­
ner Auseinandersetzung zwischen dem lettischen Außenministerium und
dem PID um die Ausgabe von Staatenlosen-Pässen gipfelten, beweisen,
daß die Empfehlungen der Mission weiterhin Gültigkeit besitzen. Der
HKNM empfahl zudem, die eines "Quotensystems" zur Erlan-
gung der StaatsbÜfgerschaft zu überdenken. der
gen, die an die Sprachkenntnisse eines Staatsbürgers gestellt werden, un­
terstrich er die Notwendigkeit, der lettische Staat müsse jedem Bewerber
die Möglichkeit zum Erlernen der Sprache durch die Schaffung entspre­
chender Einrichtungen bieten.9 Die lettischen Behörden haben zuge­
stimmt, die im Rahmen des Naturalisierungsprozesses notwendigen
Sprachprüfungen durch der OSZE-Mission überwachen zu las­
sen. Die Mission arbeitet ebenfalls eng mit lettischen Stellen dem
United Nations Development zusammen, um in ei-
nem Latvian Language ein Curriculum zur der
nichtlettischsprachigen Einwohner in der zu erarbeiten.
Aber nicht nur innenpolitische in Lettland haben die Be-
ziehungen zwischen der OSZE und dem baltischen Land bestimmt. Große
Beunruhigung in den Staaten haben russische Vorschläge aus­
gelöst, "dritten Parteien" das Recht zum Peacekeeping in der OSZE-Re­
gion zu geben und derartige Missionen unter die der

7 CSCE Facts, herausgegeben durch das KSZE-Sekretariat, 24. Juni 1994, S. 43.
8 Wilhelm Höynck, a.a.O. (Anm. 1), S. 6.
9 CSCE Mission to Latvia, Activity Report 2, 14.01.1994, S. 7f; CSCE HCNM Brief an

den lettischen Außenminister vom 10. Dezember 1993, S. 3ff.
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staaten. Dieser Umstand ist besonders bemerkenswert im Lichte der un­
terschiedlichen innen- und außenpolitischen .Konstellationen in Estland,
Lettland und Litauen. Estlands und Lettlands Probleme mit den Verhand­
lungen zum Truppenrückzug und mit der Staatsbürger- und Fremdenge­
setzgebung waren im Falle Litauens nicht festzustellen. Nach dem Abzug
der russischen Truppen aus Litauen bis zum 31. August 1993 gab es keine
weiteren unmittelbar strittigen Fragen im Verhältnis zum großen
Nachbarn Rußland. Auch die traditionell gespannten Beziehungen zu Po­
len, die aus der Geschichte der Zwischenkriegszeit herrühren, scheinen
durch freundschaftliche Kontakte und Zusammenarbeit abgelöst worden
zu sein. Trotzdem stärkte die litauische Delegation den baltischen Nach­
barn den Rücken in ihren Bemühungen, zu einem akzeptablen Verhand­
lungsergebnis für den russischen Truppenrückzug zu kommen. Entspre­
chend äußerte sich der litauische Vertreter auf der 25. Sitzung des Aus­
schusses Hoher Beamter am 3. März 1994 in Prag. In dieser Mei­
nungsäußerung wird auch ein Problem erwähnt, welches Litauen, aber
auch ·seine nördlichen Nachbarn, in der Zukunft vor die OSZE bringen
könnte: die Konzentration von Truppen in der Kaliningrad-Enklave und
der Transit von militä-ri-schen Gütern und Soldaten durch litauisches Ter­
ritorium.12 Im Gebiet von Kaliningrad (Königsberg) sind russische Streit­
kräfte stationiert, deren Umfang auf 200 000 bis 500 000 Mann geschätzt
wird. Bereits mehrfach haben unangemeldete Transitflüge bzw. Trans­
porte durch litauisches Territorium zu diplomatischen Verstimmungen
zwischen Vilnius und Moskau geführt. Besonders beunruhigend wirkte die
Verlegung von Truppen aus Est- und Lettland in die Enklave, deren mili­
tärisches Potential sich damit noch weiter erhöhte.
Ein weiterer Konflikt in der baltischen Region könnte in der Zukunft eine
Internationalisierung und damit eine Einbeziehung der OSZE erleben.
Nach der Okkupation der baltischen Staaten wurden im Jahre 1944
Grenzgebiete Estlands und Lettlands, die durch die Friedensverträge So­
wjetrußlands mit diesen Staaten von 1920 unter estnische bzw. lettische
Oberhoheit gekommen waren, abermals in den Bestand der damaligen
RSFSR aufgenommen. Estland und Lettland berufen sich nun auf die wei­
te-re völkerrechtliche Gültigkeit der Friedensverträge von 1920 und for­
dern diese Territorien von Rußland zurück. Rußland hingegen beharrt mit
Hinweis auf die Inkorporation der baltischen Staaten 1940 auf einer Neu­
verhandlung der Grenzen. Zumindest Estland würde es vorziehen, den
Konflikt zu internationalisieren und der OSZE zur Vermittlung vorzule­
gen. Bisher haben allerdings weder estnisch-russische noch lettisch-russi-

12 Statement by Aidas Puklevicius, Head of the Lithuanian Delegation, on the Imple­
mentation of Para 15 of the Helsinki Summit Declaration 1992, 25th Meeting of the
CSO, unpubliziert, Prag, 3. März 1994.
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Zum georgisch-ossetischen Konflikt

In bezug auf den georgisch-ossetischen Konflikt soll die Mission zufolge der
Entscheidung des Ständigen Ausschusses vom 29. März 1994

"einen größeren politischen Rahmen herstellen helfen, in dem eine
dauerhafte politische Regelung des georgisch-ossetischen Konflikts
auf der Grundlage der KSZE-Prinzipien und -Verpflichtungen her­
beigeführt werden kann;
verstärkt das Gespräch mit allen Konfliktparteien unter anderem
auch am Runden Tisch suchen, um Spannungsherde festzustellen
und sie auszuschalten zu suchen und eine Aussöhnung auf politi­
schem Wege auf das gesamte Konfliktgebiet auszudehnen;
Empfehlungen bezüglich der baldigen Einberufung einer internatio­
nalen Konferenz unter der Schirmherrschaft der KSZE und unter
Beteiligung der Vereinten Nationen abgeben, die den Konflikt unter
anderem durch die Festlegung des politischen Status von Süd-Osse­
tien beilegen soll;
in Ausübung ihrer Überwachungsaufgaben bei den gemeinsamen
Friedensstreitkräften im Rahmen der gesamten Bemühungen der
KSZE um eine Lösung auf dem Verhandlungswege in geeigneter
Weise mit den Kommandanten der Streitkräfte Kontakt aufnehmen,
Informationen über die militärische Lage einholen, Verstöße gegen
die herrschende Waffenruhe untersuchen und lokale Kommandanten
auf mögliche politische Auswirkungen bestimmter militärischer Ak­
tionen aufmerksam machen;
an der neuerlich einberufenen Gemeinsamen Kontrollkommission
aktiv teilnehmen, um die Zusammenarbeit mit und zwischen den be­
troffenen Parteien zu fördern;
Kontakt mit lokalen Behörden und Vertretern der Bevölkerung auf­
nehmen und im gesamten Gebiet eine sichtbare KSZE-Präsenz auf­
rechterhalten."

Zur Umsetzung dieses umfassenden Süd-Ossetien-Mandates ist die Mis­
sion in vier Bereichen tätig:

1. bei der Sicherung des Friedens;
2. der Förderung praktischer Zusammenarbeit zwischen den Streitpar­

teien;
3. der Regelung des künftigen Status von Süd-Ossetien;
4. bei der Beschaffung humanitärer u.a. Hilfe und der Koordinierung

internationaler Kontakte für Süd-Ossetien.
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jedoch am 14. Juni 1994 in Vladikavkas, (Nord-Ossetien) zu einer Diskus­
sion dieses zusammen. Als deren Ergebnis kam eine ge­
meinsame Erklärung in zehn Punkten zustande, in der die Notwendigkeit
solcher praktischer beiderseits bestätigt wurde.
Zusammenarbeit dieser Art ist inzwischen in einigen Bereichen Zllstande­
gekommen. So gibt es wieder tägliche Autobusverbindungen zwischen Tif-
lis und Tsinvali, dem Süd-Ossetiens; ebenso ist ein begrenzter
Güteraustausch wieder in Auf anderen Gebieten, z.B.
bei der es vorerst nur tastende Versuche.
Aber die mehren sich. Die Menschen und ihre unabweis-
baren Bedürfnisse die zur LUSaIJl1men,lfb,elL
Potentiell große besonders Bereich praktischer Zu-
sammenMbeit hat die am 1. November 1994 auf russische Initiative wie­
derbelebte Gemeinsame Kommission zur des Süd-Ossetien­
Konfliktes, die bereits 1992 zur der Friedenstruppen geschaffen

aber geblieben war. In dieser Kommission sind lI........ UAoJI..lU.u.U,

Georgien, Süd-Ossetien und Nord-Ossetien als "Parteien" und die OSZE­
Mission als "anderes Mitglied" vertreten.

Zu 3.: Als Schwerpunkt ihrer hat die Mission im Som-
mer 1994 einen Vorschlag für den Status Süd-Ossetiens ausge-
(lfbeitet und mit den Parteien - auch in der Öffentlichkeit - eingehend dis­
kutiert. Der Vorschlag sieht für Süd-Ossetien ein Maximum an Selbstre­
gierung im georgischen Staatsverband vor und versucht damit, dem Frie­
densgebot, dem Prinzip der der territorialen Integrität aner­
kannter Staaten.und dem - inneren - Selbstbestimmungsrecht des osseti-
schen Volkes in ausgewogener Weise zu tragen.
Das Territorium hatte bis Dezember 1990 den Status eines "autonomen
Gebiets" in der der sich allerdings
praktisch auf JL".,-....~-...'...,JI.L......

Im zusarnm.enJl1aI1Lg
annullierte diese Autonomie,
während sich Süd-Ossetien seinerseits zur selbständigen - und in
einem Referendum überdies die mit Nord-Ossetien, d.h.
mit der Russischen Föderation, erklärte. So sehr Süd-Ossetien auf gere-
gelte angewiesen so ist doch in letzten
fünf Jahren eine Etwa neun
Zehntel des Gebiets sind der und Georgiens entzo-
gen. Für Süd-Ossetien reicht deshalb heute die einer
eng begrenzten im Rahmen der Sowjet-Union nicht
mehr aus. Süd-Ossetien wird für Georgien wohl aIJll ehesten in einer zeit­
gemäßen bundesstaatlichen Struktur wiederzugewinnen sein, die dem Ge-
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zeichnung und Ratifikation Georgien wiederum von der Regelung der bei­
den Regionalkonflikte in seinem Sinne abhängig gemacht hat. Infolge des­
sen steht die süd-ossetische Seite jetzt unter erhöhtem Druck Rußlands,
ihren Anspruch auf Unabhängigkeit aufzugeben. Sie hat aber bisher keine
eindeutige Position bezogen und verweigert noch ein entscheidendes Ent­
gegenkommen.

Zu 4.: Eine vierte Aktivität der Mission in Süd-Ossetien ergibt sich nur in­
direkt aus dem Mandat. Entsprechend dem Auftrag, "einen größeren po­
litischen Rahmen herstellen zu helfen, in dem eine dauerhafte Regelung
herbeigeführt werden kann", engagiert sich die Mission bei der Beschaf­
fung von humanitärer u.a. Hilfe, von Stipendien und der Vermittlung von
Kontakten Süd-Ossetiens mit der Außenwelt. Diese Aktivitäten, die mit
der georgischen Regierung abgestimmt werden, um Interessenkollisionen
~ vermeiden, unterstreichen die Rolle der Mission als eines "Fensters zur
Welt". Sie nehmen zunehmend breiteren Raum ein. Die in Georgien ver­
tretenen internationalen Organisationen und Nicht-Regierungsorganisa­
tionen nutzen die Mission als Mittler und Koordinator für Süd-Ossetien.
Auch die georgische und die süd-ossetische Seite scheinen auf diese Rolle
der Mission Wert zu legen.

Zum Abchasien-Konflikt

In bezug auf den Abchasien-Konflikt soll die Mission nach dem Wortlaut
des Mandats

"die Verbindung mit den Operationen der Vereinten Nationen in
Abchasien geWährleisten, um die Ereignisse im Auge zu behalten und
regelmäßig an die KSZE Bericht zu erstatten, damit unter anderem dem
Vertreter des amtierenden Vorsitzenden auf Einladung der Vereinten
Nationen die Teilnahme an den Verhandlungen unter der Schirm­
herrschaft der Vereinten Nationen erleichtert wird. "

Der ungelöste Abchasien-Konflikt stellt für Georgien wegen der hohen
Zahl von Flüchtlingen aus Abchasien (250 000 Personen), die eine kriti­
sche Unruhe-Masse bilden, ein schwieriges innenpolitisches Problem dar.
Von den Abchasen kann freiwillige Zustimmung nur zur Rückkehr eines
kleineren Teils der Flüchtlinge erwartet werden, da sie selbst sonst in die
Minderheit geraten würden. Der Abchasien-Konflikt muß deswegen als
noch schwerer lösbar gelten als der Süd-Ossetien-Konflikt.
An den formal von den VN geführten, in der Sache stark von Rußland be­
stimmten Verhandlungen zur Regelung des Abchasien-Konflikts nimmt
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Aus dieser Vielfalt von Gebieten konnte die Mission zunächst die Bera­
tung bei der Ausarbeitung einer neuen Verfassung aufnehmen. Ausgehend
von ihrer Befassung mit dem Status von Süd-Ossetien und Abchasien als
Teilen Georgiens, konzentrierte sie sich dabei, in enger Zusammenarbeit
mit der georgischen Verfassungskommission, auf die Föderalismus-Pro­
blematik. Befaßt waren insbesondere zwei aus Bundesstaaten, den USA
und Deutschland, stammende Verfassungsrechtier als Missionsmitglieder
sowie ein österreichischer Hochschullehrer als externer Experte. Die Mis­
sion war ferner an der Ausarbeitung des Menschenrechts-Kapitels des
Verfassungsentwurfs beteiligt
Seit August 1994 war es erstmals möglich, konkrete Menschenrechtspro­
bleme zu bearbeiten. Um Außenstehenden den Kontakt mit der Mission
in diesen Fragen zu erleichtern, wurde im Februar 1995 ein Stadtbüro der
Mission eröffnet. Mit dem georgischen staatlichen Komitee für Minder­
heits- und Menschenrechtsfragen konnte ein intensiver offener Dialog
etabliert werden, der das Komitee gegenüber Vertretern staat­
licher und außerstaatlicher Interessen in seiner Arbeit indirekt stützt.
Da in Georgien spezifische Menschenrechtsorganisationen bisher nicht
permanent vertreten sind, der Tätigkeit Mission diesem
Gebiet besondere Bedeutung zu.
Dem Aufbau rechtsstaatlicher Strukturen, eine unabhängige Rechtspflege
inbegriffen, ferner dem Ausbau der Demokratie auf lokaler ge­
bühren weiter besondere Aufmerksamkeit. diesen Bereichen wird die
Mission langfristig sinnvolle Arbeit verrichten können.
Insgesamt hat sich die Mission, so wird man sagen können, auf den Ge­
bieten, auf denen sie arbeitet, als nützlich erwiesen. Ihre Arbeit wird von
der georgischen von den Gremien der OSZE und den interes-
sierten Regierungen anerkannt. Als die keine Machtinteres-
sen sondern Prinzipien vertritt, ist die OSZE in Verhältnissen
gefordert, in denen die Anwendung von Gewalt und Zwang als Mittel der
Politik noch nicht überwunden ist und in denen der einzelne wenig
Rechtssicherheit genießt Die Präsenz einer Mission der OSZE
kann dabei helfen, die Verhältnisse offener und durchsichtiger zu gestal­
ten und letzten Endes das friedliche Miteinander der Menschen, Politiker
und Staaten fördern. Man muß sich allerdings auf seiten der Organisation
und Ihrer Mitgliedstaaten darüber im klaren sein, daß dies .eine echte
Langzeitaufgabe darstellt. Missionsmitglieder müssen vor allem in der
Lage sein, das Vertrauen ihrer Partner in die Arbeit der OSZE zu gewin­
nen. Dies erfordert längere Einsatzzeiten der Missionsmitglieder als die
bisher üblichen sechs Monate. Die OSZE-Staaten müßten hierfür etwas
mehr Mittel aufwenden als bisher. Dieser Einsatz würde sich gewiß loh­
nen.
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Die internen bzw. innenpolitischen Machtstrukturen der am Konflikt be­
teiligten Parteien Armenien, Aserbaidschan und Berg-Karabach sind un­
terschiedlich gefestigt und spielen in ihrer Dynamik für die Konfliktent­
wicklung eine wichtige Rolle.
Über die unmittelbaren Konfliktparteien hinaus treffen im Konfliktgebiet
regionale und geostrategische Interessen wichtiger Staaten aufeinander.
Insbesondere Rußland, die Türkei und der Iran sind an der Wahrung ih­
rer Interessen bei der Lösung des Konfliktes interessiert. Wirtschaftliche
Interessen im Zusammenhang mit der Ausbeutung der umfangreichen
aserischen Ölvorkommen im Kaspischen Meer durch ein Konsortium
überwiegend westlicher Ölkonzerne überlagern und beeinflussen die re­
gionale Interessenlage. Damit ergibt sich ein äußerst komplexes Bild
wechselseitiger Abhängigkeiten und Interessen politischer, wirtschaftlicher
und militärischer Natur.

Die Friedensbemühungen der OSZE

Am 24. März 1992 faßten die KSZE-Außenminister unter dem Eindruck
der Kämpfe im Konfliktgebiet den Beschluß, auf einer nach Minsk einzu­
berufenden Konferenz eine Friedenslösung zu fmden. Da die politischen
und militärischen Voraussetzungen für eine Friedenskonferenz nicht
vorlagen und bis heute nicht gegeben sind, wurde im Rahmen der soge­
nannten Minsk-Gruppe über die Voraussetzungen zur Abhaltung der
Konferenz verhandelt.
Zehn OSZE-Staaten sind derzeit unmittelbar am Prozeß der Minsk­
Gruppe beteiligt. Es sind dies die OSZE-Staaten Finnland und Rußland
als Ko-Vorsitzende und Verhandlungsfuhrer sowie Deutschland, Frank­
reich, Italien, Schweiz, Ungarn, USA, Türkei und Weißrußland.
Vier Konfliktparteien bzw. "interessierte Parteien" sind vertreten: Die
OSZE-Staaten Armenien und Aserbaidschan sowie die Führungen von
Berg-Karabach und die Vertretung der aserischen Minderheit von Berg­
Karabach.
Bis zum Herbst 1994 versuchte Rußland neben den Vermittlungsbemü­
hungen im Rahmen der Minsk-Gruppe in eigener Verantwortung zwi­
schen den Konfliktparteien zu vermitteln. Es konzentrierte sich dabei auf
die Vereinbarung eines formellen Waffenstillstandes und den beiderseiti­
gen Rückzug der militärischen Kräfte von der Frontlinie. Die zentralen
politischen Streitfragen sollten demzufolge zunächst ausgeklammert und
später behandelt werden. Trotz begrenzter Verhandlungsfortschritte in
Teilbereichen konnten diese eher auf militärisch-technische Fragen kon-
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lungskonzept zu entwickeln. Demzufolge werden seit dem Frühjahr 1995
in einem zweigleisigen Verhandb.~.ngsansatz die zentralen politischen
Streitfragen und die militärisch-technischen Fragen der Truppenentflech­
tung und Bildung einer Pufferzone gleichzeitig und komplementär behan­
delt. Dieser Doppelansatz war notwendig geworden, nachdem sich in den
Verhandlungen klar abzeichnete, daß ein Rückzug der militärischen Kräf­
te Karabachs aus den besetzten Gebieten nur gegen die konkrete Perspek­
tive einer Lösung der zentralen politischen Streitfragen, insbesondere der
Statusfrage für Karabach, erzielt werden kann. Damit zielt der jetzige
Verhandlungsansatz auf die Vereinbarung von Prinzipien und Eckwerten
einer politischen Lösung des Konfliktes im Rahmen der Minsk-Gruppe.
Erst wenn dies erreicht und in einem politischen Abkommen der Konflikt­
parteien bestätigt wird, kann die Entflechtung der militärischen Kräfte so­
wie die Bildung einer Pufferzone erfolgen. Die Fortsetzung des Friedens­
prozesses und die Ausgestaltung einer Friedensläsung bliebe dann der seit
19~2 geplanten Minsk-Konferenz überlassen.

OSZE-Planungen für eine Friedenstruppe Berg-Karabach

Parallel zum Friedensprozeß innerhalb der Minsk-Gruppe bereitet die
OSZE eine friedenserhaltende Mission zur Absicherung des Waffenstill­
standes und damit zur Unterstützung des weiteren Friedensprozesses vor.
Ursprünglich wurde bis zum Herbst 1994 in Wien im Rahmen einer klei­
nen militärischen Ad hoc-Planungsgruppe eine ca. 500 Mann starke Beob­
achtermission vorbereitet, die ggf. zusammen mit einer russischen bzw.
GUS-Friedenstruppe eingesetzt werden sollte. Auf dem KSZE-Gipfel in
Budapest im Dezember 1994 erklärten die Staats- und Regierungschefs
dann ihren Willen, im Zusammenhang mit einer politischen Lösung des
Konfliktes eine Friedenstruppe der OSZE in das Konfliktgebiet zu entsen­
den.
Auf dieser BescWußlage wurde in Wien eine erweiterte militärische Ad
hoc-Planungsgruppe unter der Leitung und Aufsicht des Amtierenden
Vorsitzenden (1995 Ungarn, 1996 Schweiz) zusammengestellt. Sie furniert
unter der Bezeichnung "High Level Planning Group" (HLPG) und wird
vom fInDischen Generalmajor a.D. Vilen geleitet. In der Gruppe arbeite­
ten im Frühjahr und Sommer 1995 ca. 30 OffIZiere aus etwa 20 OSZE­
Staaten an einer Einsatzkonzeption.
Mit der ins Auge gefaßten, bis zu 5000 Mann starken Friedenstruppe be­
tritt die OSZE in jeder Hinsicht Neuland. Die OSZE verfügt bisher ledig­
lich über Planungs- und Führungserfahrung bei kleineren diplomatisch-
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samteuropäischen und globalen Verantwortung bei der Verhinderung von
Kriegen und Menschenrechtsverletzungen andererseits. Im Hinblick auf
völkerrechtliche Normen besteht grundsätzlich ein Spannungsverhältnis
zwischen den Prinzipien der territorialen Integrität von Staaten, der Un­
verletzbarkeit bestehender Grenzen und der nationalstaatlichen Souverä­
nität, d.h. des Nichteinmischungsprinzips, auf der einen und den Prinzi­
pien des Selbstbestimmungsrechts der Völker, des Minderheitenschutzes
und der Wahrung der Menschenrechte auf der anderen Seite..
Eine Reihe westlicher Beobachter zieht die Zugehörigkeit Tschetscheni­
ens zur Russischen Föderation in Zweifel, da Tschetschenien bereits im
November 1991, also gut zwei Jahre vor Inkrafttreten der neuen Verfas­
sung der Russischen Föderation, seine Unabhängigkeit erklärt habe, sich
weder an dem entsprechenden Referendum über die Annahme der Ver­
fassung am 12. Dezember 1993 noch an den ParlamentswaWen desselben
Tages beteiligt und den Föderationsvertrag vom März 1992 nicht unter­
schrieben habe. Aus staatsrechtlicher Sicht konnte die Republik Tsche­
tscheno-Inguschetien als Bestandteil der RSFSR jedoch von dem in Art.
72 der sowjetischen Verfassung verankerten Recht auf Austritt aus der
Union keinen Gebrauch machen, da dieses ausscWießlich den Unionsre­
publiken vorbehalten war. Die seinerzeit gültige Verfassung der RSFSR
von 1978 wiederum enthielt kein Austrittsrecht für die ihr angehörenden
Gebietseinheiten. Rußland zählt Tschetschenien auch in der neuen Ver­
fassung vom 12. Dezember 1993 zu den 89 Subjekten bzw. 21 Autonomen
Republiken der Russischen Föderation. Diese neue Verfassung gilt aus
staatsrechtlicher Sicht auch für Tschetschenien:

'rpür die Annahme der neuen Verfassung war Bedingung, daß sich an
dem Verfassungsreferendum mindestens 50 Prozent der Gesamtbevöl­
kemng Rußlands beteiligen und davon mehr als 50 Prozent für die An­
nahme der Verfassung stimmten (...) Rechtlich macht es keinen Unter­
schied, ob sich Teile der Gesamtbevölkemng in allen Gebietseinheiten
oder die Gesamtbevölkemng einer Gebietseinheit am Referendum nicht
beteiligt, die Verfassung gilt für jene wie für diese, sofern die erforderli­
che Mehrheit im Gesamtgebiet des Referendums erreicht worden ist.
Für -die Verfassung gilt dasselbe wie für den Föderationsvenrag: Es
wurde dadurch kein neuer Staat konstituiert (...) ein bestehender Staat
erhielt lediglich eine neue Verfassung (...).,,2

Auch ermöglicht der Föderationsvertrag nicht die Entscheidung über die
Zugehörigkeit oder Nicht-Zugehörigkeit zur Föderation, sondern ist ledig-

2 Theodor Schweisfurth, Tatarstan könnte Vorbild für Tschetschenien sein, in: Frank­
furter Allgemeine Zeitung vom 20. Januar 1995, S. 13.
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sionsrecht sowie einer damit zu legitimierenden, u.U. von wirtschaftlichen
oder politischen Interessen geleiteten Intervention, welcher der Schutz der
Menschenrechte lediglich als Vorwand dient, nicht Tür und Tor geöffnet
werden, müssen die geltenden formalen Kriterien für internationales Han­
deln und multilaterale Entscheidungsfmdung berücksichtigt werden. Ohne
die langfristige Option einer einvernehmlichen und friedlichen Entlassung
von Teilen eines Staates aus einem bestehenden Staatsverband völlig aus­
zuschließen, ist zudem zu berücksichtigen, daß eine Sezession in den sel­
tensten Fällen konfliktfrei verlaufen wird. Unter den gegebenen Umstän­
den ist daher einer Sezession grundsätzlich eine einvernehmliche Rege­
lung im Rahmen föderaler Beziehungen vorzuziehen.
Damit sind jedoch keinesfalls der gewaltsame Erhalt von Staaten und das
militärische Vorgehen Moskaus in Tschetschenien zu rechtfertigen, zumal
Militäreinsätze in der Regel ohnehin ein untaugliches Mittel zur ursachen­
orientierten Konfliktlösung sind. Moskaus Vorgehen verletzt international
anerkannte Prinzipien: Der Umfang des Streitkräfteeinsatzes, insbesonde­
re die Bombardierung von Wohngebieten, verstößt sowohl gegen das
rechtsstaatliehe Prinzip der Verhältnismäßigkeit der Mittel als auch gegen
die Bestimmungen des humanitären Völkerrechts zum Schutz der Zivilbe­
völkerung in innerstaatlichen Konflikten sowie gegen die einschlägigen
KSZE-Vereinbarungen, beispielsweise diejenigen des erst im Dezember
1994 auf dem Budapester Gipfeltreffen verabschiedeten Dokuments.6

Menschenrechtsverletzungen sind demnach zumindest politisch keine in­
nere Angelegenheit eines Staates.?

Das Engagement der OSZE

Die erste Reise einer OSZE-Delegation nach Moskau und Tschetschenien
fand vom 26. bis 30. Januar 1995 mit Zustimmung aller Teilnehmerstaa­
ten, also auch der Russischen Föderation, unter Leitung des ungarischen

6 "In Fällen, in denen zur Erfüllung der Aufgaben der inneren Sicherheit ein Rückgriff
auf Gewalt nicht vermieden werden kann, wird jeder Teilnehmerstaat gewährleisten,
daß der Einsatz von Gewalt den Erfordernissen der Durchsetzung anf;?;emessen sein
muß. Die Streitkräfte werden es sorgsam vermeiden, Zivilpersonen zu beeinträchti­
gen oder deren Hab und Gut zu beschädigen." - Konferenz über Sicherheit und Zu­
sammenarbeit in Europa, Treffen der Staats- und Regierungschefs der Teilnehmer­
staaten der KSZE am 5. und 6. Dezember 1994 in Budapest, Budapester Dokument
1994, in: Presse- und Informationsamt der Bundesregierung (Hrsg.), Bulletin
120/1994, S.1105; vgl. auch Kapitel VIII. Die menschliche Dimension, in: ebenda, S.
1107-1112.

7 Nach einem Treffen zwischen dem ungarischen OSZE-Beauftragten Gyarmati mit
russischen Offiziellen in Moskau am 10. Januar 1995 äußerte Gyarmati seine Zufrie­
denheit über das Eingeständnis des russischen Außenministers Kosyrew, der Konflikt
könne aufgrund der Menschenrechtsverletzungen nicht länger als strikt innerrussi­
sche Angelegenheit betrachtet werden. Vgl. OSCE Newsletter 1/1995, S. 1.
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tungsstrukturen und bei der Vorbereitung freier WaWen in der Repu­
blilclO

Ein Durchbruch zur langfristigen Beteiligung der OSZE am Konfliktrege­
lungsprozeß gelang Anfang März 1995: Bei Gesprächen mit dem ungari­
schen Ministerpräsidenten Gyu1a Horn und dem ungarischen Außenmini­
ster und OSZE-Chairman-in-Office, Laszl6 Kovacs, in Moskau stimmte
die russische Regierung einer ständigen Präsenz der OSZE in der Krisen­
region und ihrer Beteiligung am kurz- und langfristigen politischen Ver­
handlungsprozeß zur Beilegung des Konflikts zu. Die Einzelheiten für die
Einrichtung einer Langzeitpräsenz sollten auf einer weiteren, dritten De­
legationsreise nach Moskau und Tschetschenien Ende März, wiederum
unter Leitung Gyarmatis, geklärt werden.
Der Ständige Rat der OSZE faßte am 11. April 1995 auf der Grundlage
des Reiseberichts11 und unter Berufung auf seine Resolution vom 3. Fe­
bruar 1995 den Beschluß, eine OSZE-Assistenzgruppe in Grosny einzu­
richten. Die konkrete Vorbereitung des Aufenthalts der Assistenzgruppe
fand im Rahmen einer weiteren Reise Gyarmatis nach Moskau, Tsche­
tschenien und erstmals auch nach Dagestan statt (12. bis 15. April 1995),
auf der er von Sandor Meszaros, dem zukünftigen Leiter der OSZE-Assi­
stenzgruppe, begleitet wurde. Diese Assistenzgruppe hat in Absprache
und Zusammenarbeit .mit den russischen und den lokalen Behörden u.a.
folgende Aufgabenl2: Förderung der Achtung der Menschenrechte und
grundlegenden Freiheiten sowie Tatsachenermittlung im Falle von deren
Verletzung; Unterstützung bei der Schaffung demokratischer Institutionen
und Prozesse, darunter der Wiederaufbau lokaler Organe, bei der Vorbe­
reitung möglicher neuer Verfassungsvereinbarungen sowie bei der Durch­
führung und Beobachtung von WaWen; Beteiligung an der Schaffung eines
Verhandlungsrahmens zur Ausarbeitung einer dauerhaften politischen
Lösung unter Achtung der territorialen Integrität der Russischen Födera­
tion. Den Mitgliedern der Gruppe wird jegliche zur Erfüllung der Aufga­
ben notwendige Bewegungsfreiheit in Tschetschenien und den Nachbarre­
publiken ebenso gewährleistet wie Kooperations- und Kontaktmöglichkei­
ten mit zivilen und militärischen Vertretern. Die Assistenzgruppe unter­
steht dem Chairman-in-Office, der sowohl dem Ständigen Rat als auch
der russischen Führung regelmäßig Bericht erstattet. Sie besteht zunächst
aus sechs Mitgliedern, zaW und Zusammensetzung können jedoch im Be­
darfsfall geändert werden.

10 Vgl. OSCE, The Secretariat, Department for Chairman-in-Office-Support, Mandate
of the OSCE Human Rights Assistance Group to the Russian Federation, inc1uding
the Region of the Chechen Crisis, Wien, 14. Februar 1995.

11 Vgl. OSCE Newsletter 3/1995, S. 1 und 4.
12 Vgl. Decision of the Permanent Council vom 11. April 1995, abgedruckt in: OSCE

Permanent Council, JoumalI6/1995.
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dern auch die Fortsetzung der Kämpfe in Form eines anhaltenden Gueril­
lakrieges nicht ausgeschlossen werden kann.
Ein Vorschlag Gyarmatis hatte bereits im Frühjahr darauf abgezielt, in ei­
nem schrittweisen Friedensprozeß zunächst einen bedingungslosen Waf­
fenstillstand herbeizuführen, sich auf ein Verhandlungsgremium zu eini-
gen und in einem späteren einen Vertrag über die Verteilung der
K.o:mpetenze;n zwischen bzw. auf der einen und loka-
len Organen der anderen Seite durch Vertreter der Regierung der
Russischen Föderation und einer zuvor aus freien Wahlen hervorgegange-
nen auszuarbeiten.14 Der Bericht der dritten
OSZE-Delegation darüber schon im März 1995 vorgeschla-
gen, Vertreter auch derjenigen tschetschenischen Gruppen, die die föde­
ralen bislang nicht vorbehaltlos unterstützen, zur verstärkten
Beteiligung an der lokaler Behörden einzuladen und alle interes-
sierten politischen und an den Ve]Lhaneu,un~~en

teuLnehmLen zu lassen.
Nach den übereinstimmenden alarmierenden Berichten über schwere
Menschenrechtsverletzungen, zum infolge der Bombardierungen
von Wohnvierteln, zum anderen in Form von Greueltaten gegen die Zivil­
bevölkerung, offenbar vor allem durch Angehörige der Spezialeinheiten
des russischen Innenministeriums sowie Mißhandlungen und
Folterungen von Gefangenen auf beiden Seiten,15 hat sich die Menschen­
rechtslage inzwischen offenbar verbessert. Unverändert ist jedoch die völ­
lig unzureichende Versorgung der Bevölkerung in Tschetschenien und der
Flüchtlinge in den Nachbarrepubliken, die trotz des engagierten Einsatzes
humanitärer Organisationen nicht annähernd gewährleistet ist. Die
OSZE-Delegationen forderten daher schon früh einen sofortigen Waffen­
stillstand als Vorbedingung für alle weiteren Hilfsmaßnahmen, den unge­
hinderten Zufluß humanitärer deren Umfang zudem auch jetzt
noch deutlich gesteigert werden müsse, sowie den freien Zugang des
IKRK zu allen Inhaftierten und Gefangenen.
Besorgniserregend ist die im Verlaufe des Konflikts zutage getretene Dis­
krepanz zwischen der nachdrücklich bekundeten - und auch erwiesenen ­
Bereitschaft zur Zusammenarbeit mit der OSZE seitens der russischen
Regierung und föderaler Behörden einerseits illld der Fortsetzung der
großangelegten Operationen und des unverhältnismäßigen
Einsatzes von Gewalt (bis zur Geiselnahme von Budjonnowsk im Juni

14 Ebenda, S. 4.
15 Der (damalige) russische Menschenrechtsbeauftragte Sergej Kowaljow berichtete

von sogenannten, "Säuberungsaktionen" in Grosny durch Truppen des Innenministe­
riums sowie von der Anwendung illegaler Waffen durch die russischen Streitkräfte.
Vgl. Report of the OSCE Human Rights Assistance Group, a.a.O. (Anm. 9), S. 4-5,
sowie OSCE Newsletter 3/1995, S. 4.
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Rußland hat allerdings auch gute Gründe für eine konstruktive Haltung
zur internationalen Konfliktregelung durch die OSZE: Russische außen­
und sicherheitspolitische Vorstellungen zielen seit geraumer Zeit auf die
Stärkung der OSZE als Fundament gesamteuropäischer Sicherheitsstruk­
turen als Alternative zur NATO bzw. zur NATO-Osterweiterung ab. Als
Verfechterin dieser Konzeption würde die russische Führung an Glaub­
würdigkeit einbüßen, würde sie der OSZE die Zusammenarbeit bei der
Konfliktregelung - auch auf dem eigenen Territorium - verweigern. Zu­
dem ist in Sezessionskonflikten das OSZE-Prinzip der Achtung der terri­
torialen Integrität, das auch in den Resolutionen und Entscheidungen der
OSZE zum Tschetschenien-Konflikt betont wird, von Vorteil für den als
Konfliktpartei betroffenen Staat, also in diesem Fall für die russische
Seite. Angesichts des häufigen Vorwurfs, die OSZE sei in dieser Hinsicht
eine Verfechterin des Status quo, ist festzuhalten daß. einseitige Unabhän­
gigkeitserklärungen die friedliche Konfliktbeilegung nicht nur erschweren,
sondern darüber hinaus bereits ein Konfliktstadium markieren, dessen Es­
kalation durch die internationale Anerkennung einer Sezession kaum zu
verhindern sein dürfte. Das Verhalten der· OSZE und ihr relativer Erfolg
im Tschetschenien-Konflikt ·sind eher ein Beleg dafür, daß jenseits aller
wünschenswerten zukünftigen völkerrechtlichen Veränderungen auf dem
derzeitigen Stand der internationalen Entwicklungen gerade die Prinzipi­
en der territorialen Integrität und der staatlichen Souveränität ebenso wie
die in der Regel völkerrechtliche Unverbindlichkeit von OSZE-Abkom­
men und -Beschlüssen sowie der weitgehende Verzicht auf Sanktionsmög­
lichkeiten das internationale Engagement in der Konfliktregelung, insbe­
sondere bei innerstaatlichen Konflikten, erleichtern und im Falle der Be­
troffenheit von Großmächten möglicherweise entscheidend sind.
Während dies den Schluß nahelegt, daß - durchaus notwendige - völker­
rechtliche Veränderungen in. den internationalen Beziehungen realisti­
scherweise in absehbarer Zeit nicht zu erwarten sind, wären strukturelle
und institutionelle Veränderungen der OSZE hingegen wünschenswert,
zumindest.aber ihr personeller und fmanzieller Ausbau als Voraussetzung
für die intensivere Nutzung allein der vorhandenen Instrumente der
Streitbeilegung, vor allem auch in früheren Konfliktstadien, beispielsweise
in Form einer Vermittlertätigkeit spätestens nach einer einseitigen Unab­
hängigkeitserklärung.
Insgesamt ist die Rolle, die die OSZE bislang im Tschetschenien-Konflikt
gespielt hat, als Fortschritt· in der internationalen Konfliktregelung zu be­
werten und belegt ihre wachsende Bedeutung als Fundament gesamteuro­
päischer Strukturen. .
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Probleme und Mittel der Konf/iktverhütung

Sowohl nach ihrer Aufgabenstellung als auch hinsichtlich ihrer Organe
verfügt die OSZE über eine Reihe von Eigenschaften, die sie für den Ein­
satz zur Konfliktverhütung prädestiniert. Die vergangenen Jahre haben
bereits gezeigt, welch zunehmende Rolle die OSZE in der Verhütung von
Konflikten und der Regulierung von Krisen spielt. Mehr noch, diese Lei­
stungen haben hinreichend bewiesen, daß die präventive Diplomatie der
OSZE und ihr umfassender Ansatz von wesentlichem Wert für Frieden
und Stabilität in Europa sind. Es ist wichtig, sich darüber im klaren zu
sein, daß keine andere internationale Instanz in Europa sich für eine um­
fassende Konfliktverhütung einsetzt.
Drei Aspekte der OSZE-Konfliktverhütung verdienen besondere Auf­
merksamkeit. Erstens: Das umfassende OSZE-Sicherheitskonzept ver­
knüpft Frieden, Sicherheit und Wohlstand unmittelbar mit der Achtung
der Menschenrechte und der demokratischen Freiheiten sowie mit dem
Bestehen der Marktwirtschaft. Konfliktprävention erfordert somit die Ein­
beziehung aller genannten Aspekte.
Fragen der Menschlichen Dimension sind oft ein kritischer Punkt der Kon­
fliktverhütung. Verletzungen von Menschrechtsverpflichtungen führen zu
Spannungen, zu gesellschaftlichen Konflikten und Mißtrauen. Manchmal
haben sie grenzüberschreitende Folgen, wie z.B. unfreiwillige Migration.
Insbesondere wenn große Gruppen, wie Minderheiten, davon berührt
sind, ist die Stabilität von Staaten oder selbst einer ganzen Region gefähr­
det. In dem besonderen Fall von Minderheiten können ihnen verwandte
Na-tionen als Anwälte auftreten und damit zweiseitige Friktionen ver­
schärfen. Staaten, die voll und ganz die OSZE-Verpflichtungen zu Demo­
kratie und Menschenrechten, einschließlich der Rechte von Menschen, die
einer Minderheit angehören, respektieren, tragen somit zu Frieden und
Stabilität bei. Solche politischen Systeme bieten institutionelle Garantien
gegen innerstaatliche Konflikte. Sie sind viel eher geneigt, sich um friedli­
che, konstruktive Beziehungen mit ihren Nachbarstaaten zu bemühen.
Eng mit der Menschlichen Dimension verbunden, hat die wirtschaftliche
und ökologische Dimension der OSZE an Bedeutung gewonnen. Die
Grundsätze des freien Marktes, ökologisch nachhaltigen Wirtschafts­
\vachstums und WoWstands gehen Hand in Hand mit individueller Frei­
heit und politischem Pluralismus. Dagegen kann eine sich verschlech­
ternde wirtschaftliche Lage die Menschen eher empfänglich machen für
autoritäre und selbst fremdenfeindliche Einflüsse.
Man sollte die rein militärischen Aspekte der europäischen Sicherheit
nicht aus dem Blick verlieren. Die Verhütung internationaler militärischer
Konflikte bleibt wesentlicher Bestandteil der Aufgaben der OSZE, auch
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tion einer starren staatlich kontrollierten in ein
flexibles das den Wohlstand unter angemesse­

":'A'It"Ar-I"'iIt-lIt'TV.o.lIt- vermehrt. Aufbau von
1l1l4lt-&:l''It''1I4l''::l,t-"IIAll'''il":lIA .Kfi:5tWl~S}(Onltrolle und die
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Der Hohe der nicht dafür vorgesehen ist, sich mit der laufenden kurz­
fristigen KOlnlllktlpraveIltloln und dem Ad-hoc-Krisenmanagement zu be­
fassen, eine wesentliche Rolle bei der langfristigen Konfliktprä­
vention.
Der amtierende Vorsitzende ist im Namen der Teilnehmerstaaten für die
Ko,or<1ln,ltlOln und laufender OSZE-Maßnahmen verantwort­
lich sowie die Koordination mit anderen internationalen Un­
terstützt durch den Generalsekretär kann der amtierende Vorsitzende
präventive diplomatische Aktivitäten vor Ort m erster Linie
durch eigene Reisen in oder durch die so-
genannter persönlicher Vertreter dorthin.
Darüber es viele andere für die in der
Konfliktprävention aktiv zu werden. Die Teilnehmerstaaten können Ad­
hoc-Missionen entsenden oder Langzeitmissionen vor Ort einrichten. Au-
ßerdem gibt es verschiedene formalisierte für die fried-
liche Streitbeilegung, wie etwa den das Vergleichs-
verfahren einschließlich der und die Optio-
nen, die im jüngsten über Vergleichs- und Schiedsver-
fahren die militärische Dimension
der OSZE Optionen ausgestattet.

Der Hohe KOmn'1mlSS~lr der OSZE und die Konttl:kt1J~riiv'entlon

Wie schon festgestellt, sind nicht unvermeidbar und
können verhütet werden, wenn. die notwendigen Schritte unternommen
werden. fast Praxis des Hohen Kommissars der OSZE
gezeigt hat, dies ethnische Diese zeigt
beispielhaft, wie wertvoll die der OSZE für Frieden
und Stabilität in Europa ist. Sie zeigt auch die Notwendigkeit eines umfas­
senden Ansatzes für eine solche UllPlo:matle.
Minderheitenfragen sind ihrer Natur nach hochpolitische Angelegenhei­
ten, die in erster Linie einen politischen verbunden mit men­
schenrechtlichen und gesetzlichen Überlegungen, erfordern. Oft sind sie
engstens mit die an die Existenz eines Staates
gehen, da sie oftmals zwischen Regionen und
die Grenzen und Integrität von Staaten berühren. Auch

sie oft Selbstbewußtsein und der gemeinsamen Geschichte
von Volksgruppen zu tun. Als wichtige Faktoren in vielen konkreten Situa­

soziale und wirtschaftliche Prozesse und die sie begleitenden
oft Teil der Problemlage. Die Verhütung ethnischer

4 Ebenda, S. 10-11.
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kalieren drohen, auf dem er sie nicht mehr mit den ihm zur Verfügung
stehenden Mitteln eindämmen kann. Obwohl das Mandat den Hohen
Kommissar so zunächst und zuvorderst in die Kategorie der kurzfristigen
Konfliktprävention versetzt, darf er die wichtigen langfristigen Aspekte
der Lage nicht übersehen, wefm er effektiv arbeiten will.
Der HKNM ist weder als Instrument der Menschlichen Dimension6 ge­
dacht, noch schützt er die Rechte von Angehörigen nationaler Minderhei­
ten - weder als Individuen noch als Gruppe. Trotz einer solchen Aussage
sollte angemerkt werden, daß die· Situationen, mit denen er umzugehen
hat, viele Menschenrechtsaspekte enthalten, so daß seine Aktivitäten zwei­
fellos eine positive Wirkung auf die Beachtung und die Verwirklichung so­
wohl von Rechten von Personen haben werden, die nationalen Minderhei­
ten angehören, als auch der Menschenrechte allgemein. Die wirksame
Verhütung oder dauerhafte Lösung eines Konflikts erfordert zwingend,
daß die brisantesten Ursachen der Spannungen beseitigt oder gemildert
werden, die größtenteils in der Verletzung von Menschenrechten beste­
hen.
Von besonderer Bedeutung für den Hohen Kommissar sind die folgenden
Aspekte des Mandats:

eine angemessene Mischung von Unabhängigkeit von und Rechen­
schaftspflicht gegenüber den "politischen" OSZE-Organen mit klaren
Richtlinien für beide Elemente,
ausreichende politische Unterstützung innerhalb der OSZE, falls er
eine solche Rückenstärkung für seine Polititk in bezug auf eine be­
stimmte Situation benötigt,
Vertraulichkeit, die eine unauffällige präventive Diplomatie ermög­
lichtund
genügend Freiheit in der Wahl der Gesprächspartner, die ihm mit
Informationen und Lagebeurteilungen helfen können sowie
das vorrangige Erfordernis strikter Unparteilichkeit, das der Hohe
Kommissar bei allen seinen Tätigkeiten zu beachten hat.

Das Mandat entwickelt allgemeine Richtlinien für die Entscheidung, ob
der Hohe Kommissar sich mit einem spezifischen Fall befassen sollte oder
nicht. Es versieht ihn mit der notwendigen Freiheit zu diesbezüglicher Ini­
tiative. Wichtig ist auch, daß ihm das Mandat gestattet, mit einem sub­
stantiellen Maß an Unabhängigkeit zu operieren. Der Hohe Kommissar
kann eine Reihe von Schritten unternehmen, ohne daß Konsens nötig ist.
Sein Engagement erfordert nicht die Zustimmung des Hohen oder des

6 Sie umfaßt: Demokratie, demokratische Institutionen, Rechtsstaatlichkeit, Men­
schenrechte und Grundfreiheiten, menschliche Kontakte und andere verwandte Ge­
biete humanitären Charakters.
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reisen nicht mit Angelegenheiten nationaler Minderheiten befassen, die
mit organisiertem Terrorismus in Verbindung stehen. Genausowenig darf
er mit Organisationen oder Personen, die Terrorismus oder Gewalt aus­
üben oder öffentlich billigen, Kontakt aufnehmen oder den Empfang von
Mitteilungen bestätigen.
Das Mandat des Hohen Kommisars bezeugt deutlich einen hochgradig in­
novativen Charakter. Im Gegensatz zu den traditionelleren Instrumenten
der Konfliktverhütung, die sich auf die intergouvernementale Ebene be­
ziehen, befaßt er sich mit Spannungen insbesondere innerhalb der OSZE­
Staaten, die sich zu einem Konflikt entwickeln könnten. Das ist ein be­
merkenswerter Fortschritt, um so mehr da es die politisch hochsensiblen
Angelegenheiten nationaler Minderheiten betrifft.

Die Praxis des Hohen Kommissars: allgemeine Aspekte

Der Hohe Kommissar hat sich bislang mit insgesamt elf konkreten Fällen
befaßt.7 Dabei hat er jedoch nicht versucht, alle Fälle nach dem gleichen
Schema zu lösen. Minderheitenprobleme sind sehr unterschiedlicher Na­
tur. Jeder Fall muß unter Berücksichtigung seiner besonderen Aspekte
und Umstände beurteilt werden. Trotzdem hat er einige allgemeine Beob­
achtungen im Laufe seiner Arbeit gemacht, unter denen die folgenden die
auffälligsten sind.
Die erste Beobachtung ist die, daß der Schutz von Angehörigen einer
Minderheit als wesentlich im Interesse des Staates und selbst der Mehr­
heit angesehen werden muß. Es dient Stabilität und Sicherheit in der Re­
gel am besten, wenn sichergestellt ist, daß jene Menschen, die zu einer
nationalen Minderheit gehören, ihre Rechte tatsächlich wahrnehmen kön­
nen. Verhält sich der Staat jenen Menschen gegenüber loyal, die einer
Minderheit angehören, so kann er umgekehrt von ihnen, die dann ihrer­
seits ein Interesse an der Stabilität und am Wohlergehen des Staates
haben, Loyalität erwarten.
Die zweite Beobachtung ist die, daß Lösungen so weit wie möglich im Rah­
men des Staates. selbst gesucht. werden sollten. Der wesentlichste Beitrag
zur Beseitigung von Minderheitenproblemen als destabilisierende Ele­
mente in Europa ist die Förderung eines besseren und harmonischeren
Verhältnisses zwischen Mehrheit und Minderheit in dem Staat selbst.
Selbstverwirklichung als Minderheit kann sehr wohl im Rahmen des Staa­
tes erreicht werden. Sie muß sich nicht territorial manifestieren, sondern

7 Zur aktuellen Diskussion der Fälle vor dem Hintergrund des Mandats des Hohen
Kommissars und der gesamten Bemühungen der OSZE im Bereich der Konfliktver­
hütung siehe: Rob Zaagman (ed.), The Role of the High Commissioner on National
Minorities in OSCE Conflict Prevention. AReport by the Office of the OSCE High
Commissioner on National Minorities, The Hague 1995.
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schiedlich ist, sind einige Gemeinsamkeiten festzustellen. Vier Problem­
bereiche, mit denen der Hohe Kommissar in verschiedenen Ländern zu
tun hatte, sind besonders erwähnenswert: Mechanismen für den Dialog
zwischen Regierung und Minderheit, Sprachenfragen, Bildungsfragen und
Staatsbürgerschaft.
Der Hohe Kommissar empfahl in vielen Fällen die Einrichtung oder, falls
schon vorhanden, die Stärkung von Mechanismen für den Dialog zwischen
Minderheitengruppen und Regierungsorganen. Solche Mechanismen sind
die interethnischen Räte oder die präsidentiellen Runden Tische der na­
tionalen Minderheiten, die in verschiedenen Staaten bestehen (Rumänien,
Slowakei, Estland, die frühere jugoslawische Republik Mazedonien, Ka­
sachstan und Kirgistan). In einigen Fällen hat der Hohe Kommissar auch
die Schaffung eines nationalen Ombudsmannes, speziell für Minder­
heitenfragen angeregt.
Der Hohe Kommissar war in verschiedenen Ländern mit Problemen des
privaten und öffentlichen Gebrauchs von Minderheitensprachen konfron­
tiert. Das betrifft den Gebrauch der Minderheitensprachen zum Beispiel
bei Gerichtsverhandlungen, in den Medien, bei Sitzungen politischer Or­
gane und bei Orts- und Straßennamen. Solche Fragen stellten sich bei­
spielsweise in der Slowakei und in der früheren·jugoslawischen Republik
Mazedonien.
Bei vielen Gelegenheiten hatte sich der Hohe Kommissar mit den damit
verwandten Fragen des Erlernens von oder des Unterrichts in einer Min­
derheitensprache auseinanderzusetzen. Das betrifft sowohl den Gebrauch
der Minderheitensprachen im öffentlichen Bildungswesen als auch die
Einrichtung privater Schulen und Universitäten, an denen Kurse (auch) in
den Minderheitensprachen gegeben werden. Dieses Problem trat bei­
spielsweise in Albanien, der früheren jugoslawischen Republik Mazedo­
nien, Moldau, Rumänien und der Slowakei auf.
Der Hohe Kommissar hat mit einer großen Anzahl von Fragen der
Staatsbfugerschaft und des Status von Ausländern zu tun. Solche Pro­
bleme treten besonders in den Staaten auf dem Territorium der früheren
Sowjetunion auf. In diesem Zusammenhang ist die doppelte Staatsbürger­
schaft ein spezifisches Problem. Die russische Außenpolitik zum Beispiel
zielt auf ihre Einführung in den Republiken der früheren UdSSR mit
Blick auf die großen russisch(sprechend)en Minderheiten in diesen Staa­
ten ab. Der Hohe Kommissar steht der doppelten Staatsbürgerschaft
skeptisch gegenüber; er hat statt dessen andere Lösungen gesucht.
Die Empfehlungen, die er an die verschiedenen Länder richtete, spiegeln
diese Fragen deutlich wider. Im allgemeinen wendet der Hohe Kommissar
generelle Grundsätze und Normen in diesen Fragen an, wie sie in den ver-

nicht für notwendig, sich in diesem baltischen Staat zu engagieren.
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ein Konflikt muß unmittelbar bevorsteht. Es besteht dann die Möglichkeit
sofortiger Beratungen zwischen den Teilnehmerstaaten, die in der Regel
gerechtfertigt sind. Das ist ein typisches Beispiel einer späten präventiven
Diplomatie. Es ist eine ernste Warnung, und die Lage muß schwerwie­
gend sein und der Konflikt muß unmittelbar bevorstehen. Das ist die Si­
tuation, in der die Stolperdrahtfunktion des Hohen Kommissars tatsäch­
lich ausgeübt wird. Bis jetzt hat der Hohe Kommissar noch in keinem Fall
von dieser Gebrauch gemacht. Ein anderer Fall der
obligatorischen Befassung der OSZE als ganzer würde eintreten, wenn
eine Situation zu einem Konflikt eskaliert, und der Hohe Kommissar diese
Entwicklung nicht aufhalten kann, oder wenn eine solche Entwicklung
zwar noch nicht eingetreten ist, der Spielraum des Hohen Kommissars
jedoch erschöpft ist.
Die Einbeziehung des Ständigen Rates würde normalerweise den Einsatz
des Hohen Kommissars beenden, es sei denn, der Rat entschiede, die
Frage an den Hohen Kommissar zurückzuverweisen. Es können jedoch
auch Fälle auftreten, in denen der Hohe Kommissar sein Engagement
nicht beenden und doch den Rat einbeziehen will, zum Beispiel um politi­
sche Unterstützung für eine Folgeaktion, oder um selbst eine Ermächti­
gung für eine Frühmaßnahme oder Unterstützung gegenüber einem nicht
kooperierenden Staat, besonders im Falle der Verweigerung der Einreise,
zu erlangen. Tatsächlich berichtet er oft mündlich über seine Aktivitäten,
entweder vor dem Ständigen Rat oder während sogenannter informeller
Gespräche für interessierte Delegationen. Auf jeden Fall muß er sorgfäl­
tig .die Lage und die Atmosphäre im Ständigen Rat abschätzen, bevor er
ihn einbezieht. Es würde seinen Einfluß unterminieren, wenn der Rat mit
seinem Bericht seinen Empfehlungen nicht übereinstimmte oder ih­
nen keine konkreten Schritte folgen ließe.
Für den Hohen Kommissar ist der amtierende Vorsitzende (gegenwärtig
von Ungarn gestellt) von wesentlicher Bedeutung, da er offiZiell der ein­
zige OSZE-Ansprechpartner während eines unabhängigen Einsatzes des
Hohen Kommissars ist; auch kann er ihm mit einer zweiten Meinung
während der Beratungen zur Seite stehen. Er ist die Verbindung zum und
der Repräsentant des Hohen und des Ständigen Rates; er wird vom
Hohen Kommissar vor einem Besuch konsultiert, und er berät sich mit
den betroffenen Staaten sowohl vor einem Besuch als auch nach der Be­
endigung des Einsatzes des HKNM. Es ist für den Hohen Kommissar von
Vorteil, wenn nötig, mit dem amtierenden Vorsitzenden als Tandem
aufzutreten, allerdings unter sorgfältiger Beachtung seiner eigenen Unab­
hängigkeit.
Der Umstand, daß der amtierende Vorsitzende für die Koordination und
die Beratung der laufenden OSZE-Tätigkeiten verantwortlich ist, ist auch
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Schlußfolgemng

Konfliktprävention ist für die Zukunft unseres Kontinents lebenswichtig.
Europa kann sich nicht noch mehr solcher blutigen Konflikte leisten, die
einige seiner Regionen derzeit verwüsten. Falls nicht genügend investiert
und vorbeugend gearbeitet wird, wird uns in naher Zukunft eine viel höhe­
re Rechnung präsentiert werden. Konfliktprävention erfordert einen um­
fassenden Ansatz, der verschiedene spannungserzeugende Faktoren in ei­
ne übergreifende Strategie einbezieht. Darüber hinaus ist eine langfristige
Perspektive notwendig, wenn Lösungsvorschläge dauerhaft und gerecht
sein sollen. Auch wenn man nicht den Blick· für unmittelbare Bedrohun­
gen, von Frieden. und Stabilität. verlieren sollte, sollte es sich doch von
selbst verstehen, daß "Schnellreparaturen" keine wirklichen Lösungen
sind.
Die Mobilisierung der internationalen Gemeinschaft ist von entscheiden­
der Bedeutung, wenn Konfliktprävention gelingen soll. Ohne internationa­
le politische, wirtschaftliche und moralische Unterstützung haben die Be­
mühungen vieler einzelner Staaten nur eine begrenzte Chance, erfolgreich
zu sein. Darüber hinaus sollten Koordination und Kooperation mit ande­
ren relevanten internationalen Organisationen verstärkt werden. Zum
Beispiel sollten auf dem Gebiet der Minderheitenprobleme in Europa die
verschiedenen Ansätze der OSZE und des Europarates, die eher politisch
bzw. eher rechtlich orientiert sind, sich gegenseitig verstärken- und dabei
Doppelarbeit und -kosten vermeiden.
Soweit die Aktivitäten des Hohen Kommissars und anderer "Frühwarner"
und "präventiver Diplomaten" der OSZE betroffen sind, ist ihre Wirksam­
keit letztendlich abhängig vom Willen und der Bereitschaft der Teilneh­
merstaaten, als einzelne und als Gesamtheit ihre Bemühungen zu unter­
stützen. Es ist insbesondere wichtig, daß sowohl der Ständige Rat als auch
die einzelnen Staaten fortfahren, ~e Empfehlungen des Hohen Kommis­
sars zu bekräftigen und zu unterstützen, die er an die Regierungen der
Teilnehmerstaaten richtet. Nur dann wird der Hohe Kommissar in der
Lage sein, Veränderungen zu bewirken.
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Sie werden bestrebt sein, nach Treu und Glauben und im Geiste der
Zusammenarbeit eine rasche und gerechte Lösung auf der Grundlage
des Völkerrechts zu erreichen.
Zu diesem Zweck werden sie Mittel wie Verhandlung, Untersuchung,
Vermittlung, Vergleich, Schiedsspruch, gerichtliche Regelung oder an­
dere friedliche Mittel eigener Wahl verwenden, einschließlich jedes
Streitregelungsveifahrens, auf das sich die beteiligten Parteien vor Ent­
stehen des Streitfalles geeinigt haben. ,,2

Die KSZE-ScWußakte anerkennt also - wie im übrigen auch die Charta
der Vereinten Nationen in der und in Artikel 2, Ziffer 4 UNCh
einerseits und Artikel 2, Ziffer 4 und Artikel 33, Abs. 1 anderer­
seits -, daß das Gewaltverbot unabdingbar ein Korrelat besitzt. Gemeint
sind (obligatorische) Regelungen der friedlichen Zu die­
sen Regelungen gehören u.a. auch Vergleich, Schiedsspruch und Ge­
richtsbarkeit. Folgt man der innergesellschaftlichen Praxis, so kommt
eben diesen zuletzt genannten Verfahren in der als
(Schieds-)Gerichtsbarkeit sogar eine Bedeutung zu. Gleich-
wohl dauerte es seit Verabschiedun.g der Schlußakte von 1975
über 20 Jahre, bis am 29. Mai 1995 der mit Sitz in
Genf eröffnet werden konnte.

Abriß des Entstehungsprozesses des Vergleichs- und Schiedsgerichtshojes der
OSZE

Zu wohl wichtigsten Wurzeln in der .L..J.Il...IlII.VVJl"'A.ll.UJUl~

gerichtsbarkeit gehört
sches System der friedlichen jjel1e~~U11Lg

Delegation der Schweiz bereits zu der zweiten .Il1lb.V.lLLJL\"'JI. VJI..JI..Ll!-J'JI.JI.""".::JV

Genf am 18. September 1973 unterbreitet wurde. Dieser I-In1""'{11111.,..1"

der Folgezeit nach dem der schweizerischen .JJ.J"""Jl.V~,UILJI.'VJI.JI.'l

Bindschedler, benannt wurde, fand zwar keinen m
die kann er als zumindest
aber in als für die spätere Diskussion angese-
hen werden. dafür sind u.a. die des Ver-
fahrens, die zwischen und
nicht oder die Konkurrenz des ew~opa1S~Che~n

Systems zu anderen :stre1tlerl~~(llgWlgS,Ve]~laJl1ren.

2 Ebenda, S. Sf.
3 Abgedruckt in: Europa-Archiv 2/1976, S. D38-DS2.
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ziehung von Dritten bei der Regelung von Streitfällen. Offensichtlich
fürchteten sie deren Parteinahme. Argumentiert wurde allerdings mit dem
Verbot der Einmischung in innere Angelegenheiten. Im offIZiellen Schluß­
bericht des KSZE-Expertentreffens heißt es dazu lediglich:

''Besonderer Nachdruck wurde auf Mittel und Wege der Einbeziehung
eines Drittparteielements in eine derartige Methode (der friedlichen Re­
gelung von Streitfällen - DSL) gelegt. Es wurden unterschiedliche An­
sichten geäußert, und es wurde kein Konsens über eine Methode elZielt.
Es wurde anerkannt, daß weitere Diskussionen in einem geeireten
Rahmen innerhalb des KSZE-Prozesses geführt werden sollten ".1

Diese Situation des Stagnierens und der Ergebnislosigkeit änderte sich
erst im Zuge der beginnenden politischen Umbrüche in Europa in der
zweiten Hälfte der achtziger Jahre.11 Nunmehr formierte sich ein ost­
west-übergreifendes gemeinsames Interesse an Mechanismen der friedli­
chen Streitbeilegung. Den Anfang machte das dritte Folgetreffen der
KSZE in Wien vom 4. November 1988 bis 15. Januar 1989. Im Abschlie­
ßenden Dokument des Wiener Folgetreffens akzeptierten die Teilnehmer­
staaten nicht nur grundsätzlich die obligatorische Hinzuziehung einer
Drittpartei als mögliche Verfahrensweise der friedlichen Beilegung von
Streitigkeiten, sie forderten vielmehr ein weiteres Expertentreffen, das u.a.
die Möglichkeit der Schaffung von Mechanismen zur Herbeiführung bin­
dender Entscheidungen durch Drittparteien prüfen sollte. Im Abschluß­
text heißt es dazu:

'Vie Teilnehmerstaaten bekennen sich zu ihrer Verpflichtung gegenüber
dem Prinzip der friedlichen Regelung von Streitfällen in der Über­
zeugung, daß es eine wesentliche Ergänzung zur Pflicht der Staaten ist,
sich der Androhung oder Anwendung von Gewalt zu enthalten, wobei
beide Prinzipien wesentliche Faktoren für die Erhaltung und Festigung
des Friedens und der Sicherheit sind ... In diesem Zusammenhang ak­
zeptieren sie grundsätzlich die obligatorische HinTuziehung einer Dritt­
partei, wenn ein Streitfall durch andere friedliche Mittel nicht beigelegt
werden kann.
Um die schrittweise Durchführung dieser Verpflichtung - einschließlich
der obligatorischen Hinzuziehung einer Drittpartei zur Regelung gewis­
ser Kategorien von Streitfällen als ersten Schritt - zu geWährleisten, be-

10 Schlußbericht des KSZE-Expertentreffens über Friedliche·Streitschlichtung, Athen,
30. April 1984, in: Ulrich Fastenrath (Hrsg.), a.a.O: (Anm. 1), Kap. I, 4, S. l.

11 Arie Bloed (ed.), The Conference on Security and Cooperation in Europa. Analysis
and Basic Documents, 1972-1993, Dordrecht 1993, S. 33.
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werden oder in seiner Tätigkeit fortfahren sollte, da der Streitfall Fragen
ihrer territorialen Integrität oder ihrer Landesverteidigung, ihrer Hoheits­
ansprüche auf Landgebiete oder konkurrierende Ansprüche hinsichtlich
der Hoheitsgewalt über andere Gebiete berührt".16 .

Andererseits darf nicht gering geachtet werden, daß sich die KSZE-Staa­
ten in La Valletta zum ersten Mal überhaupt auf ein gemeinsames Doku­
ment zur friedlichen einigen konnten. Darüber hinaus
machten sie mit dem vorgelegten Dokument einen ersten Schritt, sich vom
Konsensprinzip zu lösen: Der Mechanismus kann auch einseitig angerufen
werden. Das Expertentreffen von La Valletta muß deshalb insofern als ein
positiver Anfang bewertet werden, der die Chance der Fortführung ein­
schloß oder - je nach Perspektive - erforderte. Diese Chance bot sich 1992
während des zweiten Helsinki-Gipfels, als Frankreich und Deutschland
gemeinsam den Entwurf zur Errichtung eines Vergleichs- und Schiedsge­
richtshofes vorlegten. Dem Helsinki-Gipfel vom Juli 1992 vorausgegangen
war das Treffen einer informellen Arbeitsgruppe, die im Zeitraum vom
11. bis 22. Mai 1992 den genannten französisch-deutschen Entwurf disku­
tierte. Grundsätzliche Einwände gegen den Entwurf kamen insbesondere
von Seiten der Vereinigten Staaten, Großbritanniens und der Türkei. Die
mittel- und osteuropäischen Staaten stimmten hingegen im allgemeinen
den Ausführungen des Entwurfes zu. Zu den Einwendungen, die auch
während des Helsinki-Gipfels vorgetragen wurden, gehörten tl.a. die
Befürchtung, ein regionales System der Streitbeilegung könnte die Einheit
und Entwicklung des Völkerrechts behindern, ferner würde die Arbeit be­
reits existierender Mechanismen dupliziert werden (Problem der Komple­
mentarität bzw. Subsidiarität), schließlich würde der Charakter der KSZE
durch die Einführung eines rechtsverbindlichen Instrumentes in Richtung
eines legalistischen, vielleicht sogar institutionalisierten "approach" verän­
dert werden, nicht zuletzt auch würde die Einheit der KSZE gesprengt
werden, da nicht alle KSZE-Teilnehmerstaaten neuen Konventionen bei-
treten würden17. .

Trotz dieser Einwendungen und Kritikpunkte werteten die Teilnehmer­
staaten des Helsinki-Gipfels ihre eigene Diskussion durchaus positiv. In
den Beschlüssen von Helsinki heißt es dazu u.a.:

"Die Teilnehmerstaaten erachten ihre Verpflichtung, Streitigkeiten un­
tereinander mit friedlichen Mitteln zu regeln, als einen Eckstein des
KSZE-Prozesses ... Die Teilnehmerstaaten begrüßen die zu diesem
Zweck geleistete Arbeit des Helsinki-Folgetreffens. Sie wurden insbe­
sondere ermutigt durch wesentliche Fortschritte in Fragen, die sich auf

16 Ebenda, S. 11.
17 Gerard J. Tanja, a.a.O. (Anm. 9), S. 48f.
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Struktur und Funktionsweise des OSZE-Gerichtshojes

Im "Übereinkommen über Vergleichs- und Schiedsverfahren innerhalb
der KSZE" von 1992 beschließen die Vertragsstaaten des Überein­
kommens, "die Teilnehmerstaaten der Konferenz über Sicherheit und Zu­
sammenarbeit in Europa sind", die Errichtung eines "Vergleichs- und
Schiedsgerichtshofes" als eine feste Institution mit Sitz in Genf, bestehend
aus Schlichtern und Schiedsrichtern. Entsprechend sind die Verfahren
Schlichtungsverfahren (Vergleichsverfahren) und Schiedsverfahren.
Die Gesamtheit der Schlichter und Schiedsrichter bildet den Vergleichs­
und Schiedsgerichtshof innerhalb der KSZE (im Übereinkommen auch
"Gerichtshof' genannt). Die Schlichter, Schiedsrichter und der Kanzler des
Gerichtshofes üben ihr Amt in völliger Unabhängigkeit aus. Sie genießen
bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben im Hoheitsgebiet der Vertrags­
staaten des Übereinkommens die Vorrechte und Immunitäten, die den
mit dem Internationalen Gerichtshof im Zusammenhang stehenden Per­
sonen gewährt werden.
Rekrutiert werden Richter und Schiedsrichter aus den Vertragsstaaten,
die jeweils zwei Schlichter, einen Schiedsrichter und einen Stellvertreter
benennen. Die Schlichter werden für eine Amtszeit von sechs Jahren er­
nannt. Sie müssen Personen sein, die hohe innerstaatliche oder internatio­
nale Funktionen ausüben oder ausgeübt haben und anerkannte FacWeute
auf dem Gebiet des Völkerrechts, der internationalen Beziehungen oder
der Streitbeilegung sind. Die Schiedsrichter und ihre Stellvertreter werden
ebenfalls für eine Amtszeit von sechs Jahren ernannt. Sie müssen die in
ihrem Staat für die höchsten richterlichen Ämter erforderlichen Voraus­
setzungen erfüllen oder Völkerrechtsgelehrte von anerkanntem Ruf sein.
Der Kanzler (Registrar) wird - anders als die Schlichter und Schiedsrich­
ter - nicht von den Vertragsstaaten, sondern vom Gerichtshof ernannt.
Die Entscheidungen des Gerichtshofs werden mit der Mehrheit der an der
Abstimmung teilnehmenden Mitglieder gefaßt. Gleiches gilt für Entschei­
dungen des Präsidiums, Entscheidungen der Vergleichskommissionen so­
wie Entscheidungen der Schiedsgerichte. Das für die OSZE typische Kon­
sensprinzip entfällt somit zugunsten des Mehrheitsprinzips.
Die Tätigkeit des Gerichtshofes soll die bislang schon bestehenden Mög­
lichkeiten und Mittel der friedlichen Streitbeilegung ergänzen, nicht erset­
zen. Das Gericht wird·deshalb nicht tätig, wenn eine Streitigkeit bereits ei­
nem anderen Gericht oder Schiedsgericht unterbreitet wurde, oder wenn
die Streitparteien im voraus die ausschließliche Zuständigkeit eines
anderes Rechtsprechungsorgans anerkannt haben. Sind die Streitparteien

~~""~~ S. 1-6; über einen Vergleich auf Anordnung, Stockholm, 15.
Dezeh10er 1992, in: ebenda, E.6, S. If.
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mitteilen, ob sie bereit sind, die vorgeschlagene Lösung anzunehmen. Der
Vergleichsvorschlag besitzt also nicht automatisch Verbindlichkeit. Nimmt
eine Streitpartei die vorgeschlagene Lösung nicht an, so sind ferner auch
die anderen Parteien nicht länger an ihre eigene Annahme der Lösung
gebunden.
Ziel des Vergleichsverfahrens ist es, über die Vergleichskommission den
Parteien zu helfen, eine Beilegung ihrer Streitigkeit gemäß dem Völker­
recht und ihren KSZE-Verpflichtungen zu fmden. Progressiv an diesem
Verfahren ist, daß die Einsetzung des Vergleichsverfahrens für jede Art
von Streitigkeit beantragt werden kann. Die Kompetenz der Schlichter
selbst ist allerdings begrenzt Die Bildung einer Vergleichskommission
erfolgt nur auf Antrag; die Aufgaben der Schlichter bleiben im Bereich
beratender Funktionen; der Vergleichsvorschlag besitzt keine automati­
sche Verbindlichkeit. Verweigern die Streitparteien die Annahme der vor­
geschlagenen Lösung, also die Ausführung der Empfehlungen, so stehen
dem Gericht keine weiteren Maßnahmen zur Beilegung des Konflikts zur

-.:verfügung, als die Angelegenheit an,den KSZE-RaDY,eiterzuleiten.
Anders als im Vergleichsverfahren -ist es im Schiedsverjahren Aufgabe des
Schiedsgerichts, die ihm unterbreiteten Streitigkeiten gemäß dem Völker­
recht zu entscheiden. Sofern die Streitparteien dies vereinbaren, kann ein
Fall auch "ex aequo et bono" entschieden werden. In jedem Fall aber en­
det das Verfahren mit einem rechtlich verbindlichen Schiedsspruch.
Wie die Vergleichskommission wird auch das Schiedsgericht ad hoc auf
Ersuchen gebildet. Die von den Streitparteien ernannten Schiedsrichter
sind von Amts wegen Mitglieder des Gerichts. Sind mehr als zwei Staaten
Parteien derselben Streitigkeit, so können die Staaten mit gleichen Inter­
essen einvernehmlich einen einzigen Schiedsrichter bestellen. Das Präsi­
dium bestellt darüber hinaus aus den Reihen der Schiedsrichter eine An­
zahl von Mitgliedern des Schiedsgerichts, so daß die Zahl der von ihm be­
stellten Mitglieder die der von Amts. wegen tätigen um mindestens eines'
übersteigt. Ein Staat, der Partei einer dem Schiedsgericht unterbreiteten
Streitigkeit ist, ohne Partei des Übereinkommens zu sein, kann eine Per­
son seiner Wahl entweder anband der erstellten Liste der Schiedsrichter
oder unter anderen Personen, die Staatsangehörige eines KSZE-Teilneh­
merstaates sind, zum Mitglied.des Gerichts bestellen.
Das unter Ausschluß der Öffentlichkeit stattfmdende Schiedsverfahren
gliedert sich in einen mündlichen und einen schriftlichen Teil. Es ent­
spricht den "Grundsätzen eines gerechten Verfahrens". Der Schiedsspruch
ist endgültig und unterliegt keinem Rechtsmittel. Die Streitparteien oder
eine von ihnen können jedoch das Gericht ersuchen, den Schiedsspruch
hinsichtlich seiner Bedeutung oder seiner Tragweite auszulegen. Ein An­
trag auf Wiederaufnahme des Schiedsverfahrens kann nur gestellt werden,
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Genseher war von deutscher Seite als einer der Schlichter des Gerichtsho­
fes benannt worden.
Das Übereinkommen über das Schieds- und Vergleichsverfahren inner­
halb der OSZE ist bis Mitte 1995 von 35 der 53 OSZE-Staaten unterzeich­
net worden. Von diesen 35 Staaten haben wiederum (nur) 15 OSZE-Mit­
glieder das Übereinkommen ratifIZiert. Die Benennung der Schlichter und
Schiedsrichter ist gegenwärtig sogar erst von neun der Staaten durchge­
führt worden. Die Staaten, die das Übereinkommen ratifIZiert haben und
somit dem Gericht angehören, sind: Dänemark, DeutscWand, Finnland,
Frankreich, Italien, Kroatien, Liechtenstein, Monaco, Polen, San Marino,
Schweden, Schweiz. Slowenien, Tadschikistan und Zypern. Zu den Staa­
ten, die das Übereinkommen bislang abgelehnt haben, somit nicht unter­
schrieben, geschweige denn ratifIZiert haben, gehören unter anderen auch
Großbritannien und die Vereinigten Staaten, aber auch die Niederlande,
Spanien, die Türkei sowie die Tschechische Republik und Belorußland.
Wer Gewalt als Mittel der internationalen Politik grundsätzlich ausschlie­
ßen will, darf sich keinesfalls mit dem Verbot von Gewalt und Krieg allein
begnügen. Vielmehr müssen auch die institutionellen Konsequenzen gezo­
gen werden, die mithelfen, die Einhaltung des Gewaltverbotes zu ermög­
lichen. Zu diesen Konsequenzen gehört als Dreh- und Angelpunkt jeg­
licher zivilisierter Konfliktlösung auch, wenn nicht sogar vor allen Dingen,
der Zugang zu einer obligatorischen Gerichts- und Schiedsgerichtsbarkeit.
Die Einrichtung des OSZE-Gerichtshofes kann deshalb unter Gewalt­
und Kriegsverhütungsgesichtspunkten nicht hoch genug veranscWagt wer­
den. Dies gilt um so mehr, als die Zuständigkeit des Gerichtshofes sich
auf jede Art von .Streitigkeit bezieht und auf Gesamteuropa (nicht etwa
nur auf Westeuropa) abzielt. Beides - die Breite des Streitregelungsspek­
trums wie auch das umfassende Verständnis von Europa - können als
Bausteine auf dem Weg zu einer gesamteuropäischen Friedens- und
Sicherheitsgemeinschaft gewertet werden.
Kritisch zu sehen ist allerdings, daß die Zuständigkeit. des OSZE-Ge­
richtshofes abermals nicht obligatorisch ist, daß ferner das vorgesehene
Vergleichsverfahren nicht verbindlich ist und daß auch der Beitritt zum
Schiedsverfahren unter Vorbehalt erfolgen kann. Schließlich darf auch
nicht verkannt werden, daß das neue OSZE-Organ keine Eingriffsmög­
lichkeitenbei innerstaatlichen Konflikten hat, also gerade diejenigen Fälle
ausklammert, die· in der veränderten Realität nach dem Ende des Ost­
West-Konfliktes immer wieder zu Gewalt und Krieg führen. Und nicht
zuletzt: Der Gerichtshof ist - entgegen seinem Namen - im Grenzbereich
zwischen Schlichtung und Schiedsspruch anzusiedeln, steht also sogar
noch eine Stufe unterhalb der Ebene von Schiedsgericht und Gericht, ist
selbst gar kein Gericht im engeren Sinne des Wortes.

252









ritarismus, Diktatur und damit in erneuten Antagonismus zu verhüten.
Hoffnung und Wirklichkeit in Europa klaffen jedoch weit auseinander.
Grund genug zu fragen: Welchen Beitrag leistet die Menschliche Dimen­
sion der OSZE zur Bewältigung von Menschenrechtsproblemen und da­
mit zur humanitären Sicherheit in Europa? Ermöglicht sie Fortschritte bei
der Zivilisierung der eurasischen Staatengemeinschaft oder entfalten sich
auch in dieser internationalen Organisation bürokratischer Aktionismus
und institutionelle Wo liegen die wo die
Grenzen der OSZE?
Der vorliegende Beitrag Bestandsaufnahme der Menschen­
rechtslage im OSZE-Raum Grundsätze und Entwicklung der Menschli­
chen Dimension der OSZE gegenüber. Besondere Aufmerksamkeit gilt
der Leistungsfähigkeit der Instrumente angesichts der Herausforderung
zur Gewaltprävention. Ein abschließender Teil widmet sich den daraus re­
su1tierenden Problemen und zeigt Entwicklungsperspektiven auf.

Die Menschenrechtslage im OSZE-Raum - eine Bestandsaufnahme

Das Ziel, Rechte des einzelnen Menschen, unabhängig von seiner Zuge­
hörigheit zu nationalen und/oder staatlichen Gemeinschaften zu bestim­
men, durchzusetzen und zu schützen, reicht bis in die Antike zurück.
Menschenrechtskataloge standen seit im Spannungsfeld von zeitli­
cher und kultureller Universalität einerseits und von Historizität und
Kontextgebundenheit andererseits. In der Geschichte der westlichen Zivi­
lisation war Menschenrechtsschutz sowoW ein Versuch, den
Freiraum des Individuums gegenüber der wirtschaftlichen, politischen und
technologischen Entwicklung zu wahren als auch ein Katalysator, um
überlebte Herrschaftsformen zu verändern. Die der Men­
schenrechtskataloge von Grundrechten über bürgerliche Frei­
heitsrechte hin zu wirtschaftlichen und sozialen Rechten, zum "Recht auf
Entwicklung", zu Frauenrechten, Rechten der Ur-
bevölkerungen usw. belegt diese Die gegenwärtige Epoche
scheint primär durch zwei Trends zu werden: den einer erwei-
terten individuellen einer der
bestehenden Nationalstaaten als Rahmen zur Ver-
wirklichung von Minderheitenrechten.

4 Vgl. UN-Erklärung zum Recht auf Entwicklung vom 4. Dezember 1986, in: Vereinte
Nationen 6/1987, S. 213f; zu Menschenrechtsverletzungen an Frauen vgl. Die welt­
weite Menschenrechtssituation. Übersicht über die Berichte des US-Außen­
ministeriums, in: Amerika-Dienst 5/1995, S. 6 (im folgenden zitiert als IiUS-Be­
richt"); zu Minderheitenrechten vgl. Council of Europe, Framework Convention for
the Protection of National Minorities, Doc. H(94)10; einen Überblick gibt Sabine
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Aktuelle Weiterentwicklungen fmden bei den Rechten des Kindes, bei der
Ächtung der Todesstrafe und bei Minderheitenrechten statt. Menschen­
rechtsschutz ist seit der "Wende" von 1989 zu einem unverzichtbaren Be­
standteil internationaler Abkommen, Entschließungen und Verlautbarun­
gen geworden. Menschenrechte sind nicht nur an vorderster Stelle in na­
tionalen Verfassungen verankert, auch internationale Organisationen sor­
gen für die Kontrolle und Implementierung der Normen.7 Zentrale Be­
deutung kommt den Vereinten Nationen (Menschenrechtskommission,
UN-Menschenrechtszentrurn in Genf) und ihren Sonderorganisationen
(UNHCR, UNESCO) zu. Die UNO hat den Menschenrechtsschutz in
den letzten Jahren durch die neu geschaffenen Ämter des Hohen Kom­
missars für Menschenrechte und eines Sonderberichterstatters zu Gewalt
an Frauen sowie durch die Abhaltung der Weltkonferenz über Menschen­
rechte in Wien (14.-25. Juni 1993), des Ad-hoc Kriegsverbrechertribunals
für Verbrechen gegen die Menschlichkeit im früheren Jugoslawien in Den
Haag, und den Internationalen Gerichtshof verbessert. Auf regionaler
Ebene stellen die OSZE und der Europarat mit dem Europäischen Ge­
richtshof für Menschenrechte in Straßburg ergänzende Instrumente zur
Verfügung. Die supranationale, regionale und nationale Ebene durch
eine Vielfalt von Basisgruppen und ihre transnational agierenden Netze
von Nichtregierungsorganisationen (Amnesty International, Human
Rights Watch/Helsinki etc.) sowie zahlreiche Menschenrechtsaktivistin­
nen und -aktivisten fruchtbar ergänzt. Die aktuelle Häufung von
treffen und Weltkonferenzen spiegelt die verschiedenen Dimensionen und
den Versuch, globales Denken und lokales Handeln zu stimulieren und zu
verknüpfen.
Menschenrechtspolitik umfaßt ein breites Spektrum von Aktivitäten auf
den verschiedenen Ebenen: das Eintreten für die Opfer von Menschen­
rechtsverletzungen, Überwachung, Kontrolle, Berichterstattung, Demar­
chen, Erklärungen, Beschlüsse, Individual- und Staatenklage, Sanktionen
und humanitäre Interventionen. Gerade in Reformstaaten kommt den po­
litischen Führungen noch immer eine wichtige Rolle für Verbesserungen
in diesem Bereich zu. Notwendig sind verstärkte Bildung und Erziehung
sowie die Unterstützung bei der Schaffung von Rechtsgrundlagen. Beim
Minderheitenschutz sind die Stärkung der Selbstverwaltungsorgane, kon­
sultativer und beratender Gremien, Runder Tische sowie bilateraler Ver­
träge erforderlich. Langfristig angelegte Strukturreformen und die
kontinuierliche Unterstützung von Basisbewegungen sind ebenfalls wich­
tige vorbeugende und stabilisierende Schritte.

7 Ein jüngstes Beipiel ist die Aussetzung des Interimsabkommens zu dem im Juni 1994
abgeschlossenen Part~erschaftsabkommen zwischen der EU und Rußland wegen der
Menschenrechtsverletzungen bei der Militärintervention in Tschetschenien.
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Stagnationsphase (1975-1989)

Die Aufnahme von Prinzip VII in den Dekalog der ScWußakte stellte zu­
nächst einen verheißungsvollen Auftakt der KSZE-Menschenrechtspolitik
dar. Es schien möglich zu werden, Menschenrechtsverletzungen auf inter­
nationaler Ebene zu thematisieren. Der Ost-West-Konflikt und die damit
verbundene Konfrontation zweier gänzlich divergierender Wertesysteme
ließen jedoch - dies dokumentierten die Folgekonferenzen von Belgrad
und Madrid11

- eine Diskussion über die Menschenrechtslage nicht zu.
Die Warschauer Vertragsorganisation verweigerte eine Implementie­
rungsdebatte mit dem Hinweis auf das Verbot der Einmischung in innere
Angelegenheiten (Prinzip VI). Fortschritte wurden allein in humanitären
Fragen (Familienzusammenführung, Reiseerleichterungen etc.) erzielt.
Sie wurden größtenteils durch die KSZE-spezifischen Instrumente der
interessenausgleichenden Kompromisse in Form von package-deals und
issue-linkage ermöglicht.12

Aujbrnchphase (1989-1991)

Mit dem Ende des Ost-West-Konflikts lösten sich die starren Fronten in
der Menschenrechtsdiskussion auf. Erstmals wurde auf der Wiener Folge­
konferenz eine Implementierungsdebatte geführt, in deren Verlauf nicht
nur der Westen Menschenrechtsverletzungen im Osten anprangerte, son­
dern während der auch die alten innersystemaren Koalitionen zerbra­
chen.13 Unter den KSZE-Staaten formierte sich nun ein gemeinsames In­
teresse am Schutz der Menschenrechte. Dieses manifestiert sich zum ei­
nen in der Erweiterung der. normativen Grundlage in der Charta von Paris
und den AbscWußdokumenten der Treffen zur Menschlichen Dimension
in Kopenhagen und Moskau. Explizit wurde darüber hinaus die Menschli­
che Dimension als eine "nicht ausschließlich innere Angelegenheit der Na­
tionalstaaten" bezeichnet.14 Der Normgebungsprozeß im Bereich der

11 Vgl. Abschlußerklärung des KSZE-Folgetreffens in Belgrad vom 4. Oktober 1977 bis
9. September 1978, in: Presse- und Infonnationsamt der Bundesregierung (Hrsg.),
Bulletin 27/1978, S. 252-254; Abschließendes Dokument des Madrider KSZE-Folge­
tref-fens vom 11. November 1980 bis 09. September 1983, in: Presse- und Informa­
tionsamt der Bundesregierung (Hrsg.), Bulletin 88/1983, S. 813-828 (im folgenden zi­
tiert als "Madrider Dokument").

12 Als Fortschritt sind beispielsweise die Festschreibung von Fristen und Gebühren für
Ausreiseanträge zu werten. Vgl. Madrider Dokument, ebenda, S. 821.

13 Bulgarien wurde der Menschenrechtsverletzungen an der türkischen Minderheit an­
geklagt und fand keine Unterstützung von seiten seiner Verbündeten. Mit Ungarn
kritisierte ein Staat der WVO seinen Bündnispartner Rumänien wegen Menschen­
rechtsverletzungen an der ungarischen Minderheit in Rumänien.

14 Vgl. Dokument des Moskauer Treffens vom 3. Oktober 1991, in: Presse- und
Infonnationsamt der Bundesregierung (Hrsg.), Bulletin 115/1991, S. 909-936, hier
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dern und so zur Konfliktverhütung beitragen.15 Diese Instrumente haben
die Funktion,

die Menschenrechtslage in den Teilnehmerstaaten überprüfen,
die politischen Transformationsprozesse hin zu Demokratie und
Rechtsstaatlichkeit unterstützen,
im Fall von Verstößen gegen die OSZE-Verpflichtungen frühzeitig mit
dem inkriminierten Staat in Verbindung treten,
im Streitfall Vermittlung anbieten.

Folgende Instrumente und Institutionen bilden das Gerüst der Menschli­
chen Dimension:

Mechanismus

Wiener Mechanismus

(Konsultations­

mechanismus)

Moskauer Mechanismus

(Expertenmission)

Moskauer Mechanismus

(Beobachtermission)

Dringlichkeits­

mechanismus

Aktivierung

Informationsersuchen

-auf Einladung des

inkriminierten Staates

-auf Antrag eines Staates

nach Konsultationsver­

fahren und mit Zustim­

mung des inkriminierten

Staates

-nach dem ein­

stimmigen Beschluß

des Hohen Rates

-mit Unterstützung von

fünf weiteren Staaten

-nach Beschluß des

Hohen Rates

-auf Antrag eines

Staates und mit Unter­

stützung von neun

weiteren Staaten

Kompetenzen

-Anfrage, Beantwortung

-bilaterale Gespräche

-fact finding

-gute Dienste

-Mediation

-Empfehlungen

-Lösungsvorschläge

-Lösungsvorschläge

-politische Erklä-

rungen (Konsens-Minus-Eins)

15 Grundlegend zu den Instrumenten der KSZE vgl. Sabine Jaberg, KSZE 2001. Profil
einer europäischen Sicherheitsordnung. Bilanz und Perspektiven ihrer institutionel­
len Entwicklung. Hamburger Beiträge zur Friedensforschung und Sicherheitspolitik,
Heft 70, 1992, zur Menschlichen Dimension S. 22-30.
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Staaten fmdet.17 .Diese Verfahrensweise wurde bisher erst einmal ange­
wandt, als Großbritannien im Ju1i 1992 die Einsetzung einer Berichterstat­
termission in Bosnien und Kroatien beantragte. Acht Tage später hatten
neun weitere Staaten die Aktivierung des Mechanismus unterstützt. Groß­
britannien, Bosnien-Herzegovina und Kroatien konnten daraufhin die Be­
richterstatter ernennen. Das Mandat der Berichterstattermission gab vor,
"Greueltaten" gegen unbewaffnete Zivilisten zu untersuchen und Emp­
fehlungen abzugeben, wie die Beilegung solcher Handlungen durchgeführt
werden könne. Außerdem wurden die Berichterstatter dazu aufgefordert,
Regionen aufzusuchen, die von "ethnischen Säuberungen" betroffen seien,
und von denen behauptet wurde, daß dort Serben und Kroaten willkürli­
che Verhaftungen durchführten.18

Eine Berichterstattermission -kann schließlich auch durch Beschluß des
Hohen Rates (bis Dezember 1994 Ausschuß Hoher Beamter [AHB]) ak­
tiviert werden. Im Juni 1993 beschloß der AHB, eine Berichterstattermis­
sion nach Serbien-Montenegro zu entsenden. Die Berichterstatter konn­
ten ihre Reise jedoch -nicht antreten, da Serbien-Montenegro die erfor­
derlichen Visa verweigerte.19

Die Missionen setzen sich vornehmlich aus erfahrenen Juristen und -Di­
plomaten zusammenen.20 Während einer Expertenmission kontaktieren
diese die betroffenen Streitparteien sowie Vertreter einschlägiger gesell­
schaftlicher Einrichtungen: So traf die OSZE-Mission in Estland bei­
spielsweise Parlamentarier und Parteienvertreter, Wissenschaftler der Ju­
ristischen Fakultät, Mitglieder des Jüdischen Klubs, Journalisten, ver­
schiedene Minister sowie Kirchenvertreter und Repräsentanten der estni­
schen Handelsunion.21 Gegenstand der Mission nach Estland war das est­
nische Ausländergesetz, das die russische Minderheit als diskriminierend
empfand. Die Experten können Vorschläge zur Beilegung eines Konflikts
hinsichtlich Fragen der Menschlichen Dimension machen. Sie schlugen
dem estnischen Parlament mögliche Gesetzesänderungen vor, die schließ­
lich vom Parlament übernommen .wurden.22 OffIZiell endet eine Exper­
tenmissionen mit _einem Bericht, zu dem der angeklagte Staat innerhalb
von drei Wochen Stellung nehmen muß. Bleibt nachzutragen, daß in den

17 Vgl. Moskauer Dokument, a.a.O. (Anm. 14), S. 911.
18 Vgl. ODIHR Support Document, CSCE-Missions under The Moscow Mechanism, S.

5.
19 Vgl. ebenda, S. 11.
20 Wie bei den meisten OSZE-Mechanismen existieren auch für diese Missionen Listen

mit von den Teilnehmerstaaten zu benennenden Experten und Berichterstattern, aus
denen für den konkreten Einzelfall Personen ausgewählt werden. Zum Verfahren vgi.
Moskauer Dokument, a.a.O. (Anm. 14), S. 910ff.

21 Vgl. Report of the CSCE ODIHR Mission on the Study of Estonian Legislation,
S.22f.

22 Vgl. Die Zeit vom 4. Dezember 1993, S. 10.
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daß fmanzielle, personelle und logistische Durchführung vorerst unzu­
reichend ist.25

Häufig wird überdies das Fehlen von Sanktionsmäglichkeiten kritisiert.
Einerseits ist es richtig, daß Kontrolle und Anklage von Menschenrechts­
verletzungen wenig nützen, wenn Durchsetzungsmäglichkeiten fehlen und
der inkriminierte Staat keine wirklich "schmerzlichen" Maßnahmen be­
fürchten muß. Andererseits steigt mit dem Fehlen von (potentiellen)
Zwangsmaßnahmen möglicherweise die Bereitschaft von Staaten, einen
Streitfall von der OSZE bearbeiten zu lassen. 26

Die Aktivitäten des Büros für demokratische Institutionen und Menschen­
rechte (BDIMR)

Das aus dem Büro für Freie Wahlen hervorgegangene BDIMR ist die
zentrale Institution der Menschlichen Dimension, Repräsentant nach au­
ßen und OSZE-interner Ansprechpartner.

Koordinationsstelle der Menschlichen Dimension

Das BDIMR koordiniert die verschiedenen Aufgaben der Menschlichen
Dimension, also die Missionen, Seminare, Wahlbeobachtungen und Im­
plementierungstreffen. Hier werden außerdem Informationen über die
Menschenrechtssituation in den Teilnehmerstaaten archiviert. Seit dem
Budapester Gipfel im Dezember 1994 fungiert das BDIMR auch als Ko­
ordinierungsstelle für den Informationsaustausch über Medienfragen in
der OSZE-Region. Die Einbindung der Menschlichen Dimension in die
übrigen Aktivitäten der OSZE wurde wiederholt als unzureichend kriti­
siert. In Budapest wurde daher beschlossen, daß die Direktorin des
BDIMR, derzeit Audrey F. Glover, regelmäßig beratend an den Sitzungen
des Hohen Rates und des Ständigen Rates teilnehmen und vor OSZE­
Missionen hinsichtlich des Mandats konsultiert werden soll.27

25 Die Finanzierung wird von dem Staat übernommen, der die Experten einlädt bzw. ih­
ren Einsatz beantragt. Insbesondere wirtschaftlich schwache Staaten sind hier im
Nachteil. Überlegungen, zu diesem Zweck einen OSZE-Fond zu einzurichten, sind
bisher nicht vetwirklicht worden. Quantitativ sind die Missionen mit zwei Exper­
ten/Berichterstattern unterbesetzt. Häufig haben die erfahrenen Wissenschaftler und
Diplomaten zudem keine Erfahrung mit Mediation. Die Vorbereitungszeit für die
Missionen ist extrem kurz. Außerdem sind die OSZE-Einsätze teilweise schlecht ko­
ordiniert. Der Expertenmission nach Estland beispielsweise folgte wenige Monate
später eine OSZE-Langzeitmission. Ein Koppelung der Einsätze würde weniger Res­
sourcen verbrauchen.

26 Vgl. Arie Bloed, The CSCE Conflict Prevention Mechanisms and Procedures, in:
ODIHR-Bulletin 3/1994, S. 30-33, S. 31.

27 Vgl. Budapester Dokument, a.a.O. (Anm. 3), S. 1109.
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jahrzehntelangen auf fehlende Kenntnisse der
Wahlprozeduren ~den.

Die Aktivitäten des BDIMR allerdings über die und
Veröffentlichung der des nicht hinaus. Auf
dem Budapester wurden erste Ansätze zu einer umfassenderen
Begleitung von Wahlen beispielsweise durch verstärkte Begut-
achtung der Rolle der Medien sowie die Erstellung eines Handbuchs für
freie Wahlen.3D

.

Unterstützung beim .-L.lLW'IVll.4~" demokratischer Institutionen

Ein weiterer Aufgabenbereich des BDIMR ist die Unterstützung der Re­
formstaate!1 bei der Transformation ihrer politischen Systeme. Dabei
nimmt es vor allem beratende Tätigkeiten wahr. haben
z.B. den georgischen und den tadschikischen Verfassungsentwurf kom­
mentiert sowie mit armenischen Verfassungsrichtern,
und Rechtsanwälten die juristische Modernisierung des Landes und den
Verfassungsentwurf diskutiert.31 Die Unterstützung der Transformations­
staaten ist sinnvoll, gleichwohl vom Interesse der betref­
fenden Staaten abhängig.
Darüber hinaus werden von regelmäßig Seminare
durchgeführt. Diese Seminare haben eine gewisse Schulungsfunktion, in­
dem die einschlägigen OSZE-Dokumente thematisiert und H2111d1UI1~S,an­

leitUIlgen für die konkrete Umsetzung der Beschlüsse gegeben werden.
Der Themenkreis erstreckt sich von Frühwarnung und präventiver
matie bis hin zu Demokratie auf lokaler Ebene und Justizorgane. Ein Bei­
spiel dieser ganz praktischen Unterstützung beim Aufbau U""jLIUI.V.a.'lt..AII..a.IL.a.I..J' ......a..a.~..... .a.

Strukturen ist Ausstattung von Staats2l11wälten aus Ost­
europa mit einer russischsprachigen Ausgabe des "Basic Human
Document for the Judiciary".

Der Hohe Kommissar für nationale Minderheiten

Auf dem Vierten Folgetreffen in Helsinki 1992 wurde die Einrichtung ei­
nes Hohen Kommissars für nationale beschlos­
sen.32 Das Amt des HKNM - seit Dezember 1992 mit dem Niederländer
Max van der Stoel besetzt- ·ist zwar eng mit der Menschlichen Dimension
verbunden, hat sich jedoch zu einem eigenständigen und separaten Instru-

29 Vgl. Annual Report 1994 of the Conference on Security and Co~operation in Europe,
Wien, 1994, S. 16f (im folgenden zitiert als "Annual Report 1994").

30 Vgl. Budapester Dokument, a.a.O. (Anm. 3), S. 1109.
31 Vgl.Annual Report 1994, a.a.O. (Anm. 29), S. 17.
32 Vgl. Budapester Dokument, a.a.O. (Anm. 3), S. 779.
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beit beider Organisationen gibt es zunehmende Überlappungen. Die not­
wendig gewordenen Koordinierungsmaßnahmen zwischen den verschie­
denen Menschenrechtsorganisationen, z.B. Energie und Kosten verzeh­
rende Konferenzen oder Doppelarbeit bei der Wahlbeobachtung, sind Pa­
radebeispiele für aufwendigen institutionellen Aktionismus. In dem Maße
wie die OSZE Strukturen wie das BDIMR ausbaut, wird der Trend zur
Institutionenverdoppelung fortgesetzt.37 Ein stärkeres Engagement der
OSZE-Staaten in dieser Richtung gäbe außerdem den Debatten um ein
künftiges europäisches Sicherheitssystem eine politische, anstelle einer
militärischen Dynamik. Einigen Teilnehmerstaaten feWt zu solchen Prio­
ritätensetzungen und entsprechenden interinstitutionellen Verbindungen
aber das Interesse und demzufolge der politische Wille.
Erfolgreicher, weil viel unkomplizierter, gestaltet sich hingegen die Zu­
sammenarbeit von OSZE und NGOs. Frei von Rücksichtnahmen auf na­
tionale Interessen können sich NGOs ganz ihren jeweiligen Zielsetzungen
widmen und bereichern die Arbeit internationaler Organisationen durch
kritische Beiträge.38 Menschenrechtsaktivisten -aktivistinnen und Ba­
sisgruppen haben in der jüngsten Vergangenheit außerdem neue Rollen
übernommen, beispielsweise bei der Überwachung von Wahlen, als aktive
Verhandlungspartner in Konflikten, als Ombudsleute und bei der Grün­
dung von Institutionen zur Förderung von Rechenschaftspflicht und Ver­
söhnung. Teilweise haben sie, wie in der UNO und beim Europarat, be­
ratenden Status. Die OSZE strebt eine Förderung des Dialogs und der
Einbindung von NGOs, die Nutzung ihres Fachwissens und eine Stärkung
der Bürgergesellschaft im OSZE-Raum an. Sie arbeitet kontinuierlich an
der Weiterentwicklung dieser Ziele und .unterstützt gerade in den Re­
formstaaten die Schaffung von unabhängigen Menschenrechtsorganisatio­
nen fmanziell.

teIn zu lassen. Vgl. Empfehlungen der Parlamentarischen Versammlung Doc.Rec.
1184 (1992) vom 6. Mai 1992, Doc.Rec. 993 (1993) vom 3. Februar 1993.

37 Das BDIMR entwickelt sich zum OSZE-Knotenpunkt für die interinstitutionelle
Koordinierung im Bereich der Menschlichen Dimension. Es. unterhält Beziehungen
zum Europarat, zu den Vereinten Nationen, insbesondere dem Menschenrechtszen­
trum in Genf, dem UN-Hochkommissariat für Flüchtlingsfragen, dem UN-Men­
schenrechtsribunal und zur UNESCO.

38 Vgl. z.B. amnesty international, The Conference on Security and Cooperation in Eu­
rope (CSCE): The Budapest Review Conference & protection of human rights, AI
Index IOR52/03/94, Distr. SC/CO/PO, Lendon, September 1994.

272





Gerade angesichts von Kriegen und Gewalt wäre es aber zu einfach, Dis­
kussionen über Möglichkeiten institutionalisierten Menschenrechts­
schutzes mit dem Verweis auf angeblich unüberwindliche nationale Inter­
essen achselzuckend zu beenden. Allzu leicht werden dann Fortschritte
und Chancen verkannt, die durch das Bekenntnis zu einer Wertegemein­
schaft erreicht wurden und seither Maßstab bei der Kritik an Menschen­
rechtsverletzungen zulassenden Einzelstaaten sind. Zweifellos stellt es
eine Weiterentwicklung dar, wenn seit 199053 Staaten gemeinsame Werte
prinzipiell anerkennen und sich nun Debatten über deren Operationalisie­
rung und Implementierung zuwenden können. Eine solche zwischenstaat­
liche Interaktion bewegt sich auf einem höheren Niveau als zur Zeit anta­
gonistischer Menschenrechtsverständnisse. Durch die kontinuierliche Ar­
beit an der Menschlichen Dimension der OSZE wurde also ein fortge­
schrittenes Stadium erreicht, in dem es nicht mehr um das "Ob", sondern
um das "Wie" geht.
Trotz des Fortschritts bleiben Probleme bestehen. Die Mechanismen der
Menschlichen Dimension haben enge Grenzen. Werden sie überschritten,
droht eine Diskreditierung des gesamten Instrumentariums, ja der OSZE
insgesamt. Die Gefahr einer Überdehnung der Instrumente der Menschli­
chen Dimension für Zwecke der Konfliktverhütung ist real. Schon werden
die auf den Bereich der Menschlichen Dimension begrenzten Mecha­
nismen kritisiert, nur beschränkt präventive Wirkung zu entfalten. Mul­
tilaterale, gewaltfreie Einmischung in innere Angelegenheiten zugunsten
von Menschenrechten, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit ist zwar ein
Instrument der Konfliktverhütung. Ihre Akzeptanz hängt aber gerade vom
begrenzten Charakter ihrer Interventionsformen ab. In dem Maße, wie sie
einen Automatismus hin zu humanitärer Intervention und der Einleitung
von Langzeitmissionen entwickeln, werden rasch die Grenzen der Einmi­
schung im OSZE-Raum tangiert. Gerade die neuen Nationalstaaten, de­
ren staatliche Souveränität noch nicht gefestigt genug ist, um schon wieder
überwunden zu werden, könnten mit wachsender Skepsis selbst gegenüber
originären Menschenrechtskontrollinstrumenten reagieren.
Ein weiteres Problem ist trotz Fortschritten nicht beseitigt, ja droht im
verbreiteten Aktionismus zunehmend übergangen zu werden. Krieg und
Gewalt lassen sich nicht durch verbesserten Menschenrechtsschutz besei­
tigen. Ganz offensichtlich sind das Bekenntnis zu einer Wertegemein­
schaft und der institutionalisierte Menschenrechtsschutz allein keine hin­
reichenden Barrieren für substaatliche Akteure (z.B. die bosnischen Ser­
ben) und neue staatliche Akteure in Transformationsräumen (z.B. die
Russische Föderation), massive Menschenrechtsverletzungen zu begehen
oder zuzulassen. Kurzsichtige Vorwürfe, die Menschliche Dimension der
OSZE leide unter Glaubwürdigkeitsverlusten, gehen aber an den eigentli-
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gung über Grundlagen einer neuen Weltethik notwendig. Die Erklärung
der UN-Menschenrechtskonferenz 1993 empfiehlt dem Westen zwar kei­
nen absoluten Kulturrelativismus, aber eine bescheidene Selbstbeschrän­
kung aus Einsicht in die eigenen Grenzen.41 So wichtig solche Lehren aus
interkulturellen Dialogen sind, droht jedoch auch auf der Ebene des glo­
balen Menschenrechtsdialoges, ebenso wie auf OSZE-Ebene ein einseiti­
ges Menschenrechtsverständnis. Toleranz in interkulturellen Begegnungen
entbindet nicht von notwendigen wlJtschaftspolitischen Konsequenzen aus
der Einsicht in die Verknüpfung zwischen dem Lebensstandard westlicher
Industrienationen, ihrem Menschenrechtsverständnis und Vorstellungen
von universellen Menschenrechten.

22-49.
41 Vgl. Bassam Tibi, Kulturübergreifende Ethik sichert Frieden, in: Das Parlament vom

16. Dezember 1994.
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entsprachen.1 Diese Obergrenzen werden über die Konstruktion der 'An-
teilshöchstgrenzen' in die einen Be-
sitzstand darstellen, auf den kein anderer Staat derselben ohne
Zustimmung des jeweiligen Staates kann. Die 't"<:lt"1n"n1~1'"111"H"'"

Panzern, gepanzerten und Artillerie ist einem
nalregime das aus zwei besteht: Einem Sy-
stem aus drei ineinander verschachtelten im 'Zentrum', des-
sen ganz auf die der Ost-West-Konfrontation zu~!eS,chIllttent~r

Zweck die Konzentration von Gerät 'vorn' zu ,-,..o.Tr.o"rp7t:'1"'ll

während 'hinten' wird "..... .n,n. ...... '"7lr

Begrenzung für den ~lanke~nl.J~ereJLch.

unterzeichnung JU.VLJU.JLLJ""""""" L"""'JU. er-
rechnen sich von rund 49.000
TLE, davon rund zwei Drittel für die Staaten der östlichen '--"JI.'II..Il-IJ'IJ'''''''. Die
Reduzierungen sind von drei Phasen von einem Jahr
vorzunehmen Phase 25, 2. Phase 3. Phase 100 die sich
vom 16. November 1992 bis zum 16. November 1995 erstrecken. Das
Gesamtregime umfassenden 111l:or:maLtlOlns;au~;talLlsc:ner-
möglicht durch ein So fan-
den innerhalb der ersten beiden insgesamt 1.279 In-
spektionen statt.
Zwischen Vertragsunterzeichnung und
Zeitraum, als für die des
dafür waren zum einen sowjetische Aktionen nach die als
Verstoß gegen Geist bzw. Buchstaben des Vertrages zu werten waren: So
hatte die Sowjetunion vor 57.300 TLE aus Anwen­
dungsgebiet abgezogen bzw. Verbände der Landstreitkräfte der Marine
unterstellt, um deren TLE der des Vertrages zu entziehen. Nach
längeren erklärte sich die am 14. 1991
dazu bereit, als für das über den Ural abgezogene Gerät
dort 14.500 TLE zu zerstören; die Marine-TLE blieben im Rahmen einer
gesichtswahrenden in den einbezogen. Zum ande-
ren mußten nach dem der deren Ante1JlshlDctlst~~e]t1-

zen unter sieben ~·r..ILn..n.,,.,t-n.n.t-L:ll_ alUgC;tellit 'IV '"",,JI. _ .....,........

konnte nur des Drucks seitens und der NATO
erfolgreich bis Mai 1992 ao~~eSCh1.os~;en werden. Die teilweise chaotische
.&..J1Id.'U'..II.~~"'6-JIUI."" von Teilen der Armee zu den Folgestaaten sowie

1 Die Obergrenzen betragen je 20.000 Kampfpanzer, 30.000 gepanzerte Kampffahr­
zeuge, 20.000 Artilleriewaffen, 6.800 Kampfflugzeuge und 2.000 Angriffshubschrau­
ber.

2 Dem Flankenberekh gehören an: NOlWegen, Militärbezirk (MB) Leningrad, Grie­
chenland, Türkei, Bulgarien, Rumänien, Moldau, MB Odessa (Ukraine), MB Nord­
kaukasus (Rußland), Armenien, Aserbaidschan und Georgien.
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des MB Kiew in die Flankenregion zugestimmt, mußte dieses Zugeständ­
nis aber wenig später auf Druck der Militärs zurückziehen. Nach erneuten
Verhandlungen, in denen auf russischer Seite Generalstabschef Moissejew
federführend war, wurde der MB Kiew der Region Mitte zugeschlagen
mit der Folge, daß dort sehr viel mehr TLE stationiert werden können.
Auch der bereits angesprochene Versuch, drei Küstenschutzdivisionen
und vier Marineinfanteriebrigaden der Geltung des Vertrages zu entzie­
hen, hat mit der Flankenproblematik zu tun: All diese Verbände sind in
der Flankenregion stationiert. Es bedurfte massivsten politischen Drucks ­
die NATO setzte den RatiflZierungsprozeß des KSE-Vertrages und die
KSE la-Verhandlungen über Personalobergrenzen aus, die USA drohten
mit Konsequenzen bezüglich START - um die sowjetische Führung nach
sieben Monaten zum Einlenken zu zwingen. War die Flankenregelung
schon für die Sowjetunion schwierig, so verschärfte die Aufteilung der so­
wjetischen Quote unter den Folgestaaten das Problem für Rußland noch
einmal wesentlich: Statt der 9.125 sowjetischen stehen Rußland jetzt nur
noch 4.360 Flanken-TLE zur Verfügung, 1.300 Kampfpanzer (davon 600
in Depots), 1.380 gepanzerte Kampffahrzeuge (davon 800 in Depots) und
1.680 Artilleriewaffen (davon 400 in Depots). Das bedeutet, daß Rußland
auf mehr als der Hälfte seines europäischen Territoriums nur 20 Prozent
seiner Panzer, zwölf Prozent seiner gepanzerten Kampffahrzeuge und 26
Prozent seiner Artillerie stationieren darf.
Nachdem es bereits im März 1993 erste Hinweise gegeben brach
der Konflikt im September 1993 auf: In einem Brief an eine Reihe westli­
cher Staatschefs forderte Päsident Jelzin offlZiell die Aufhebung der
Flankenregelung. Die Ukraine, neben Rußland der einzige KSE-Staat mit
Territorium im Zentrum und an der Flanke und von den Restriktionen
der Flankenregelung noch härter betroffen als Rußland, schloß sich dieser
Forderung an. Aus einer Demarche vom September 1993 gehen die Mo­
tive Rußlands hervor: Hauptbegründung für den wachsenden Streitkräfte­
bedarf in der Flankenregion ist das "Anwachsen von Separatismus und
Fundamentalismus" an der südlichen Grenze Rußlands. Weiterhin be­
hauptete Rußland, daß es ohne die Aufhebung der Flankenbegrenzung
mehr Streitkräfte an der westlichen Grenze und im Bereich Kaliningrad
stationieren müsse. Ferner brauche man die im MB Nord­
kaukasus zur Aufnahme der aus Mitteleuropa abgezogenen Verbände.
Und schließlich habe die Flankenbegrenzung unter den veränderten Um­
ständen für einen "einseitigen und diskriminierenden Charakter,,4
angenommen. Rußland betonte sein Interesse am KSE-Vertrag, drohte

4 Text der russischen Demarche in: The Arms Control Reporter 11/1993, S. 407.D.8S­
D.86.
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Quoten von Armenien, Aserbaidschan und Georgien, sofern diese Staaten
zustimmen; schließlich die Rückkehr zum ursprünglichen Artikel XII des
Vertrages, der jedem Teilnehmerstaat 1.000 Schützenpanzer in para­
militärischen Einheiten zugesteht, die nicht auf die Obergrenzen zählen.
Art. XII war auf einer außerordentlichen Vertragskonferenz im Juni 1992
in Oslo durch eine wesentlich restriktivere Regelung ersetzt worden.
Bis zum Frühsommer 1995 gab es keine offlZiellen Verhandlungen zur
Flankenproblematik, in der Gemeinsamen Beratungsgruppe gab Rußland
formelle Statements ab, auf die der Westen nicht reagierte. Wohl aber
fanden informelle Gespräche mit Verhandlungscharakter auf verschie­
denen bilateralen Ebenen statt. Russische Gesprächspartner nannten da­
bei unterschiedliche Zahlen, wobei das Forderungsniveau etwa bei 900
Panzern, 2.000-2.500 gepanzerten Kampffahrzeugen und 1.700 Artillerie­
einheiten in aktiven Einheiten für den gesamten Flankenbereich lag. Dar­
aus wird deutlich, daß das Problem weniger bei Panzern und Artillerie be­
stand, wo die Forderungen nur um wenige Hundert über den Obergren­
zen lagen, sondern bei den gepanzerten Kampffahrzeugen, der klassischen
Bürgerkriegswaffe. Vor dem Tschetschenien-Krieg schien eine Lösung in
greifbarer Nähe, seitdem hat sich die russische Position in doppelter
Weise verschärft: Zum einen unterscheidet Rußland nun zwischen dem
allgemeinen Flankenproblem und dem speziellen Problem in Tsche­
tschenien, dessen Territorium die russische Führung, zumindest solange
dort Krieg herrscht, zur Ausschlußzone erklären und damit aus dem Gel­
tungsbereich des Vertrages herausnehmen will. Zum anderen erklärte
Rußland die alten Forderungen für den Flankenbereich für überholt und
kündigte neue an. Laut Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 28. April 1995
soll das neue Forderungsniveau bei 1.100 Panzer~ 3.000 gepanzerten
Kampffahrzeugen und 2.100 Artilleriewaffen Spätestens seit der
Ankündigung des Befehlshabers der russischen Landstreitkräfte, General
Semjonow, ab 1. Juni 1995 mit der Aufstellung einer 100.000 Mann star-
ken '58. Armee' im MB Nordkaukasus zu gibt es keinen Zweifel
mehr, daß Rußland den Vertrag brechen wenn bis zum 16. Novem-
ber 1995 keine einvernehmliche Lösung wird.
Der Konflikt um die Flankenregelung beleuchtet den ZWI­

schen subregionalem Krieg und europäischer Rüstungskontrolle. KSE­
Vertrag und Wiener Dokument sind Abkommen für den Frieden, im
Krieg werden sie gebrochen. Das zeigte sich nicht erst in Tschetschenien,
wo Rußland in eindeutigster Weise Regelungen des Wiener Dokuments

5 Vgl. Horst Bacia, Über den KSE-Vertrag ist das letzte Wort noch nicht gesprochen,
in: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 28.4.1995. Es ist einerseits unklar, ob diese
Angaben Bestände in Depots, und andererseits, ob sie die Bestände in Tschetsche­
nien einschließen.
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Die russische Argumentation zielt auf die ordnungspolitisch zentrale Be­
stimmung des Vertragswerkes, die beiden 'Gruppen von Vertragsstaaten',
denen gleiche Obergrenzen zugeordnet sind. Obwohl der ursprünglich im
Vertrag enthaltene Hinweis auf die Mitgliedschaft in der NATO bzw. im
Warschauer Vertrag gestrichen worden ist, bleibt der KSE-Vertrag eine
ambivalente Konstruktion zwischen Blockansatz und nationalen Höchst­
grenzen: Einerseits bezieht sich die Grundstruktur des Vertrages, wie sich
das insbesondere in den Obergrenzen und den Inspektionsquoten aus­
drückt, auf die alte bipolare Blocksituation, andererseits ist es mit der
Konstruktion der 'Anteilshöchstgrenzen' gelungen, nationale Höchststär­
ken zu schaffen, die der souveränen Verfügung des jeweiligen Vertrags­
staates unterliegen. Man kann daher das Gruppenprinzip des KSE­
Vertrages sowohl als strategisches Realprinzip als auch als rein juristische
Hilfskonstruktion zur Erlangung nationaler Obergrenzen interpretieren.
Für die Stellung des KSE-Vertrages in bezug auf eine NATO-Erweiterung
ist diese Frage von zentralerBedeutung. Faßt man das als
reine Hilfskonstruktion auf, dann hat die NATO-Erweiterung keinerlei
Konsequenzen für den Vertrag. man es hingegen als Real­
prinzip, dann hätte ein NATO-Beitritt eines Mitglieds der östlichen
Gruppe zur Folge, daß die aggregierten Anteilshöchstgrenzen der verblei­
benden Mitglieder der östlichen Gruppe um die Quote des die Gruppe
verlassenden Mitglieds erhöht und die Anteilshächstgrenzen der ur­
sprünglichen westlichen Gruppe um die durch den Beitritt neu hinzukom­
mende Quote verringert werden müßten, um das ursprüngliche Gleichge­
wicht wiederherzustellen. Der NATO-Beitritt der vier Visegrad-Staaten
hätte damit zur Folge, daß deren neu hinzukommende 14.798 TLE die
heutigen westlichen Anteilshächstgrenzen um dieses Volumen U""A...JILlLII,.ll.JUULIIJ

fen lassen würden, das die kombinierten Anteilshöchstgrenzen Deutsch­
lands und der Niederlande übersteigt, während verblei­
bende östliche Gruppe dieselben 14.798 TLE und damit mehr als die
Anteilshöchstgrenzen der Ukraine (14.590 dazubekäme. Dieses Er-

. gebnis ist für die NATO völlig inakzeptabel, müßte auf östlicher Seite zu
einem dramatischen Anwachsen der ukrainischen Bedrohungsperzeption
durch Rußland fuhren und würde insgesamt die des
KSE-Vertrages zerstören. Polen hat die russische Argumentation ener­
gisch abgelehnt und sieht das Gruppenprinzip als rein Kon­
struktion an; dieser Position neigten ursprünglich auch die USA
Großbritannien zu. Mittlerweile beginnt sich allerdings auch innerhalb der
NATO die von Deutschland schon früh vertretene Auffassung durchzuset­
zen, daß man den realen Charakter des Gruppenprinzips kaum leugnen
könne. Damit sieht sich plötzlich das westliche Bündnis, wo man offen­
sichtlich die rüstungskontrollpolitischen Konsequenzen einer Diskussion
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kooperation mit der Bearbeitung eines 14 Punkte umfassenden Sofortpro­
gramms. Bis zum Budapester KSZE-Gipfel 1994 verabschiedete das FSK
eine Reihe von Beschlüssen, die teilweise in das Gipfeldokument oder das
Wiener Dokument 1994 aufgenommen wurden.
Das Programm für militärische Kontakte und Zusammenarbeit, beschlossen
am Rande der KSZE-Ratssitzung von Rom 1993 und aufgenommen in das
Wiener Dokument 1994, beinhaltet eine Aufzählung von Kontakt- und
Kooperationsformen, die auf bilateraler Ebene oder im Rahmen des Part­
nership-for-Peace-Programms ohnehin durchgeführt werden.
Das Dokument Stabilisierende Maßnahmen für örtlich begrenzte Krisensi­
tuationen, ebenfalls in Rom vom FSK verabschiedet, enthält eine Aufli­
stung im wesentlichen bekannter, teils neu gefaßter Informations-, Trans­
parenz-, Beschränkungs- und Veriftkationsmaßnahmen, die in Krisensitu­
ationen zur Anwendung kommen können, wenn alle Beteiligten zustim­
men.
Ein weiterer Beschluß des FSK von 1993 betrifft Prinzipien zur Regelung
des Transfers konventioneller Waffen. Waffenexporte sollen etwa dann ver­
mieden werden, wenn sie zur Verletzung von Menschenrechten führen
könnten oder Beschlüssen der KSZE und der VN widersprechen. Die
Prinzipien sind so weit gefaßt, daß sie die nationale Entscheidungsfreiheit
kaum einengen.
Der vierte Beschluß des FSK von Rom, in Budapest in das Wiener Doku­
ment 1994 aufgenommen, sieht einen jährlichen Informationsaustausch
zur Verteidigungsplanung vor. Dieser beinhaltet Angaben zu Militärstrate­
gie, Verteidigungs- und Streitkräfteplanung sowie anband des "Standardi­
sierten internationalen Berichtssystems über Militärausgaben" der VN zu
den Militärausgaben des jeweils vorangegangenen sowie der Planung für
die kommenden fünf Haushaltsjahre. Der Informationsaustausch zur Ver­
teidigungsplanung ist als Transparenzmaßnahme primär politischer Rele­
vanz zu bewerten, er liefert zumindest für die westlichen Staaten kaum In­
formationen, die nicht schon bekannt wären. In ost(mittel-)europäischen
Staaten wird er auch als Hilfe bei der Errichtung von Mechanismen de­
mokratischer Kontrolle über die Streitkräfte angesehen. 1995 beteiligte
sich etwa die Hälfte der Teilnehmerstaaten fristgerecht an dieser Maß­
nahme.
Der bedeutendste Beschluß des FSK zum KSZE-Gipfel in Budapest 1994
ist der in das Gipfeldokument aufgenommene Verhaltenskodex zu poli­
tisch-militärischen Aspekten der Sicherheit. Er übersteigt den Rahmen klas­
sischer Rüstungskontrolle und ist als wichtiger Beitrag der KSZE zur poli­
tisch-militärischen Normbildung zu werten. Der Verhaltenskodex beinhal­
tet ein System von Prinzipien für den Umgang mit militärischer Macht im
~~~in~~~~~~~&~~~~~~~~
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Das Scheitern der Harmonisiernng

Nach wie vor gelten in Europa zwei unterschiedliche Rüstungskontroll­
Regime mit verschieden weitreichenden Rechten und Pflichten: Der KSE­
Vertrag für 30 und das Wiener Dokument für alle 53 OSZE-Teilnehmer-
staaten. Im des Helsinki-Dokuments 1992 wurde dem
FSK der diese beiden Regime insbesondere hinsichtlich

VJl..JLLJL...n.'.......JI.'U'JI.JI. und Obergrenzen zu 'harmonisieren'.
Ganz im Gegensatz zu den Erwartungen von 1992, als man dabei keine
größeren Schwierigkeiten war die Harmonisierung bereits vor
dem Budapester Gipfel politisch vollständig gescheitert, im Budapester
Dokument kommt der 'Harmonisierung' nicht mehr vor. Verant­
wortlich dafür waren vor allem vier Faktoren: Probleme der neutralen
Staaten, der Krieg in Jugoslawien, die russische Position und nicht zuletzt
die Uneinigkeit innerhalb der NATO.
Finnland und Schweden hatten Schwierigkeiten, die KSE-Bestimmungen
zu Inforrnationsaustausch und VerifIkation zu akzeptieren. Denn dies
hätte erfordert, auch die Lage jener Depots offenzulegen, auf die diese
beiden Staaten ihre stark mobilisierungsabhängigen Streitkräfte stützen.
Finnland und Schweden befürchteten, damit ihr ganzes Mobilisierungssy­
stern offenzulegen, was sie strikt ablehnten. Für diese eher technische
Frage hätte es durchaus Lösungen gegeben, entscheidend war jedoch, daß
die Probleme der beiden skandinavischen Länder in der NATO-internen
Auseinandersetzung Insbesondere von den USA als Argument gegen die
Harmonisierung benutzt wurden. Wichtiger war schon der Einfluß der ju­
goslawischen Kriege, die die Frage aufkommen ließen, welchen Sinn es
habe, die Streitkräfte von Staaten wie Österreich oder Schweden zu be­
grenzen, wenn man dasselbe dort, wo es notwendig wäre, z.B. bei Serbien,
nicht tun könne. Der entscheidende Faktor war jedoch die Haltung Ruß­
lands und die Rückwirkung daraus auf die NATO. Rußland hatte zunächst
kein besonderes Interesse an der Harmonisierung gezeigt, versuchte je­
doch ab März 1993 mit der Vorlage eines eigenen Vorschlags, die Har­
monisierung für die Lösung des Flankenproblems zu instrumentalisieren.
Rußland schlug vor, ein einheitliches Informations- und VerifIkationssy­
stem sowie nationale Obergrenzen einzuführen, die den KSE-Vertrag,
KSE Ia und das Wiener Dokument 1992 durch ein einheitliches KSZE­
KeJgIDlle ersetzen sollten. Damit wären die Probleme Rußlands mit dem
KSE-Vertrag auf einen Schlag 'gelöst' worden, denn ein Regionalsystem,
geschweige denn eine Flankenregel sahen diese Vorschläge nicht vor.
Kuljlanos tl,utumg führte. innerhalb des Westens zu einer Polarisierung
bereits latenter Differenzen. Innerhalb der NATO hatte es

zuvor zwei unterschiedliche Auffassungen zur Harmonisierung ge-
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beide zutiefst von der Konfrontation der geprägt
sind. Dabei war welche neuen Elemente einzuführen
sind, damit das harmonisierte nicht primär die Sicherheitsar-
chitektur der sondern mit einer kom-
patibel ist. Weil die m ..III..JlI.Q...!I.~"",.r.A.

ZWJLscllen 1992 1994 noch war, konnte die Harmo-
1I"ll1lC'1IQ1I"''lI1111''llnt' auch nicht darauf beziehen und hätte von daher fast zw,mg:Slalll-

l ..fp.c~t-c,"'h1"P.lIt"\1Il'11"lllY von Elementen -.,""..... ll.4ULII.JI.lL..

im Scheitern der die .................q.A.JUL............

nem zweiten und diesmal unter Druck das zu SCJJlanen..
wofür im ersten Anlauf noch die feWten.

Rahmen für Ku:stunJ!~~ko.ntr~111e und Sicherheitsmodell
Jahrhundert

im 21.

m
Neue KSZE-

......... u IU' ~ die 1996 ver-

Prlnz].pu:~nk:at,uo~~s von und der sich
das Wiener Dokument 1994 und .....=n.... ~1I"I,'l.D= Ab-

Aber was
...." .....~..............JLU noch

nicht so recht zu sagen. Der bzw. steht für die
Position Frankreichs und Polens. Die Außenminister dieser

Staaten am 15. 1994 in eine 1I.-l ..... I7·D ..........',lI ..............

zur Zukunft
daß das FSK "das Mandat

Agenda
einbart werden

Der Streit um
der Im tlu.aalDeslter

ment 1994. Dort sich zwei ~Cl11U:sse.lbegrJJtte: der Rahmen die
Rüstungskontrolle und das in 'agenda'. Der 'Rahmen'
(framework) die US-amerikanische im Text wird dieser
Begriff mit und in Zusammen-
hang F-...... IU' .... - ................ "

der
stungskontrolle bisher kaum 1nAC:'1It"1I'1'7.l::3>1I"ll

durch die amerikanische
ständnisses von H,rrnlOIJUSllerlm~

renz ist von den USA der

6 Ein neuer Impuls für die Rüstungskontrolle in Europa, Gemeinsame Erklärung der
Außenminister von Deutschland, Frankreich und Polen, Bamberg, 15. September
1994, Auswärtiges Amt, Mitteilung für die Presse 1100/1994 vom 15. September 1994,
S.2.
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land, denn hier überlagern sich die beiden Hauptprobleme am deutlich­
sten und folgenschwersten. Die wichtigste Einzelfrage ist, wie Rußland
sein Verhältnis zum 'nahen Ausland' gestalten und mit welchen Mitteln es
die Rechte der 25 Millionen Menschen starken russischen Minderheiten
in den Folge-Republiken der Sowjetunion verteidigen will. Noch ist die
Frage nicht beantwortet, ob Tschetschenien Ausnahme oder Modellfall
ist. Diese Entscheidung fällt hauptsächlich in Rußland, der Westen hat
darauf nur bedingt aber diese QualiflZierung 'bedingt' ist mögli­
cherweise wesentlich. Wenn Rußland sein Verhalten dauerhaft am Modell
Tschetschenien ausrichtet, wird man die Vokabeln 'kooperative Sicher­
heit' und 'gesamteuropäische Rüstungskontrolle' vorerst sehr klein schrei­
ben müssen. Das Beste, was dann erreichbar ist, ist in Präsident Jelzins
Worten ein 'kalter Friede' und in diesem Fall wird man froh sein müssen,
wenn die nuklearstrategischen Beziehungen zwischen Rußland und den
USA von der Vereisung ausgespart· bleiben. Was der Westen allerdings ­
noch - beeinflussen kann, ist die Beziehung zwischen derNATO-Erweite­
rung und dem KSE-Vertrag, und hier gibt es allen Anlaß, endlich zu einer
konsistenten Politik zu fmden, die die widersprüchlichen Interessen der
NATO, der ostmittel- und osteuropäischen Staaten und die der Russi­
schen Föderation sorgfältiger als bisher austariert. Denn die vergangenen
Jahre waren gekennzeichnet durch westliche Selbstzufriedenheit - man
hatte mit dem KSE-Vertrag ja alles gewonnen, was man wollte - und iso­
lierte Vorstöße in Sachen NATO-Erweiterung ohne ausreichende Berück­
sichtigung deren Folgen. Aber was nützt dieser Vertrag, dessen Haupt­
zweck ja nach wie vor die Regulierung russischer Militärmacht ist, wenn
das Objekt dieser Bemühung die Kooperation aufkündigt? Und auch eine
NATO-Erweiterung, die dazu beiträgt, die unvermeidliche strukturelle
Bruchstelle zwischen West- und Osteuropa zur Konfrontationslinie zu
schärfen, nützt weder dem Westen noch den in die NATO drängenden
Staaten Ostmitteleuropas. Die Gestaltung des strategischen Verhältnisses
zu Rußland und die Neufassung des KSE-Vertrages sind (neben der
nuklearstrategischen Dimension) die beiden sicherheitspolitischen
Hauptzugänge, durch die der Westen bedingt Einfluß auf die weitere
Entwicklung Rußlands kann. Damit verbunden ist die Hoffnung,
daß eine kooperative Regelung dieses Komplexes Rußlands Bereitschaft
zu kooperativen Lösungen im.allgemeinen und speziell im Verhältnis zum
'nahen Ausland' stärkt. Spekulationen über die Erfolgswahrscheinlichkeit
sind müßig, der Einsatz ist einen entschlossenen westlichen Versuch alle­
mal wert. Über drei Bedingungen sollte man sich dabei im klaren sein:
Erstens ist Rußland keine Demokratie im westlichen Sinne und wird das
in absehbarer Zeit auch nicht werden. Das hat verschiedene Auswir­
kungen, darunter auf die Bereitschaft zur Gewaltanwendung im Inneren
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Das zweite Lösungselement betrifft die Rüstungskontrolle, sowohl eine
Neufassung des KSE-Vertrages als auch darüber hinausgehende Regelun­
gen. Kurzfristig ist unabdingbar, die dritte KSE-Reduzierungsphase er­
folgreich abzuschließen und eine provisorische Regelung für das Flan­
kenproblem zu fmden, die einen VertragsbJuch vermeidet und die Zeit bis
zu einer Änderungskonferenz überbrückt. Am einfachsten wäre dies da­
durch möglich, daß man Tschetschenien unter Hinweis auf die besonde­
ren Umstände zeitweilig aus dem Anwendungsgebiet des Vertrages her­
ausnimmt und den Rest des Flankenproblems über die Vertragsflexibilität
regelt. Die für Mai 1996 routinemäßig anstehende erste KSE-Überprü­
fungskonferenz zu Fragen der Vertragsumsetzung wird sich, möglicher­
weise parallel, als Änderungskonferenz konstituieren müssen, ein Konsens
in diese Richtung beginnt sich zu entwickeln. Diese Konferenz ist der Ort,
um alle mit der Anpassung des KSE-Vertrages zusammenhängenden Fra­
gen zu besprechen, vom Gruppenprinzip über das Regionalregime bis hin
zu russischen Wünschen, daß die NATO eine gewisse Quote nicht über­
schreiten möge. Dabei ist weniger die Frage, welche Elemente des KSE­
Vertrages verändert werden dürfen, sondern vielmehr, was unbedingt er­
halten bleiben muß: Das sind nationale Obergrenzen, ein extensiver Infor­
mationsaustausch und strenge VerifIkation. Über KSE hinaus sollte die
NATO Rußland vertraglich zusichern, daß eine NATO-Osterweiterung
nicht zur Stationierung von Atomwaffen sowie zur dauernden Stationie­
rung von Fremdtruppen auf den Territorien der beitretenden Staaten füh­
ren wird. DeutscWand, aber auch die USA, Großbritannien und Frank­
reich werden sich einer solchen Position schon deshalb nicht verschließen
können, weil sie diese beiden Punkte in bezug auf die neuen deutschen
Bundesländer im Zwei-plus-Vier-Vertrag garantiert haben und die Nicht­
anwendung derselben Grundsätze auf Länder östlich von DeutscWand
diesen Vertrag entwerten würde. Zudem wäre ein solcher Verzicht von
eher politisch-symbolischer denn militärischer Relevanz.
Die Marginalisierung europäischer Rüstungskontrolle zwischen 1992 und
1994 ist seit 1993 durch deren Krise zunächst allmählich überlagert, dann
abgelöst worden. Die Dimension der Krise ist erst 1995 deutlich gewor­
den. Das Hauptmoment dieser Entwicklung ist sicher die Gefahr, daß das
bereits Erreichte und als sicher Erachtete wieder verloren geht. Die Krise
europäischer Rüstungskontrolle birgt aber auch die Chance auf einen
neuen Anfang, der durch die Verschiebung der europäischen Sicherheits­
gleichungen notwendig geworden ist.
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Der "Verhaltenskodex"

Der Verhaltenskodex ist ein zentraler Baustein im OSZE-Werk der Ver­
haltensnormen. Die OSZE ist legitimiert, bei Konsens aller Mitgliedstaa­
ten allgemeingültige Verhaltensnormen mit politischer Verbindlichkeit
festzulegen. Die umfassende Mitgliedschaft der Staaten Europas (ohne
Andorra und Mazedonien), Nordamerikas, Zentralasiens und Kaukasiens
und die Teilnahme aller offIZiell über Nuklearwaffen verfügenden Staaten
und ständigen Mitglieder des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen mit
Ausnahme der Volksrepublik China geben den Bescb!üssen der OSZE
Gewicht und Realisierungschancen. Damit gewinnen auch im Konsens al-

Mitgliedstaaten formulierte Verhaltensnormen im politischen und mi­
litärischen Bereich zwar nicht völkerrechtliche, aber doch politische Ver­
bindlichkeit.
Bereits in der KSZE-Schlußakte von Helsinki 1971 wurden wichtige Re­
geln politisch verpflichtend im Konsens festgelegt. Der damals geschaf­
fene normative Rahmen umfaßte den Gewaltverzicht, die Achtung der
Menschenrechte und Grundfreiheiten einschließlich der Gedanken-, Ge­
wissens-, Religions- und Überzeugungsfreiheit, schließlich das Selbstbe­
stimmungsrecht, verbunden mit dem Bekenntnis zu territorialer Integrität
und Unverletzlichkeit der Grenzen.7

Nach der Wende der Jahre 1989/1990 wurden die Werte und Normen
der KSZE in der "Charta von Paris für ein neues Europa" vom 21. Novem­
ber 19908 fortgeschrieben. Die wesentlichen Elemente der Charta waren
die Bekräftigung der Prinzipien der ScWußakte von Helsinki 1975, das Be­
kenntnis zu Menschenrechten, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit sowie
die Bekräftigung der Grundfreiheiten von Menschen und der Rechte von
Minderheiten. Im Kapitel "Sicherheit,,9 wurde die Verpflichtung zur fried­
lichen Beilegung von Streitfällen und zur von Androhung oder
Anwendung von Gewalt bekräftigt.
Ein weiterer wichtiger Schritt erfolgte mit der Gipjelerklärung von Helsinki
im Jahre 1992.10 Erneut wurden die und gemeinsamen
Werte der Schlußakte von Helsinki und der Charta von Paris bekräftigt.

6 KSZE - Schlußakte von Helsinki vom 1. August 1975 (abgedruckt in: "20 Jahre
KSZE, 1973-1993". Eine Dokumentation, hrsg. v. Auswärtigen Amt, Referat Öffent­
lichkeitsarbeit, 2. Auflage, Bonn 1993 (zit.: "20 Jahre KSZE") S. 18 ff.

7 Ebenda, "Fragen der Sicherheit in Europa - Prinzipienerklärung".
8 KSZE - Charta von Paris für ein neues Europa, v. 21. November 1990, Kap. "Men­

schenrechte, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit" in: "20 Jahre KSZE", a.a.O. (Anm.
6), S. 144 ff.

9 Ebenda, Kap. "Sicherheit", S. 147.
10 KSZE - Helsinki-Dokument 1992, Gipfelerklärung vom 10. Juli 1992, Helsinki, "Her~

ausforderung des Wandels" (bes. Ziffer 7,8,20), in: "20 Jahre KSZE" ebenda, S. 171
ff.
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Entstehungsgeschichte des Verhaltenskodex

In der Vorbereitungsphase zur Verabschiedung des Verhaltenskodex gab
es unterschiedliche Ansätze zur inhaltlichen Ausgestaltung. Kernproblem
war die Frage des Regelumfanges. Dabei ging es um drei Vorschläge: den
Vorschlag der EU (mit Unterstützung Norwegens, Irlands und Est­
lands),16 den Vorschlag Ungarns und Österreichs17 und den Vorschlag
der USA.
Die EU strebte eine Konzentration auf politisch-militärische Aspekte der
Sicherheit an. Schwerpunkte sollten die politische Einbindung von Streit­
kräften nach demokratischen Grundsätzen und Regeln für Streitkräfteein­
sätze im Innern und gegenüber anderen Staaten sein. Die EU prägte die
Verhandlungen in allen Phasen und setzte ihre Ziele weitgehend durch.
Ihr Vorschlag war Gegenstand eines Projektes der "Gemeinsamen Außen­
und Sicherheitspolitik" (GASP) der EU.
Nach dem Willen Ungarns und Österreichs sollten alle Normen der
OSZE - einschließlich der neuen Normen, die von der EU vorgeschlagen
wurden - knapp und verständlich zusammengefaßt und erst später in ei­
nem getrennten Dokument ausformuliert werden, eventuell als Teil des
"Wiener Dokuments über Vertrauens- und Sicherheitsbildende Maßnah­
men". Ungarn wollte außerdem "kollektive Minderheitsrechte" berücksich­
tigt wissen.
Die EU kritisierte an diesem Vorschlag, daß er wegen der neu zu entwik­
kelnden Normen die Gefahr der Verzögerung in sich berge und damit
möglicherweise kein Abschluß der Verhandlungen bis zum Gipfel zustan­
dekomme.
Die USA strebten eine ähnlich weitgespannte Erörterung wie Ungarn und
Österreich an. Sie schlugen eine Zweiteilung der Materie vor: Der eigent­
liche Verhaltenskodex sollte sich, auf die politisch-militärischen Aspekte
der Sicherheit beschränken. Die im Sinne eines umfassenderen Verständ­
nisses des Sicherheitsbegriffes darüber hinausgehenden Aspekte sollten in
eine förmlichen Erklärung, die sogenannte "Budapest Declaration", ein­
fließen.
Die folgende Kompromißlinie wurde gefunden: Die EU griff den Vor­
schlag der USA auf, die Materie in zwei. Paketen, den sogenannten
"Schatztruhen", zusammenzufassen. Zugleich machte es die EU aber zur
Bedingung, beide Bereiche bis zum Budapester Gipfel abschließend zu
verhandeln. Ungarn und Österreich dagegen blieben bei ihrer Forderung
und verschlossen sich einem Kompromiß.

16 KSZE-Forum für Sicherheitskooperation, Dok. SC 21 vom 30. Juni 1983.
17 Ebenda, Dok. SC 22 vom 15. September 1993.
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Das zweite Kapitel gilt der Bekämpfung des Terrorismus und im drit­
ten Kapitel verpflichten sich die Staaten, keinen Staat zu unterstützen, der
gegen einen anderen Staat Gewalt androht oder anwendet.
Eine Schlüsselrolle kommt dem vierten Kapitel zu, in dem sicherheitspoli­
tische Grundnormen formuliert werden: das Recht auf individuelle und
kollektive Selbstverteidigung, das Recht zur freien Wahl der eigenen
Sicherheitsvereinbarungen und der Zugehörigkeit zu internationalen Or­
ganisationen, die Begrenzung militärischer Mittel auf legitime Sicher­
heitserfordernisse, die Festlegung des Umfangs der Streitkräfte nach de­
mokratischen Verfahren sowie die Stationierung auf fremdem Territorium
nur aufgrund freiwillig geschlossener Abkommen.
Das fünfte Kapitel bekräftigt die Verpflichtungen in den Bereichen Rü­
stungskontrolle, Abrüstung und VSBM und das sechste Kapitel behandelt
Konfliktvorbeugung, frühzeitige Erkennung von potentiellen Konflikten
und schnelle Beendigung von Konflikten.
Das siebte Kapitel beinhaltet ein weiteres Kernelement des Verhal­
tenskodex, nämlich die detaillierte Regelung der demokratischen politi­
schen Kontrolle über die Streitkräfte, deren politische Neutralität, die Ach­
tung der Menschenrechte und Grundfreiheiten der Angehörigen von
Streitkräften sowie die Verantwortung aller, die Befehlsgewalt ausüben.
Im achten Kapitel geht es um die Bindungswirkung der Regeln des
Kriegsvölkerrechts und Verpflichtung der Staaten, beim Einsatz von
Streitkräften im Innern die Grundsätze der Verhältnismäßigkeit und Dis­
krimination (größtmöglicher Schutz von Zivilpersonen) zu beachten.
Die Kapitel neun und zehn (politische Bindungswirkung) enthalten ab­
schließende Bestimmungen.

Bewertung des Verhaltenskodex

Der Verhaltenskodex ragt aus den in letzter Zeit von der OSZE beschlos­
senen Dokumenten als ein substantieller Beitrag zur Fortentwicklung des
Systems kooperativer Sicherheit in Europa heraus. Er regelt das Verhalten
der Staaten untereinander und den Umgang mit Streitkräften im Innern
eines Staates. Er unterstellt beide Bereiche den Normen, die in entwik­
kelten Demokratien selbstverständlich sind. Damit gibt er denjenigen
Staaten der OSZE, deren demokratische Strukturen, Denkgewohnheiten
und Verhaltensmuster noch in Entwicklung begriffen sind, Zielorientie­
rungen, Ausbildungshilfen sowie individuelle und zwischenstaatliche
Berufungsgrundlagen.
Seine langfristige potentielle Bedeutung ist insofern nur vergleichbar mit
dem 1975 in der Schlußakte von Helsinki verabschiedeten Dokumenten.
Für die EU war das Projekt des Verhaltenskodex eines der bisher wich-
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nur eine
Deklaration zu vertrauens- und sicherheitsbildenden Maßnahmen.
unterschiedlichen Positionen führten zu einem 18 Monate dauernden
\lp'1"'"tQh'1"'j~n,~"tll"Pllt Erst Ende 1985 es zu einem weiterführenden
schen durch das Genfer zwischen Präsident .JIL,,"""r.A.Fo.....1,..JIl.1I.

und Generalsekretär Gorbatschow. Es wurden
und Mitte 1986 kam es zu einem Einlenken der :SO'W1e~tWllo:n.

Die der Stockholmer Konferenz waren 1\.//ll""N.lrn_

Beobachtung, lahresübersichten und lnS'veJen01neJ1.
Militärische sofern daran eine Division oder zwei oder mehr
JLJ1J1.J1.:Fo.r.A.'to.I• ....,JU./ Kegmlen.ter und mindestens 13 000 Mann oder 300 .a. ..........LJL.II.!I-'JI....,"-"1L-1LJl.

zer müssen mindestens 42 vor dem der Aktivi-

Ankündigung sonstiger Manöver, der Austausch von Beobachtern bei mi-
litärischen Manövern und die vorherige militäri-
scher Bei diesen sollte das der 41;1111;111-

gen bis zu einer Tiefe von 250 km von den eUJrot)(ll~~C1Jlen

Grenzen aus .o.1I114ln.o.'7.n.rr.o.1I4l ...... TC>.·_r1I,..,' ......

In dem
1983) vom 6. ist der BescWuß ""........ ll..LJL~.~....,JIUL,
über Vertrauens- und Sicherheitsbildende lV1{'lIJn~anme~n

Europa" Ziel sollten neue, wirksame und kon-
krete Schritte" zur von Vertrauen und Sicherheit sein. Die ge-
__ In_..-,..,....... VSBM sowie das und

anJr!fe,nz(~n(Aten LlJ~ttrj(lU}?1 uJmf~2ss~enrr, also auch den ge~;atJl1te~n ""'I.l/..&.'J'IIJIVUL

zum Ural. Sie sollten militärisch bedeut­
II-''J'JULll.J1...:J''''''LJL verbindlich sein und von angemessenen Formen der Ve-

rifIkation werden. Die erste Phase dieser Konferenz sollte ab 17.
Januar 1984 in Stockholm werden.
Die '1<.01erenz über Vertrauens- und Sicherheitsbildende in
Europa,,2 in Stockholm dauerte vom 17. Januar 1984 bis zum 19. ~tlOltm­
ber 1986. Die NATO bereits eine Woche nach einen

ertlaJ]l<llllll~~SVIDrs,chJLagein. Darin war ein Paket von sechs konkreten und
komplementären VSBM enthalten: Informationsaustausch über
sation und der Streitkräfte
Vorausschau zu notiflZierender militärischer
militärischer Manöver 45 im Voraus bei
Meldeschwellen als noch in Helsinki von
Beobachtern zu allen notiflZierten 1'\/1 '::ln"','l:TPlI-n

22 Ebenda, S. 85 ff. (bes. S. 90 ff.).
23 Arms Contral and Disarmament Agreements, V.S. Arms Control and Disarmament

Agency (ACDA), Washington 1990, S. 323 ff.

314





September 1986. Es erweiterte die damaligen Beschlüsse zu einem sub­
stantiellen Paket von VSBM. Die wesentlichen neuen Elemente waren die
folgenden:
Jährlich wird wechselseitig und umfassend informiert über Organisation,
Personalstärke, Ausrüstung und Dislozierung der Streitkräfte, über ge-

1J-I"1"1",filh-rllnl'lI"pn neuer Hauptwaffensysteme sowie über Militärhaus-
halte.
Ein Mechanismus für Konsultationen und Zusammenarbeit in bezug auf
ungewöhnliche militärische Aktivitäten wird geschaffen. Dieser neu verein­
barte "Mechanismus" ist Teil des Instrumentariums des Konfliktverhü­
tungszentrums der KSZE/OSZE in Wien. Jeder Teilnehmerstaat
kann danach in einer Frist von maximal 48 Stunden Aufklärung über un­
gewöhnliche und militärische Aktivitäten verlangen.
Nach der daraufhin erhaltenen Antwort kann er ferner ein bilate­
rales Treffen oder schließlich die der jeweiligen durch
alle im Konsultativausschuß des KVZ fordern.
Eine Vereinbarung zur und KJarstellung von gefährlichen militäri-
schen Zwischenfällen wurde geschlossen. dieser ist die
ve:rmelclUDlg von und die Verringerung der Auswir­
kungen gefährlicher Zwischenfälle auf andere Teilnehmerstaaten, z.B. bei
Flugzeugabstürzen.
Die militärischen Kontakte zur Verbesserung der Beziehungen, z.B. durch
Besuche hochrangiger Vertreter aus dem militärischen durch
Kontakte zwischen militärischen Institutionen oder durch den Austausch
von OffiZieren sollten intensiviert werden. Als erster Einstieg in die Beob­
achtung von Aktivitäten der Luftstreitkräfte wurde ferner vereinbart, daß
jeder Teilnehmerstaat binnen fünf Jahren mindestens einmal zu einem
Besuch auf einem einladen wird. Die Vereinbarung über
ein direktes Kommunikationsnetz zwischen den Teilnehmerstaaten sollte
Möglichkeiten zur schnellen von rüstungskontrollpolitisch
relevanten Informationen schaffen.
Schließlich wurden die bereits früher beschlossenen jährlichen Treffen zur
Beurteilung der der beschlossenen Maßnahmen über­
nommen und im

Das ''fViener Dokument 1992"

Unmittelbar nach Abschluß dieser Wiener Konferenz über VSBM be­
kräftigten die Staats- und Regierungschefs der KSZE-Staaten bei ihrem
Gipfeltreffen in Paris vom 21. November 1990 in der von ihnen beschlos­
senen "Charta von Paris für ein neues Europa" die Ergebnisse dieser Kon-
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ten, um auch bei Verringerung der Zahl von Großübungen die Pflicht zur
Offenlegung beizubehalten und freiwillige Einladungen zu Informations­
besuchen, um etwaige Befürchtungen über militärische Aktivitäten zu zer­
streuen, beschlossen.

Das ''Helsinld-Dokument 1992"

Nach dem optimistischen Aufbruch, der die Charta von Paris prägte,
spricht das von den Staats- und Regierungschefs der KSZE am 10. Juli
1992 verabschiedete ''Helsinld-Dokument 1992,,27 eine nüchternere Spra­
che: "Wir stehen vor Herausforderungen und Chancen, aber auch vor ern­
sten Schwierigkeiten und Enttäuschungen." Die Staats- und Regierungs­
chefs begrüßten die Annahme des WD 92 (Gipfelerklärung, Ziff. Sie
beschlossen, "neue Verhandlungen über Rüstungskontrolle, Abrüstung
sowie· über Vertrauens- und Sicherheitsbildung zu beginnen" (Beschlüsse
von Helsinki, Kap. V, Ziff. 8). Sie schufen ein neues 'XSZE-Forum für Si­
cherheitskooperation v" in dem die Bemühungen um Rüstungskontrolle,
Abrüstung, Vertrauens- und Sicherheitsbildung, Sicherheitskooperation
und Konfliktverhütung miteinander verknüpft und einander ergänzend zu­
sammengeführt werden sollten. Damit war erstmals ein permanent tagen­
des Gremium für alle Fragen der konventionellen Rüstungskontrolle und
Abrüstung sowie der Fortentwicklung von VSBM zuständig. Die Aufga­
ben des FSK umfassen die Harmonisierung der Verpflichtungen aus den
verschiedenen Übereinkünften zur Rüstungskontrolle, Abrüstung und
Vertrauens- und Sicherheitsbildung (ein Auftrag, den auch das spätere
WD 94 noch nicht einlösen konnte) sowie die Weiterentwicklung des WD
92. In einem "So!ortprogramm,,28 wurden diese Aufgaben präzisiert und
um weitere Aufgaben ergänzt, die dem Ziel der Vertrauens- und Sicher­
heitsbildung dienen sollen: weltweiter Austausch von Informationen über
Rüstung und Ausrüstung zwischen den Teilnehmerstaaten, Zusammenar­
beit in bezug auf die Nichtverbreitung von Massenvernichtungswaffen und
deren Trägertechnologien, Transparenz in der Streitkräfteplanung, militä­
rische Zusammenarbeit und Kontakte.

Das "Wiener Dokument 1994"

Obwohl sich gezeigt hatte, daß der unbestrittenen Wirksamkeit des WD
92 in Friedenszeiten ein oft mangelhafter Implementierungswille von
Konfliktparteien in Krisenzeiten, aber auch eine teilweise unvollständige
Durchführung durch neue Teilnehmerstaaten gegenüberstehen, hat sich

27 In: 20 Jahre KSZE, a.a.O. (Anm. 6), S. 171 ff., (bes. Ziff. 11, S. 173).
28 Ebenda, S. 204 ff.
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trollmaßnahmen, wozu insbesondere Vertrauens- und Sicherheitsbildung
gehören, für die militärischen Kräfte aller Teilnehmerstaaten dienen.,,30
Damit stellen sich folgende zukünftige Aufgaben im Bereich der Vertrauens­
und Sicherheitsbildung:

die Erfüllung des Harmonisierungsauftrages,
die Entwicklung eines rüstungskontrollpolitischen Rahmens,
die Entwicklung von VSBM für Krisen und
darauf aufbauend die Erarbeitung neuer Maßnahmen der Rüstungs­
kontrolle mit Schwerpunkt Vertrauens- und Sicherheitsbildung, bei
denen sich regionale und KSZE-weite Konzepte zunehmend ergän­
zen.31

30 Ebenda, S. 1106: Beschlüsse von Budapest, Kap. V, Ziff, 4.
31 Ebenda, Ziff. 5.
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providing as between ourselves against the possibility of great surprise at­
tack, thus lessening danger and relaxing tensions."l
Das Ungewöhnliche an diesem Vorschlag war das Fehlen jeglichen Be­
zugs zu Abrüstungsmaßnahmen. Abgesehen von der wohlüberlegten Wir­
kung des Vorstoßes in der breiten Öffentlichkeit hätte eine Verwirkli­
chung der Open-Skies-Idee handfeste militärische Vorteile für die USA
erbracht. Die regelmäßigen Kontrollflüge über sowjetischem Territorium
hätten das Risiko eines Überraschungsangriffs deutlich vermindert und
zugleich eine verbesserte Zielplanung für einen Schlag gegen die sowjeti­
schen Nuklearwaffen ermöglicht.2 Auf der anderen Seite wäre für die So­
wjetunion das Risiko eines gegen sie gerichteten nuklearen Entwaffnungs­
schlages erheblich gestiegen, ohne daß dieser potentiell existenzbedro­
henden Konsequenz bedeutsame positive Aspekte gegenüberstanden. Das
Gleichgewicht des Schreckens zwischen den Nuklearmächten wäre folglich
nicht stabilisiert, sondern demontiert worden, und insofern war die Ab­
lehnung des Vorschlags durch die UdSSR eine logische, fast zwangsläufige
Entscheidung.3

Gut 30 Jahre dauerte es, bis die Idee, Flugzeuge auf der Basis einer ge­
meinsamen Vereinbarung als Überwachungsmittel einzusetzen, im Rü­
stungskontrollkontext wiederauferstand. Das 1986 unterzeichnete Stock­
holmer Dokument der Konferenz über Vertrauens- und Sicherheitsbil­
dende Maßnahmen und Abrüstung in Europa sah vor, daß Inspektionen
auf dem Territorium eines jeden anderen Teilnehmerstaates innerhalb der
Anwendungszone für Vertrauens- und Sicherheitsbildende Maßnahmen
zu Lande, aus der Luft oder auf beide Arten durchgeführt werden kön­
nen.4 Drei Jahre später, am 12. Mai 1989, schlug der amerikanische Präsi­
dent Bush vor, die Open-Skies-Idee erneut zu diskutieren, wenngleich

1 Dwight D. Eisenhower, zitiert nach: Peter L. lones, Open Skies, Opportunities for the
1990s, in: Michael SlackjHeather Chestnutt (eds.), Open Skies, Technical, Organizatio­
nal, Operational, Legal, and Political Aspects, Toronto 1990, S. 153-160, hier: S. 154 f.

2 Es kann darüber spekuliert werden, welche Rolle es spielte, daß die USA zu jenem
Zeitpunkt zwar genügend Nukleatwaffen besaßen, um das sowjetische Atomwaffenpo­
tential theoretisch mit einem Erstschlag vernichten zu können, praktisch aber nicht
über die dazu erforderlichen Zieldaten verfügten.

3 Vgl. Allan S. Krass, Verification, How Much Is Enough? London, Philadelphia 1985,
S.ll8. Eisenhower hielt in seinen Memoiren fest, daß die sowjetische Seite den Open­
Skies-Vorschlag von Anfang an einstufte als "nothing more than a bald espionage plot
against the USSR" (Dwight D. Eisenhower, Mandate for Change, New York 1963, S.
521).

4 Schon alleine wegen der erstmaligen Vereinbarung von Vor-Ort-Inspektionen gilt das
Stockholmer Dokument als rüstungskontrollpolitischer Durchbruch. Vgl. zu den Be­
stimmungen: KonfereliZ über Vertrauens- und Sicherheitsbildende Maßnahmen und
Abrüstung in Europa (KVAE), Dokument der Stockholmer Konferenz, 19.9.1986;
Deutsche Fassung und Anhänge in: Auswärtiges Amt, Referat Öffentlichkeitsarbeit
(Hrsg.), Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa, Dokumentation zum KSZE-Pro­
zeß, 7. erneuerte Auflage, Bonn 1990, S. 280-300, insb. 294ff.
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Aktivitäten zu verbessern und die Einhaltung gegenwärtiger oder
künftiger Rüstungskontrollmaßnahmen sicherzustellen.,,7

Nach Ansicht der NATO-Staaten müßte darüber hinaus im Hinblick auf
eine effektive Implementierung eines Quotensystems sichergestellt wer­
den, daß jeder Staat die ihm zustehenden Kontrollflüge jeweils nur über
Staaten des anderen Militärbündnisses durchführt. Ein Bündnis-zu-Bünd­
nis-Ansatz fand sich auch in den Vorschlägen zu den einzusetzenden Sen­
soren, zur technischen Zusammenarbeit (gemeinsame Nutzung von
Sensoren, Flugzeugen etc.) und zur Weitergabe der bei Überflügen ge­
sammelten Daten. Eine blockübergreifende Kooperation war nicht inten­
diert.8

Insgesamt fanden von Februar 1990 bis März 1992 vier Konferenz- bzw.
Verhandlungsrunden statt,9 in deren Mittelpunkt die folgenden Fragen
standen:

Welche Art von Sensoren sollen benutzt werden und wie leistungsstark
sollen sie sein?
Wessen Flugzeuge sollen für die Kontrollflüge benutzt werden und wer
kommt für die Kosten eines Überfluges auf?
Werden die gesammelten Daten geteilt - und wenn ja, mit wem?
Wie und wie hoch werden die Quoten für Überflüge festgelegt?
Werden die gesamten Territorien für Überflüge geöffnet oder gibt es
Sperrgebiete?
Welche Prozeduren werden für die Überflüge vereinbart, vor allem
auch hinsichtlich der Vorankündigung?10

Wie bereits aus dem Basic Elements Paper ersichtlich war, versuchten die
NATO-Staaten, ein möglichst weitreichendes Regime zu vereinbaren. In­
nerhalb der NATO waren es vor allem die USA, die darauf drängten,
weitgehend ungehindert Überflüge mit ihren fortschrittlichen und teilwei­
se deutlich überlegenen Sensoren vornehmen zu können und weder diese
noch die anfallenden Daten mit Staaten außerhalb des eigenen Bündnis­
ses teilen zu müssen. Wenig überraschend stieß dieser Ansatz bei den
Bündnispartnern der UdSSR auf Ablehnung. Sie verlangten, im Sinne der
Gleichstellung der Vertragsparteien, nur Sensoren und Technologien ein-

7 Grundelemente eines Regimes des "Offenen Himmels", in: NATO-Brief 6/1989, S.29-
30, hier S. 29.

8 Vgl. ebenda, S. 163-165.
9 Vgl. Ron Cleminson, Open Skies, Then and Now, a.a.O. (Anm. 5), S. 168 f.
10 Vgl. Peter L. lones, Open Skies in Other Regional Contexts, in: lohn B. Poole/Richard

Guthrie (eds.), Verification 1994, Arms Control, Peacekeeping and the Environment,
London, NewYork 1994, S. 145-158, hier: S. 148.
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anbahnenden Regimes durch faktisch weniger leistungsfähige Sensoren zu
mindern. Auf Betreiben der USA wurde schließlich ein Junktim zwischen
den beiden Fragen hergestellt, das bis zur Vertragsunterzeichnung nicht
gelöst werden konnte. Die Kosten- und die Kalibrierungsthematik wurden
daraufhin der einzurichtenden Beratungsgruppe der Vertragsstaaten zur
endgültigen Lösung überantwortet.14

Aufgrund der geänderten (sicherheits)politischen Rahmenbedingungen
stand der für die von Überflügen wieder zur
Disposition. Die der NATO-Staaten nach einer möglichst kur-
zen stieß bei einer Reihe von Staaten, die die Ge-
fahr eines Überraschungsangriffs als nicht mehr so groß einstuften, jetzt
wegen der hohen Kosten auf zunehmenden Widerstand. Rußland stimmte
mit ihnen - wenngleich aus anderen Überlegungen heraus - überein, so
daß den NATO-Staaten letztlich nichts anderes übrig blieb, als sich auf
eine Kompromißlinie einzulassen. Die der passiven und akti-
ven (also die Anzahl der anderer Staaten über eigenem
Territorium respektive die eigenen Überflüge über fremdem Territorium)
gestaltete sich gleichfalls schwierig und erforderte ebenfalls Zugeständ­
nisse von westlicher Seite. Nachdem zunächst die passiven Quoten für je­
den Vertragsstaat festgelegt worden waren (wobei das Problem der Auf­
teilung der sowjetischen Quote zu lösen war), wurden die aktiven Quoten
auf der Grundlage folgender Regeln festgelegt:

Die aktive Quote kann die passive Quote nicht übersteigen.
In den ersten drei Jahren nach dem Inkrafttreten des Vertrags werden
lediglich 75 Prozent der Quoten ausgeschöpft.
Kein Staat darf mehr als 50 Prozent seiner aktiven Quote an Flügen
auf einen einzigen Staat konzentrieren bzw. mehr als 50 Pro­
zent von dessen passiver Quote aufbrauchen, wobei der niedrigere
Wert ausschlaggebend ist.15

Das von den NATO-Staaten angestrebte Verbot von Kontrollflügen über
Staaten, die dem selben Bündnis angehören, entbehrte nach dem Ausein­
anderbrechen der Warschauer Vertragsorganisation einer entscheidenden
Grundlage und war vor allem auch nicht mehr durchsetzbar, da
viele der früheren jetzt ein sehr viel stärker ausgeprägtes
Interesse an der ge~enseitigen als an Flügen über westli-
chen Staaten hatten. 6

14 Vgl. Peter L. lones, Open Skies, Events in 1992, in: lohn B. Poole/Richard Guthrie
(eds.), Verification 1993, Peacekeeping, Arms Control and the Environment, London,
New York 1993, S. 145-161, hier: S. 148.

15 Vgl. ebenda, S. 149 ff.
16 Eine Problematik, die im übrigen auch bei der Planung und Durchführung von Vor-
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zichtet wird) optische Panoramakameras und Einzelbildkameras, Video­
kameras mit Echtzeitanzeige, Infrarot-Zeilenabtastgeräte und seitwärts
gerichtetes Radar mit synthetischer Apertur zur erlaubten Ausrüstung der
Beobachtungsflugzeuge ("Reales Konzept"). Das räumliche Auflösungs­
vermögen bewegt sich in einer Größenordnung von 30 cm bis drei Me­
tern. Weitere Verbesserungen der Sensoren oder die Einführung neuer
Sensorkategorien sind möglich, ihre Erörterunf obliegt der einzurichten­
den Beratungskommission "Offener Himmel".l Operationelles Kernstück
des Vertrags ist der Artikel VI, der (in Verbindung mit den Anlagen D, E,
F, H) die Auswahl der Beobachtungsflugzeuge, die Bestimmungen für die
Durchführung von Überflügen und die Erfordernisse für die Missionspla­
nung regelt. Dem beobachteten Staat wird das Recht zugesprochen, sel­
ber das Flugzeug zur Verfügung zu stellen. Der Zeitrahmen und das Pro­
zedere der Beobachtungsflüge werden detailliert festgelegt, wobei hervor­
zuheben ist, daß es keine Ausschluß- oder Ausnahmeregelungen für mili­
tärisch sensitive Anlagen o.ä. gibt.20 Die Prozeduren für den Umgang mit
den gewonnenen Daten sind in Artikel IX (und Anlage K) festgelegt.
Erstmals sind hier in einem Rüstungskontrollabkommen Regelungen ge­
troffen worden, die sicherstellen, daß die kleineren Vertragsstaaten, deren
aktive Quoten vergleichsweise niedrig sind, über die gleichen Informatio­
nen wie die großen Vertragsstaaten bzw. das westliche Bündnis verfügen
können. Der entscheidende Passus lautet:
"Jeder Vertragsstaat hat das Recht, den beobachtenden Vertragsstaat um
Kopien der Daten zu ersuchen, die von den Sensoren während eines Be­
obachtungsflugs gesammelt wurden, und diese Daten auch zu erhalten.
Die Kopien müssen Duplikate der ersten Generation der von den Senso­
ren während eines Beobachtungsflugs gesammelten Originaldaten sein."Zl
Die Einrichtung und Arbeitsweise der Beratungskommission "Offener
Himmel" sind in Artikel X (in Verbindung mit Anlage L) spezifIZiert. Sie
ist demnach u.a. zuständig für sämtliche technischen und organisatori­
schen Fragen, die sich bei der Vertragsumsetzung ergeben. Beschlüsse
bedürfen des Konsenses. Besonders hervorzuheben ist, daß die Bera­
tungskommission auch die AnlaufsteIle für Ersuchen der KSZE oder an­
derer internationaler Organisationen um außerordentliche Beobachtungs­
flüge, die im Zusammenhang mit Konfliktverhütung und Krisenbewälti­
gung stehen, sein wird.22 Der Vertrag bedarf, wie in Artikel XVII festge­
legt ist, zu seinem Inkrafttreten der Ratifikation durch mindestens 20
Staaten und all diejenigen Vertragsparteien, deren passive Quote acht

19 Vgl. ebenda, S. 436 ff.
20 Vgl. ebenda, S. 437 ff.
21 Ebenda, S. 443.
22 Vgl. ebenda, S. 445 ff.
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Tabelle 1: Größte Flugentfemungen, passive Quoten und erste Auftei­
lung der aktiven Quoten24

Staat! Gruppe max. Flugent- passive Quote Verteilung der aktiven Quote:

von Vertrags- femungüber (Beobachtungs- Beobachtungsflüge über fol-

staaten eigenem Terri- flüge über eige- genden Staaten! Gruppen von

toriuln nem Territorium) Vertragsstaaten

Benelux 945 km 6 1 PL, 1 RUS

Bulgarien 660 km 4 1 GR, 1 1,1 TR

Kanada 6.000 km 12 1 CSFR, 1 PL, 2 RUS, 1 UKR (a)

CSFR 700 km 4 1 D, 1 UKR

Dänemark 5.600 km 6 1 PL, 1 RUS

Frankreich 1.400 km 12 1 ROM,3 RUS

Georgien*

Deutschland 1.200 km 12 3 RUS, 1 UKR

Griechenland 1.100 km 4 1 BUL, 1 ROM

Ungarn 860 km 4 1 ROM, 1 UKR

Island 1.500 km 4

Italien 1.400 km 12 1 HUN, 2 RUS, 1 UKR (h)

Kirgisien*

Norwegen 1.700 km 7 1 PL, 2 RUS

Polen 1.400 km 6 1 D, 1 RUS, 1 UKR

Portugal 1.700 km 2

Rumänien 900 km 6 IBUL,ID, lHUN, lUKR

Rußland! 6.500 km 42 2 BX, 2 CAN, 2 DK, 3 F, 3 D,

Belarus 1 GR, 2 I, 2 NOR, 2 TR, 3 GB,

4US

Spanien 1.300 km 4 1 CSFR

Türkei 1.500 km 12 1 BUL,2 RUS, 2 UKR (c)

Ukraine 2.100 km 12 1 CSFR, 1 HUN, IP, 1 RUM,

2TR

Großbritannien 1.500 km 12 3 RUS, 1 UKR

USA 4.900 km 42 8 RUS, 1 UKR (d)

* nicht im Vertrag festgelegt; (a) zusanunen mit den USA; (b) zusammen mit der Türkei; (c)
einer davon zusammen mit Italien; (d) zusammen mit Kanada.

24 Vgl. ebd., S. 446 ff
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cen in zivile Verwendungen. Im Regelfall können die Nutzen aus der Um­
orientierung erst nach einer Investition folgen. Erfolgreiche Konversi­
onspolitik zielt darauf, die Kosten der Abrüstung zu minimieren und die
Nutzen der Umorientierung zu maximieren.
Weder Kosten noch Nutzen lassen sich allein wirtschaftlich bewerten. Im
Unterschied zu anderen Prozessen wirtschaftlicher Umstellung, etwa dem
Rückgang der Landwirtschaft seit dem Beginn des Jahrhunderts oder des
Bergbaus in DeutscWand seit den 6Ger Jahren, ist der Prozeß der militäri­
schen Konversion eng mit sicherheitspolitischen Aspekten verbunden. Um
nur ein aktuelles Beispiel zu benennen: Die Verminderung der Bestände
an nuklearen Waffen wirft große Proliferationsprobleme auf.
Im Kern allerdings ist der Konversionprozeß eine wirtschaftliche Frage.
Die Akteure, die in den letzten Jahren den Prozeß erfolgreicher Konver­
sion zu beeinflussen suchten, und damit Konversionspolitik betrieben, wa­
ren die wesentlichen wirtschaftlichen Akteure, die Nationalstaaten und
sub-staatlichen Institutionen, Firmenmanager und Belegschaftsvertreter
etc. Unter den internationalen Organisationen wurde vor allem die wirt­
schaftlich ausgerichtete Europäische Union aktiv.
Die OSZE bzw. ihre Vorgängereinrichtung war für die Konversionspolitik
nur von marginaler Bedeutung als Organisation, die Abrüstung er­
möglichte, und in der eine, allerdings unverbindliche, Vereinbarung über
den Export von Waffen - und damit auch überschüssigen Waffen - ge­
troffen wurde.
Konversionspolitik war überwiegend nationale Politik, wenn es auch ei­
nige Ansätze für internationale Unterstützung, vor allem für die GUS­
Staaten gibt. Da es an dieser Stelle nicht möglich ist, eine Bestandsauf­
nahme der Konversionspolitik in allen Mitgliedstaaten zu geben, werden
einige besonders prägnante Fälle exemplarisch behandelt, nämlich Ruß­
land, die USA und Deutschland. Zunächst jedoch soll der Umfang von
Abrüstung und damit das Konversionspotential dargestellt werden.

Konversionspotential und -politik

Die Verminderung der militärischen Ressourcennutzung - in Form von
Geldmitteln, Personen, industriellem Kapital, Forschungskapazitäten,
Land etc. - eröffnet Konversionspotential. Nicht immer macht es Sinn, zi­
vile Ressourcennutzung anzustreben, also das Potential auszuschöpfen. So
sind überflüssig gewordene Waffen zivil kaum verwendbar. Darüber hin­
aus kann Konversion wirtschaftlich unrentabel sein, wegen des hohen
Investitionsbedarfs in die Umstellung, oder weil keine Absatzmärkte vor­
handen sind. In jedem Rüstungsbetrieb lassen sich zivile Güter herstellen,
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Umrechnung mit den marktgängigen Wechselkursen ergibt.1 Auch bei
diesen Zahlen wird der starke Rückgang der Militärausgaben in Rußland
deutlich. Prozentual sehr stark verringert wurden, gemessen in US-Dollar,
die Militärausgaben in Rumänien, Bulgarien und Polen. Geringere, aber
dennoch deutliche Rückgänge sind unter anderem für die USA, Deutsch­
land, Großbritannien und Belgien zu verzeichnen. Demgegenüber steht
eine kleinere Zahl von Staaten, in denen die Militärausgaben nach den in
Tabelle 1 verwendeten Zahlen stagnierten, oder wie im Falle der Türkei,
der baltischen Staaten (und wohl auch der Staaten auf dem Gebiet des
ehemaligen Jugoslawiens) anstiegen.
Auch der Vergleich der Entwicklung der Streitkräfte zeigt unterschiedli­
che Konversionspotentiale in den OSZE-Mitgliedstaaten mit einem
Überwiegen des Abrüstungstrends. Die in Tabelle 2 angegebenen Zahlen
machen das Ausmaß der Streitkräftereduzierung in Deutschland und den
östlich angrenzenden Staaten von früher mehr als drei Millionen auf jetzt
unter eine Million Soldaten nicht deutlich, weil sie sich auf den Ge­
samtumfang der jeweiligen nationalen Streitkräfte beziehen. Trotzdem
wird deutlich, daß in einer ganzen Reihe von Staaten, in absoluten Zahlen
gemessen vor allem in Rußland, USA, und Deutschland die Streitkräfte
stark reduziert wurden. Demgegenüber stehen Aufwüchse in einigen
GUS- und osteuropäischen Staaten.
Den prozentual stärksten Rückgang zeigen die Zahlen zur Beschäftigung
in der Rüstungsindustrie. Wichtige Gründe hierfür sind der durchgängig
weit überdurchschnittliche Rückgang der Beschaffungsausgaben in den
Mitgliedstaaten der OSZE und der parallele Rückgang der Waffenexporte
um mehr als ein Drittel in den 90er Jahren. Wiederum sind es vor allem
die Staaten mit den höchsten Anfangswerten, in denen die stärksten Rück­
gänge zu verzeichenen sind, also wiederum Rußland, die USA und
DeutscWand, aber auch Großbritannien und Frankreich. Der Trend setzt
sich fort bis zu einer Reihe kleinerer Rüstungsproduzenten, für die die
Bandbreite der Schätzungen allerdings keine zuverlässigen Aussagen er­
laubt.
Insgesamt zeigt sich, daß das durch staatliche Entscheidungen in den
letzten Jahren vorgegebene Konversionspotential, die Möglichkeit der zi­
vilen Ressourcennutzung und dem gegenübergestellt die Notwendigkeit
der Investitionen in Konversion, in einigen Staaten besonders groß ist.
Dazu gehört an erster Stelle Rußland, gefolgt von DeutscWand und den

1 Für 1993 weist das russische Verteidigungsbudget einen Betrag von 7,2 Billionen Rubel
aus. Zum Marktkurs vop. 1400 Rubel pro Dollar in 1993 ergibt das Militärausgaben von
fünf Mrd. US-$. Die russischen Militärausgaben sind, wenn sie zum Marktkurs in
Dollar umgerechnet werden, weiterhin sehr niedrig. Das Budget für 1995 umfaßt 48,6
Billionen Rubel, umgerechnet zum Marktkurs von 5000 Rubel pro $ sind das weniger
als zehn Mrd. US-$.
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setzten in dieser Zeit auf das Scheitern der
der "Konversion durch Schock". Politischer Lobbyis­

mus zur Unterstützung dieses Zieles wurde entfaltet. Ein wesentliches
1"'0"11n1lj~nt war die zaW der in der Rüstungsindustrie, die

durch deren arbeitslos würden. Streitkräfte und Verteidi­
gllil1gsmO.ust:rle waren offen für das der Gefährdung zukünftiger
Produktion moderner Waffen.
Die entwickelte ab 1993 eine neue Konver-

Finanzmittel zum Abtrag
~mlan:ZlejrU1Jlgvon Konversionsprojekten. Gleichzei­

einer großen zaW von Firmen vor­
Haneulun,~sslDleJlral1m'l aber auch ihre wirtschaftliche

hl~~erLve:raIiLtw'Orl:11cJl1kt~lt steigern soll. In vielen Betrieben wurde dezentra-

Konversion blieb unter diesen Umständen beschränkt. Erfolge gab es vor
allem in solchen die bereits vorher zivile Güter produziert hat-

und wo ernstlich darum bemüht waren. In ei-
ner Reihe von Fällen wurden abweichend vom Plan Zivilgüter entwickelt,
die den vorhandenen entsprachen. In vielen an-
deren aber entstanden die wenig Gegenliebe bei den po-
tentiellen Käufern fanden oder wie Babywagen aus hochwertigem
.JL.J,-".IL""JULll.LA.JL'."ll.ll.IL.JLJI.'l sehr teuer waren.
"PtlV~ll~~t.e Konversion" scheiterte an den Starrheiten des Plansystems so­
wie an den Machtinteressen der und der mit ihnen
verbundenen Politiker.
Deren Macht schien nach dem Putschversuch vom August 1991 und dem
Ende der Sowjetunion gebrochen. Die russische Regierung unter Präsi-
dent und Ministerpräsident setzte auf rasche marktwirt-
schaftliche auch im Die Beschaffungsausgaben
wurden drastisch gekürzt, den Betrieben wurden große Freiräume einge-

selber über die Produktion zu entscheiden.
Die Politik der Regierung Gaidar stürzte die Rüstungsindustrie in eine
tiefe Krise. Der Staat wollte nur noch Rüstungsgüter; gleichzeitig
'U'.L.LJUL'-"II.VJUl. sich auf zivilen Märkten kaum neue Möglichkeiten. Auf Grund
der wirtschaftlichen Öffnung gegenüber dem Ausland wuchs die Konkur­
renz auf den internen Märkten. Das breitere Angebot machte den poten-

Kunden die geringe Attraktivität vieler Konversionsgüter deutlich.
Es feWte den Rüstungsfrrmen an Marketing, Vertriebskanälen und Mana­
gelme,nt-brlalrrung. Die staatlichen Konversionsmittel waren gering; dar­

begrenzte der Staat der Rüstungsindustrie durch die verzö­
AUSZa.hltmg zustehender Geldmittel aus Rüstungsaufträgen noch de-
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eingestellt, 1993 300 Mrd. 1994 755 Mrd. Rubel und 1995 915 Mrd.
bei mehreren hundert Prozent Inflation jährlich. Lange war

es, auch für kaum lebensfähige Betriebe, relativ sich zu
verschulden, nicht zuletzt gegenüber den eigenen Beschäftigten, die dann
oft auch erbrachten. Ein Teil der Rü­

dadurch nur noch formal. Allerdings werden die
Im;am:lellen Ka.b.rnLenbe~dmgu]tlge~n zunehmend enger. Eine Reihe von Be-
trieben mußte wegen die Produktion einstellen.
Die russische auf die zivilen Märkte für
ihre Konversion Nachfrage auf vielen dieser
Märkte wird zunehmend zum Konversionsproblem, zumindest für
die die es haben wettbewerbsfähige Produkte zu ent-
wickeln und aufzubauen. Da die russischen Märkte für auslän-
dische Anbieter offen wird die Wettbewerbsfähigkeit an
hohen gemessen. vielen Bereichen muß Wf.~1t1JnaJ~Kt~;taJnd.crrd.

erreicht in Bepreisung, um auf russischen
Märkten bestehen zu können. Der Wechselkurs macht es im Er-
folgsfall den in Industrieländer außerhalb des Rubel­
Raums zu suchen. Konversion muß weitgehend im Rahmen des Welt-
marktes - eine enorme nur vier Jahre nach dem
Ende Planwirtschaft.
Ausländische für Konversion ist gering geblieben. Inner-

der von Europäischer Euro-
päischer Bank für Wiederaufbau und etc. hat nur
einen geringen zum Teil auf Grund von Berührungsängsten,
zum Teil wegen russischer Bedenken. Das größte das exlizit

ist das der US-Re-
Jl..VU'U'.a.IPo.JI.II.'-' Priorität hier die von nu-

klearer Konversion von nuklearen Produktionsanlagen,
Kernbrennstoffen etc. wird soweit sie diesem Ziel dient. Diese
Prioritätensetzung USA zu Reibungen im Internationalen
Wissenschafts- und Moskau, das die zivile Be-
schäftigung von mehreren tausend russischen Nuklearwissenschaftlern or-
galllSlere~n soll. und die Union, die beiden anderen Fi-
nanziers, sind stärker als die daran interessiert, daß mit-
... ...,..............u .......,., wirtschaftlich gefördert werden.
Bei weitem nicht alle Betriebe können oder wollen die Herausforderung
ziviler Märkte annehmen. Reihe von ihnen vertraut weiterhin darauf,

das ein dauerhaftes Interesse an ihrer Exi-
stenz als Kern" die Betriebe, die von der Priva-
tisierung ausgenommen sind, oder bei denen das Verteidigungs-
ministerium eine vorbehalten hat. Die Zukunft der
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"massiven Konversion, die nicht des Erfolges beschuldigt werden kann"
("the record of massive defense conversion is one unblemished by suc­
cess,,2). Dabei wurden in seiner Firma zivile Radars von Beschäftigten, die
vorher militärische Radars gebaut hatten, entwickelt. Aber "Konversion"
haftet aus der Sicht von Augustine und anderen ein anti-militärischer Bei­
geschmack an. Außerdem, so wird immer wieder betont, gebe es scWechte
Erfahrungen aus der Zeit vom Ende des Vietnam-Krieges. Der Flugzeug­
bauer Grumman etwa hatte versucht, in den Markt für Fahrzeuge des öf­
fentlichen Personen-Nahverkehrs einzusteigen und war damit nach hohen
Investitionen gescheitert. Seitdem plagt Grumman eine hohe Schuldenlast.
Die Regierung Clinton hat versucht, die Entscheidungskalküle der Rü­
stungsindustrie auf eine stärkere Ausnutzung der vorher militärisch ge­
nutzten Ressourcen hin zu beeinflussen. Kurz nach Amtsantritt legte die
Administration Anfang 1993 ein Konversionsprogramm im Umfang von
mehr als 20 Mrd. US-Dollar vor. Kernpunkt war das "Technology
Reinvestment Program". Für militärisch entwickelte Technologien sollten
im Rahmen dieses Programmes zivile Anwendungen gefunden werden.
Außerdem gehörten zum Konversionsprogramm Umschulungen für Be­
schäftigte aus der Rüstungsindustrie und in kleinem Umfang Hilfen für
betroffene Regionen.
Das Konversionsprogramm wurde eingebettet in eine neue Strategie des
Verhältnisses von ziviler und militärischer Technologie unter dem Stich­
wort "dual use". Technologien würden, so die Prognose, in Zukunft nicht
mehr eindeutig zivilen oder militärischen Verwendungen zugeordnet wer­
den können. Wichtig werde die Förderung solcher Technologien, die
sowohl für die wirtschaftliche Entwicklung, als auch für zukünftige militä­
rische Projekte vorrangig seien. Die IdentifiZierung und Förderung sol­
cher Technologien sollte bei der Advanced Research Projects Agency
(ARPA) im Pentagon liegen.
Die Rüstungsindustrie hat die sta~tliche fmanzielle Unterstützung für be­
stimmte Technologieentwicklungen dankbar angenommen, ohne davon
stark beeindruckt zu sein. Dazu ist der Umfang der Programme im Ver­
hältnis zu deren Umsatzvolumen zu gering. Außerdem fehlt es an
flankierenden Programmen, etwa in der Produktionsphase. Der im No­
vember 1994 gewählte Kongreß steht den Programmen ablehnend gegen­
über. Die Republikaner lehnen mehrheitlich jede Form der Subvention
für zivile Entwicklungen ab und wollen nur noch solche Technologien för­
dern, für die klare militärische Anforderungen bestehen.
Das Konversionsprogramm der Regierung Clinton wurde so schmal ge­
halten, weil die Haushaltslage nach dem Reaganschen Ausgabenüberfluß

2 Kenneth L. Adelman/Norman R Augustine, Defense Conversion: Bulldozing the
Management, in: Foreign Affairs 2/1992, S. 26.
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ECU für drei Jahre zu klein, um mehr als einen punktuellen Beitrag zur
Förderung von Konversion leisten zu können. Die Existenz von "Konver"
ist vor allem der Initiative von Abgeordeten des Europäischen Parlaments
zu verdanken. Anfang 1992 verhandelten und verwarfen die Mitgliedstaa­
ten mehrheitlich den Vorschlag, ein Konversionsprogramm zu fman­
zieren. Auch die Bundesregierung argumentierte gegen ein solches Pro­
gramm.
Ehemalige Standorte der Bundeswehr und ausländischer Streitkräfte sind
einer Vielzahl von zivilen Verwendungen zugeführt worden, vom Golf­
platz über die Fachhochschule zum Frachtflughafen. Nicht immer waren
die Pläne realistisch und Investoren zur Stelle. Insbesondere in den neuen
Bundesländern fehlen Finanzmittel zur Sanierung und Erschließung von
Grundstücken. Im allgemeinen aber ist der Prozeß der Liegenschaftskon­
version in Deutschland weit fortgeschritten.
Der starke Rückgang der Beschäftigung in der deutschen Rüstungsindu­
strie ist vergleichsweise reibungslos verlaufen. Die quantitative Bedeutung
von Konversion dabei ist unbekannt. Einige kleinere und mittelständische
Firmen, z.H. DST in Kiel oder Epro in Gronau, haben in erheblichem
Umfang industrielle Konversion betrieben. Für Großunternehmen haben
indirekte Formen der Konversion, wie der Zukauf und nachfolgende Aus­
bau ziviler Produktionslinien oder die Ausgründung ziviler Tochterfrrmen
aus militärischen Produktionen, eine größere Rolle gespielt.

~usar.nr.nenfassung

Vor dem Ende des Kalten Krieges schien Konversion ein relativ leichtes
und schnell zu Erfolgen führendes Unterfangen. Dies legten zumindest
zwei Überlegungen nahe: die stürmische wirtschaftliche Entwicklung in
den USA nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges und die Logik der
Kommandowirtschaft in der Sowjetunion.
In beiden Fällen hat sich Konversion als sehr schwierig und für die wirt­
schaftliche Entwicklung von begrenztem Nutzen erwiesen.
Die Konversion per Kommando in der Sowjetunion scheiterte an der
mangelnden Anreizstruktur. Spätere mehr marktwirtschaftlieh ausgerich­
tete Ansätze hatten ebenfalls mit gegenläufigen Entscheidungssetzungen
der Entscheidungsträger vor Ort, vor allem aber mit dem generellen star­
ken Rückgang der Nachfrage nach zivilen Gütern, zu kämpfen. Der deso­
late Zustand von Staatshaushalt und Geldpolitik verhinderte, daß die
starke Verminderung der Militärausgaben zu einer "Friedensdividende"
führte. Tatsächliche Konversionserfolge sind in Rußland, dem Land mit
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Tabelle MiJ.itäJraUls2allJen von MI1t1!Ueds:taa.ten der OSZE

in Mio US-$, Preise von 1993
Teilweise grobe Schätzungen
Einschließlich außerhalb Europas getätigter Ausgaben
Sortiert nach Werten für 1993

1990 1991 1992 1993

USA 333.900 294.400 311.800 297.600 ...

UdSSR 318.400 273.100 ...

Rußland 145.400 113.800 ...

Frankreich 44.150 44.540 43.150 42.590 ...

Deutschland 50.000 42.580 40.760 36.650 ...

UK 38.420 39.470 35.430 34.020 ...

Italien 20.840 20.870 20.380 20.570 0

Kanada 10.890 10.130 10.240 10.300 0
C'1 8.641 8.287 7.621 8.289 ...

Türkei 5.306 5.776 6.227 7.075 +
Niederlande 7.543 7.356 7.363 7.055 ..

Schweden 5.083 5.213 4.810 5.011 0

Polen 9.544 7.732 4.242 4.334 ...

Griechenland 4.118 3.969 4.159 4.070 0

Schweiz 5.097 4.625 4.316 4.061 ...
D.n.I.nri.n....... 4.899 4.854 3.947 3.746 GO

c::lI

1IIl.T 3.094 3.033 3.407 3.232 0.1.,'U.I "~~~U

Dänemark 2.687 2.732 2.686 2.682 0- 11 2.289 2.295 2.262 2.192 0I '1.1 ..u.~A.I

Tschechoslowakei 4.833 2.945 kA GO

Tschech........ ... ...
2.040 ...

Österreich 1.858 ' 1.811 1.739 1.730 GO

Finnland 1.500 1.780 1.796 1.710 0

Rumänien 4.219 3.935 2.885 1.676 GO

ingarn 1.393 1.324 1.417 1.261 GO

Bulgarien 4.239 1.538 955 1.010 ...

Slowakei 843 kA
Litauen 133 651 +

Irland 554 555 568 514 0

Estland 334 471 +
Zypern 215 411 kA 234 ...

C'1111 348 195 ...
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Tabelle 2: Streitkräfte von Mitgliedstaaten der OSZE

Teilweise grobe Schätzungen
Einschließlich außerhalb Europas stationierter Soldaten
Sortiert nach Werten für 1994

1990 1992 1994 Trend
UdSSR 3600000 -

Rußland 2630000 1714000 ..
USA 2046075 1794500 1650500 ..

Ukraine 400000 517000 +
Türkei 645000 580000 503800 -

Frankreich 460000 450000 409600 ..
Deutschland 525000 422000 367300 ..

Italien 390000 350000 322300 -
Polen 302000 279500 283600 ..

UK 300000 290000 254300 -
Rumänien 160000 200000 230500 +

Spanien 275000 258000 206500 ..
Griechenland 160000 159000 159300 0

Jugoslawien 175500 kA 140000 kA
Bosnien-Herzeg. 80000 110000 +

Kroatien 70000 105000 +
Bulgarien 107500 106000 101900 ..

Tschechoslowakei 175000 146000 -
Tschech. Republik 92900 ..

Belams 90000 92500 0

Kanada 89000 89000 78100 -
Ungarn 90000 100000 74500 ..

Albanien 41000 41000 73000 +
Niederlande 104196 87690 70900 -

Schweden 64000 67000 64000 0

Belgien 92000 80000 63000 -
Aserbaidschan 30000 56000 +

Österreich 123000 118000 51250 ..
Portugal 67000 62000 50700 -
Slowakei 47000 kA

Norwegen 40000 33000 33500 -
Armenien 25000 32700 +
Finnland 32000 35700 31200 ..
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Tabelle 3: Beschäftigte in Rüstungsindustrien in Mitgliedstaaten der
OSZE

Angaben in 1000
Teilweise grobe Schätzungen
Einschließlich von Produktionskapazitäten außerhalb Europas
Sortiert nach Werten für 1994

1990 1992 1994 Trend

UdSSRlGUS 5950 ..
Rußland 3000 2200 ..

USA 3000 2900 2400 ..
Ukraine 1200 1100 ..

UK 430 410 320 ..
Frankreich 300 280 260 ...

Deutschland 240 180 140 ..
Belarus 150 130 -

Polen 180 120 90 ..
Tschechoslowakei 140 ..

Slowakei 90 80 -
Rumänien 90 70 50 ..

Baltische Republiken 70 50 ..
Italien 80 60 50 ...

Spanien 100 60 40 -
Jugoslawien 70 30 40 ...

Kanda 50 50 40 ...

Tschechische Republik 30 30 -
Schweden 30 30 30 0

Kroatien 10 20 +
Schweiz 25 25 20 -

Niederlande 20 18 15 -
Griechenland 15 15 15 0

Belgien 25 15 12 ..
Bosnien-Herzegowina 30 10 -

Finnland 10 10 10 0

Norwegen 10 10 10 0

Portugal 10 10 10 0

Ungarn 30 10 5 -

348









das die Ablösung vormaliger einseitiger Abhängigkeiten und die Auflö­
sung der zwischenstaatlichen Institutionen überdauert.

Herausforderungen der Transfonnation

Die Reformstaaten Ostmitteleuropas befmden sich in einer historisch bei­
spiellosen Situation. Zu keinem Zeitpunkt vor 1990 hat es den Versuch
gegeben, ein demokratisches politisches System und eine Marktwirtschaft
gleichzeitig einzuführen,1 und dabei die "vom alten System zurückgelassene
politische, wirtschaftliche, soziale und kulturelle Konkursmasse zu bewäl­
tigen".2 Ihr Dilemma besteht darin, daß nach dem Zusammenbruch des
alten Systems die Wirtschaft radikal erneuert werden muß, um das kom­
munistische Erbe zu überwinden, eben diese notwendige Erneuerung und
die Bewältigung ihrer sozioökonomischen Konsequenzen jedoch das
schwach entwickelte politische System permanent zu überfordern drohen.3

Die beiden Prozesse der politisch-institutionellen und der sozioöko­
nomischen Systemtransformation fmden zwar gleichzeitig statt, haben
aber unterschiedliche Zeithorizonte und verlaufen nicht abgestimmt,4 und
sie beeinflussen einander durch wechselseitige Rückwirkungen. Es handelt
sich hier eben nicht um saturierte Systeme, die - obwohl die Staaten ihre
Souveränität erlangt haben - ihren Platz in der internationalen Arena ge­
wissermaßen frei wählen können: Die geopolitische Lage, ihre binnenwirt­
schaftlichen Rahmenbedingungen und außenwirtschaftlichen Abhängig­
keiten, die .ökonomischen Hypotheken des Staatssozialismus, die Instabi­
litäten der politischen Ordnung und die kulturell-ideologischen Altlasten
der Vergangenheit lassen sich nicht so einfach abstreifen, wie es mit der
herabgewirtschafteten politischen Macht der Fall gewesen ist.
Auf der Suche nach einem äußeren Stabilitätsanker für eine erfolgreiche
Systemtransformation und deren sicherheitspolitische Absicherung haben
die Reformstaaten Ostmitteleuropas frühzeitig auf die Unterstützung
durch die westlichen Institutionen, insbesondere die NATO und die Eu­
ropäische Union, gesetzt. Das angestrebte Ziel der Vollmitgliedschaft in
diesen Organisationen gilt gleichermaßen als Bestätigung für eine gleich-

1 Michael McFaul, Post-Communist Politics. Democratic Prospects in Russia and
Eastem Europe, Washington 1993, S. 85.

2 Gyula Jozca, Die Außen- und Sicherheitspolitik Ungarns nach dem Systemwechsel:
Ausgangslage, Berichte des Bundesinstituts für ostwissenschaftliche und internatio­
nale Studien 66/1994, S. 8.

3 Eric Herring, International Security and Democratisation in Eastern Europe, in:
Geoffrey Pridham/Eric HerringjGeorge Sandford, Building Democracy. The inter­
national Dimension of Democratisation in Europe, Landon 1994, S. 93.

4 Kathrin Sitzler, Ungarn. Von der schrittweisen Reform zum Systemwechsel, in:
Franz-Lathar Altmann/Edgar Hösch (Hrsg.), Reformen und Reformer in Osteuro­
pa, Regensburg 1994, S. 72.
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tion bisher jedoch nicht angenommen wird, liegt in ihren strukturellen
DefIZiten begründet, die wiederum in bestehenden politischen Interessen­
unterschieden der einzelnen Mitglieder ihren Ursprung haben. So sind
ihre Funktionen ungleich gewichtet - die für die Reform letztlich mitaus­
schlaggebende Dimension der Wirtschaft ist, wie schon in der Vergangen­
heit, auch nach dem politischen Umbruch ein Stiefkind der OSZE geblie­
ben. Zwar sind dem Hohen Rat, der die Tagesgeschäfte der OSZE zwi­
schen den jährlichen Treffen des Ministerrates führt, wirtschaftskoor­
dinierende Kompetenzen insofern zugewiesen, als er zum Beispiel einmal
jährlich als Wirtschaftsforurn zusammentritt. Gleichzeitig haben die Mit­
gliedstaaten jedoch bescWossen, daß die OSZE nicht an die Stelle anderer
Institutionen rücken soll, sondern "einander ergänzende und verstärkende
Institutionen" .einschließt und das Recht Jedes Staates unberührt bleibt,
seine eigenen Bindungen frei zu wählen. In dieser Formel werden die
Interessenunterschiede einiger Mitglieder deutlich, bestehende struk­
turelle Ungleichgewichte in der Zusammenarbeit nicht zur Disposition zu
stellen. Indem diese Ungleichgewichte besonders stark im wirtschaftlichen
Bereich ausgeprägt sind, ist der Raum für koordinierende Einflußmög­
lichkeiten der OSZE weniger als gering. Er beschränkt sich faktisch auf
die Formulierung politischer und rechtlicher Standards. Dies ist freilich
viel, reicht aber den ostmitteleuropäischen Staaten schon deshalb nicht
aus, weil EntscWußkraft und Entscheidungskompetenz der OSZE feWen.
Galt der sogenannte Korb 11 der KSZE-ScWußakte von Helsinki schon in
der Zeit des Kalten Krieges als ein Schwachpunkt der gesamteuropäi­
schen Zusammenarbeit, so hat sich daran nach dem Zusammenbruch des
Ostens und erst recht mit der und Erweiterung der Europäischen
Union sowie der Schaffung des Wirtschaftsraumes nichts
geändert. Über den Rahmen der Beratung und Aus-
bildungshilfe hinausgehend, sind die OSZE und ihr Wirtschaftsforurn le­
diglich bei der Betreuung einzelner Projekte wirksam.
Unmittelbar nach 1989 maßen die ostmitteleuropäischen Staaten der
OSZE/KSZE - unter dem der Pariser Charta von 1990 - noch
eine vergleichsweise große Bedeutung bei: als Fundament einer neuen ge­
samteuropäischen Sicherheitsarchitektur, geprägt von kollektiven Über­
einkünften und Verpflichtungen aller Mitglieder. Der von den damaligen
Außenministern der Sowjetunion und der Tschechoslowakei Eduard Sche­
wardnadse und Dienstbier im Jahre 1990 vorgelegte Plan für den Aus­
bau der KSZE zu einem Sicherheitssystem entsprach zu die­
sem Zeitpunkt noch durchaus der mehrheitlichen Überzeugung in den

6 Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa, Budapester Dokument
1994, Der Weg zu echter Partnerschaft in einem neuen Zeitalter, in: Presse- und
Infonnationsamt der Bundesregierung (Hrsg.), Bulletin 120/1994, S. 1103ff.
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Fünftens schließlich beläßt die OSZE einen flexiblen Raum für die The­
matisierung von innerstaatlichen Konflikten und Problemen benachbarter
Staaten, insbesondere die Lage von eigenen Minderheiten im Ausland und
die Einhaltung von Menschenrechten betreffend. Hauptsächlich in diesen
Funktionen liegt das Interesse der Staaten Ostmitteleuropas am Erhalt
und am Ausbau der OSZE begründet, zugleich markieren sie aber auch
die Grenzen ihrer Akzeptanz der Organisation als ein lediglich ergänzen­
der Baustein ihrer nationalen Sicherheit.

Exkurs: EU-Anpassung - Lösung oder Problem der Wirtschaftsreformen

Für die wichtigsten ökonomischen Stabilitätsziele der Reformstaaten
- Übergang zur Marktwirtschaft, Modernisierung der Wirtschaft und die
Verringerung von Entwicklungsrückständen im West-Ost-Gefälle - wird
hingegen einzig der Europäischen Union (EU) die für erforderlich gehal­
tene Kompetenz zugebilligt.
Die ostmitteleuropäischen Staaten verfügen derzeit über Assoziationsab­
kommen (sogenannte "Europaverträge"), ihre volle Mitgliedschaft in der
Union dürfte allerdings kaum vor der lahrtausendwende im Bereich des
Möglichen sein. Im Juni 1993 bescWoß der Europäische Rat, daß jenen
zehn Staaten Ost- und Mitteleuropas, die "Europaverträge" mit der Union
schließen, die Perspektive einer Mitgliedschaft in der EU eröffnet werden
soll. Auf dem Essener Gipfeltreffen im Dezember 1994 wurde hierzu die
Ausarbeitung eines weitergehenden Maßnahmenplanes durch eine Kom­
mission mit dem Ziel bescWossen, den Vorbereitungsprozeß dieser Staa­
ten zu einer EU-Mitgliedschaft u.a. im Rahmen des PHARE-Programmes
der EU aktiv zu unterstützen. Der Kommissionsbericht liegt inzwischen in
Form eines "Weißbuches" vor.7

Die im Vergleich zur OSZE deutlich höhere Attraktivität der EU liegt für
die ostmitteleuropäischen Staaten zweifellos in der Erfolgsgeschichte der
wirtschaftlichen Entwicklung und Integration begründet. Indem der wirt­
schaftliche und soziale Umbruch neben der Demokratisierung eine der
beiden Säulen für den Erfolg der Reformen bildet, kommt der erhofften
An- und Einbindung in die westeuropäische Integration eine ScWüssel­
funktion der Außen- und Wirtschaftspolitik der Reformstaaten zu. Dies
fand seinen Niederschlag in den frühzeitig artikulierten Bemühungen um
eine Assozüerung der ostmitteleuropäischen Länder mit der Perspektive,
nach einer Übergangs- und Anpassungsphase möglichst rasch in den Ge-

7 White Paper on Preperation of the Associated Countries of Eastern Central Europe
for Integration into the Internal Market, 28. April 1995.
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derholen könnten, falls bereits über die vier Staaten der Visegrad-Gruppe
(Polen, Tschechische und Slowakische Republik, Ungarn) hinausgehend
weitere Beitrittsoptionen für osteuropäische Staaten mit wirtschaftlich
noch komplizierteren Bedingungen ins Blickfeld geraten sollten. Eine Ab­
schottung der vielleicht um die Visegrad-Staaten erweiterten EU gegen­
über anderen Teilen Ostmitteleuropas liefe jedoch Gefahr, die für diese
Region aussichtsreichsten und nächstgelegenen Märkte im Osten von der
wirtschaftlichen Entwicklung auszunehmen, zumindest aber naheliegende
Möglichkeiten der nachbarschaftlichen Kooperation für die Reformstaa­
ten einzuschränken. Das Beispiel Polens zeigt, daß sich der zunächst nach
1989 bewußt angestrebte Abbau der Wirtschaftsbeziehungen nach Osten
im Gegenzug zur Öffnung nach Westen als für die polnische Wirtschafts­
lage nachteilig herauskristallisiert und seit einiger Zeit in der Tendenz so­
gar zu einer Wende (Neubelebung) der Außenwirtschaftspolitik Polens
etwa gegenüber den GUS-Staaten geführt hat. ·Ähnliches erscheint ange­
sichts brachliegender Kapazitäten auch für die anderen ostmitteleuropäi­
schen Staaten denkbar. Für die ostmitteleuropäischen Staaten dürfte
insofern - mehr noch als für die übrigen Mitglieder der EU - die Priorität
der Vertiefung gegenüber einer Erweiterung der Union keine realpoliti­
sche Alternative zu Lasten der letzteren sein. Das Wirtschaftsforurn der
OSZE könnte vernünftigerweise eine Brücke für die Erweiterung der Ko­
operation schlagen, die gegenwärtigen Interessen der EU wie ihrer aus­
sichtsreichsten Beitrittskandidaten, sie zu bauen, ist jedoch gering.
Welcher Weg für alle Beteiligten letztlich die günstigsten Bedingungen
bietet, ist derzeit schwer zu beurteilen. Die Risiken eines starren Festhal­
tens an der nur vorsichtigen Öffnungspolitik der EU für die gesamteuro­
päische Kooperation sind ebenso zu berücksichtigen wie jene Risiken, die
für diese Kooperation möglicherweise durch eine Schwächung der EU
hervorgerufen werden könnten. Letzteres ist erklärtermaßen für keine
Seite wünschenswert. Allerdings sind auch die künftigen Aussichten des
Reformprozesses im einzelnen nur schwer zu kalkulieren. Immerhin wer­
den einigen der hier in Sonderheit betrachteten Staaten im Westen noch
immer gute Reformaussichten zugebilligt.9 Die Frage bleibt, ob die in
Aussicht genommenen langen Fristen der Anpassung und Angleichung
politische Toleranz behaupten, wenn sich die erhofften Resultate nur sehr
zögerlich einstellen. Aufkeimende Unzufriedenheit über die sozialen La­
sten der Transformation schwächt nicht nur den Rückhalt der Reformen,

9 Zbiegniew Brzezinski hat zum Beispiel Mittel- und Osteuropa nach den Erfolgsaus­
sichten des Reformprozesses in fünf Gruppen unterteilt. Zu den Staaten mit den
günstigsten Aussichten zählt er Polen, Ungarn und Tschechien, zur Gruppe jener mit
weniger guten Aussichten die Slowakei, Kroatien, Litauen, Lettland und Turkmeni­
stan. Die geringsten Chancen sieht B. für Serbien, Albanien, Mazedonien, Bosnien,
Moldau und Tadschikistan. Vgl. Zbiegniew Brzezinski, The Great Transformation,
in: The National Interest 3/1993, S. 3 ff.
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pa", so ein ungarischer Analytiker, scheint insofern wieder einmal "ver­
dammt zu sein, eine fragmentierte Region zu bleiben, in der die Länder es
ablehnen, ihre gemeinsamen Interessen zu erkennen, ungeachtet der geo­
graphischen Nähe zueinander.,,12 Davon zeugt im übrigen auch der nach
1989 beobachtete starke Rückgang der regionalen Zusammenarbeit auf
wirtschaftlichem Gebiet. Zwar waren die Handelsströme und integrativen
Verflechtungen im Rahmen des ehemaligen Rates für Gegenseitige Wirt­
schaftshilfe (RGW) vornehmlich von arbeitsteiligen Zulieferungen für die
sowjetische Wirtschaft dominiert, eine hinreichende Erklärung für den
nicht einmal zehn Prozent der nationalen Export-jlmportbilanz errei­
chenden Anteil der intra-regionalen Zusammenarbeit der ostmitteleuro­
päischen .Staaten13 bietet dieser Sachverhalt allerdings nicht.

Neuansatz für eine gesamteuropäische Architektur

Der Westen sollte und muß angesichts der drohenden Spaltung Europas
in einen prosperierenden sowie einen strukturschwachen, von Konflikten
bedrohten Teil seinen bisher verfolgten Kooperationsansatz einer gründ­
lichen Revision unterziehen. Das betrifft in erster Linie die Unterstützung
des politischen und wirtschaftlichen Reformprozesses durch ein erweiter­
tes Engagement der EU, ihrer Mitgliedstaaten sowie der USA bzw. der
Gruppe der G-7. Dies schließt keineswegs zwingend die Notwendigkeit
einer neuen Diskussion um die Erweiterung bestehender Institutionen
durch neue Mitglieder ein. Vielmehr geht es um strukturelle Investitionen
zur Selbsthilfe mit dem Ziel, demokratische Umgestaltungen in Wirtschaft
und Gesellschaft der Reformstaaten zu fördern und zu unterstützen, ohne
deren Integrationsfähigkeit in die westlichen Kooperationsstrukturen zum
ausschlaggebenden Maßstab dafür zu erheben, ob diesen Ländern gehol­
fen wird oder nicht. Bezogen auf die gewaltigen Herausforderungen des
Reformprozesses kommt der EU zweifellos eine größere Integrationspo­
tenz zu, als sie die bestehenden sicherheitspolitischen Institutionen - mit
Ausnahme einer möglicherweise gestärkten OSZE - jemals entwickeln
können. Schließlich könnte auch ein von der EU geförderter Ausbau re­
gionaler und subregionaler grenzüberschreitender Institutionen der Zu-

12 Pal Dunay, Security Cooperation in the Visegrad Quadrangle: Present and Future,
in: Andrew Williams (Hrsg.), Reorganizing Bastern Europe, Aldershot 1994, S. 121.
Die Vorzüge einer regionalen Kooperation werden allerdings nicht nur in den betref­
fenden Staaten skeptisch beurteilt. Vgl. u.a. Bernhard von Plate, Subregionale Sicher­
heitskooperation in Ost- und Mitteleuropa und das Beispiel der Triangle-Staaten, in:
Wolfgang Heydrich u.a. (Hrsg.), Sicherheitspolitik Deutschlands: Neue Konstellatio­
nen, Risiken, Instrumente, Baden-Baden 1992, S. 590.

13 Vgl. Christian Meier, Neue Ansätze einer regionalen Zusammenarbeit, in: Georg
Brunner (Hrsg.), Osteuropa zwischen Nationalstaat und Integration, Berlin 1995,
S.175.
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Schwierigkeiten als auch seine Kosten vom Westen wie vom Osten unter­
schätzt worden waren. Müssen "wir alle" nun damit zu oder
sollten wir nicht vielmehr einer "gemeinsamen" Lösung suchen?
Zwar wird einerseits Einwand vorgebracht, es gebe keine "Sozialinge­
nieure", die das soziale System eines Landes auf ein anderes übertragen
könnten; außerdem unterscheiden sich die Methoden der Transformation
von Land zu Land erheblich. Kritische Beobachter heben anderer­
seits hervor, daß nicht nur die in der Übergangsphase befmdlichen Volks-
wirtschaften von diesen Prozessen betroffen sondern daß "alle", ein-
schließlich der westlichen Staaten, werden müssen. Es
herrscht breiter Konsens daß an diese Fragen mit einem spe-
zifischen (bzw. nationalen) Ansatz in diesen Ländern ist.
Die Frage ist also, wie die unterschiedlicher Länder efflZient
von den jeweiligen einheimischen werden können.
Vor diesem Hintergrund sollte der Beschluß von Helsinki dem Aus-
schuß Hoher Beamter zusätzlich die Funktion eines zu
übertragen, den Dialog über den zur freien Marktwirtschaft
und deren Entwicklung sowie über wirtschaftliche Zusammenarbeit anre­
gen und darüber hinaus bereits Aktivitäten innerhalb spezieller
internationaler Organisationen fördern. Das Forum sollte hohe tseamlte..
Wirtschaftspolitiker, Parlamentarier sowie Vertreter von
rungsorganisationen und aus der privaten Wirtschaft in einem fruchtbaren
Dialog über Kooperation und den Übergang zur Marktwirtschaft zusam­
menbringen. Auf der Budapester Überprüfungskonferenz wurde die Not­
wendigkeit unterstrichen, das Forum auf Ministerebene anzusiedeln und
vermehrt Vertreter der Wirtschaft sowie der Gewerkschaften in
die nationalen Delegationen aufzunehmen. Ein As­
pekt des ersten Treffens des Forums im Jahre 1993 war die
einer Vielzahl Auf dem ersten ~olges.emll-

nar des Wirtschaftsforums zur kleiner und mittelständischer
Betriebe, das 1994 in Bischkek wurde das Forum
solle die Zusammenarbeit mit internationalen .......,JI.,F-tU-IL.JULU'Io"'''''.........................' ........

stärken, die einen Beitrag zur der Ut.er'~atlgswurtsc~n(;111f~n

sten können. Das OSZE-Seminar zu fUI.ge]meme~n

ten in ebenfalls im Jahre die wlleae~rO(;lel)UIllg

der ökonomisch-ökologischen Dimension. Die OSZE solle die Arbeit der
und harmonisieren", müsse

das Forum werden und an 1IU'=.rlI=" ... 1I-... " ..... rr ge,;vmneJu.
Trotz der Teilnahme zahlreicher internationaler auch am
zweiten des Forums 1994 und obwohl als neues Element die Be-
teiligung von fünf die keine
sind, sowie von Experten aus der GUS em.ge1LW1rt
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rer Organisationen und Institutionen vermeiden muß und daß ihre Auf­
gabe im Bereich der wirtschaftlichen Dimension darin bestehe, die In­
teraktion zwischen privatem und öffentlichem Sektor zu fördern.
Es wurde vielfach bekräftigt, daß wirtschaftliche Zusammenarbeit ein we­
sentliches Element der OSZE bleiben muß. Die Rolle, die die OSZE in
der wirtschaftlichen Dimension spielen soll, ist jedoch umstritten. Be­
schränkt man seine Sicht von Europa auf die spezialisierten internatio­
nalen Organisationen und Institutionen oder "Clubs", scheint die OSZE
relativ bedeutungslos zu sein. Aber: Selbst wenn die Zahl der Mitglieder
dieser Organisationen oder "Clubs" rapide ansteigt, wird eine Reihe von
Staaten im OSZE-Gebiet sowohl kurz- als auch langfristig außen vor blei­
ben - Staaten, deren Sicherheit weitgehend von wirtschaftlicher und sozi­
aler Stabilität abhängt. Häufig wird die Ansicht vertreten, die OSZE
spiele eine wichtige Rolle als Einrichtung, von der politische Impulse zur
Förderung von Marktwirtschaft, sozialer Gerechtigkeit und der Verant­
wortung für die Umwelt ausgehen. Dem steht wiederum die Sichtweise
gegenüber, es sei ebenso wichtig, konkrete Verpflichtungen einzugehen,
um Marktwirtschaften zu entwickeln und um den Wirtschaften in der
Übergangsphase zu helfen. Übereinstimmend wird jedoch angestrebt,
Überschneidungen mit der Arbeit anderer Organisationen und Institutio­
nen zu vermeiden.
Die Rolle der OSZE war im Bereich der wirtschaftlichen Dimension bis­
lang im wesentlichen darauf beschränkt, geeignete politische Impulse
auszusenden. Politische Impulse sollten jedoch - so eine häufig vertretene
Ansicht - auch die Einführung bestimmter Standards, wie sie bereits Teil
bestehender OSZE-Verfahren sind, einschließen. In diesem Zusam­
menhang sind insbesondere das Konsensprinzip und das Prinzip der Ver­
antwortlichkeit zu nennen. Umgekehrt wird wiederum gefordert, daß
diese Prinzipien und Ansätze gleichermaßen und mit demselben Nach­
druck in allen OSZE-Dimensionen angewendet werden sollen.
Auf dem zweiten Forum wurde noch einmal betont, daß Sicherheit im
OSZE-Gebiet ebenso von der wirtschaftlichen Entwicklung der OSZE­
Staaten wie von der Einhaltung der Menschenrechte abhänge. Es herrscht
allgemeiner Konsens darüber, daß das umfassende Sicherheitskonzept als
entscheidendes Identitätsmerkmal der OSZE nicht nur den inneren Zu­
sammenhang der drei "Körbe" von Helsinki widerspiegelt, sondern auch
deren Gleichrangigkeit hervorheben soll. Keines ihrer Ziele sei isoliert zu
betrachten, sie münden vielmehr alle zusammen in ein gemeinsames Ziel:
das Streben nach einem Leben in Freiheit, Sicherheit und Wohlstand.
Mit Blick auf die anderen Dimensionen der OSZE fällt das Urteil über
die OSZE-Aktivitäten in den Bereichen des ersten und des dritten
"Korbes" in der Regel stets mehr als zufriedenstellend aus. Dies trifft je-
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tionaler Organisationen auf entsprechenden Gebieten zu profitieren wün­
sche. Darüber hinaus sollte festgehalten werden, daß eine wirklich effIZi­
ente Ausübung der Rolle, die regionalen Abmachungen und internationa­
len Agenturen zugedacht ist, erheblich vom Grad der Zusammenarbeit
und Koordination ihrer jeweiligen Aktivitäten abhängt, aber auch davon,
daß Überschneidungen und doppelte Arbeit in den ihnen zugewiesenen
Aufgabenbereichen vermieden werden. Angesichts der gegebenen perso­
nellen und fmanziellen Lage erweist sich dies um so mehr als Notwendig­
keit.
Auf den Fluren der Wiener Hofburg machen Gerüchte die Runde, daß
"Großmachtspiele" und eher "rhetorische" Ansätze in der Diskussion um
die Zukunft der wirtschaftlichen Dimension die reale Arbeit überwiegen.
Daran ist sicher etwas Wahres. Die Diskussionen in der OSZE als Forum
eines politischen Konsultationsprozesses, in dem alle Länder, gleich wie
groß oder klein sie sind, ihre eigenen spezifischen Ansichten gleichberech­
tigt entwickeln, darstellen und vertreten können, können noch geraume
Zeit fortgesetzt werden. Letzlieh kann dies aber auch zu "Unsicherheit"
oder sogar zu einem gewissen "Mißtrauen" führen, besonders im Falle
kleinerer oder auch wirtschaftlich weniger entwickelter Länder. Die
OSZE stellt jedoch ein nützliches Instrument dar, das in der Lage ist,
Ausgewogenheit herzustellen, ohne die individuelle Rolle jedes einzelnen
Akteurs herabzuwürdigen.
Die OSZE als regionale Abmachung im Sinne von Kapitel VIII der
Charta der Vereinten Nationen kann die Arbeit der Sonderorganisationen
oder Institutionen in ihren jeweiligen Aufgabengebieten nicht ersetzen.
Die OSZE hat auch keine allgemeingültigen Lösungen für wirtschaftliche
Probleme. Indem sie aber ein Dach anbietet, unter dem entsprechende
Diskussionen geführt werden können, kann sie gewährleisten, daß der
wirtschaftliche Transformationsprozeß in den breiteren Kontext von Si­
cherheit eingebunden wird. So kann sie allen Beteiligten die Notwendig­
keit verdeutlichen, die Reformen fortzuführen und den Transformations­
prozeß wirkungsvoll zu unterstützen.
Das Wirtschaftsforum ist in seiner gegenwärtigen Form kaum neuen Her­
ausforderungen gewachsen oder in der Lage, seine Rolle effektiv aus­
zuüben. Manche Experten verlangen daher die Neuordung seiner Arbeit
und Veränderungen im Ablauf der Treffen. Andere fordern eine "neue
Philosophie" für das Forum, die den vergleichsweisen Vorzügen der
OSZE ebenso wie der Möglichkeit Rechnung trägt, die Ressourcen rele­
vanter internationaler Organisationen und Institutionen durch sehr viel
engere Zusammenarbeit nutzbar zu machen, was nebenbei einen Syner­
gie-Effekt erzeugen würde. Wenn sich alle einig sind, daß es der OSZE
nicht zuträglich sei, ihr umfassendes Sicherheitskonzept aufzugeben,
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und ist es noch, internationale Normen und Standards für internationales
und innerstaatliches Verhalten zu setzen, deren politisch binöender Cha­
rakter von allen Teilnehmerstaaten anerkannt wird. Seitdem ist die
KSZEjOSZE zwar in vielerlei Hinsicht gestärkt und ausgebaut worden,
aber immer nur so, daß sie auf die Mithilfe anderer Organisationen ange­
wiesen blieb. Diesem Sachverhalt trugen die Außenminister im Prager
Dokument über die Entwicklung der KSZE-Institutionen vom 30. Januar
1992 unter Punkt IX "Beziehungen der KSZE zu internationalen Organi­
sationen" Rechnung.3

Gerade unter diesem Aspekt kommt dem Verhältnis der KSZEjOSZE zu
den Vereinten Nationen und anderen internationalen Organisationen be­
sondere Bedeutung zu.4 Die KSZEjOSZE hat seit dem Gipfeltreffen in
Helsinki 1992 ihre Beziehungen zu den Vereinten Nationen fest institutio­
nalisiert. Auch zu anderen internationalen Organisationen, wie z.B. zur
NATO und zur WEU, versucht sie ebenfalls seit 1992, engere Beziehun­
gen aufzubauen. Mit der Europäischen Union verbindet die KSZEjOSZE
eine "special relationship". Die Europäische Union entwickelt sich immer
deutlicher zum Nukleus der OSZE, ohne allerdings formale Beziehungen
zu ihr zu unterhalten. Dennoch hat sich insbesondere seit 1994 eine enge
Verflechtung zwischen EU und OSZE im Rahmen des Stabilitätspaktes
entwickelt, die interessante Perspektiven für die zukünftige Sicherheits­
ordnung in Europa eröffnet.s

Die Entwicklung der Beziehungen zwischen KSZE/OSZE und den Verein­
ten Nationen bis 1992

Die Zusammenarbeit der KSZE mit den Vereinten Nationen beginnt
nicht erst .mit dem formellen Beschluß, die KSZE zur regionalen Abma­
chung der Vereinten Nationen nach Kapitel VIII der UN-Charta zu ma­
chen. Auf dem Gebiet der wirtschaftlichen Zusammenarbeit hat die ge­
samteuropäische Organisation seit Beginn des KSZE-Prozesses Erfahrun-

3 Vgl.: Prager Dokument über die Entwicklung der KSZE-Institutionen, in: Ulrich Fa­
stenrath (Hrsg.), KSZE - Dokumente der Konferenz über Sicherheit und Zusam­
menarbeit in Europa, Neuwied/Berlin, LosebIAusg., Kap. A.S. S. 9.

4 Die Beziehungen zur NATO, NAKR, der WEU, der GUS und dem Europarat kön­
nen hier lediglich erwähnt, aber aus Raumgründen nicht weiter ausgeführt werden ­
vgl. dazu im vorliegenden Band auch: Dieter S. Lutz, Die OSZE im Übergang von
der Sicherheitsarchitektur des zwanzigsten Jahrhunderts zum Sicherheitsmodell des
einundzwanzigsten Jahrhunderts. Die nachfolgenden Organisationen haben bei der
OSZE Beobachterstatus: UN, ECE, Europarat, WEU, NATO, OECD und BERD.

S Vgl.: Heinrich Schneider, Der KSZE-Prozeß und die gesamteuropäische Koopera­
tion, in: Wemer Weidenfeld/Wolfgang Wesseis (Hrsg.), Jahrbuch der Europäischen
Integration 1993/94, Bonn 1994, S. 27-40, insb. S. 37-39.
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Handlungsfähigkeit der KSZE war damit zwar verbessert
noch nicht ",,,,,'t ... -n-, ... o,... t-

aber

Die Vereinbarungen über das Verhältnis
Nationen

zu den Vereinten

Die der KSZE zu den Vereinten Nationen werden im Hel­
sinki Dokument von 1992 an zwei Stellen defmiert und im Ka-
pitel 111 und ..II..1lo...IL A.0V.ulVV ,'v ~qL...II.F.lI.ll-lLJl.F.'l

denserhaltung), friedliche IV
"Beziehungen zu internationalen zu nicht-
teilnehmenden Rolle nichtstaatlicher . Die Aus-
führungen in IV stellen die des Verhält-
nisses der KSZE zu den Vereinten Nationen sie sind die Ge-
schäftsgrundlage der bildet dagegen die Umset-
zung der Bestimmungen aus IV für den Fall der
erhaltung. In Kapitel IV heißt es: "Unter erneuter der
von ihnen gegenüber der Charta der Vereinten Nationen ellJlgegaJt1gt~ne~n

Verpflichtungen, erklären die daß sie sich
daß die KSZE eine regionale im Sinne von .JOL.Vl.IIJJL ............

Charta der Vereinten Nationen ist und als solche ein ...1l7... r • ..,t-... nrot'" ti1Jlat~g1Jlea

zwischen europäischer und Sicherheit.,,10 Mit diesem BescWuß
stellten die Staats- und der 53 KSZE-Staaten eine engere
Verbindung zwischen den Universalismus und
nalismus her, die eher in Konkurrenz als in Harmonie zueinander
gestanden hatten.
Mit der Erklärung zur oder im Sinne
der Charta der Vereinten Nationen wollte man nicht nur die KSZE stär-
ken, sondern auch gleichzeitig einen zur der Vereinten
Nationen im Bereich der leisten. Seit dem Ende des
Ost-West-Konflikts stieß die mit ihren zum
Konfliktmanagement immer an die Grenzen der JII-I1V.ll.U0 ... VlI.Jl..II. ..11.,.,...,.......

Eine Arbeitsteilung zwischen und der UN bot
also eine wie der '-"\".'.LILVJl.lI.JI..II..0VA~V'll..~

S.14-
23 und S. 24-27.

10 Ebenda, S. 24f.
11 Vgl.: Peter Schlotter, Universalismus, Regionalismus, Kapitel VIII: Die KSZE und

die Vereinten Nationen, in: Vereinte Nationen 4/1993, S. 137-141. und Waldemar
Hummer/Michael Schweitzer, Kapitel VIII. Regionale Abmachungen, in: Bruno
Simma (Hrsg.), Charta der Vereinten Nationen. Kommentar, München 1991, S. 636­
700, hier: S. 639-642.
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Oktober 1992 eine zwischen den Vereinten Nationen
und der Sie hob in dieser Resolution die Notwendig-
keit einer engen zwischen der KSZE/OSZE und den Verein-
ten Nationen hervor und den Generalsekretär, der 48. Gene-
ratverSarnm.1UIlg einen Bericht über die Zusammenarbeit zwischen KSZE/
OSZE und den Vereinten Nationen vorzulegen. Darüber hinaus beschloß
sie in der 48. Session 1993 einen eigenen Tagesordnungspunkt für das
Verhältnis der beiden vorzusehen.15

Ausführlich setzten sich die Außenminister auf dem Ratstreffen der
Dezember 1992 mit Beziehungen zu

"_"'JL~JLJL~IJLJL allSe]LllaJtlOeT. Entscheidend für die Stärkung der
Jje.Z1enUJl1ge~n zu den Vereinten Nationen sei die Verbesserung der Kon­
takte zwischen beiden Deshalb beschloß mall zu allen
Treffen Rates und des Ausschusses Hoher Beamter einen Vertreter
des der Vereinten Nationen einzuladen UIld die ständige
Mission der jeweiligen bei den Vereinten Na-
tionen als Anlaufstelle der zu nutzen. Hier folgte mall dem
Modell, das die EG-Staaten im Rahmen der Europäischen
Lusarnmlenart~e1tin den siebziger Jahren Der amtieren-
de Vorsitzende wurde angewiesen, Kontakte mit dem Gene-
ralsekretär der UN Die Hohen Beamten erhielten den Auf­
trag, die praktischen Konsequenzen des Status einer regionalen Abma­
chUJl1g zu überprüfen sowie den Vorschlag des Generalsekretärs der Ver­
einten Nationen, um den Beobachterstatus bei den Vereinten Nationen
nachzusuchen.16 Die Vereinten Nationen der KSZE/OSZE in
der 48. Session 1993 mit der Resolution 48/5 den Status eines Beobach-
ters.17 wurden die BeziehUIlgen weiter verfestigt.

damalige amtierende Vorsitzende der die schwedische Außen-
ministerin Margaretha af Ugglas, und der Generalsekretär der Vereinten

"_"'JL'-'JLJ1.~JLJL" Boutros halldelten ein Rahmenab-
"''''1t*rII1I11'l1~'-1I'''1I'lI ZWllsctlen dem Sekretariat

der Vereinten Nationen und der aus. Darin werden regel­
1II'lI4l'l,I~lIi1"'ra Konsultationen zwischen dem UN-Generalsekretär und dem am-
tierenden Vorsitzenden sowie deren Vertretern vereinbart. Diese Ab­
cl~I","c,t:~-rITI':lI-r11nlTwurde am 1. 1994 konkretisiert, als UN-Generalse-

14 United Nations, General Assembly, A/Res/47/10 , 28 Gctober 1992.
15 Ebenda.
16 Schlußfolgerungen und Beschlüsse des KSZE-Rats (Stockholmer Treffen) 1992, in:

Ulrich Fastenrath (Hrsg.), a.a.G. (Anm. 2), Kap. C.3, S. 22-23.
17 United Nations, General Assembly, A/Res/48/5, 13 Gctober 1993.
18 Siehe: Framework for Co-operation and Co-ordination between the United Nations

Secretariat and the Conference on Security and Co-operation in Europe, 26 May
1993.
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oetell1;gt werdeno Damit entspräche das Verhältnis der OSZE zur UN ei-
ner "Art nach Maßgabe des Subsidiaritätsprinzips".22 Es
wäre also der UN-Satzung gestaltet, die ja in Kapitel VI, Art. 33,
Satz 1 genau diese Subsidiarität vorsieht: "Die Parteien einer Streitigkeit
(u.) bemühen sich zunächst um eine Beilegung (...) durch Inanspruch-
nahme oder Abmachungen (...).,,23
Die Staats- und diesen Plan zur graduellen Ver-
h.P(~C'p'i"lll""lt1r der von OSZE und Vereinten Nationen auf dem
""-JI.lLHJ.IL"",.lI.lI..IL\"".IL.IL'-".IL.IL m 1994 nur zum Teil auf. In Punkt 8 der Gipfel-

tlUiClar)est hielten sie daß "die Teilnehmerstaaten in
Ausnahmefällen beschließen können, den Sicherheitsrat der

ert~ml:en Nationen im Namen der KSZE mit einem Streitfall zu befas-
RR.p1I·.rl1l1141t1rC wurde das dazu Verfahren der Beschlußfas-
Konsens direkt betroffenen Streitparteien nicht er-

reicht. Der überraschende des armenischen Delegationslei-
ters in der der in Budapest verhinderte dies.
In den von wird unter Punkt 26 lediglich die Bereit-
schaft der der OSZE bekundet, "alle erdenklichen

uniter:neJnnen.. um örtlich begrenzte Streitigkeiten einer
lrl~~<lllcj]len Ke~ge.lunlg LJII.IlL;U'.ILU'.IL.IL.IL ""'JI1...I..q bevor sie den Sicherheitsrat der Ver-

Nationen diesen befassen." Dies ist eine sehr zaghafte Ab-
sichtserklärung für das "OSCE fIrst", das in zukünftigen Doku­
menten verankert werden muß, wenn die Beziehungen der
OSZE zu den Vereinten Nationen in einer dem Kapitel VIII entspre­
",.u.\",.u.\.L\wI.u. Arbeitsweise gestaltet werden sollen.

Fazit

Das Verhältnis zwischen der KSZEjOSZE und den Vereinten Nationen
gleicht einem halb leeren oder halb vollen Glas. Es wurden Fortschritte
im Verhältnis zu den Vereinten Nationen erreicht, aber sie gehen nicht
weit genug. Hier tritt die fehlende Entsprechung von Kooperations- und
Machtpolitik der Mitglieder sowohl der KSZEjOSZE als auch der Ver­
einten Nationen deutlich hervor. Es wird sich in der Zukunft erweisen
müssen, ob die Absichts-erklärungen auf der Basis des Rahmenabkom-

22 Heinrich Schneider, a.a.O. (Anm. 4), S. 36f.
23 Charta der Vereinten Nationen, in: Günther Unser, Die UNO, 3. Aufl., München

1985, S. 214.
24 Budapester Dokument 1994, Gipfelerklärung von Budapest, Punkt 8, in: Presse- und

Informationsamt der Bundesregierung (Hrsg.), Bulletin 120/1994, S. 1098.
25 Vgl.: Helmut W. Ganser, Die OSZE nach dem Gipfel von Budapest, in: Europäische

Sicherheit 4/1995, S. 22-24.
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Gipfeltreffen der Staats- und Regierungschefs fand 1975 in Helsinki statt,
wo die berühmte Schlußakte angenommen wurde. Dieses Gipfeltreffen

als "Gründungsdatum" der KSZE. Das nächste Gipfeltreffen erfolgte
erst fünfzehn Jahre Der Pariser Gipfel im November 1990
markierte mit der Annahme von Beschlüssen, die die KSZE nach dem
Ende des Kalten auf einen neuen Kurs brachten, einen Meilen­
stein. Das Pariser Treffen institutionalisierte die Gipfeltreffen, die nun
alle zwei Jahre der tJberprüfungskonferenzen abgehalten wer­
den sollen. Die Konferenzen von 1992 in Helsinki und 1994 in Budapest
fanden diesem Zwei-Jahres-Turnus statt. Auf dem nächsten Tref­
fen 1996 in Lissabon soll über die Häufigkeit künftiger Konferenzen be­
schlossen werden. Die die Zwei-Jahres-Frequenz einer Überprüfung
zu unterziehen, spiegelt das zunehmende Gefühl wider, daß unter den ge-
genwärtigen angesichts eines ausgearbeiteten Systems ständi-
ger die mechanisch alle zwei Jahre abge-
halten werden, hinsichtlich ihrer Substanz der politischen .a..P"""'....."""~."'~JULj\iOo,

der zu erwartenden nicht unbedingt gerechtfertigt sind.
Viele Delegationen sprachen sich in für Gipfeltreffen in länge-
ren durch anstehende Probleme aus.
Ein weiteres Dilemma die Organisation des Ablaufs der Gipfel-

Die wie man die Balance zwischen ihrer Funk-
tion als Plattform für die öffentliche der Probleme und der
Politik einzelner Staaten und als schwierige und sensible
Grundsatzprobleme zu herstellen kann.
Der Ministerrat (vormals Rat der ist das zentrale beschlußfassende
und lenkende Gremium der OSZE. In der tritt er einmal jährlich
gegen Ende der des amtierenden Vorsitzenden auf Außen­
ministerebene zusammen. Der Rat ist einerseits für die Durchführung der
tleSCluu:~se der Andererseits hat er ein General-
mandat für die Annahme zu deren Beschlüs-
sen. Die OSZE-Institutionen sind verantwortlich, der
wiederum befugt ist, und die Art ihrer Durchführung zu
bestimmen. Die gegenwärtige Arbeitsorganisation des Ministerrates, die
sich im Laufe der entwickelt die formellen Treffen zu
oreatgetajjte~n Themen der mit informellen Diskussionen

in Form von zu ganz spezifischen The-
men zu kombinieren.
Der Budapester von 1994 brachte eine Reihe wichtiger Verände-
rungen für das der Gremien. Der ersetzte den
Ausschuß Hoher Beamter durch den Hohen Rat. Dieser berät über politi-
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Angesichts der rasch expandierenden Aufgaben im Bereich der Krisenbe­
wältigung wuchs der Bedarf an ständigem Dialog und Kontakt.
Der Konsultativausschuß des Konfliktverhütungszentrums mit seinen häu­
figeren Sitzungen in Wien war aufgrund seiner eingeschränkten Befugnis
und seiner erfolglosen Versuche, seinen Aktivitäten mehr Nachdruck zu
verleihen, nicht in der Lage, diese Lücke zu füllen.
Als Antwort auf die neuen Anforderungen schuf der Rat im Dezember
1992 in Stockholm einen Rahmen für derartige Konsultationen, wobei die
ständige Präsenz der Unterhändler der KSZE-Staaten in Wien, die im Fo­
rum für Sicherheitskooperation und in anderen Rüstungskontrollgremien
arbeiteten, genutzt wurde. Dieser informelle Zusammenschluß wurde
Wiener Gruppe genannt. Unter schwedischem Vorsitz führte die Gruppe
Konsultationen durch, verhandelte und nahm "ad referendum" verschiede­
nen BescWüsse an, bevor sie durch den Ausschuß Hoher Beamter formal
gebilligt wurden. Die positiven Erfahrungen mit dieser Gruppe führten
auf dem vierten Ratstreffen im Dezember 1993 in Rom zur Einrichtung
des Ständigen Ausschusses mit Sitz in Wien. Er erhielt Entscheidungsbe­
fugnis, "wenn der Ausschuß Hoher Beamter nicht tagte" und blieb "dem
Ausschuß rechenschaftspflichtig". In diesem Sinne hat der Ständige Rat im
Vergleich zu seinem Vorgänger, dem Ständigen Ausschuß, mehr Verant­
wortung und Spielraum.
Die Hauptaktivität des Ständigen Rates sind wöchentliche Plenarsitzungen
(die in der Regel jeweils donnerstags stattfmden). Unter dem Tagesord­
nungspunkt "aktuelle Fragen" tragen die Teilnehmerstaaten Probleme von
Belang vor, geben politische Erklärungen ab und äußern Ansichten zu ak­
tuellen Vorfällen. Es handelt sich dabei vorwiegend um Äußerungen zu
politischen und aktuellen Konfliktsituationen, wie unter anderem kürzlich
der Krieg in Tschetschenien, Aspekte zur Lage in den baltischen Staaten,
wie z.B. die Frage des russischen Militärpersonals, das sich illegal in Lett­
land aufhält, und der Status der früheren jugoslawischen Republik Maze­
domen.
Die Zusammenkünfte des Ständigen Rates sind nicht öffentlich. Jedem
Staat steht es frei, jedes Thema anzusprechen. So ist der Tagesordnungs­
punkt "aktuelle Fragen" zeitlich völlig offen. Die Diskussionen sind beson­
ders nützlich, wenn auf anfängliche Positionserklärungen ein Austausch
folgt, in dem die jeweiligen Ansichten und Argumente erläutert werden
können. Sie sind zusätzlich wertvoll, wenn neben den direkt betroffenen
Staaten auch andere OSZE-Mitglieder Stellungnahmen abgeben.
Im Ergebnis dient der freie und offene Dialog, bei dem der Ständige Rat
als Katalysator fungiert, mehreren Zwecken:
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grenzte Krisensituationen", zur Regelung des Transfers kon­
ventioneller Waffen" oder der "Weltweite Austausch militärischer Infor­
mation" wurden alle vom FSK vorbereitet.
Im Januar 1995 wurden neue ert(lhn~ns~welsen eingeführt, die die Effek­
tivität des FSK erhöhen Die des Vorsitzes wurde von ei­
ner auf vier Wochen Vl~I·l~:U:.II.'g;,eJL":"t'l wobei dieselbe Delegation den
formellen subsidiären des FSK vorsteht. Um mehr Konti-
nuität zu und mit dem die Arbeit des FSK besser zu
steuern, wurde eine Troika-Formel .a.1I11"!l~.a.1l"lIh·1t"" Das Sekretariat bzw. das
K.(J.ntJl1Ktve]rn(ltUll1g~.ze:ntrum wurden d"lllllli~~.a.~.....1t"·rlO·lI"t- die Arbeit des FSK zu
unterstützen.
Das FSK hält 'I."l1011t"01l'''h11nl

pertenarbeitsgruppen. werden informelle
fen, um über spezifische Probleme zu beraten.
Das FSK hat vom des K.onttLk~lerJl1utun~~sZl~ntrUIJns

der nach der Ministerentscheidung 1993 in Rom aufgelöst die Ver­
antwortung für die Umsetzung der vertrauens- und sicherheitsbildenden
Maßnahmen (VSBM) "geerbt". In diesem Rahmen fmden auch die
chen Treffen zur der VSBM statt.
Ein sensibler Punkt ist seit dem Entwurf der des FSK des-
sen Beziehung zu anderen OSZE-Gremien und speziell zu den
schen Management"-Strukturen wie dem Hohen Rat und dem ~t2lllalge~n

Rat (ehemals Ausschuß Hoher Beamter und u"u.JU.-....~VJI. AU~;SCJ:1Wj

Staaten glauben, daß das FSK wegen des Gewichts der
über militärische Sicherheit weitgehende Autonomie erhalten solle und
vor dem "Mikro-Management" und den Zustim­
mung" (FSK-Entscheidungen müssen ein zweites Mal genehmigt .,., ....................'-"-1

der politischen Gremien geschützt werden sollte. Andere wiederum mei­
nen, daß ein Autonomiestatus des Forums
Integration militärischer in den PO.Utl:;Clllen .1.V.JL4.'UULJI.t.J,lI.JI. V4.'UULJI.

der OSZE behindert, die das Potential des FSK für
Aufgaben des politischen Tagesgeschäftes zu nutzen und die Koordination
der OSZE-Arbeit verkompliziert, vor allem was die Flexibilität der Ar-
beitsorganisation in Wien wo beide - Rat und FSK - in
fast identischer personeller tagen ("dieselben Leute
mit verschiedenen Es sollte hier werden, daß das Pro-
blem der Koordination zwischen Rat und FSK an-
gegangen wird, u.a. indem gemeinsame informelle einberufen
oder Vertreter des OSZE-Vorsitzenden zu den FSK
eingeladen werden.
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haltung der Verbindung zu den Partnern der OSZE: internationalen
Organisationen, Nicht-Mitgliedstaaten und NGOs.
Schließlich hat der amtierende Vorsitzende eine Anzahl von Ver­
pflichtungen bei der Koordinierung der Arbeit der anderen OSZE­
Institutionen (er leitet die Ministerentscheidungen an sie weiter und
berät sie bei deren Bewertung), und er trifft höhere Personalent-

Der amtierende Vorsitzende kann durch die Troika unterstützt werden,
die aus seinem ihm selbst und seinem Nachfolger (derzeit Ita­

'-"'JUL/iiii.,tI.JI-L ........ und die Schweiz) besteht. Diese Institution wurde auf dem
von 1992 geschaffen und gewinnt zunehmend an Bedeutung. Sie ist

die der Troika handeln jedoch auch ge-
Kepr,lSe]l1tantf~n der OSZE bei Kontakten mit anderen Orga-

nisationen oder um gemeinsame Erklärungen abzugeben.
Sie entlasten den Vorsitzenden, indem sie seiner Aufgaben über-
nehmen z.B. trat als bei den Vorbereitun-
gen zum Abschluß des und Italien sitzt der Mittel-

Andere Instrumente zur des Vorsitzenden sind die Ad-hoc-
Ausnahme der Minsker Gruppe, die als sol-

che nicht eingesetzt) und die persönlichen Vertreter
(die 1992-93 in den Konflikten in Moldau und Georgien wie auch kürzlich
in Tschetschenien erfolgreich gearbeitet JIUL........." ........... J.

Die Institution des Vorsitzenden hat sich in den vergangenen vier Jahren
ausgesprochen konstruktiv weiterentwickelt, und jedes Land, das diese Po­
sition bislang innehatte, hat diesem Prozeß seinen un'ver'we~ch;selbaJlen

Stempel aufgedrückt.
Der Posten des OSZE-Generalsekretärs wurde im Dezember 1992 vom
Ministerrat in Stockholm geschaffen. Der Generalsekretär wird vom Mi­
.lUULUll."".... .a._i. für einen von drei Jahren ernannt der Möglichkeit
einer Verlängerung). Seit Juni 1993 hat Dr. Wilhelm Höynck
das Amt des Generalsekretärs der OSZE inne.
Die Funktionen des Generalsekretärs können in folgende Bereiche einge­
teilt werden:

Erstens handelt er als Vertreter des amtierenden Vorsitzenden und
unterstützt diesen bei allen die der Ziele der OSZE
au~;ge:rlCJllte1ten Aktivitäten. Der Generalsekretär repräsentiert die

Kontakten nach außen. Er wird gelegentlich von der
...., ..... " ........................1i=...."l den Teilnehmerstaaten politische Mitteilungen zu

DeaSt~lel dafür Missionen und Besuche in
.J&.../"".... lI.ll.ll-.JUILF, von
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kretär. Er berichtet dem Ständigen Rat regelmäßig über seine Tätigkeit.
Die Unterstützung durch die Teilnehmerstaaten ist für die Wirksamkeit
seiner Arbeit entscheidend. Mit fortschreitender Zeit sind einige vielleicht
enttäuscht, weil sie auf schnelle und weitreichende Ergebnisse gehofft hat­
ten. Mancher mag sich unbehaglich fühlen, ständiger Aufmerksamkeit
und permanentem Druck ausgesetzt zu sein. Derartige Frustration oder
Enttäuschung können die Bemühungen des HKNM zunichte machen. Die
notwendige Gegenmaßnahme ist die unwiderrufliche, klare und sichtbare
Unterstützung seiner Bemühungen durch die OSZE-Teilnehmerstaaten.
Es ist wichtig, daß die betroffenen Parteien hinter der Tätigkeit des Ho­
hen Kommissars das volle politische Gewicht der OSZE-Gemeinschaft als
ganzer und jedes der Teilnehmerstaaten wissen.
Das OSZE-Sekretariat wurde in seiner jetzigen verstärkten und konsoli­
dierten Form im Dezember 1993 vom Ministerrat in Rom ins Leben geru­
fen und hat seine Arbeit im 1994 aufgenommen. Es besteht aus vier
Abteilungen:
Das Konf/iktverhütungszentrum ist eine Abteilung, deren Ursprünge auf
den Pariser Gipfel von 1990 zurückgehen. Es ist für die Unterstützung der
OSZE-Arbeit auf dem Gebiet der Konfliktverhütung und der Krisenbe­
wältigung zuständig, insbesondere auch für die operative Unterstützung
der OSZE-Missionen vor Ort. Da die Anzahl derartiger Missionen ständig
gestiegen ist und die logistischen Bedingungen für ihre Durchführung
schwierig sind, ist die Aufgabe, mit dieser Verantwortung (zumal mit

nur sehr. weniger Mitarbeiter) fertig zu werden, zu einer großen
Herausforderung geworden. In die Zuständigkeit des Konfliktverhütungs­
zentrums fallen auch die Unterstützung bei der Durchführung von ver­
trauens- und sicherheitsbildenden Maßnahmen, die Verwaltung der mili­
tärischen Datenbank der OSZE sowie die Unterstützung des Forums für
Sicherheitskooperation. Es ist ebenfalls für den Betrieb des Kommunika­
tionsnetzes zuständig, das dem digitalen Austausch militärischer und an­
derer Informationen zwischen den Hauptstädten ihrer Teilnehmerstaaten
dient.
Die Abteilung zur Unterstützung des amtierenden Vorsitzenden ist verant­
wortlich für die Kontakte zu internationalen Organisationen, Nicht-Mit­
gliedstaaten und NGOs. Sie unterstützt den Generalsekretär bei seinen

rll.1I"'l1rQ1r1to1l"'l und PR-Aktivitäten und bereitet die Treffen vor. Sie ist eben-
falls zuständig Presse- Öffentlichkeitsarbeit.
Die Abteilung ist für Konferenz- und Dolmetscher-
dienste, zuständig. Das Prager Büro, das
der Abteilung für untersteht, betreut die Treffen des
Hohen Rates, führt das OSZE-Archiv und ist für die Dokumentenvertei­
lung zuständig.

394





len allein durch ihre bloße Anwesenheit deutlich zur Stabilisierung in Kri­
sengebieten beigetragen.
Im Februar 1993 erteilte die OSZE das Mandat zur Einrichtung von Mis­
sionen zur Unterstützung von Sanktionen. Zu ihren Aufgaben gehören die
Überwachung der Einhaltung der Sanktionen gegen die Bundesrepublik
Jugoslawien (Serbien und Montenegro) und des Waffenembargos gegen
alle Republiken des früheren Jugoslawien. Die Missionen sind in allen
Nachbarstaaten der Bundesrepublik Jugoslawien (Serbien und Montene­
gro) im Einsatz: Albanien, Bulgarien, Kroatien, Ungarn, der früheren ju­
goslawischen Republik Mazedonien, Rumänien und der Ukraine. Die
Missionen zur Unterstützung von Sanktionen arbeiten im Rahmen der
Verbindungsgruppe für Sanktionen unter dem Vorsitz des EUjOSZE­
Koordinators, Botschafter Antonio Napolitano, zusammen.
Eine Planungsgruppe auf hoher Ebene (HLPG) wurde in Wien vom am­
tierenden Vorsitzenden in Übereinstimmung mit einem Beschluß des Bu­
dapester Gipfels 1994 eingesetzt. Sie soll Empfehlungen für die Aufstel­
lung einer multinationalen OSZE-Peacekeepingtruppe in der Region
Berg-Karabach, u.a. hinsichtlich Größe und Art der Truppe, Kommando­
und Führungsstruktur, Logistik, Zuweisung von Einheiten und Ressour­
cen, Einsatzregelungen, und für Vereinbarungen mit den dazu beitragen­
den Staaten geben. Die Gruppe besteht aus etwa 30 hochrangigen OfflZie­
ren, die von den Teilnehmerstaaten entsandt werden.

Weitere Gremien

Seit 1991 hat die OSZE auch eine parlamentarische Ebene. Die Parlamen­
tarische Versammlung der OSZE tritt einmal jährlich zusammen und wird
von einem Sekretariat in Kopenhagen unterstützt. Die Versammlung er­
örtert die Arbeit der OSZE und spricht Empfehlungen aus. Ihre Mitglie­
der nehmen an allen wichtigen OSZE-Treffen teil. Der amtierende Vor­
sitzende gibt der Versammlung die notwendigen Informationen über die
Arbeit der OSZE. Eine nützliche Form der Informationsweitergabe sind
die vom Generalsekretär organisierten Besprechungen kurz vor den jähr­
lichen Versammlungen.
Schließlich sollten noch drei Gremien erwähnt werden, die, obwohl sie
nicht direkt zur OSZE gehören, so doch mit ihr verbunden sind oder ihre
administrative Unterstützung genießen. Im Mai 1995 wurde in Genf der
Vergleichs- und Schiedsgerichtshoj auf der Basis eines entsprechenden
Übereinkommens innerhalb der OSZE gegründet. In Wien wurde eine
Gemeinsame Beratungsgruppe zur Fördemng der Ziele und zur Implemen­
tierung des KSE-Vertrages ins Leben gerufen. Ebenfalls vomOSZE-Se-
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Verwaltungsorganen wurde nicht viel Einfluß zugestanden. Diese Tendenz
wurde durch das Prager Dokument des Rates verstärkt. Es forderte, daß
der Ausschuß Hoher Beamter, der aus leitenden Diplomaten der Teil­
nehmerstaaten besteht, mindestens alle drei Monate zusammentritt.4 Dies
würde eine gewisse Kontinuität zwischen den Treffen des Ministerrates
herstellen.
Der Gipfel von Helsinki im Juli 1992 stärkte die Position des amtierenden
Vorsitzenden, und zwar durch a) die Unterstützung der Troika, die sich
aus dem gegenwärtigen amtierenden Vorsitzenden sowie seinem Vorgän­
ger und seinem Nachfolger zusammensetzt, b) durch ad hoc-Lenkungs­
gruppen, besonders auf den Gebieten Konfliktprävention, Krisenma­
nagement und Streitbeilegung, c) durch Unterstützung von persönlichen
Vertretern mit einem klaren und präzisen Mandat.5 Es ist offensichtlich,
daß der Hauptzweck der Troika in der Herstellung von Kontinuität in den
KSZE-Aktivitäten liegt. Die anderen beiden Einrichtungen stellen sehr
flexible Instrumente dar, auch wenn die Lenkungsgruppen vom Rat oder
vom Ausschuß Hoher Beamter (AHB) eingerichtet werden können, wo­
hingegen der amtierende Vorsitzende den AHB über seine Absicht infor­
mieren muß, persönliche Vertreter zu entsenden.
Zwei weitere Entwicklungen im Institutionengefüge verdienen besondere
Aufmerksamkeit. Es wurde beschlossen, einen Hohen Kommissar für na­
tionale Minderheiten (fortan HKNM) zu ernennen.6 Hierin spiegelt sich
deutlich die seit 1990 gesammelte Erfahrung wider, daß ethnische Kon­
flikte, deren Wurzeln meistens in der Verletzung von Minderheitenrech­
ten liegen, die Gefahr einer gewaltsamen internationalen Eskalation in
sich bergen.
Noch während die Position des HKNM eingerichtet wurde, wurden be­
reits Vorbereitungen getroffen, ein weiteres Element in das internationale
Netz einzufügen. "In seiner Rede auf dem Helsinki-Gipfel überraschte
der britische Premierminister John Major die Zuhörer mit seinem Vor­
schlag, die KSZE solle einen Generalsekretär bekommen." Den Berichten
zufolge "fand dieser Vorschlag sehr schnell breite Unterstützung der Mit­
gliedstaaten.,,7 Dies spiegelt sich verschwommen in den folgenden Worten

4 Prager Dokument über die weitere Entwicklung der KSZE-Institutionen und -Struk­
turen, Prag, 30. Januar 1992, Kap. A.5, S. 1, in: Fastenrath, Ulrich (Hrsg.), KSZE.
Dokumente der Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa, Neu­
wied/Berlin, Losebl.-Ausg.

5 Gipfelerklärung von Helsinki, Helsinki, 10. Juli 1992. Verheißungen und Probleme
des Wandels, in: Fastenrath, a.a.O. (AnmA), Kap. BA; Beschlüsse von Helsinki, Hel­
sinki, 10. Juli 1992, in: ebenda, Kap. A.6, hier S. 3f.

6 Ebenda, S. 5.
7 Niels Möller Gulland, The Forum for Security Co-operation and related Issues, in:

Michael R Lucas (ed.), The CSCE in the 1990s: Constructing European Security and
Cooperation, Baden-Baden 1993, S. 58 (eigene Übersetzung).
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zesses ist. Dazu tragen auch ihre politische Glaubwürdigkeit und, wenn
nötig, ihre operationale Flexibilität bei.12 Die Teilnehmerstaaten, die die
Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit allmählich in eine re­
gionale Einrichtung und dann - im Dezember 1994 - in eine internationale
Organisation umwandelten, wollten keine zweite regionale UNO. Die
Notwendigkeit, kosteneffektiv zu handeln, unterstützte die geschilderten
Überlegungen.
Die Entwicklung des KSZE-Generalsekretariats unterstrich die Tatsache,
daß seine Rolle nicht als politisches Organ konzipiert wurde. Es wurde
nach Wien verlegt, mit einem Büro in Prag, und umfaßt "Abteilungen für
Konferenzdienste, Verwaltung und Haushalt, die Unterstützunßdes am­
tierenden Vorsitzenden sowie das Konfliktverhütungszentrum." ObwoW
das Sekretariat von etwa 100 auf 150 Mitarbeiter vergrößert wurde, hat
die überwältigende Mehrheit der Angestellten keinen Diplomatenstatus.
Die meisten sind mit Bilanzbuchhaltung, Logistik und ähnlichen Berei­
chen befaßt, was den vorwiegend unpolitischen Charakter des Sekretariats
und seines Generalsekretärs deutlich macht. Während des KSZE-Gipfels
im Dezember 1994 wurde "die Stärkung des politischen Status des Gene­
ralsekretärs (der in erster Linie als Sekretariatsleiter fungiert, der den
amtierenden Vorsitzenden in seiner Arbeit unterstützt) ... in den Be­
schlüssen von Budapest nicht zur Sprache gebracht,,14. Bevor die Vorbe­
reitungen für den Gipfel in Budapest begannen, war vorgeschlagen wor­
den, die Zahl "politischer Figuren" in der KSZE durch die Einrichtung
eines "KSZE-Beraters für Stabilitäts- und Sicherheitsfragen" zu erhöhen.
Dieser Berater sollte ein Mandat "... nach dem Vorbild des Hohen
Kommissars der KSZE für nationale Minderheiten erhalten, was ihn bei
der Verhütung von Spannungen, die nicht mit Fragen nationaler Minder­
heiten zusammenhängen, zu einem unauffällig und leise agierenden Ver­
mittler gemacht hätte".15 Dieser von Österreich und Ungarn eingebrachte
Vorschlag wurde nicht angenommen. Mit Ausnahme des Konflikts in Ta­
dschikistan, haben alle anderen Konflikte ethnische Wurzeln, so daß sie
vom HKNM oder anderen Organen behandelt werden können. Es gibt so­
mit keinen Grund, dem institutionellen System ein weiteres Organ hinzu­
zufügen.

12 Diese Vorteile werden, neben anderen, in dem Bericht aufgeführt "Seminar on CSCE
Peacekeeping 7-9 lune 1993, Vienna. Report on the discussions in Workshop "C"," S.
2.

13 Zusammenfassung und Schlußfolgerungen des Ratstreffens von Rom, Rom, 1. De­
zember 1993. Die KSZE und das neue Europa - unsere Sicherheit ist unteilbar, in:
Fastenrath, a.a.O. (AnmA) , Kap. CA, VII. KSZE-Strukturen und -Operationen, S.
21f.

14 Victor-Yves Ghebali, Die Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Eu­
ropa als Ergebnis der Budapester Konferenz, in: NATO-Brief 2/1995, S. 25.

15 Ebenda.
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Jedoch wurde auch klar, daß sie den gravierenden Problemen nicht ge­
wachsen sind.
Auf dem Gipfel im Juli 1992 wurden diese Problemfelder angesprochen.
Eines davon war die Etablierung eines Mechanismus, der die häufigste
Spannungsursache aufgreift, nämlich interethnische Konflikte. Der
HKNM hat eine Frühwarnungs- und Vermittlungsfunktion. In einer etwas
zweideutigen Formulierung ist der HKNM berechtigt, über seine Rolle als
Beobachter und Vermittler hinauszugehen. "Der Hohe Kommissar kann
empfehlen, daß man ihn ermächtigt, weitere Kontakte und eingehendere
Konsultationen mit den betroffenen Parteien mit dem Ziel möglicher
Lösungen gemäß einem vom AHB zu beschließenden Mandat
aufzunehmen.,,18 Dies stellt eine Abkehr vom Prinzip der Vermittlung und
eine Hinwendung zu dem der ScWichtung dar, was eine aktivere Rolle des
HKNM voraussetzt, die bis hin zu Empfehlungen zur Lösung des
potentiellen Konflikts reichen würde. In der Praxis konzentrierte sich der
Hohe Kommissar seit Anfang 1993 auf Erkundungsmissionen in po­
tentiellen Krisengebieten. Er ist zur Zeit mit folgenden Fällen direkt be­
faßt: 1) Lettland und Estland (im Hinblick auf die dort lebenden Russen),
2) Slowakei (die ungarische Minderheit) und Ungarn (die slowakische
Minderheit), 3) Rumänien (insbesondere in bezug auf die dortige
ungarische Minderheit), 4) die frühere Jugoslawische Republik Mazedo­
nien (ihre albanische Bevölkerung), 5) Albanien (in bezug auf die griechi­
sche Bevölkerung im Süden des Landes), 6) Ukraine (besonders die Lage
auf der Krim) und 7) (interethnische Beziehungen) in Kasachstan und
Kirgisien.19 Die Arbeit des Hohen Kommissars hat dazu beigetragen,
Verständnis zu schaffen für vorhandene realistische Möglichkeiten bei der
Bewältigung von Minderheitenkonflikten. Eine der wichtigen Schluß­
folgerungen, die als Warnsignal für alle politischen Kräfte dienen sollte,
die mit aufkommenden ethnischen Konflikten zu tun haben, ist folgende:
"Es ist eindeutig, daß territoriale Regelungen und insbesondere Abspal­
tungen keine realistischen Möglichkeiten sind, weil sie nicht durchführbar
und für fast alle Staaten inakzeptabel sind.,,20 Wenn die Beobachtung
"wiederholte Verstöße gegen Verpflichtungen deuten häufig auf den
Beginn eines Konfliktes hin,,21 richtig ist, dann ist es wichtig, festzuhalten,
daß die KSZE die häufigste und wichtigste Konfliktquelle identiflZierte

18 Beschlüsse von Helsinki, a.a.O. (Anm.5), S. 9.
19 Max van der Stoel, Konfliktverhütung und Herbeiführung von Frieden als bedeu­

tende Aufgaben der KSZE, in: NATO-Brief 4/1994, S. 1l.
20 Rob Zaagman, Minority Questions, Human Rights and Regional Instability: The Pre­

vention of Conflict, in: Robert L. Pfaltzgraff Jr./Richard H. Schultz Jr. (eds.), Ethnic
Conflict and Regional Instability: Implieations for US Poliey and Army Roles and
Missions, Washington 1994, S. 222 (eigene Übersetzung).

21 Wilhelm Höynek, Die KSZE arbeitet am Ausbau ihres Konfliktverhütungspotentials,
in: NATO-Brief 2/1994, S. 17.
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Die andere Neuerung des Helsinki-Gipfels war die Vereinbarung, em
KSZE-eigenes Peacekeeping zu etablieren.
Während des Vorbereitungstreffens im Frühjahr 1992 wurden intensive
Debatten darüber geführt, wie die Beziehungen zwischen dieser KSZE­
Aktivität und der anderer Institutionen zu gestalten wären. Von Beginn an
vertraten einige Delegationen, einscWießlich der der USA und Großbri­
tanniens, die Meinung, daß "Peace-keeping-Streitkräfte auf Anfrage der
KSZE von anderen spezialisierten Organisationen wie der NATO, der
neun Staaten umfassenden Westeuropäischen Union oder den Vereinten
Nationen zur Verfügung gestellt werden sollten", wohingegen andere, zum
Beispiel der vormalige deutsche Außenminister Genseher, betonten, daß
die KSZE ihre eigenen Peacekeeping-Kräfte erhalten sollte.23 Letzlieh
setzte sich die erstere Position durch und das Dokument postulierte: "Die
KSZE kann Ressourcen und mögliche Erfahrung sowie Sachkenntnis be­
stehender Organisationen, wie der EG, der NATO und der WEU nutzen
und könnte sie deshalb ersuchen, ihre Ressourcen zur Verfügung zu stel­
len, um sie bei der Durchführung friedenserhaltender Aktivitäten zu
unterstützen.,,24 Es ist wichtig, festzuhalten, daß das Peacekeeping-Kon­
zept der KSZE den "traditionellen Ansatz" widerspiegelt. Das bedeutet,
daß Peacekeeping-Operationen keine Aktionen zur Friedenserzwingung
umfassen, daß sie die Zustimmung der direkt betroffenen Parteien benöti­
gen und sie unparteüsch durchgeführt werden. "Friedenserhaltende Ope­
rationen können nicht als Ersatz für eine Verhandlungslösung betrachtet
und müssen daher als zeitlich begrenzt verstanden werden.,,25 Ein solcher
Ansatz ist nicht unumstritten. Seit dem Ende des Ost-West-Konflikts ist
deutlich geworden, daß die wichtigste noch offene Frage lautet, ob man
sich an der Lösung eines gewaltsamen Konflikts beteiligt oder nicht. Be­
jaht man diese Frage, so laufen die Organisation und die Länder, die
Truppen zur Verfügung stellen, Gefahr, hoffnungslos in dem Konflikt zu
versinken, wie der gegenwärtige Krieg im früheren Jugoslawien zeigt.
Folglich erscheint es immer willkürlicher, eine Trennungslinie zwischen
Friedenserhaltung und Friedenserzwingung ziehen zu wollen. Was Peace­
keeping angeht, so wurde angeregt, daß der Rat oder der AHB, ähnlich
wie bei anderern Arten des Konfliktmanagments, "eine Operation in re­
gelmäßigen Abständen überprüfen und alle erforderlichen Entscheidun­
gen hinsichtlich ihrer Durchführung"26 treffen wird. Auch der amtierende
Vorsitzende spielt eine wichtige Rolle, indem er geeignete Konsultationen
organisiert und den Leiter der Mission nominiert, den der AHB dann

23 Robert Mauthner, CSCE Agrees Principle of Peace-keeping, in: Financial Times vom
27. März 1992, S. 3.

24 Beschlüsse von Helsinki, a.a.O. (Anm.5), S. 22.
25 Ebenda, S. 19.
26 Ebenda, S. 20.

406





rationen einer solchen Truppe entwickeln möge.31 Zu diesem Zweck
mußte er vom Generalsekretär unterstützt werden. Der wird seinerseits
"nach Konsultationen ... ferner eine Planungsgruppe auf
hoher Ebene in Wien einsetzen, um unter anderem Empfehlungen über

und Art Kommando- und Führungsstruktur, Logistik,
und Vereinbarungen mit den beitragenden

Staaten abzugeben". Diese Verpflichtung zeigte deutlich, daß im Falle
einer die aktive Unterstützung des Sekretari­

denn die militärische Expertise hat das Kon-
das Teil des Sekretariats ist. Wenn KSZE-Peace­

kann sich die Zusammenarbeit zwi-
..;...P1I"• .P.... ·'JlIC',~V1l'·.Pt- ..ll .... und den Vereinten Nationen im Hinblick auf

logistischen und technischen Erfor­
dernisse als erweisen. In diesen Bereichen verfügt das UN Depart­
ment of Peacekeeping Operations bereits über große Erfahrung. Es wäre
zu bereits festzulegen, ob die für Berg-Karabach vorgesehene Ope-
ration gleich in der Größe (drei mechanisierte Infanteriebatal-
lione und drei mechanisierte Infanteriekompanien oder fünf
mechanisierte Infanteriebatallione und eine unabhängige Infanteriekom-

aufgestellt oder ob sich zunächst die Entsendung ei-
ner von Beobachtern in Region als notwendig er­
weisen wird, und die Operation erst dann ausgeweitet wird, wenn sich de­
ren Aktivität als nützlich und akzeptabel für beide Parteien erweist. Selbst
wenn es nötig sein sollte, die Operation in kleinerem Rahmen zu begin­
nen, wird früher oder später die Verwirklichung des Beschlusses von
Budapest notwendig werden. Dies wird ein Testfall, der bei der Zusam­
menarbeit zwischen der "Bürokratie" der KSZE-"Profis" und dem amtie-

Vorsitzenden eine gewisse Rolle spielen wird.

Die Zusammenabeit zwischen dem amtierenden Vorsitzenden und dem Ge­
neralsekretär heute und morgen

Wie bereits kurz haben verschiedene KSZE-Entscheidungen
.&.JtWl.t>AJL.LIL""".II.1II. darüber geschaffen, welche Organe eine politische Rolle in der
,--,.II.:Fioot>AJL.LILUIII.lI.lII..II.",-".LIL zu spielen haben. Ohne jeden Zweifel sind es deren zwei, die

1H~1hlIII1111~'tlI' einer solchen aktiv anstreben: der amtierende Vor-
sitzende und der Hohe Kommissar für nationale Minderheiten. Gegen-

31 Budapester Dokument 1994 - Der Weg zu echter Partnerschaft in einem neuen Zeit­
alter, Budapest, 6. Dezember 1994. H. Regionale Fragen. Intensivierung der KSZE­
Bemühungen bezüglich des Konflikts in Berg-Karabach, in: Fastenrath, a.a.O. (Anm.
4), S. 14f.

32 Ebenda, S. 15.
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"'1I"c'1It-'7j~nrfpn aus JL.JLAU' ............, ....u .................' .......

rH 1I"t-~ h11t"111l110" hat. Das könnte
oder eine

mehr Kontinuität als da viele
Jahres werden können. Eine solche

kann der Generalsekretär
dessen und um weitere zwei Jahre

~70ll'·Rd'lI1I",na·1I""" werden
Es nichts den Status des Generalsekretärs zu
revidieren. sollte weiter auf die und die Instruktionen ,,, .................. ,,,, .. _
gen Institutionen die dafür bestimmt d.h. der \.J ... lIo.Al.JI..A'lo&.LF-.""

der Hohe der Ministerrat und der amtierende Vorsitzende. Ge-
wisse kleinere könnten dennoch werden. Eine

die zwischen dem Generalsekretär dem amtie-
renden Vorsitzenden durch die eines Vertreters des

le~{e111Q:e~n Außenministerium zu konsolidieren.
Es ließen sich auch radikalere Maßnahmen wie zum die

1I11i"1,""C'1I11_n der des und seinen Ersatz
einen Vertreter amtierenden Vorsitzenden. käme aus n~Tns.~~.-

ben amtierenden Vorsitzenden stellt und seine
Amtszeit letzterem. es ist noch zu zum ge-

01lt-'1"'il1l1l1t"lllrt- radikale über diese Funktion zu
fällen. "Es ist besser achtmal zu schauen zu bevor man ein-
mal ein ....:1I"'\11"1I~1i'\''lI7,"''1I''t-

Man sollte sich auch Ve]r2e~2eJnwärt12e~n

33 der ~Cl1.1uJjtol~~ef\llng(~nund Beschlüsse des Stockholmer Ratstref-
fens, Anhang 1, a.a.O. (Anm. 9), 1.
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konnte;2 aber auch auch das gelang z.T. erst in Budapest selbst, unmittel­
bar vor dem Gipfeltreffen.3

Andere dem Wiener Sicherheitsforum vom Helsinki-Gipfel1992 aufgetra­
gene Vorhaben waren kaum vorangekommen; so z.B. die Erarbeitung von
Maßnahmen zur regionalen (auf begrenztere Spannungsfelder innerhalb
des KSZE-Raums bezogenen) Sicherheitsförderung und Rüstungskontrol­
le; oder auch die Harmonisierung der VSBM- und Arms Control-Ver­
pflichtungen der KSE-Vertragspartner einerseits, der übrigen KSZE-Teil­
nehmerstaaten andererseits. Es war klar, daß dazu auch im Rahmen des
Budapester Treffens kein Durchbruch mehr erzielt werden könnte.
Dies führte zu einer Neufassung des Aufgabenkatalogs für das Sicher­
heitsforum im Budapester Dokument.4

Wesentliche Bestandteile dieses Dokuments, an denen schon viele Mona­
te lang gearbeitet worden war, konnten ebenfalls erst im Rahmen des
Überprüfungstreffens, kurz vor dem Zusammentritt des Gipfels, in eine
konsensfähige Fassung gebracht werden - so z.B. der "Verhaltenskodex".5
Tatsächlich waren es jedoch vorrangig andere Themen, die das Budape­
ster Treffen unter eine Spannung setzten, die dann auch das Geschehen
auf dem Gipfel erheblich prägte.

2 Kapitel V der "Beschlüsse von Budapest", Anhang, in: Ulrich Fastenrath (Hrsg.),
KSZE. Dokumente der Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa,
NeuwiedjBerlin, Losebl.-Ausg., Kap. B.5, S. 29 sowie Kap. F.9, F.10, F.l1 und F.12.
Dabei handelte es sich u.a. um:
- Das "Wiener Dokument 1994 der Verhandlungen über VSBM" - eine Weiterent­

wicklung der entsprechenden Dokumente aus den Jahren 1990 und 1992; die
Umgestaltung des VSBM-Regimes, das ja zunächst für das Gegenüber der beiden
Großallianzen entwickelt worden war und nach der Wende an die nun entstandene
ganz andere sicherheitspolitische Problemlage angepaßt werden sollte, erwies sich
als mühsam und langwierig; man kann kaum sagen, daß die Aufgabe schon voll
bewältigt worden wäre.

- Eine Vereinbarung über den weltweiten Austausch von militärischen Informatio­
nen weitet in bezug auf schwere Waffensysyteme und Personalstärken den
Anwendungsbereich von VSBM (bislang "vom Atlantik bis zum Ural") aus.

- Ein Dokument über "stabilisierende Maßnahmen für örtlich begrenzte Krisensitua­
tionen" listet im wesentlichen eine Vielzahl geeigneter Handlungsmöglichkeiten
auf, so daß im aktuellen Fall nicht mühsam über Optionen und Definitionen disku­
tiert werden muß.

- Eine Erklärung über Prinzipien zur Regelung des Waffentransfers hat, abgesehen
von einer über die entsprechenden UN-Regelungen hinausgehenden Vereinbarung
über die Registrierung entsprechender Transaktionen- eher den Charakter einer
Good-Will-Deklaration.

3 Das gilt insbesondere für das "Wiener Dokument 1994"; einige Formulierungen die­
ses Dokuments waren bis zum Schluß umstritten - wobei man zuweilen den Eindruck
von Scheingefechten gewinnen konnte.

4 Kapitel V der "Beschlüsse von Budapest", in: Fastenrath, a.a.O. (Anm.2), Kap. B.5, S.
26-28.

5 Kapitel IV der "Beschlüsse von Budapest", ebenda, S. 18-26.
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So initiierte der Westen, auf der Grundlage von Ideen James Bakers und
Hans-Dietrich Genschers, zunächst eine Art Ersatzlösung: den "Nordat­
lantischen Kooperationsrat", zu dessen Konstituierung im Dezember 1991
allerdings alle ehemaligen "Ostblockstaaten" eingeladen wurden; während
der Grüudungstagung zeichnete sich bereits der Zerfall der UdSSR ab. Im
Rahmen des NAKR wurden in der Folgezeit anspruchsvoll klingende Ko­
operationsprogramme verabschiedet, die zu der Einschätzung verleiten
konnten, wichtige Bereiche der gesamteuropäischen Zusammenarbeit
würden - gewissermaßen auf Kosten der KSZE - dorthin verlagert.
Tatsächlich übernahm der Kooperationsrat wichtige Funktionen des In­
teressenabgleichs, insbesondere als es nach dem Zerfall des Warschauer
Paktes und der UdSSR nötig wurde, die im KSE-Vertrag von 1990 verein­
barten Rüstungsobergrenzen zwischen den verschiedenen mittel- und ost­
europäischen Staaten (einschließlich der nun unabhängig gewordenen
Nachfolgestaaten der Sowjetunion) neu zu verteilen. Die westlichen Staa­
ten bemühten sich damals im Rahmen des NAKR intensiv und schließlich
erfolgreich, ihre osteuropäischen Partner zu Kompromissen - untereinan­
der - zu bewegen.
Als dann im Zuge der politischen Entwicklung mehrere mittel- und osteu­
ropäische Staaten abermals und mit größerer Dringlichkeit ihr Interesse
an einem NATO-Beitritt bekundeten,7 zögerte das westliche Bündnis
nach wie vor, darauf positiv einzugehen, und proklamierte statt dessen im
Januar 1994 das Projekt "Partnerschaft für den Frieden" - mit dem
Angebot an alle europäischen Staaten, sich diesem Projekt grundsätzlich
anzuschließen und jeweils spezielle Vereinbarungen u.U. unterschied­
lichen Inhalts über die Sicherheitskooperation (bis hin zur Abstimmung
von militärischen Ausbildungsprogrammen und zu einer gewissen Ver­
flechtung von Aktivitäten der Streitkräfte) abzuschließen. Alle operativen
Maßnahmen sollten freilich unter der Autorität des NATO-Rates stehen
(in dem nur die Allianzmitglieder selbst stimmberechtigt mitentscheiden),
was für die mittel- lmd osteuropäischen Staaten einen Status von "Junior­
partnern" einschloß. Auch Rußland signalisierte zunächst die Bereitschaft,
dem Angebot näherzutreten, freilich unter Betonung des Anspruchs auf
einen herausgehobenen Status, und verbunden mit einer deutlichen
Ablehnung eventueller westlicher Hegemoniebestrebungen.
Als Außenminister Kosyrew im Juni 1994 das PfP-Grundsatzdokument
unterzeichnete, betonte er die historische Bedeutung dieses Schrittes,
legte aber zugleich einen starken Akzent auf die Bedeutung der KSZE.

law Daschitschew, Rußland und Europas Sicherheit, in: Mathias Schmitz (Hrsg.), Die
Chance der Katastrophe oder die Befreiung Europas, Regensburg 1995 (LV.).

7 Eine Rolle spielte dabei wohl u.a. der Anspruch der Rußländischen Föderation, das
"nahegelegene Ausland" als eigene Interessensphäre zu betrachten, sowie die Stär­
kung großmachtorienderter Einstellungen und Kräfte in Rußland.
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zessionsbereitschaft gegenüber Ideen, die in Rußland selbst entwickelt
worden waren und die noch ein Stück weitergingen: Die Transformation
der KSZE in eine wirkliche Organisation ("OSZE") mit einer völkerrecht­
lichen Vertragsgrundlage sowie mit einem reformierten Organ- und Wil­
lensbildungssystem sollte in die Wege geleitet werden;!! unter anderem
stellte man sich die eines Exekutivkomitees nach Art des Si-

staJtlQ1~~en und nichtständigen Mitgliedern) vor. In kri­
tischen Kommentaren war von einer "Euro-UNO" die Rede, und man ver­
wies das oftmalige Scheitern der Organisation der Vereinten Natio­
nen, wenn es galt, aufrechtzuerhalten oder wiederherzustellen.
Dennoch konnte maJtl in Moskau den Eindruck gewinnen, derlei Vorstel­
lungen fänden auch in nicht unwichtigen westlichen Hauptstädten positive
ResonaJtlZ. Insbesondere die angelsächsischen KSZE-Teilnehmerstaaten
waren aber nicht bereit, diesen Vorstellungen näherzutreten. Im Westen
setzte sich die These durch, die europäische Sicherheit müsse zur gemein­
samen Sache aller bestehenden einschlägigen Organisationen werden,
ohne daß es dabei irgend eine Über- oder Unterordnung geben dürfe.
Dies lief in der Konsequenz darauf daß das Gesetz des Handelns
dort verortet werden würde, wo sich Hegemonialpotentiale befmden. In
Moskau mochte das als Ausdruck des Willens der westlichen AlliaJtlZ ver­
staJtlden werden, sich selbst die führende Rolle in der gesamteuropäischen
Szenerie vorzubehalten.
Als dann noch wenige Tage vor dem Budapester Gipfeltreffen die NATO­
Ministerratstagung beschloß, "das Wie der NATO-Erweiterung" zu prüfen
- was offenbar implizierte, daß die Frage nach dem "Ob" gar nicht mehr
diskutiert würde -, war ein Temperatursturz vorprogrammiert, auch wenn
man weder bestimmte Beitrittskandidaten identifIZierte noch Beitrittster­
mine nannte. Es kam hinzu, daß der NATO-Rat zugleich die Klärung der
Frage ankündigte, "wie die Partnerschaft für den Frieden konkret zu die­
sem Prozeß beitragen kann", nämlich zum Prozeß der Osterweiterung,
und daß er betonte, die AlliaJtlZ werde auch in Zukunft ihre Entscheidun­
gen autonom treffen, also keinem Außenstehenden ein Mitbestimmungs­
recht einräumen.12

Recht konnten die NATO-Mitglieder und die am Beitritt interessier­
ten Staaten auf die seit der Schlußakte von Helsinkj (1975) immer wieder
bekräftigten KSZE-Prinzipienaussagen verweisen, daß jeder Staat das
Recht habe, einem Bündnis anzugehören oder nicht, und daß jede Nation

11 Schon in Helsinki (1992) hatten sich zwölf Teilnehmerstaaten für eine eventuelle spä­
tere Weiterentwicklung des dort in Auftrag gegebenen "Verhaltenskodex" zu einem
KSZE-Sicherheitsvertrag ausgesprochen, und zwar Deutschland, Belgien, Bulgarien,
Spanien, Estland, Griechenland, Irland, Malta, Polen, Rumänien und Rußland.

12 Siehe das Kommunique der NATO-Ministertagung vom 1. Dezember 1994 in Brüs­
seI, wiedergegeben in: Internationale Politik 2/1995, S. 111ff.
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des Ausbleibens substantieller Ergebnisse, wenigstens mit dieser Umtaufe
Schlagzeilen machen wollen.
Tatsächlich hatte Rußland, nicht ohne eine gewisse Unterstützung anderer
Staaten, wie erwähnt, eine Weichenstellung zugunsten der wirklichen Um­
gestaltung zu einer "Organisation" mit verbindlicher Rechtsgrundlage und
neuer Organstruktur erstrebt; was am Ende herauskam, war eher eine Art
Trostpreis: der neue Name, aber in Verbindung mit wahrlich moderaten
institutionellen prozeduralen Reformbeschlüssen (etwa Umbenen­
nungen wie "Hoher Rat" für den bisherigen "Ausschuß Hoher Beamter"
oder "Ständiger Rat" für den bisherigen "Ständigen Ausschuß,,).14 Daß als­
bald nach Budapest die OSZE tatsächlich eine neue - freilich eher Sach­
kennern ins Auge fallende - Dynamik entwickelte, beruht eher darauf, daß
der neue Vorsitz (Ungarn) seine schon bisher vorgesehene, in Budapest
aber stärker betonte "Verantwortung für exekutive Maßnahmen" - mit
Unterstützung durch die "Troika" entschlossen und umfassend wahrzuneh­
men begann, z.B. durch öffentliche Erklärungen auch ohne vorherige Gre­
miendiskussionen.
Anstelle weitergehender Strukturreformen konnte Boris Jelzin im übrigen
den Beschluß mit nach Hause nehmen, im Laufe der nächsten zwei Jahre
eine "breit angelegte und umfassende Diskussion" durchzuführen, mit dem
Ziel, "ein Konzept für die Sicherheit im einundzwanzigsten Jahrhundert
auszuarbeiten". Die Frage nach der Zukunftsgestalt der "gesamteuropäi­
schen Sicherheitsarchitektur" steht also offlZiell auf den Tagesordnungen
aller Ratsgremien und 1996 des nächsten Gipfeltreffens. Im September
1995 wird ihr ein OSZE-Seminar in Wien gewidmet sein.15 Ob freilich am
Ende das herauskommen wird, was man sich in Moskau schon seit langem
erhofft hat, ist fraglich. Immerhin hat Außenminister Kosyrew im Mai
1995 das PfP-Programm für die sicherheitspolitische Zusammenarbeit
zwischen der NATO und der Russischen Föderation doch noch unter­
schrieben; die Diskussion über das "Sicherheitsmodell" ist im Gang.
Schon vor der Annahme der Helsinki-Schlußdokumente im Juli 1992, die
u.a. grundsätzliche Richtlinien für friedenserhaltende Aktivitäten der
KSZE enthielten, hatte sich der Ausschuß Hoher Beamter für die Vor­
bereitung und Durchführung einer KSZE-Aktion zur Friedenserhaltung
und Friedensförderung in Berg-Karabach ausgesprochen; unter der Ägide

14 Kapitel I der "Beschlüsse von Budapest", in: Fastenrath, a.a.O. (Anm.2), Kap. B.5, S.
12-13. Dort wird im letzten Abschnitt (29) ausdrücklich betont, daß sich durch den
Namenswechsel weder der Charakter der KSZE-Verpflichtungen noch der Status der
KSZE und ihrer Institutionen ändert, daß man aber, wo sich entsprechende Bedürf­
nisse ergeben, die Möglichkeiten weiterer Abmachungen rechtlicher Art prüfen wird.

15 BemerkenswertelWeise spricht die Überschrift des Kapitels VII der "Beschlüsse von
Budapest" von einem "gemeinsamen und umfassenden Sicherheitsmodell für Europa
im 21. Jahrhundert" - nicht etwa "für die KSZE-Region", ebenda, S. 322.
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ländische Föderation) Peacekeeping Forces entsenden, sodann könnte die
UNO ergänzend ihre Blauhelme stationieren - und erst in dritter Linie
käme die Übernahme einer friedenswahrenden Rolle durch die KSZE in
Frage, unter der Voraussetzung, daß zwischen allen Beteiligten Konsens
über diese Rolle erzielt wird. Gegenüber dieser restriktiven Position
konnten westliche und andere Gesprächspartner Rußland darauf hinwei­
sen, daß die KSZE auf Grund ihrer auf dem Konsensprinzip beruhenden
und allgemein unbestrittenen Überparteilichkeit am ehesten das Ver­
trauen aller Konfliktbeteiligten hatte.
Der schließlich in Budapest verabschiedete Text ist also ein ambivalenter
dilatorischer Kompromiß.
Dies wird begreiflich, wenn man berücksichtigt, daß das Berg-Karabach­
Projekt in einem eigentümlichen Zusammenhang mit einem anderen
Thema stand, das ebenfalls in der Vorbereitungsphase des Budapester
Treffens zum Gegenstand intensiven Tauziehens geworden war. OfflZiell
ging es dabei um die "Weiterentwicklung der Fähigkeiten der KSZE zur
Konfliktverhütung und Krisenbewältigung", im internen Jar~on bürgerte
sich alsbald der Ausdruck "Third Party Peace-Keeping" ein. 9 Die Sache
hatte ihren eigenen Hintergrund.
Rußland hätte es gern gesehen, wenn die "Gemeinschaft Unabhängier
Staaten" den Status einer Regionalinstitution gemäß Kapitel VIII der UN­
Charta erhalten hätte. Dies hätte bedeutet, daß man im eigenen Bereich
sozusagen eine kollektive Eigenverantwortung für die regionale Sicherheit
in Anspruch nehmen könnte (die natürlich in erster Linie Rußland, der
stärksten Macht im "Commonwealth", zugekommen wäre). Tatsächlich
hat man von den im Rahmen des "Commonwealth" getroffenen Vereinba­
rungen über kollektives Peacekeeping auch schon mehrmals Gebrauch ge­
macht, etwa in Georgien (Südossetien) und in Moldau (Transdnjestr-Re­
gion. Auch westliche Kommentatoren erkannten an, daß diese Aktionen
stabilisierend gewirkt hatten. Nichtsdestoweniger vertraten etliche KSZE­
Staaten den Standpunkt, internationales "Peacekeeping" sollte unter der
Verantwortung von Organisationen stattfmden, die hierzu von der Staa­
tengemeinschaft autorisiert sind, also entweder unter den Auspizien der
UN oder unter denen einer anerkannten Regionalorganisation wie der
KSZE. Alleingänge des "Commonwealth" oder seiner Führungsmacht
könnten sich dem Verdacht aussetzen, einer russischen Großmachtpolitik
Vorschub zu leisten; Legitimitätszweifel an entsprechenden Aktionen
könn-ten destabilisierend wirken.
Rußland selbst mußte an einer eventuellen Legitimierung solcher Aktivi­
täten interessiert sein. Davon konnte man sich einerseits die ausdrückliche

19 In westlichen Delegationen sprach man auch schlichtweg vom "Russian Peacekeep­
ing".
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l>J ...",..........,,ä. .............. lI.k' .......... '''' ..... ..., erstens
.h1I1SCJlat~lUIllg der enthalten

und zweitens auch ohne die der den Konflikt verwickelten
Staaten könnte. Eben dieses Element
entschiedenen eines Teilnehmerstaates - als
daraufhin die eines baltischen Staates ohne diesen
Bestandteil werde man dem ganzen über die zwi-
schen KSZE und UN die dieses

we:mg~ste]lS bis

selbst. für
.... ,..'-'JULII,..&.'-'JUL'''"'' .. daß sozusagen alles mit rechten AJ'JLllCil.=- ......'-'UL

dem die Ko,ntlLkU)et(~l1lj~te:n,

".Pe~ac~~ke~enmQ:Forces" die KSZE einen II-l.o/Jlllll11t"1r'1JI4'1r_

vertreten sein müßten. Schließlich
es wer diesem den Vorsitz führen sollte: Rußland
wollte diese Rolle dem Vertreter des führenden Entsenderstaates vorbe-
halten Kontrahenten den Vorsitz für den KSZE-
Vertreter. Ganz unterbreitete italienische Verh(m(UUJng~;mlOa(~-

der ein Scheitern vermeiden
'UA1rc~li4IDIJlll"· Die dem Gremium sollte
Fall im Rahmen über das
forderliche "Memorandum of . Aber auch dieser
die bedeutet daß im akuten Fall der Beschluß über die JiI-j ......~la-.l ...lIl11l"'.nr

gef~lgrleH~rSchritte mit zusätzlichen KOlml)etleru~au.selnaJt1<1(~rs(~tzun~~en

lastet worden wäre - 'UP>11"''tJIT,P1l0"p>r1rp Jl'll.UJlJ'.lUlULU

war ge~;Cneln~rt: anSllelLe

21 111 der "Beschlüsse von Budapest", in: Fastenrath, a.a.O. 2), Kap. B.5,
s.

22 Kapitel VIII, Art. 52 Abs. 2 der Charta gibt den Mitgliedern Arrange-
ments auf, sich durch die der um
die friedliche lokaler zu V\WOlJl.D.Y1JL\WOU.•

rat damit befassen.
23 Der Vorsitzende erklärte im Anschluß an die Annahme des

Themen nicht daß die Sache
weiteren und Annahme unterbreitet würde; der An-
nahme sone der als Bestandteil der Beschlüsse gel-
ten. Ein entsprechender Vorstoß Vorsitzenden des Rates im ersten
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Rußland eben dies ablehnte. Helmut Kohl versuchte engagiert, wenigstens
einen verkürzten BescWuß zu erreichen, der die Einstellung der Feind­
seligkeiten, einen sofortigen Waffenstillstand und den ungehinderten

......................tJlIJ ....... J...... humanitärer Hilfsgüter zum Inhalt haben sollte; der bosnische
Präsident Izetbegovic war dafür nicht zu gewinnen. Schließlich konnte der
deutsche Bundeskanzler unter Berufung darauf, daß man die Tragödie
von Bihac nicht mit Stillschweigen übergehen könne, mit Unterstützung
des gastgebenden Staatspräsidenten Arpad Göncz 51 der 52 anwesenden
Staats- Regierungschefs dafür gewinnen, diesen Apppell außerhalb
der KSZE-Beschlüsse zu verabschieden.

Budapest als Ereignis

Schon der zuletzt geschilderte Vorgang läßt erkennen, daß es in Budapest
dramatisch und zum Teil auch spektakulär zuging, vor allem beim Gipfel­
treffen sowie an den Tagen und Nächten davor. Das läßt sich schon am
Umfang der Veranstaltung ablesen: Die Delegationen der Teilnehmer­
staaten waren z.T. bemerkenswert groß.25 Vertreten waren auch zahlrei­
che zwischenstaatliche Organisationen nämlich die Vereinten Nationen
(mit Generalsekretär Boutros Boutros-Ghali an der Spitze), die ECE und
die UNESCO; der Europarat, die NATO, die WEU und die OECD; das
Commonwealth of Independent States;26 die Zentraleuropäische Initiati­
ve, der Schwarzmeer-Kooperationsrat und der Barentsee-Kooperations­
rat; die Europäische Bank für Wiederaufbau und Entwicklung sowie die
Europäische Investitionsbank.
Ein Novum war ferner die Teilnahme zahlreicher Vertreter von Non-Go­
vernmental Organizations am Überprüfungstreffen; es waren rund 350
Vertreter entsprechender Vereinigungen und Institutionen akkreditiert,
die von Kirchen und Menschenrechtsgruppen, von Friedensforschungsein­
richtungen und anderen wissenschaftlichen Instituten, von Umweltschutz-

25 Die deutsche Delegation umfaßte, ohne elf ebenfalls akkreditierte Angehörige der
bilateralen Botschaft - mehr als 60 Personen, allerdings einschließlich 14 Vertreter
der EU-Kommission, die üblicherweise der Delegation des Präsidentschaftslandes
angehören. Die Delegation der Rußländischen Föderation bestand aus 60, die kana­
dische aus 46, die US-amerikanische ebenso wie die türkische aus je 33, die ukraini­
sche aus 29 Mitgliedern. Selbst kleinere Teilnehmerstaaten entsandten nicht nur den
Staats- oder Regierungschef sowie den Außenminister (Slowenien, Estland und Is­
land hatten z.B. jeweils neun Delegationsmitglieder entsandt, Bosnien-Herzegowina,
Tadschikistan und Turkmenistan je sieben, u.sJ.). Auch einige Beobachterdelegatio­
nen waren eher umfangreich (die israelische hatte 14, die japanische 13, die ägypti­
sche acht Mitglieder).

26 In diesem Beitrag wird grundsätzlich die englischsprachige Bezeichnung verwendet,
weil sie korrekter klingt als die übliche deutsche ("Gemeinschaft" legt die irreleitende
Analogie zur EG nahe).
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mühungen des Büros für Demokratische Institutionen und Menschenrech­
te, den nenen Demokratien (nicht zuletzt den zentralasiatischen Teilneh­
merstaaten) beim Aufbau ihrer Rechtsordnungen und ihrer politischen
Systeme in demokratischer Perspektive behilflich zu sein. Auch andere
mit dem Budapester Treffen verknüpfte Ereignisse fanden eher geringe
Beachtung - etwa die Außenminister-Zwischenkonferenz im Rahmen des
von der Europäischen Union initiierten, aber gewissermaßen der KSZE
zugedachten Projekts eines europäischen "Stabilitätspakts", oder die Stabi­
lisierung der nuklearen Rüstungslage durch die Unterzeichnung des
START-li-Vertrags, nachdem die Ukraine auf ihren Nuklearrüstungssta­
tus verzichtete und umgekehrt Erklärungen über die Garantie ihrer terri­
torialen Integrität durch Bill Clinton, Boris Jelzin und John Major erhielt.
Freilich: Alsbald nach dem Ende der Budapester Veranstaltung wurde
eine neue, tiefgreifende Krise im OSZE-Raum Gegenstand der Schlagzei­
len: der Tschetschenien Konflikt. Aber schon da zeigte sich, daß trotz aller
Mängel die Budapester Ergebnisse nicht irrelevant sind. Die Vorgänge in
Tschetschenien führten zu KSZE-Bemühungen, nicht zuletzt unter Bezug­
nahme auf den gerade erst in Budapest verabschiedeten "Verhaltensko­
dex" - und in der Folge kam es zu einem relativ starken Engagement, ins­
besondere des Vorsitzes, mit dem Resultat, daß unter der Ägide des
OSZE-Beauftragten in Grosny noch im Frühjahr vertrauliche Sondie­
rungsgespräche und Verhandlungen zwischen Vertretern Moskaus und
der Dudajew-Kräfte begannen. Sie bildeten eine Voraussetzung für die
Wende zum Besseren, auch wenn diese Wende durch den Schock be­
schleunigt wurde, den der Angriff Schamil Bassajews auf das Krankenhaus
von Budjonnowsk auslöste.
So bedeutet "Budapest 1994" in vielfacher Hinsicht einen Markstein in der
Geschichte der OSZE und der europäischen Politik unserer Zeit.
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31. Oktober

4./5. Dez.

1970

26./27. Mai

22. Juni

12. August

2. Dez.

4. Dez.

7. Dez.

1971

1. März

24. Mai
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Prager Treffen der Außenminister der WP-Staaten
(Gewaltverbot und wirtschaftliche Zusammenarbeit);
Vorschlag bilateraler und multilateraler Vorberei­
tungsgespräche.
NATO-Minister in Brüssel veröffentlichen "Erklä­
rung über Ost-West-Beziehungen", erinnern an die
Erklärung von Reykjavik und weisen auf Bedeutung
von Fortschritten in Berlin-Gesprächen und inner­
deutschen Gesprächen hin.

NATO-Minister in Rom erklären Bereitschaft zu
multilateralen Vorgesprächen, sofern Fortschritte in
Gesprächen der Bundesrepublik Deutschland und
der DDR, der Sowjetunion und Polen, den Vier­
mächtegesprächen bezüglich Berlins und SALT er­
zielt werden. MBFR-Erklärung.
Budapester Erklärung der Außenminister des WP
mit Zustimmung der Teilnahme auch der Vereinigten
Staaten und Kanadas; besonderes Gremium sollte
Reduzierung fremder Truppen in Europa behandeln.
Unterzeichnung des Moskauer Vertrages Bundesre­
publik Deutschland-Sowjetunion.
Politischer Beratender Ausschuß des WP veröffent­
licht Berliner Erklärung über "Stärkung und Sicher­
heit und Entwicklung der friedlichen Zusammenar­
beit in Europa".
NATO-Minister in Brüssel machen Aufnahme vorbe­
reitender multilateraler Gespräche abhängig von be­
friedigendem AbscWuß der Berlin-Gespräche und
günstigem Verlauf der anderen Gespräche.
Unterzeichnung des Vertrages mit Polen.

Erstes Treffen des "Unterausschusses KSZE" des
Politischen Komitees im Rahmen der Europäischen
Politischen Zusammenarbeit der Staaten der Euro­
päischen Gemeinschaft in Paris.
Auf der 24. Konferenz der KPdSU in Tiflis erklärt





1973

8. Juni
3. bis 7. Juli

18. Sept.

1975

21. Juli
30. Juli - 1. Aug.

1977

Ende der multilateralen KSZE-Vorbereitung.
KSZE wird durch Außenminister der 35 europäi­
schen und nordamerikanischen Länder (ohne Alba­
nien) eingeleitet. Verabschiedung der "Helsinki­
ScWußempfeWungen".
Beginn der Kommissionsphase der KSZE in Genf;
Ausarbeitung der ScWußakte.

Ende der Kommissionsphase.
ScWußphase der KSZE in Helsinki auf "höchster
politischer Ebene" 35 Staats-, Regierungs- bzw. Par­
teichefs unterzeichnen die ScWußakte.

15. Juni - 5. Aug. Vorbereitungstreffen für das Belgrader KSZE-Folge­
treffen.

4. Oktober Beginn des Belgrader KSZE-Folgetreffens.

1978

9. März Beendigung des Belgrader KSZE-Folgetreffens mit
einem abschließenden Dokument.

20. Juni - 28. Juli Vorbereitungstreffen für das "Wissenschaftliche Fo­
rum" der KSZE in Bonn.

31. Okt.- 11. Dez. KSZE-Expertentreffen über friedliche Streitschlich­
tung in Montreux

1979

13. Feb. - 26. März KSZE-Expertentreffen über wirtschaftliche, wissen­
schaftliche und kulturelle Zusammenarbeit im Mittel­
meerraum in Valletta.

1980

18. Feb. - 3. März
9. Sept.-10. Nov.
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"Wissenschaftliches Forum" der KSZE in Hamburg.
Vorbereitungstreffen für das Madrider KSZE-Folge­
treffen.





1986

2. - 16. Mai
19. Sept.
23. Sept. -6. Okt.

1-t'V1I"'t.a1l""t-a1l''!lt-1I''~:l>t-t-Q'1I''!lüber menschliche Kontakte in Bern.
Ende der KVAE in Stockholm.

llJVJl.V.l.IL..'-i-JULJr;;.,IJIL..II.VJI...JLVJI...I. zum Dritten

4. Nov.­
15.Jan. (1989)

fen in Wien.
Drittes

1989

15. Jan.

6. März

18. - 12.
30. Mai - 23. Juni

16. Okt. - 3. Nov.

Ende des dritten Annahme des
"Abschließenden Dokuments"
I-t 1I"1'""t-t-~"1I1111"l1.nr der über Konventionelle
Streitkräfte sowie von Verhand-

über einen 2. Satz von Vertrauens- und Si­
cherheitsbildenden Maßnahmen

London.
1. Treffen der Konferenz über die Menschliche Di­
mension der KSZE in Paris.
U ß1W(;1tslchlLltztreneJß, Sofia.

1990

19. März - 11. Konferenz über wirtschaftliche Zusammenarbeit in
A-I1l.&-J1I. ~LJ<b4... Bonn.

5. - 29. Juni 2. Treffen der Konferenz über die Menschliche

Mlt:telInee:rralUm'l Palma de Mal-24.

10. Juli - 16. Nov. des ILlIl..U..dt...J..u....J·_'-".A.v.... v.J1.Il...A.'"""'Jl..JI..\.IJL.JL1J

m
- 19. Okt. Treffen über

1. - 2. Okt. Außenminister

19. - 21. Nov.
York.
Treffen der Staats- und Regierungschefs der KSZE­

Jnt~;rzlelCJnnlmgder "Charta von Paris
(21.11.); Annahme des "Wie­

ner Dokuments 1990" (19.11.); Unterzeichnung des
Vertrages über Konventionelle Streitkräfte in ..u....J"-ll.V\I.J'"

Gemeinsame Erklärung über Gewaltverzicht
der 22 der NATO und des WP
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15.



1993

16. - 18. März

20. - 23. Apr.
17. Mai
Mitte Mai

24. - 28. Mai

7. - 9. Juni
7. - 9. Juli

27. Sept - 6. Okt

27. Sept - 15. Okt.

8. -12. Nov.
25. Nov.

30. Nov. - 1.. Dez.

1994

19. - 21. Jan.

15. - 17. März

21. - 24. März
20. - 22. Apr.

16. - 20. Mai

24. - 26. Mai

12. - 22. Juni
5. - 8.

8. Juli

28. - 30. Sept.
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1. Treffen des Ausschusses Hoher Beamter als Wirt­
schaftsforurn der KSZE.
KSZE-Seminar über Migration, Warschau.
KSZE-Mittelmeer-Seminar, Valletta.
Ernennung von Botschafter Dr. Wilhelm Höynck
zum ersten KSZE-Generalsekretär.
KSZE "Seminar-Fallstudien zu Fragen nationaler
Minderheiten: Positive Ergebnisse", Warschau.
KSZE-Peacekeeping, Seminar, Wien.
2. Tagung der Parlamentarischen Versammlung der
KSZE, Helsinki.
KSZE-Seminar über das Thema "Umweltgerechte
Entwicklung der Wälder der nördlichen und der ge­
mäßigten Zone", Montreal.
Implementierungstreffen in der Menschlichen Di­
mension, Warschau.
KSZE-Seminar über freie Medien, Warschau.
Vereinbarungen des KSZE-Forums für Sicherheits­
kooperation in Wien.
4. Treffen des KSZE-Rates, Rom.

KSZE-Seminar über Früherkennung und Präventive
Diplomatie, Warschau.
2. Treffen des Ausschusses Hoher Beamter als Wirt­
schaftsforurn der KSZE.
KSZE-Seminar über "Migrant Workers" ,Warschau
KSZE-Seminar zur "Menschlichen Dimension", Al­
maty.
KSZE-Seminar über "Lokale Demokratie", War­
schau.
KSZE-Seminar über "Regionale Sicherheit", Ashga­
bat.
Erstes "Juristisches Symposium", Warschau.
3. Tagung der Parlamentarischen Versammlung der
KSZE, Wien.
Wiener Erklärung der Parlamentarischen Versamm­
lung der KSZE.
KSZE-Seminar über "Die Weiterentwicklung der





Budapester
Budapest

Inhaltsverzeichnis

1994 / von

Gipfelerklärung von tiuldau~est

Erklärung zum fünfzigsten Jahrestag der Beendigung des Zweiten
kriegs

Erklärung zu Fragen der baltischen

Beschlüsse von Budapest

I Stärkung der KSZE
11 Regionale Fragen
111 Weiterentwicklung der Fähigkeiten der KSZE zur

Konfliktverhütung und Krisenbewältigung
IV Verhaltenskodex zu politischen und militärischen

Aspekten der Sicherheit
V Weitere Aufgaben des Forums für der

KSZE
VI Prinzipien zur Regelung der N1{"hh,rPTt"'TP1It"1UHl"

VII Ein gemeinsames umfassendes ....:1ßhpll'·h,p,'It"C1l4nnr.. pll

für Europa im em"uncLzWam:lgsten Vll.AUoJlUL .......~"""• ...., ..... 'Io.

VIII Die Menschliche Dimension
IX Die Wirtschaftliche Dimension
X Mittelmeerraum

438





5. Die Ausbreitung der Freiheiten ging einher mit der Entstehung
neuer und dem Wiederaufleben alter Konflikte. In der wird
im Streben nach Hegemonie und territorialer Expansion weiterhin Krieg
geführt. Menschenrechte und Grundfreiheiten werden noch immer mit
Füßen getreten, Intoleranz dauert an und Minderheiten werden nach wie
vor diskriminiert. Aggressiver Nationalismus, Rassismus, Chauvinismus,
Fremdenfeindlichkeit, Antisemitismus und ethnische Spannungen geißeln
uns immer noch in starkem Maße. Dies sind, zusammen mit der sozialen
und wirtschaftlichen die Hauptursachen für Tod und
menschliches Elend. Dies macht daß es nicht gelungen die
KSZE-Prinzipien und -Verpflichtungen umzusetzen. In dieser Situation
sind wir gefordert, entschlossen zu handeln. Wir müssen gemeinsam si­
cherstellen, daß diese Prinzipien und Verpflichtungen in vollem "--' JULlLJL .....LILIL=.

geachtet werden, daß wirksame Solidarität geübt und daß zusammengear­
beitet wird, um das Leid zu mildern.
6. Wir sind uns bewußt, daß die Gesellschaften in der
immer stärker durch den Terrorismus bedroht sind. Wir h.o.I,T .... rit+... r-.... .o. ......

sere uneingeschränkte und BJ''I'"''~ vt-1va_1t'\

rismus, die unter keinen Umständen zu Wir unterstrei-
chen erneut unsere Entschlossenheit, den Terrorismus zu so-
wie unser Bekenntnis zu einer verstärkten um diese Be-
drohung der Sicherheit, der Demokratie und der Menschenrechte zu be­
seitigen.
7. Die KSZE wird ein Forum sein, in dem die Anliegen der Teilneh­
merstaaten erörtert, ihre Sicherheitsinteressen gehärt und entsprechend
umgesetzt werden. Wir werden ihre Rolle als Instrument zur JI-J.LJL.... IlJJULll........a..a..a.F-,

dieser Staaten bei der Bewältigung von Sicherheitsproblemen weiter stär­
ken. Durch die KSZE werden wir eine echte Sicherheitspartnerschaft zwi­
schen allen Teilnehmerstaaten aufbauen, ungeachtet dessen, ob diese
auch anderen Sicherheitsorganisationen angehören oder nicht. Wir wer­
den uns dabei von dem umfassenden Sicherheitsbegriff der KSZE und der
Unteilbarkeit leiten lassen, wie auch von unserer Ver­
pflichtung, einzelstaatliche Sicherheitsinteressen nicht auf Kosten anderer
zu verfolgen. Die demokratischen Werte der KSZE sind von grUmaleg1en­
der Bedeutung für unser Ziel einer Staatengemeinschaft ohne alte oder
neue Teilungen, in der die souveräne Gleichheit und die
aller Staaten in vollem in der es keine
Einflußsphären gibt und in der die Menschenrechte und die Grundfrei-
heiten aller, ungeachtet von Rasse, Geschlecht, Reli-
gion, sozialer oder der Zugehörigkeit zu einer nach-
drücklich geschützt werden.
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12. In Anbetracht der neuen Bedrohungen durch die Verbreitung von
Massenvernichtungswaffen haben wir grundlegende Prinzipien vereinbart,
die uns in unserer einzelstaatlichen Politik zur Unterstützung ge­
meinsamer Ziele der Nichtverbreitung leiten sollen. Wir legen ein festes
Bekenntnis zur uneingeschränkten Erfüllung sowie zur unbefristeten und
bedingungslosen Verlängerung des Vertrags über die Nichtverbreitung
von Kernwaffen ab. Wir begrüßen die jüngsten Erklärungen der vier
Kernwaffenstaaten in der KSZE-Region in bezug auf Kernwaffentests, da
diese mit der Aushandlung eines umfassenden Kernwaffen-Teststoppver­
trags im Einklang stehen. Wir fordern alle Unterzeichnerstaaten des
Übereinkommens über das Verbot der Entwicklung, der Produktion, der
Lagerung und des Einsatzes chemischer Waffen und über deren Ver­
nichtung auf, das RatiflZierungsverfahren so rasch wie möglich abzu­
schließen. Wir betonen ferner die Bedeutung eines frühzeitigen Inkraft­
tretens und einer raschen Umsetzung des Vertrags über den Offenen
Himmel.
13. Im Lichte des fortwährenden raschen Wandels erachten wir es für
wichtig, auf der Grundlage der KSZE-Prinzipien und -Verpflichtungen
Diskussionen über ein Modell für eine gemeinsame und umfassende Si­
cherheit in unserer Region im einundzwanzigsten Jahrhundert aufzuneh­
men. Im Rahmen dieser Diskussionen wird dem Beitrag der KSZE zur Si­
cherheit, Stabilität und Zusammenarbeit Rechnung getragen. Der amtie­
rende Vorsitzende wird dem Ministerrat auf seinem nächsten Treffen in
Budapest 1995 einen Tätigkeitsbericht vorlegen. Die Ergebnisse der Dis­
kussionen über ein solches Sicherheitsmodell werden auf unserem näch­
sten Gipfeltreffen in Lissabon 1996 vorgelegt.
14. Wir bekräftigen die Bedeutung der menschlichen Dimension für
sämtliche Aktivitäten der KSZE. Die Achtung der Menschenrechte und
Grundfreiheiten, der Demokratie und Rechtsstaatlichkeit ist ein wesentli­
cher Bestandteil der Sicherheit und der Zusammenarbeit in der KSZE­
Region. Sie muß eines der vorrangigen Ziele der Tätigkeit der KSZE
bleiben. Regelmäßige Überprüfungen der Durchführung unserer Ver­
pflichtungen, die in der gesamten KSZE von grundlegender Bedeutung
sind, sind im Bereich der menschlichen Dimension absolut erforderlich.
Das Büro für demokratische Institutionen und Menschenrechte wird auf
der Grundlage seiner erweiterten Fähigkeiten die Teilnehmerstaaten auch
weiterhin unterstützen, insbesondere diejenigen im Übergang. Wir unter­
streichen die Bedeutung menschlicher Kontakte bei der Bewältigung des
Erbes alter Teilungen.
15. Wir sind uns bewußt, daß Marktwirtschaft und eine nachhaltige wirt­
schaftliche Entwicklung Bestandteil des umfassenden Sicherheitsbegriffs
der KSZE sind. Wir ermutigen zur Stärkung der Zusammenarbeit, um
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21. Der volle Wortlaut des Dokuments wird in
nehmerstaat dieser wird ihn so umfassend wie 1!4l4lf"\,rrlllf'h

22. wird dem Generalsekretär der Ver-
einten Nationen den Wortlaut des das für eine

.c:Il.nr1lC't-1I"1I;Q1I"1I11_rr nach Artikel 102 der der Vereinten Nationen nicht
in Betracht zur an alle der "-'JI.:~UJLJl.Jl.0"lL"JI.'-"JUL

als offIZielles Dokument der Vereinten Nationen zu übermitteln.

tiu.lapest" 6. .JA...P VJI:JVJUU,lLJ'VJI. 1994

mrne
die Menschheit den 50. ..n. ... _,....,...1I-.n.r<r

Zweiten Leid und a...J"""JL u""'J ....

aaJ2;evves.en,em Ausmaß mit sich brachte.
2. Wir trauern um Millionen und aber Millionen von M(~nSICnlen" die ihr
Leben mußten..Wir das Andenken all die für den Sieg
der Menschlichkeit und gegen und

ilJ'ULJl.lI.Jl.U''-'JULV ~'e]llld.seJl~~e1t:eneme engere Zu-
sat1nm.en~artJ~eltanzustreben.

Die KSZE bildet den angemessenen und unerläßlichen Rahmen für
ge,!:en.wartu;;~en Prozeß des Wandels. Als eine ~t(llatt~n~;en:LelllSC.l1aIt,

1H1I"1=lI·llhl=ll·1lt' UILd der Demokratie von Vancouver bis \.A/lnrilll'1l1l1....C't"r.1T

sind wir das zur
neuer UILd in der in vollem '-'" .lUL.<1LlL"-'I.JL."JI'öo.

3. Der Zweite und
sind uns eine ,...1r.n. ...... .rl!." ....... ,.... ""/iJl1I"nllllnrrr mit all unserer bn~ergJLe

schlossenheit die der Schlußakte von Helsinki
Durch die Kraft seiner durch den Mut von Männern
durch der Völker hat sich letzlieh selbst vom
Erbe der befreit und ist ein neues Zeitalter der Demo-

des Friedens der Einheit Geleitet von unserem
ein die

Staats- und KegterurLgsc:nelS
daher UILsere L1l..U'OJl.",•.lUI.lI."!

Schranken
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blick
bauen.
Sie den wertvollen an, den der Rat der US1tsel~atlfaJLlleJr-

staaten für die regionale Zusammenarbeit leistet.

Sie n-1I111·n'::li.~ht"'::li1"'11~t,pn Bezie-

.JIL .... ""',..,... 'U" ...... fördern wird.
Die stellten in diesem zusarnm.enJl1arlg fest, daß die
KSZE eine breite Palette von für Zusammenarbeit und

elIJlscJll1u~Jjllch emes für Konsultation und
für und Beistand bei der bilateraler Ab-

kommen. Sie erklärten ihre die KSZE zu nut-
...................................,.., der Menschenrechte und die

"",u·,,·.. ,....-.. ..-.-.. rt,a1l"ll"ll.n.1T1l'"nI"1I, ......... II-u:~ .l:ln1:'NlCK!umg in allen Teilnehmerstaaten balti-
zu verbessern. In diesem ZUlSaJmnlerlnamg

tselrUc.KSlcntlglmg der __ .n."1I1"1I'11~101l4l ~·~irnh1l'" .... 1t.,rr.o.1I4l

Rolle im Bereich der menschlichen UlJmenSl,On'l
Mt~nSCnt~nrecrlte'l sowie auf anderen Gebieten im Hin-

l'e]lnf~hnlerstaate~n in der baltischen weiter aus-

J.

1. Das neue ~1If'h01I"'h.o.lIt' und in .B-J~J1.'-JII-'''''''

hat zu in KSZE und zu einer umlla~;Se]l-

den ~t-n_.TlIlI..... nr ihrer Rolle im Hinblick auf die unseres U~Jln~B1rl­

Um dies zum Ausdruck zu h1"'11nn-.o.n

Namen für Sicherheit und
Der NaJmenswechsel ab

,o.1It',n.1I"'1I~1Tt' an werden alle tle.zu,manmlen
He~rugnatJlD1e~n auf die OSZE betrachtet.

el1IlehJme]rst2late~nsind das Potential der KSZE in
_ .............~.._ alUS2:US~Ch()ptlen'l und sind in diesem Geiste über ....""I'rT'O'1"'lrlP

ZU~lS(~tZ1llD.~(ennnd::J>1"'Pln.nr.o.Ir,n.1I"Il4l1l"ll4lt:-l<n sowie strukturelle
um die KSZE zu stärken und so wie 1I!1t'IIA"'.rrI1J"t'll

und dieser ist es, den Beitrag der
KSZE 2m und ZusaJmmenarbeit in der KSZE-Re-
gion zu verstärken, so daß diese bei der eines Si-
~ht:-l'1"'h&311t'C'1"''ll1l'11I''ll''Il'''' auf der der der Schlußakte von Hel-
sinki eine zentrale Rolle übernimmt.
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Ende der Amtsperiode jedes Vorsitzenden auf Außenministerebene zu­
sammentreten.
17. Der Hohe Rat (anstelle des Ausschusses Hoher Beamter) wird min­
destens zweimal jährlich in Prag zusammentreten. Ein zusätzliches Tref­
fen wird vor dem Treffen des Ministerrats stattfmden. Der Hohe Rat wird
politische und allgemeine budgetäre Richtlinien erörtern und vorgeben.
Es wird angeregt, daß die Teilnehmerstaaten auf der Ebene der politi­
schen Direktoren oder einer entsprechenden Ebene vertreten sind. Der
Hohe Rat wird auch als Wirtschaftsforum einberufen.
18. Der Ständige Rat (vormals der Ständige Ausschuß) wird das regu­
läre Gremium für die politische Konsultation und Beschlußfassung sein.
Er kann auch aus Dringlichkeitsgründen einberufen werden. Er wird in
Wien zusammentreten und sich aus den ständigen Vertretern der
Teilnehmerstaaten zusammensetzen.
19. Die umfassende Verantwortung für exekutive Maßnahmen wird
weiterhin beim amtierenden Vorsitzenden liegen. Dieser wird sein Man­
dat auch weiterhin in vollem Umfang nutzen, unter anderem durch die
Entsendung persönlicher Vertreter. Der amtierende Vorsitzende wird
durch die Troika unterstützt. Die Amtszeit des Vorsitzenden beträgt nor­
malerweise ein Kalenderjahr.
20. Der Generalsekretär wird sein Mandat auch weiterhin in vollem
Umfang nutzen und zur Unterstützung des amtierenden Vorsitzenden ak­
tiver in alle Aspekte der Verwaltung der KSZE eingebunden sein. Er
nimmt an den Ministertreffen der Troika teil.
21. Der Hohe Kommissar für nationale Minderheiten wird in der Wei­
terführung seiner Tätigkeit unterstützt und seine Ressourcen werden auf­
gestockt. Die Teilnehmerstaaten werden sich verstärkt darum bemühen,
seine EmpfeWungen umzusetzen.
22. Die KSZE-Missionen werden in ihrer Tätigkeit durch den Ständigen
Rat politisch sowie im Hinblick auf die praktische Umsetzung unterstützt.
Um die Erfüllung ihrer Aufgaben zu gewährleisten, werden die Teilneh­
merstaaten die notwendigen menschlichen und fmanziellen Ressourcen
zur Verfügung stellen.
23. Das Büro für demokratische Institutionen und Menschenrechte der
KSZE wird in seiner bedeutenden Rolle im Rahmen von KSZE-Aktivitä­
ten gestärkt.
24. Der amtierende Vorsitzende wird auch weiterhin enge Kontakte und
einen aktiven Dialog mit der Parlamentarischen Versammlung (PV) pfle­
gen. Er wird die Empfehlungen der PV dem Ständigen Rat unterbreiten
und die PV über die Aktivitäten der KSZE informieren.
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mittlung der Russischen Föderation in Zusammenarbeit mit der Minsker
Gruppe der KSZE ausgehandelten Waffenruhe durch die .L1II..U·.LIUl.JL..R..JI:ll.l.,I-'UJL

teien. Sie bestätigten ihr Bekenntnis zu den einschlägigen Resolutionen
des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen und begrüßten die iJVLJl.IL.JLIJ ......ILJI.'-"

Unterstützung der der KSZE um eine friedliche Beilegung
des Konflikts durch den Sicherheitsrat. Zu diesem Zweck riefen sie die
Konfliktparteien verstärkt substantielle Gespräche, di-
rekter Kontakte, In diesem Lusarnm.enJtlarlg Vl~r1Jltll(;htleten

sie sich, die von der KSZE unternommenen und die von ihr
gewährte Unterstützung zu Sie unterstützten
die Vermittlungsbemühungen der Minsker Gruppe der KSZE und brach­
ten ihre Anerkennung für den entscheidenden Beitrag der Russischen Fö­
deration und die anderer einzelner Mitglieder der Minsker
Gruppe zum Ausdruck. Sie vereinbarten, diese in einer koordi­
nierten Bemühung im Rahmen der KSZE zu harmonisieren.
2. Zu diesem Zweck haben sie den amtierenden Vorsitzenden an~!e"rIe­

sen, in Absprache mit den Teilnehmerstaaten so bald wie Ko-
Vorsitzende der Minsker Konferenz zu um eine geltl1emSamle
und vereinbarte Grundlage für zu gewährleisten und eine
volle Abstimmung bei allen Vermittlungs- und zu
erzielen. Die Ko-Vorsitzenden, die sich bei all ihren
mühungen von KSZE-Prinzipien und einem vereinbarten Mandat leiten
lassen, werden bei Sitzungen der Minsker gemeinsam den Vorsitz
führen und gemeinsam dem amtierenden Vorsitzenden Bericht erstatten.
Sie werden den Ständigen Rat regelmäßig über den Fortschritt ihrer Ar­
beit unterrichten.
3. Als ersten Schritt bei dieser Bemühung wiesen sie die Ko-Vorsitzen­
den der Minsker Konferenz an, sofortige Maßnahmen zu um
mit Unterstützung und in Zusam~enarbeit mit der Russischen lHn.rilt3r·r:Jlt"1ru...

und aIlderen einzelnen Mitgliedern der Minsker das Anhalten der
gegenwärtigen Waffenruhe zu fördern und auf den bei vorausgegangenen
Vermittlungsaktivitäten bereits erzielten Fortschritten zügige
VerhaIldlungen über den Abschluß einer bezüg-
lich der Einstellung des bewaffneten Konflikts zu deren Durchfüh-
rung wesentliche Folgen des Konflikts für alle Parteien beseitigen und die
Einberufung der Minsker Konferenz wird. Sie ersuchten die
Ko-Vorsitzenden der Minsker Konferenz weiterhin gemeinsam mit
den Parteien auf die weitere von
Maßnahmen hinzuarbeiten, insbesondere im humanitären Bereich. Sie
unterstrichen, daß es erforderlich sei, daß die Teilnehmerstaaten sowohl
einzeln als auch im Rahmen einschlägiger internationaler Organisationen
Maßnahmen ergreifen, um den Menschen in der humanitäre Hilfe
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Auch die Interessen der multiethnischen Bevölkerung in den Konfliktge-
bieten müssen werden.
2. Die Teilnehmerstaaten brachten ihre Besorgnis über die von den
.JJ..jI.....,JU.VJL~"""JU. Abchasiens, Georgien, verhängten einseitigen Maß­
nahmen vom 26. November 1994 zum Ausdruck. Dadurch werden sowohl
die der Vereinten Nationen als auch die der KSZE unter­

Konfliktparteien in Georgien
T1I'"1I&::.'r1.1,~n.Ql nl'"".1I1r1l4C"~ll"Il.Ql ............,u".........F-, zu fördern.

............. u....., .... F-,JL.&....u über "ethnische Säuberungen", die
ertrell)WJlg der vorwiegend von Georgiern,
wc)nn.gel)lelten und den Tod zahlloser unschuldiger Zivili-

zum daß die unter der
Vereinten Nationen und mit der Russi-

1-j·l'""rt.Ql1l"-:lt-111'""1I"'II als sowie unter von Vertretern
der KSZE unternommenen die Situation in Abchasien
verbessern werden, und es somit den und Vertriebenen
p.~lI''I'''IIn.nrlll~i"'hr- wird, in Sicherheit und unter Bedingungen bald
in ihre Heimat zurückzukehren. diesem Zusammenhang riefen sie

die und Empfehlungen, die in
.QlC'r"nllT·1I~1I"'.Ql1l"'ll des Sicherheitsrats der Vereinten

Nationen sowie in im Laufe des Verhandlungsprozesses erzielten
Vereinbarungen festgelegt strikt emzutlalten.

3. Die Teilnehmerstaaten stellten mit Genugtuung fest, daß auf der
Grundlage der Arbeit gemeinsamen (die gemäß dem
Abkommen von Sotschi als Gemeinsame Friedens- und Vollzugstruppen,

geschaffen zur der Waffenruhe im
Konfliktgebiet bestimmte positive Schritte in Richtung auf eine friedliche
Beilegung des georgisch-ossetischen Konflikts unternommen wurden.

Diese ermutigenden wurden durch die Tätigkeit der
KSZE-Mission in und die der Russischen
Föderation erleichtert. Die' ermutigen die Mis-

ihre um die Förderung des politischen Dialogs
zwischen allen mit Nachdruck weiterzuführen, um
auf diese Weise zu und zur Vorbereitung eines
n-r&=l.1lf"p."rp.1I"'II nnI1lr-1lC'~h&:l1l"'ll Rahmens in der Grund-
lage der und -Verpflichtungen eine dauerhafte Lö­
sung des georgisch-ossetischen Konflikts erzielt werden kann.
Sie nehmen die Aktivitäten der gemäß dem Abkommen von Sotschi
vom 24. 1992 gebildeten gemeinsamen Friedenstruppen zur
Kenntnis und begrüßen die laufenden Verhandlungen zur Erzielung
einer unter Teilnahme der KSZE-Mission. Sie
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dieses Abkommens beide Seiten genau zu verfolgen, und sich
weiterhin aktiv an der Suche nach einer dauerhaften politischen Lö­
sung der Probleme im östlichen Teil Moldaus (Transnistrien) beteili­
gen, die auf der Achtung der Unabhängigkeit, der Souveränität und
der territorialen der Moldau beruht. Die Mission
wird weiterhin mit dem Vertreter des Präsidenten der Russischen
Föderation zusammenarbeiten. Die Teilnehmerstaaten begrüßten
die von beiden Parteien eingegangene Verpflichtung, den Rückzug
der Vierzehnten Russischen Armee vom Territorium Moldaus und
die Suche nach einer Beilegung der Probleme im östli­
chen Teil Moldaus (Transnistrien) in Form zweier parallel verlau­
fender, einander nicht behindernder Prozesse durchzuführen.

Weiterentwicklung
Konfliktverhütung

der Fähigkeiten der KSZE
Krisenbewältigung

zur

Entsprechend Kapitel 11 der Beschlüsse des Treffens des Rates in Rom
ersuchen die den Hohen Rat und den Ständigen Rat,
ihre Arbeit zu diesem Thema auf der Grundlage der vom Ständigen Aus­
schuß und der Überprüfungskonferenz von Budapest im Laufe des Jahres
1994 geleisteten Arbeit fortzusetzen.

Verhaltenskodex zu politisch-militärischen Aspekten der

Präambel

Die Teilnehmerstaaten der Konferenz über Sicherheit und Zusammenar­
beit in Europa (KSZE),
In Erkenntnis der Notwendigkeit, die Sicherheitskooperation zu stärken,
unter anderem durch die weitere Förderung von Normen für verantwor­
tungsbewußtes und kooperatives Verhalten im Sicherheitsbereich,
In der Bestätigung, daß dieser Kodex die Gültigkeit und Anwendbarkeit
der Ziele und Grundsätze der Charta der Vereinten Nationen und ande­
rer völkerrechtlicher Bestimmungen in keiner Weise vermindert,
In Bekräftigung unverminderten Gültigkeit der Leitprinzipien und
gemeinsamen Werte Schlußakte von Helsinki, der Charta von Paris
und des Helsinki-Dokuments 1992, welche die Verantwortlichkeiten der
Staaten untereinander sowie der Regierungen gegenüber ihren Völkern
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Teilnehmerstaat, der bei der
oder kollektiven

""pcnr':lI't'lIP aufnehmen. Sie werden gelne:ms;am
B-la.rlI .......",hll·D11nr erörtern und Aktionen erwägen, die zur Verteidi­

gell11emSarnlen Werte eventuell erforderlich sein können.

11.

6. Die terroristische in keiner
Weise unterstützen und Maßnahmen um den Terro-
rismus in an seinen Formen zu verhindern und zu Sie werden
bei der Bekämpfung der durch terroristische Aktivitäten in

Umfang zusammenarbeiten, indem sie internationale Instrumente
und von ihnen in dieser Hinsicht eingegangene anwen-
den. Sie werden insbesondere Schritte um die Anforderun-
gen aus internationalen zu wonach sie ver-

Terroristen zu oder au~;zul1ejter]n.

111.

7. Teilnehmerstaaten erinnern der
Schlußakte von Helsinki alle von grumaleg:encler He~deulturU! sind und folg­
lich gleichermaßen und vorbehaltlos wobei ein jedes
von ihnen unter Beachtung der anderen ausgelegt wird.
8. Die Teilnehmerstaaten werden die ihre IJJL.uL"".lUlIILILJLlUL~ ver-

sieh der oder von Gewalt zu ~;~f"~L~JLI~~r7'LJL'l die
gegen die territoriale oder Unabhängigkeit JLJL~'IIt,;JLJL~""JL

nes Staates gerichtet oder auf andere Weise unvereinbar ist mit
der Charta der Vereinten Nationen umd mit der in der von
Helsinki enthaltenen die Beziehungen
der Teilnehmerstaaten keinen Beistand leisten beziehungsweise sie
nicht unterstützen.

IV.

9. Die Teilnehmerstaaten das naturgegebene Recht auf in­
dividuelle umd kollektive Selbstverteidigung, wie in der Charta der Ver­
einten Nationen anerkannt.
10. Unter Beachtung der Sicherheitsanliegen anderer Staaten
ist jeder Teilnehmerstaat frei, seine Sicherheitsinteressen auf der Grund­
lage der souveränen Gleichheit selbst zu bestimmen. Jeder Teilnehmer­
staat hat das Recht, seine eigenen Sicherheitsarrangements frei zu wählen,
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VI.

1.... f-'...... "'11-.... f-'"" ............ humanitärer HlJl.tel.elsturLg

oß-d.a. " .lL.lLlU'V v 'UAA'll..V.a. 1l.4l-ILA1Oo. zu J&.J&.J&.J&...~v.a. .IUL,

.l:Se'wej~lgs:mOIg1lChJce11tenvon Personen
erleichtern.

17. Die Teilnehmerstaaten sich zur ZUlSaJnnlerlarbell, um
~plamlUIJlgeJn,die in Konflikt münden fiV.A.LUI.\"I.UI., UIJlter anderem durch

'l!111l°t"C'f"h-:l·t"t"I1.~ht::l1l" und umlWf~ltr:)01Jltls~Cht~r

enl[2e:geIlZUWUoken. Zu den Ursachen dieser zäWen Verlet-
zungen der Menschenrechte Grundfreiheiten und anderer

im Bereich der menschlichen UUl11e:nSl1on; brSC!JLeU1UIlge;n von ag-
gressivem Fremdenfeindlichkeit
und Antisemitismus ebenfalls den Frieden die Sicherheit.
18. Die unterstreichen SO\\lOW die !I-I',....,-.l,.... ..... ~ ................

frühzeitigen Erkennens als auch die .....,V.....,.VI~IL.II.I~JU.,c;;;.,

rer auf dem Gebiet der .Jl:llo.V'.IUL.L.A..llJI.'"IL.·'V.....IUL~II..~J...,

der und der friedlichen von ~tI·eltlgl\:elten.

19. Konflikts werden sie sich bemü-
hlllStt~llUlng der zu erleichtern

scn;arren, die eine des Konflikts

VII.

1nl.n.llIY-lIl".~lI4Io Kon-
ntIlllht'i1l"1IC',~ht::l1l"und von der

ren Sicherheit sowie von Nachrichtendiensten und der Polizei als uner-
läßlichen Bestandteil der Stabilität der Sicherheit. Sie werden die In-

"t1l"AlItI1T1I"i::i·ffA in die als Aus-

druck der Demokratie fördern.
21. Jeder Teilnehmerstaat wird lIortA1I"l'"'JrOllY-

seine und PaJ~anl1ll1tar]lsctlen
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dem einschlägigen innerstaatlichen Recht und dem Völkerrecht ausüben
und daß ihnen bewußt gemacht wird, daß sie nach diesem Recht für die
unrechtmäßige ihrer Befehlsgewalt persönlich zur Verantwor­
tung gezogen werden können und daß Befehle, die gegen das innerstaatli­
che Recht und das Völkerrecht verstoßen, nicht erteilt werden dürfen. Die
Verantwortlichkeit der Vorgesetzten entbindet die Untergebenen von kei-
ner einzigen Verantwortlichkeiten.
32. Jeder wird gewährleisten, daß die Angehörigen der
militärischen und Kräfte sowie der Sicherheitskräfte in
der Lage sind, im mit den einschlägigen verfassungsrechtlichen
und gesetzlichen und den dienstlichen Erfordernissen in
den Genuß ihrer Menschenrechte und Grundfreiheiten, wie in den
KSZE-Dokumenten und im Völkerrecht festgehalten sind, zu kommen
und diese auszuüben.
33. Jeder wird angemessene rechtliche admini-
strative sorgen, um die Rechte aller Angehörigen seiner Streit-
kräfte zu schützen.

VIII.

34. Jeder Teilnehmerstaat wird daß seine Streitkräfte im
Frieden und im so besetzt, ausgebildet und ausge-
rüstet werden, daß dies mit den des Völkerrechts und sei-
nen jeweiligen Pflichten und in bezug auf den Einsatz der
Streitkräfte in bewaffneten Konflikten im Einklang steht, einschließlich,
wo anwendbar, der Haager Konventionen von 1907 und 1954, der Genfer
Konventionen von 1949 und Zusatzprotokolle von 1977 sowie der Kon­
vention von 1980 über den Einsatz bestimmter konventioneller Waffen.
35. Teilnehmerstaat wird gewährleisten, daß seine Verteidigungs­
politik und -doktrin dem Völkerrecht, soweit es den Einsatz von Streit­
kräften - auch in bewaffneten Konflikten sowie den einschlägigen
Verpflichtungen aus Kodex entsprechen.
36. Jeder wird gewährleisten, daß jeder Beschluß, seine
Streitkräfte mit der inneren Sicherheit zu betrauen, im Einklang
mit Verfahren gefaßt wird. Diese Beschlüsse
werden den ihre vorschreiben, wobei zu gewährlei-
sten daß diese unter der wirksamen Kontrolle durch verfassungsmä-

"'"A'A':::...lULJUL....... sowie unter der Rechtsstaatlichkeit erfüllt wer-
in denen zur von Aufgaben der inneren Sicher-

nicht vermieden werden kann, wird jeder
daß der Einsatz von Gewalt gegenüber

Illl"'I'"",tU~A"'~"1I"li1l' nicht unverhältnismäßig sein darf.
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gen zu Oef~e!2neJn.

3. Das FSK
bleme von in einer flexiblen und dem le~ve1l1Q:e~n

Fall angemessenen Weise besonderen Wert

1. Das FSK wird seine Arbeit seinem Mandat fortsetzen und
ge~!eoen(~nI;allS neue Ansätze zu den darin enthaltenen Punkten entwic­

spe~ZUJLSCl1en Charakteristiken der Streitkräfte einzelner
Teilnehmerstaaten sind.
2n Das FSK wird sich verstärkt der 'll:701l"hoc'C'o1l""t"on .A..#'''''..... ''''''....LJL_...............................
hender Vertrauens- und ~lIr"h01'·hp.·lt"e_

weatereIltW'lC1<lUIlg befassen und
lVl(Wl1lanme,n ann(~hIne]tl, um neuen Herausforderun-

Des weiteren haben sie IOj,ge]tlat~S beschlossen:

h ....... '.,.,11- ... '...... "" SOWIe Vertrau-

v............ ................ ............... um auf die Si-
SIe

oelruC,KSlchtlge~n werden.
z,usarnm.enJtlanlg wird sich das FSK unter anderem darum

KSZE-weite Ansätze einander in zunehmen-
tle:mUhWl1ge;n werden auch auf weiteren

~IC~he]rhe;ltsltJl1(lUILgU.lbl\.LU'U.U11o.1JU1.. Sie werden weiter­
umfassenden Sicherheitsansatz beruhen

ilie d~

I-J' Het"1I1lnnrc 1T.,.nt".....,.llp. und den umfassen-

fördern.
hpc~~h'1"'lIplh,p1l"'II&:l'Arbeit des FSK wird weder die des

Rechte oder Pflichten der
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I

Die el111etlunt~rsltaa1ten sind der festen Überzeugung, daß die Verbreitung
M(lss~~n,rerl11cJltung~;w2I1te~n sowie der entsprechenden Trägerraketen

JLJL""'Io&""JLJI'tJ'l der Sicherheit und der Stabilität in der Welt
1U\.I':)ll.. U",.II.~""".II..II. hiermit ihre Verpflichtung,

die Verbreitung von Kernwaffen zu """JLJLJL.JLJL....~ ......'JLJLJL'l

die Anschaffung, die die die Lagerung und
den Einsatz chemischer und biologischer Waffen zu verhindern und
den Transfer von Raketen, die zum Einsatz von Massenvernich­
tungswaffen geeignet sowie ihrer Bestandteile und der entspre­
chenden Technologie zu kontrollieren.

11

JLJL""'Io&""JU'U'l der Sicherheit und der Stabilität in Welt
'!'ellnlehInelrst,lat1en'l die bestehenden Normen gegen

die von zu stärken und zu ver-
schärfen. Sie streben dies an durch einer ganzen Reihe verfügba-
rer zur von Proliferationsfragen sowie durch
breitestmögliche multilaterale Unterstützung. Daher werden die Teilneh­
merstaaten

im Kemwaffenbereich

alle ihre bestehenden Verpflichtungen auf dem Gebiet nuklearer Ab­
rüstung und Rüstungskontrolle vollständig Arnll1Ano

die universelle beim über die Nichtverbrei-
von Kernwaffen unterstützen und fördern; insbesondere

'el1l[1e.tJl1nt~rst:aat:en'l die noch
des NPT sind, Zusage, dem NPT in der kürzestmöglichen Zeit
als Nichtkernwaffenstaaten beizutreten;
sich der NPT unbefristet und be-
dingungslos v ""AL Jl.LUULfi'o,"".a. "

die nach dem NPT pr'tnr.("iprh~",pn umlta~;SeJlde~n

ments" mit der Internationalen ß. t"'.....rt"II,pn&::lIor~IP_1I lrlT'JIn1C''JIt1nn

in einschließlich des Rechts der IAEO auf Durchfüh-
\J'\JJUl.'Io&""/JLJUl.J~UIIJ'~""'JL"'lI.JII.'\JJLIl.""JLIl'l und damit das Überprüfungssystem
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Exportkontrollmaßnahmen unterstützen, insbesondere die in der
Australischen Gruppe vereinbarten, und wirksame Genehmigungs­
und Überwachungsverfahren einführen, die sich auf die im Rahmen
der bestehenden Kontrollsysteme festgelegten Vorläuferstoffe für
chemische Waffen, "dual-use"-Material in bezug auf chemische
Waffen, Krankheitserreger, die für biologische Waffen genutzt wer­
den können, und "dual-use"-Material in bezug auf biologische Waffen
erstrecken;

im Bereich der Raketentechnologie

die Richtlinien des "Missile Technology Control Regime" (MTCR)
unterstützen, sich verpflichten, den Export von Raketen, Technologie
und Ausrüstung entsprechend den Richtlinien und dem Anhang zu
kontrollieren, und sich darum bemühen, daß sich interessierte Teil­
nehmerstaaten an das MTCR halten.

111

Darüber hinaus wird jeder Teilnehmerstaat

geeignete Schritte unternehmen, uin die Verpflichtungen nach Ab­
schnitt 11 in seine Gesetze, Vorschriften und Verfahren aufzuneh­
men, in denen die Nichtverbreitung von Massenvernichtungswaffen
und der zum Einsatz dieser Waffen geeigneten Raketen, der entspre­
chenden Technologie und Sachkenntnis geregelt ist;
gemeinsame internationale Bemühungen fördern, um im Waffenbe­
reich tätigen Wissenschaftlern und Technikern Gelegenheit zu ge­
ben, ihre Fähigkeiten friedlichen Unternehmungen zu widmen, unter
anderem durch die verfügbaren institutionellen Möglichkeiten;
unter anderem im Rahmen des sicherheitspolitischen Dialogs im
Forum für Sicherheitskooperation (auch in Seminaren und Arbeits­
gruppen) Informationen über innerstaatliche Gesetze, Vorschriften
und praktische Maßnahmen zur Gewährleistung der Anwendung und
der Durchführung von Nichtverbreitungsregelungen austauschen;
alle geeigneten Maßnahmen ergreifen, um im Rahmen seiner verfas­
sungsrechtlichen und gesetzlichen Mittel seine Staatsbürger daran zu
hindern, daß sie sich an Aktivitäten beteiligen, die mit diesen Prinzi-

betreffend die Nichtverbreitung aller Arten von Massenver­
nichtungswaffen unvereinbar sind.
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el1l1enLmf~rst:aalten m ziehen sollten. Sie
elli[1e1JUlH~rSl[aaten über ihre wie bei-
Kontlllkt\irertlutlmg und Die Erfah-

IberpI·ti11m~~skcJntert~nz regen neben dem zwi­
U Olerlf~gunge~n hinsichtlich der

merstaaten in ihrer Diskussion auf die von ihnen gebildete Wertegemein­
schaft, die in den im Rahmen der KSZE geschaffenen hohen Standards
ihren Niederschlag fmdet. Während der Diskussion wurde festgestellt, daß
bei der der im Bereich der menscWichen Di­
mension beträchtliche Fortschritte erzielt wurden. Die Teilnehmerstaaten
räumten in einigen Gebieten eine ernste Verschlech-
terung es notwendig sei, Maßnahmen gegen die

gegen von ag-
Na1UOltlallsmlUS'l wie etwa territorialem Expansionismus, sowie

von Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und Antisemitismus
zu ergreifen, die nach wie vor menschliches Leid verursachen.
2. Menschenrechte und Grundfreiheiten, Rechtsstaatlichkeit und de-
mokratische Institutionen sind die für Frieden und Sicherheit
und stellen einen entscheidenden zur im Rah-
men eines umfassenden Sicherheitsbegriffs dar. Der Schutz der Men­
schenrechte, einschließlich der Rechte von nationaler Min-
derheiten, ist eine der demokratischen hll1l1t"1:YC'1t"h_

chen Gesellschaft. Die dieser Rechte hat in sclllwerWJLeg~en(len

Fällen zu Extremismus, regionaler Instabilität und zu Konflikten beigetra­
gen. Die Teilnehmerstaaten bekräftigten, daß Fragen der .&J'I.Ip.A"'JlJUL_JUUl.""'-A.&l!bo.

von KSZE-Verpflichtungen ein legitimes und gemeinsames aller
'!'eooehJme:rstaal:en sind und daß es daher zu bewerten ist, wenn
diese Probleme im kooperativen und Geiste der
KSZE angesprochen werden. Sie Ver'pI1JlCnl~ete;n

von KSZE-Verpflichtungen durch verstärkten Dialog,
überprüfungen und Mechanismen anzuregen. Sie werden den r.."lI"'~31t"Q1tll'(7t::~-n

Rahmen der KSZE verbreitern, insbesondere durch die ":1'"n ..... Dr.'.~.nr

ros für demokratische Institutionen und Menschenrechte
dem dessen in die Arbeit des Rates und die
keit der Iv1issionen verstärkt und durch die der Zusam-
menarbeit in Bereichen der aktiven -.TlI.L.... "...TlI'·-"_

'I'I"Ill"<:ll-n'l\C'Qf'lInll"C'1I'Il und 1-nC't'1It'1I11t'lIr,-nC!.1I'Il
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Rolle des BDIMR

.... -.....a.'_ und

Ke~g1()n(ll1K.()nIert~nzzu die sich mit 1I-J'1I",,-,.hla,1I"tr"'Ic'1I"'Il

VA Q.................,""'JUI'............"1 anderen Formen der
den Ländern der Gemeinschaft Unabhängi­
anderen interessierten Nachbarstaaten be­

iI""llC'1I"'-1I"f'JI,,,,ho im informellen Finanzausschuß eine
trelWlllif1~e IKOll't"'1I"d"llllro fmanzierte Stelle für einen Mi-

IVlt~Q1~enIraf1~en in der
Journalisten und nichtstaatliche ur~gaIlls(ltl()nen

.&.IJ'..L.'.&..Lll'..III..&." Informationen über die
zuleiten.

9. sind sich über das
BDIMR verstärkt mit anderen im Bereich der menschlichen Dimension
aktiven internationalen und unter anderem
mit dem Hohen Kommissar der Vereinten Nationen für Menschenrechte

urnn von
auszutauschen und weitere zukunftsorientierte Aktivitäten zu o-nt....lIT11r.. lTol-n

wie etwa die im Dokument beschriebenen.
10. Die Teilnehmerstaaten bes~ch11ejj,en'l

die Zusammenarbeit zwischen der KSZE und anderen internationa-
len insbesondere dem Hohen

iP1t"t=.l1l1l"ll1~iP1I"II Nationen für und
"1lI1l{V1t"~t-lln1l"'ll im Hinblick darauf
n1t"h,iP1t"t=.l.1lt"1I1111"H"l"C',~1t"hpllt"t::l.1I"'Ildes UN-

8. Das BDIMR wird als Institution im Bereich der menschli-
chen Dimension in mit dem amtierenden Vorsitzenden in be-
raten<ler ..... 'lIl1'... ITt-lI'"'-n an den des Hohen Rates und des Ständi-
gen Rates es Abständen über seine

""'JL~""""'V'Ji.'" berichtet und Informationen über bereit-
stellt. Es wird Material für die der

und die eingegan-
..LJi.Ji.Ji......, .... A ......... II.III.Q..... ....., .......""'......... K1aIstlelle~n oder In enger mit

1'"ll1l"tr"'l,t-1I01l"'Oll''IIr1a.1I''II Vorsitzenden kann der Direktor des BDIMR weitere

11. Das BDIMR wird hinsichtlich des Mandats einer KSZE-Mission vor
dessen Annahme konsultiert zu den auf der Missions-
berichte zu die vom Rat zu be-

Die dem BDIMR In-
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beitsprogramm erstellen, aus dem Titel, Datum und Ort dieser Seminare
hervorgehen.
16. Die Teilnehmerstaaten begrüßten das Angebot Rumäniens, ein in­
ternationales Seminar über Toleranz in Bukarest unter der Schirmherr­
schaft des BDIMR und des Europarats sowie in Zusammenarbeit mit der
UNESCO im Rahmen des Internationalen Jahres der Toleranz - 1995 ­
auszurichten.

Die Rolle nichtstaatlicher Organisationen

17. Wie in Kapitel IV des Helsinki-Dokuments 1992 vorgesehenen, wer­
den die Teilnehmerstaaten und die KSZE-Institutionen Möglichkeiten für
eine verstärkte Einbindung nichtstaatlicher Organisationen in die KSZE­
Aktivitäten schaffen. Sie werden nach Wegen suchen, wie die KSZE die
Tätigkeit nichtstaatlicher Organisationen und die von ihnen bereitgestell­
ten Informationen am besten nutzen kann. Der Generalsekretär wird er­
sucht, eine Studie darüber zu erstellen, wie die Mitwirkung nichtstaatli­
cher Organisationen weiter verstärkt werden kann.

Verpflichtungen und Zusammenarbeit

Rechtsstaatlichkeit

18. Die Teilnehmerstaaten heben hervor, daß alle Maßnahmen öffentli­
cher Behörden dem Rechtsstaatsprinzip entsprechen müssen, um so die
Rechtssicherheit des einzelnen zu garantieren.
Sie unterstreichen ebenso die Notwendigkeit des Schutzes von Menschen­
rechtsaktivisten und sehen der Fertigstellung und Annahme des Erklä­
rungsentwurfs über das "Recht und die Verantwortung von Einzelperso­
nen, Gruppen und Organen der Gesellschaft zur Förderung und zum
Schutz der allgemein anerkannten Menschenrechte und Grundfreiheiten"
im Rahmen der Vereinten Nationen mit Erwartung entgegen.

Todesstrafe

19. Die Teilnehmerstaaten bekräftigen erneut ihre in den Dokumenten
von Kopenhagen und Moskau angenommenen Verpflichtungen hinsicht­
lieh der Frage der Todesstrafe.
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könnten erwägen, die Möglichkeit zu prüfen, Vertragspartei dieses Über­
einkommens zu werden.

Roma und Sinti

23. Die Teilnehmerstaaten beschließen, im Rahmen des BDIMR eine
KontaktsteIle für Fragen der Roma und Sinti (Zigeuner)
Das BDIMR wird beauftragt,

als Koordinierungsstelle für Informationsaustausch über von
Roma und Sinti (Zigeuner) zu fungieren, einschließlich von Infor­
mationen über die Umsetzung von Verpflichtungen der
Roma und Sinti (Zigeuner);
Kontakte zwischen Teilnehmerstaaten, internationalen Organisatio­
nen und Institutionen sowie nichtstaatlichen Organisationen betref­
fend Fragen der Roma und Sinti (Zigeuner) zu P.-rI,P1~htp,-rn·

Kontakte zwischen den KSZE-Institutionen und anderen l11t"lt-,or..... ':lt-l1.n.

nalen Organisationen und Institutionen bezüglich dieser
rechtzuerhalten und auszubauen.

Zur Erfüllung dieser Aufgaben wird das BDIMR die vorhandenen Res­
sourcen in vollem Umfang nutzen. In diesem Zusammenhang begrüßen
sie die Ankündigung einiger Roma- und Sinti- (Zigeuner-) '-JJl.J~U.1I.-lUI.o..:l'-JU..J1.'-'

nen, daß sie freiwillige Beiträge zu leisten beabsichtigen.
24. Die Teilnehmerstaaten begrüßen die in anderen .Lll.&'l..VJl.JLa.'I.JL'I....,"-'.lLll.UI.JL....'.ILII. Or­
ganisationen und Institutionen in bezug auf Fragen der Roma Sinti
(Zigeuner) unternommenen insbesondere die des ..II..-JYJI.'-'II-J'''-'I..&I..... lI.o..:l.

Toleranz und Nichtdiskriminiemng

25. Die Teilnehmerstaaten verurteilen von
und insbesondere von aggressivem' Nationalismus, Rassismus, Chauvinis­
mus, Fremdenfeindlichkeit und und auf deren
Ausmerzung abzielende wirksame Maßnahmen weiterhin fördern. Sie er­
suchen das BDIMR, diesen Erscheinungen besondere zu
schenken, indem es über deren verschiedene
in den Teilnehmerstaaten sammelt. Sie werden danach zu diesem
Zweck angemessene Gesetze zu verstärken oder zu und
die erforderlichen Maßnahmen ergreifen, um sicherzustellen, daß die vor­
handenen Gesetze so wirksam in die Tat umgesetzt werden, daß sie Äuße­
rungen solcher Erscheinungen verhindern. Sie unterstreichen
Maßnahmen zur Bekämpfung dieser Erscheinungen als ..,..,v ..."V.lLll.II.JI.JI.""'..lLll.v.a.
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davon abhängt, daß die Wanderarbeitnehmer ihn selbst aktiv wahrneh­
men, und beschlossen daher, sie diesbezüglich zu ermutigen.

Migration

32. Die Teilnehmerstaaten bringen ihre Besorgnis über die vorwiegend
durch Kriege, bewaffnete Konflikte, bfugerkriegsähnliche Unruhen und
schwere Menschenrechtsverletzungen verursachten Massen-Wanderungs­
bewegungen in der KSZE-Region, die Millionen von Flüchtlingen und
Vertriebenen umfassen, zum Ausdruck. Unter Berücksichtigung der Be­
schlüsse des Rates in Rom 1993 bescWießen sie, in dieser Hinsicht ihre
Zusammenarbeit mit geeigneten internationalen Gremien auszudehnen.
Sie nehmen die vom UNHCR unternommenen Bemühungen zur Vorbe­
reitung einer Regionalkonferenz zur Kenntnis, die sich mit Problemen von
Flüchtlingen, Vertriebenen, anderen Formen .der Vertreibung und von
Rückkehrern in den Ländern der GUS anderen interessierten Nach­
barstaaten befassen wird.

Humanitäres Völkerrecht

33. Die Teilnehmerstaaten bedauern zutiefst die Serie eklatanter Verlet­
zungen des humanitären Völkerrechts, die sich in den letzten Jahren in
der KSZE-Region ereigneten, und bekräftigen ihre Verpflichtung, die
Achtung des allgemeinen humanitären Völkerrechts und insbesondere ih­
rer Verpflichtungen gemäß den einschlägigen internationalen Dokumen­
ten zu wahren und sicherzustellen, einschließlich der Genfer Konventio­
nen von 1949 und ihrer Zusatzprotokolle, bei denen sie Vertragspartei
sind.
34. Sie unterstreichen die potentielle Bedeutung einer Erklärung über
humanitäre Mindestnormen, die in allen Situationen anwendbar sind, und
erklären ihre Bereitschaft, an deren Ausarbeitung im Rahmen der Ver­
einten Nationen aktiv mitzuwirken. Sie verpflichten sich, angemessene
Informationen und Schulung im Rahmen ihres Militärdienstes hinsichtlich
der Bestimmungen des humanitären Völkerrechts zu gewährleisten und
sind der Ansicht, daß einschlägige Informationen zur Verfügung gestellt
werden sollten.
35. Sie bringen ihre hohe Wertschätzung für die sich entwickelnde Zu­
sammenarbeit zwischen der KSZE und dem Internationalen Komitee vom
Roten Kreuz (IKRK), insbesondere im Falle von KSZE-Missionen zum
Ausdruck, begrüßen die Bereitschaft des IKRK, diese Zusammenarbeit
weiter auszubauen, und verpflichten sich, das IKRK weiter zu unterstüt­
zen, insbesondere durch die Stärkung von bereits zwischen den KSZE-
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Programm zur koordinierten Unterstützung

42. Unter Berücksichtigung der in den vergangenen zwei Jahren unter
der koordinierenden Leitung des BDIMR durch die Umsetzung des
"Programms zur koordinierten Unterstützung" erzielten Fortschritte ha­
ben die Teilnehmerstaaten beschlossen, dieses Programm fortzuführen.
Das BDIMR und der Generalsekretär werden auch künftig Treffen und
Seminare über KSZE-bezogene Angelegenheiten vorbereiten, um interes­
sierten Staaten die Möglichkeit zu geben, ihre KSZE-Verpflichtungen
leichter zu erfüllen. Die Teilnehmerstaaten werden auch künftig Vertreter
dieser Staaten in die von Regierungen geförderten Praktika sowie Stu­
dien- und Ausbildungsprogramme aufnehmen, so daß das Niveau an Er­
fahrung, Wissen und Sachkenntnis angehoben werden kann.
43. Sie kamen überein, daß die Fähigkeit des BDIMR zur Bereitstellung
von gründlichem Sachwissen über Fragen im Bereich der menschlichen
Dimension gemäß dem Programm zur koordinierten Unterstützung wei­
terentwickelt werden sollte. Um auf die alle Aspekte der Demokratisie­
rung betreffenden Ersuchen der kürzlich unabhängig gewordenen Staaten
um Beratung zu reagieren, beschlossen sie, daß der Einsatz von allgemei­
nen Experten im Rahmen des Programms zur koordinierten Unterstüt­
zung eine nützliche Verstärkung der Rolle des BDIMR darstellen würde.

IX Die wirtschaftliche Dimension

1. Die Teilnehmerstaaten bekräftigen die im Helsinki-Dokument 1992,
auf der Bonner Konferenz über wirtschaftliche Zusammenarbeit und in
der Charta von Paris für ein neues Europa dargelegten Prinzipien und
Werte, und unterstreichen, daß die Unterstützung des wirtschaftlichen
Reformprozesses und die Entwicklung von Marktwirtschaft und umwelt­
verträglicher Politik für die Sicherheit und die Stabilität in der KSZE-Re­
gion unerläßlich sind.
2. Die Teilnehmerstaaten halten es für wichtig, der Wechselbeziehung
zwischen allen Dimensionen des umfassenden Sicherheitsbegriffs der
KSZE große Aufmerksamkeit zu widmen. Die wirtschaftliche Dimension
der KSZE schließt Aktivitäten zur Förderung der Zusammenarbeit in den
Bereichen Wirtschaft, Umwelt, Wissenschaft und Technik sowie zur För­
derung der regionalen und grenzüberschreitenden Zusammenarbeit ein.
3. Die Teilnehmerstaaten begrüßen die Rolle der internationalen Wirt­
schafts- und Finanzinstitutionen im Hinblick auf die Unterstützung der
Prioritäten der wirtschaftlichen Dimension und bekräftigen ihr Interesse
an einer engen Zusammenarbeit mit diesen Organisationen. Sie halten es
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deren umzuset-
Interesse die bevorstehende

bUlr01palSc1:1en .ß!.-J......."""' ... ~;;"...'l.oI ......a..a.u..... 'I-'I-lL zur Kenntnis und be-
Drlnz]lDlf~lle 1-j1l ....'1I"'1I~'hTlIlI_rv eines Transeu-

-..uL1Il."""'''' l.,lIl. ..... q,,<ltJ'l.oIJiUL. Dieses
r'\r'\"'I,,,Fill1l111A:l1011'"1I1I1I''l'.nr bei der

A:lIo1l"' ....nllllll-1I.nrC~_ inter-

ge,~enwartl{1~e b,ntvV1c~jurlg der
in be-





1""l.1t"llt:'1nl1l",n.·7t=J.B{. an. Sie daß die und in-

ternational Standards und ein we-
C'.t:l> ..... t-Dll,~hL:~1l" Faktor bei der von Handel und Investitionen ist. Sie
h.t:l>D'1l"ot-t-llrlr.t:l>..... die der der Rechte zum Schutz des
rrA1ct"1,(TAn .JI....J.a.1<;;;,\"IJULfL"JL..ILJL..:l. Die Teilnehmerstaaten erkennen an, daß der Zu­

verlaJjlUcllen 11t"ll-r"1I"1I"'lr"'rJl-r1l1""l.1t"llc.~1t"ll und Statistiken für die 11-4 ..... 1hTTll,.....' ............ rr

....... t-t-,n. ..... t- ... ""B.. = Sektor sowie für die tnlsCne]lC1ung~511I1C1Ulllg

Ll"n..-tn-1I11t-1I11 .nr ist. Sie fördern darüber hinaus .tSe:mu,nUJnge~n

AJlVA .IIL"'.!L..IILII.",",'A UlI.flJLfLlI.flJLJULj.,. Fortschritte diesen Berei-
ZUlSaJl11UleIlarlbel1, auch im Hin­

1I..{r,...-.rIA'rll"t4lrr von Investitionen

aktive Maß­
emSCnL1al1~ge~nForen auf-

Wirtschaftsforum der
'"l71I1t-t"cr·hrJl't"t"B1,~Il4lc.~n Dimen-

Slon zu ges,rau:en,
zwar eines

JL JL "'................ JlL.llLU und eine Im viel Raum für
Diskussionen zu schaffen. Teilnehmerstaaten erkennen an, daß der

des Wirtschaftsforums von der aktiven emer
Anzahl Vertreter aus internationalen Institu-

dem Aka-
demikerkreisen mit einscWägiger

'l'e:l1n(~hIneI'stalatf~n ersuchen den amtierenden orslltz(~ndlen, mit
1..... t-,~_l"ll-...... t-."71I ... _ • .nr des Sekretariats eine informelle einzube-

in Wien um sich mit der 1""l.1I" ..... A1l"l:::lo1lt" ..... 1t"llnr des Wirt-
schaftsforums und den sich daraus er~~elJ~en(len tOJLge:malJjnarumen zu be­
fassen. Vertreter können zu

emgel~a(le~nwerden.
22. Die auf dem Wirtschaftsforum Form an1!eSlprOICn(~ne;n

Themen sollten sich auch weiterhin auf verschiedene des Über­
gaIlgslpro,zes.ses und der wirtschaftlichen Zusammenarbeit im KSZE-Ge-

ersltre~CKlen" sowie auf stehende im
der wirtschaftlichen die Treffen des

'ellneJnner~.ta(lte:n, aus
an~~ele~gte~n .tS,erfactLen eine von Themen

auszuwählen. Das Thema für das Dritte
des Wirtschaftsforums wird die regionale wirtschaftliche Zusam-

menarbeit in den Investitionen und sein.
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X Mittelmeerraum

1. Die nichtteilnehmenden Mittelmeerstaaten blicken auf langjährige
Beziehungen zur KSZE zurück und haben von Anfang an größtes Inter­
esse an deren Arbeit gezeigt. In Bekräftigung ihrer Überzeugung, daß die
Stärkung der Sicherheit und der Zusammenarbeit im Mittelmeerraum für
die Stabilität in der KSZE-Region von Bedeutung ist, begrüßen die Teil­
nehmerstaaten die kürzlich im Nahost-Friedensprozeß geschlossenen Ab­
kommen. Unter Hinweis auf das Helsinki-Dokument 1992 und in Bestäti­
gung der darauffolgenden einschlägigen Beschlüsse beschließen die Teil­
nehmerstaaten, den Dialog mit den im Beschluß des 25. Treffens des Aus­
schusses Hoher Beamter erwähnten fünf nichtteilnehmenden Mittelmeer­
staaten zu intensivieren.
2. Zu diesem Zweck und als Reaktion auf das von diesen nichtteilneh­
menden Mittelmeerstaaten bekundete Interesse fassen sie folgende Be­
schlüsse:

(a) In Wien wird im Rahmen des Ständigen Rates eine informelle, allen
Teilnehmerstaaten offenstehende Kontaktgruppe auf Expertene­
bene eingerichtet. Diese Gruppe wird regelmäßig zusammentre­
ten, um einen Dialog mit diesen nichtteilnehmenden Mittelmeer­
staaten zu pflegen, damit der Austausch von Informationen von
beiderseitigem Interesse und die Formulierung neuer Ideen er­
leichtert werden.

(b) Aufbauend auf den in der KSZE bereits traditionellen Mittelmeer­
seminaren beschließen die Teilnehmerstaaten, 1995 ein Seminar
zum Thema "Erfahrungen der KSZE im Bereich vertrauensbil­
dender Maßnahmen" abzuhalten. Die Teilnehmerstaaten beab­
sichtigen darüber hinaus, weitere Seminare zu Fragen von beider­
seitigem Interesse abzuhalten. Sie begrüßen das Angebot der
Arabischen Republik Ägypten, das obengenannte Seminar zu
veranstalten, und regen an, daß die anderen vier nichtteilneh­
menden Mittelmeerstaaten ähnliche Angebote unterbreiten.

(c) Der amtierende Vorsitzende wird im Laufe seiner Amtsperiode auf
hoher Ebene Konsultationen zwischen der KSZE, vertreten
durch die Troika und den Generalsekretär, und den nichtteil­
nehmenden Mittelmeerstaaten abhalten.

(d) Zur Behandlung der in der Kontaktgruppe, den Seminaren und den
Konsultationen auf hoher Ebene geäußerten Vorschläge wird der
amtierende Vorsitzende im Laufe des Jahres Vertreter dieser
nichtteilnehmenden Mittelmeerstaaten gegebenenfalls zu allen
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Abschlußkonferenz zum Stabilitätspakt für Europa, am 20. und 21. März
1995 in Paris

angenommen am 20. März 1995 von den 52 Staaten der OSZE bei der
AbscWußkonferenz zum für Europa in Paris

1. Wir, die Außenminister und Vertreter der an der Pariser Konferenz
über die Stabilität in teilnehmenden Staaten und 1I-nf"01l"1I"'IIdJtof"11.n..-n,'JIIt='1I"'II

Organisationen, sind auf Initiative der Europäischen Union am 20. und 21.
März 1995 in Paris zur Annahme des Stabilitätspakts für zusam­
mengekommen.
2. Ein halbes Jahrhundert nach Ende des zweiten Weltkriegs und
Jahre nach den historischen Veränderungen, die nunmehr die
dung der Spaltung Europas möglich machen, ist der ~t2lb111taltsp,aKt

druck unseres ständigen gemeinsamen Bemühens,
Spannungen und Krisen zu verhüten und auszuschalten und in auf
Dauer eine Zone gutnachbarlicher Beziehungen und der Zusammenarbeit
zu schaffen, um die Errungenschaften auf dem Weg zu
Achtung der Menschenrechte, Rechtsstaatlichkeit, wirtschaftlichem Fort­
schritt, sozialer Gerechtigkeit und Frieden zu fördern und un"umlkehrlJar
zu machen.
3. Der Stabilitatspakt besteht aus nachstehender
Liste von Abkommen und Vereinbarungen über Bezie­
hungen und Zusammenarbeit. Er wird ergänzt durch eine Liste von Maß­
nahmen, die die Europäische Union zur Unterstützung von Initiativen der
interessierten Staaten im Benehmen mit diesen ergriffen oder vo]~ge;se1Jlen

hat und mit denen zur Erreichung der Ziele des Paktes wer­
den soll.

1. Erklärung

4. Europa durcWäuft derzeit eine Phase des Wandels und der
tung. Es ist unser Ziel, diese Entwicklung auf den .i\ufbau eines geeinteren
und solidarischeren, für Dialog und Zusammenarbeit offenen Europas zu
lenken, das zu diesem Zweck jede Art des Austauschs begünstigt und in
dem die Identität der Nationen und die gemeinsamen freiheitlich-demo-

1 In: Presse- und Informationsamt der Bundesregierung (Hrsg.), Bulletin 24/1995, S.
197 ff.
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Anwendung von Gewalt, die Unverletzlichkeit der Grenzen, die territo­
riale Unversehrtheit und die Achtung der international anerkannten
Grenzen, die friedliche Regelung von Streitfällen, die Nichteinmischung in
innere Angelegenheiten, den Schutz der Menschenrechte. einschließlich
der Rechte der Angehörigen nationaler Minderheiten, die Grundfreihei­
ten, einschließlich der Gedanken-. Gewissens-, Religions- und Glaubens­
freiheit, die Gleichberechtigung und das Selbstbestimmungsrecht der Völ­
ker, die Zusammenarbeit zwischen den Staaten und die Erfüllung in Treu
und Glauben der gemäß dem Völkerrecht eingegangenen Verpflichtun­
gen.
8. Gutnachbarliche Beziehungen sollen durch Förderung der regionalen
Wirtschaftsentwicklung zum Abbau der spannungsträchtigen wirtschaftli­
chen und sozialen Unterschiede beitragen sowie durch Förderung grenz­
überschreitender Zusammenarbeit die Entwicklung des freien Verkehrs
von Personen, Gedanken, Gütern und Dienstleistungen in den Bereichen
Wirtschaft, Kultur, Verwaltung und im menschlichen Bereich ermögli­
chen.
9. Wie auf der Eröffnungskonferenz am 26. und 27. Mai 1994 in Paris ver­
einbart, haben intensive Konsultationen stattgefunden, die in den letzten
Monaten mit Nachdruck fortgesetzt worden sind. Insbesondere sind unter
Vorsitz der Europäischen Union zwei regionale runde Tische eingerichtet
worden, an denen zum einen vier Staaten der baltischen Region - Estland.
Lettland, Litauen und Polen - sowie deren Gäste und zum anderen sechs
weitere Staaten Mittel- und Osteuropas - Bulgarien, Ungarn, Polen, Ru­
mänien, Slowakei und die Tschechische Republik- sowie deren Gäste,
darunter Slowenien, teilgenommen haben. Auch die Organisation für Si­
cherheit und Zusammenarbeit in Europa, der Europarat und der Ostsee­
rat haben an den Regionaltischen teilgenommen. Ferner hat der Vorsitz
der Europäischen Union mehrere Hauptstädte besucht, um die Ziele des
Paktes zu unterstützen. Schließlich wurden in die Beratungen sämtliche
Teilnehmerstaaten der Eröffnungskonferenz einbezogen.
10. Die Teilnehmerstaaten der Regionaltische haben es sich gemäß dem
Schlußdokument zur Eröffnungskonferenz von Paris im Mai 1994 zur
Aufgabe gemacht, eine Bestandsaufnahme der Abkommen und Vereinba­
rungen vorzunehmen, die ihren freundschaftlichen und Kooperationsbe­
ziehungen gewidmet sind. Um ihr Interesse für die Region zu unterstrei­
chen, haben die Mitgliedstaaten der Europäischen Union diejenigen Ab­
kommen und Vereinbarungen in das Verzeichnis miteinbezogen, die sie
mit den neun Ländern unterzeichnet haben, die eine Beitrittsperspektive
zur Union haben. Ebenso haben diese Länder und die von ihnen ein­
geladenen Gesprächspartner Abkommen in dieses Verzeichnis aufge­
nommen, die sie - teils vor der Eröffnungskonferenz vom Mai 1994, teils

488





16. Wir stellen fest, daß die Vertragsstaaten des Übereinkommens zur Er­
richtung des Vergleichs- und Schiedsgerichtshofs ihre etwaigen Streitig­
keiten über die Auslegung und Anwendung ihrer Abkommen über gut­
nachbarliche Beziehungen entsprechend den in diesem Übereinkommen
festgelegten Verfahren vor den Gerichtshof bringen können.
17. Wir nehmen die Unterstützung der Europäischen Union für die Vor­
haben zur Förderung gutnachbarlicher Beziehungen, deren Verzeichnis
dem Pakt beigefügt ist, sowie den Beitrag anderer Teilnehmer mit Ge­
nugtuung zur Kenntnis. Die beigefügten Vorhaben wurden in Zusam­
menarbeit mit der Europäischen Union, insbesondere im Rahmen des
Dialogs. der sich an den beiden Regionaltischen entwickelt hat, erstellt.
Sie betreffen die regionale grenzüberschreitende Zusammenarbeit, die
Minderheitenfragen, die kulturelle Zusammenarbeit einschließlich Spra­
chunterricht, die wirtschaftliche Zusammenarbeit in der Region, die Zu­
sammenarbeit im Rechtsbereich und die Ausbildung im Verwaltungsbe­
reich sowie Umweltprobleme. Mit diesen Vorhaben sollen der freie Ver­
kehr und die freie Kommunikation zwischen den europäischen Staaten
sowie der freie Informationsaustausch und Gedankenaustausch im Hin­
blick auf die Erweiterung der Europäischen Union erleichtert werden.
18. Wir sind uns bewußt, daß noch weitere Bemühungen erforderlich sind,
um die Stabilität in ganz Europa zu konsolidieren, meinen aber, daß der
Prozeß, den wir in Paris mit der Einberufung dieser Konferenz eingeleitet
haben, sowie der von uns gewählte regionale Ansatz ihren Nutzen unter
Beweis gestellt haben. Daher äußern wir den Wunsch, daß sie weiterhin
dazu beitragen, die Stabilität in Europa zu stärken, und daß sie als Modell
für andere, namentlich im Rahmen der OSZE ergriffene gemeinsame
Initiativen der präventiven Diplomatie dienen.

II. VelZeichnis der Abkommen, Vereinbarungen und politischen Erklärun­
gen

A. Abkommen und Vereinbarungen zwischen den interessierten Ländern
und den Mitgliedstaaten der Europäischen Union

Bulgarien

Belgien: Gemeinsame politische Erklärung (4. 4. 94)
DeutscWand: Vertrag über freundschaftliche Zusammenarbeit und
Partnerschaft in Europa (9.10. 91)
Griechenland: Vertrag über freundschaftliche und gutnachbarliche Be­
ziehungen, Zusammenarbeit und Sicherheit (7.10. 91)

490





Polen

tleJlgte:n: Gemeinsame politische Erklärung (2. 7. 91 )
- Deutschland: - Vertrag über gute Nachbarschaft und Irelun<JLSCllaIIUCrle

Zusammenarbeit (17.6.91)
über der polnisch-deutschen Grenze

90)
~pal1llen: ~JreUlD.a;sc.nlans- UlD.d Kooperationsvertrag (26.10.

- Frankreich: Freundschafts- und Solidaritätsvertrag (9. 4. 91)
Freundschafts- UlD.d Kooperationsvertrag (11.10.

- Niederlande: Gemeinsame (29.9.92)
n1l"ll1l.nnl"'A·I~h· Gemeinsame Erklärung (24. 4.

Rumänien

- Belgien: Gemeinsame politische (7.4. 94)
- Deutschland: Vertrag über freundschaftliche und

-"'~.ILA."".Il.U"".ILA~~in (21. 4. 92)
- Griechenland: Vertrag über Zusammenarbeit und über treunclSCnallll-

che und gutnachbarliche Beziehungen (28.11.91)
- Spanien: Freundschafts- und Kooperationsvertrag (4. 2. 92)
- Frankreich: Freundschafts- und Kooperationsvertrag (20.11. 91)
- Italien: Freoodschafts- und Kooperationsvertrag (23. 7. 91)
- Niederlande: Gemeinsame Erklärung (7. 6. 93)
- Vereinigtes Königreich: Gemeinsame Erklärung (3. 6. 93)

Slowakei

- Deutschland: Vertrag über gute Nachbarschaft und freundschaftliche
Zusammenarbeit (27. 2. 92)

- Spanien: Freundschafts- und Kooperationsvertrag 91)
- Frankreich: Verständigungs- UlD.d F.reUlD.dschaftsvertrag (1.10.91)
- Italien: FreUlD.dschafts- und Kooperationsvertrag (7. 6. 93)
- Niederlande: Gemeinsame Erkläroog (15. 9. 93)
- Vereinigtes Königreich: Gemeinsame Erklärung (27.5.92)
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Zusammenarbeit (7. 8. 92)
Litauen: Grundlagenvertrag über freundschaftliche Beziehungen und
Zusammenarbeit (8. 8. 92)
Polen: Vertrag über Freundschaft und gutnachbarliche Zusammenar­
beit (6. 10.91)
Slowakei: Vertrag über Nachbarschaft und freundschaftliche
Beziehungen (19. 3. 95)
Russische Föderation: - Vertrag über freundschaftliche tsezle.nUllge:n
und Zusammenarbeit (6.12.91)
Erklärung über die Grundsätze der Zusammenarbeit im Bereich der
Gewährleistung der Rechte nationaler, ethnischer. religiöser oder
sprachlicher Minderheiten (11.11.92)
Slowenien: - Freundschafts- und Kooperationsvertrag
-Erklärung über die Grundsätze der Zusammenarbeit im Bereich der
Gewährleistung der nationaler Minderheiten (31. 5.

- Rumänien: Gemeinsame Erklärung der Yrf~ml.erlnrnllst~~r

Ungarn und von Rumänien 3.95)

Lettland

Estland/Litauen: - über die Einheit und Zu;sanlml~nalfbt~1t

(12.5.90)
-Trilaterales Übereinkommen über baltische Zusammenarbeit auf
Parlaments- und Regierungsebene (13. 6.
Ungarn: Grundlagenvertrag über freundschaftliche und
Zusammenarbeit (7. 8. 92)

- Litauen: Vertrag über die der Staatsgrenze (29. 6.
93)
Polen: Freundschafts- Kooperationsvertrag ( 1. 7. 92)

- Belarus: - Erklärung über die Grundsätze Beziehun-
gen (16. 12. 91)
-Vertrag über die einer 2.
Russische Föderation: Abkommen vom 30. 4. 94 über
-die "Ir"l"1I111141rl1Q4:J>"I" UQr!I<lJI"l"cot"''Jlt"lIrlo1l4l

-den Abzug der Streitkräfte
sozialen Schutz der ruslslslchf~n MLllu:arl)en.slonatDe

Litauen

Estland/Lettland: .J'J-JJLJL~~iL'l.lLJULj;;" über die Einheit und Zusanlmenarbeit
(12.5.90)
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Rumänien

.JI'>.,I_.B.,...,tI.4.B."'"",,IUL. Vertrag über Freundschaft, Zusammenarbeit und gutnach-
barliche (27.1. 92)
.lL.JU'-.JLUAA-.. Freundschafts- und Kooperationsvertrag (11. 7. 92)
..L.J.Ill&..lULU'V.LII.. Freundschafts- und Kooperationsvertrag (8. 3. 94)

- Polen: über freundschaftliche Beziehungen und Zusammenar-
beit (25. 1. 93)

- Slowakei: Vertrag über freundschaftliche Beziehungen und Zusam­
9.93)

- Belarus: über freundschaftliche Beziehungen und
Zusammenarbeit (7.5.93)

- Türkei: gutnachbarliche Beziehungen und
Zusammenarbeit (19. 9. 91)

- Ungarn: Erklärung der Premierminister der Republik
Ungarn und von Rumänien (19. 3. 95)

Slowakei

über freundschaftliche Beziehungen und Zusam-
..o...iLJL,,",JULlI.Iil.JL ,",~",... ", (6. 4.

- Ungarn: Vertrag über gute Nachbarschaft und freundschaftliche Zu­
sammenarbeit ( 19.3.95)

- Polen: Vertrag über gutnachbarliche Beziehungen, Solidarität und
freundschaftliche Zusammenarbeit (6.10.91)

- Rumänien: Vertrag über freundschaftliche Beziehungen und Zusam­
menarbeit (24.9.93)

- Tschechische Republik: Vertrag über gutnachbarschaftliche und
freundschaftliche Beziehungen (23. 11. 92)

- Russische Föderation: Vertrag über freundschaftliche Beziehungen
und Zusammenarbeit (26. 8. 93)

- Ukraine: Vertrag über gutnachbarliche und freundschaftliche
Beziehungen und Zusammenarbeit (29. 6. 93)

Tschechische KejDUl)llk

- Slowakei: gutnachbarschaftliche und freundschaftliche
Beziehungen (23.11. 92)

(Einige der in dieser Liste aufgeführten Abkommen sind noch nicht ratifi­
ziert worden.)
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1.

Vertrauens-
Smmeeines~.n.f,~.c:.1l"'1'l&1rnTC.1I"'II

1.3
ration über
IrA"" 1r1l"'.Pt-.c;:l'1I"'Il Schritten

Sicherheit.
1.4 Wie sehr man sich eine bessere lntdo.vnltlr;~n neuer Teilnehmer-
staaten sich den der amtierenden
den Mittelasien Transkaukasien. Besuche wurden c.n.1l"'.rTt-I'l&It-lI.rT
vorbereitet zogen konkrete sich.
1.5 Parallel zu VOI·raIlgJ.~~en Bereichen der
KSZE wurde die Weltelren1lWJJCKumg der Strukturen und

sionen vor
im Sekretariat des die wachsen-

Aktivitäten des Büros für demokratische Institutionen und Menschen-
rechte die auf die intensive
'lI'riih,,,,,,,,I,.. ,,,,, ... f- des Hohen Kommissars der für nationale 1\.11I1111"'1l.ri.c:~1l"'hj~1It-.c:~1I"'Il

während seines ersten daß die Zukunft ange-
sichts der neuen in einer anpas-
Silllgsltahlge:n., mit und Ko,m{)et(~nz au~;geuOlten 1L.I"L:>.~",,,,,",,,,_.nr',,,",,,,".. .nr.TL:>.""

breite internationale
1.2 KSZE-Konsultationen über 1l"\.n.llIrllc,roIl"!lO
erreichten den wöchentlichen der Wiener

Ausschusses Hoher Beamter eine neue Dimension.
für ~1I"...h.p1r"h.p.1It-C'IIrAi""'\n.p

1. Die 1Il-411"'11·h1il711.nllrI1l1l1l"'ll.'1I"o1l"'ll des Jahres 1993 waren davon den
nach wie vor kein

"""'l.4,.JIUI.'L.'l.4,.JIUI." in Transkaukasien
drohten
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2. Frühwamung, Konf/iktverhütung und Krisenbewältigung - Missionen

Im Berichtszeitraum waren ingesamt acht KSZE-Missionen im Einsatz.
Einige Missionen dienten hauptsächlich der Konfliktverhütung, andere in
erster Linie der Krisenbewältigung. Einigen von ihnen gehörten Diplo­
maten sowohl als Zivilpersonen als auch als militärisches Personal an. Die
Missionen waren auf dem Balkan, im Baltikum und in der Kaukasusregion
tätig.
Zur Unterstützung ihrer Arbeit wurde im KYZ-Sekretariat die Abteilung
"Missionsunterstützung" eingerichtet. Sie nahm im Mai 1993 ihre Tätigkeit
auf. Mit wachsender Erfahrung dieser Abteilung konnte die Unterstüt­
zung in ihrer Wirksamkeit beträchtlich verbessert werden.
Eines der Probleme der Missionen ist die personelle Besetzung. Mit ein
oder zwei Ausnahmen haben die Teilnehmerstaaten nur zögernd dafür
gesorgt, daß qualifIZiertes Personal in ausreichender AnzaW für unbe­
setzte Stellen zur Verfügung steht. Damit die KSZE-Aktivitäten glaub­
würdig sind und es bleiben, muß dieses Problem dringend einer Lösung
zugeführt werden.
Die KSZE-Missionen zur Konfliktverhütung und Krisenbewältigung tru­
gen in unterschiedlichem Ausmaß zur Stabilisierung der Lage bei; nach
Aufnahme ihrer Tätigkeit mußte jedoch bei allen Missionen das Mandat
verlängert werden, da für zufriedenstellende Ergebnisse mehr Zeit erfor­
derlich war. Man stellte einerseits fest, daß Konfliktverhütung und Kri­
senbewältigung mit friedlichen Mitteln Geduld erfordern, doch sollte eine
regelmäßige und sorgfältige Prüfung der jeweiligen Situation sicherstellen,
daß alle Konfliktparteien kooperationsbereit bleiben.
Bei Missionen zur Krisenbewältigung ist es sehr schwierig, einen konkre­
ten Prozeß in Gang zu setzen, der zu einer Lösung auf dem Yerhand­
lungswege führen soll. Allgemein besteht die Tendenz, daß die Konflikt­
parteien von den Missionen Vorschläge zur Lösung ihrer Probleme er­
warten, anstatt sich selbst um eine Regelung zu bemühen.

2.1 Langzeitmissionen

Die Langzeitmissionen in der Föderativen Republik Jugoslawien
(Serbien/Montenegro) (FRJ) nach Kosovo, in den Sandschak und die
Yojvodina nahmen am 8. September 1992 ihre Tätigkeit auf. Die Missio­
nen bestanden anfangs aus 12 Personen und wurden später auf 20 aufge­
stockt, genehmigt waren 40 Mitglieder (diese zaW wurde jedoch nie er­
reicht).
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Erkundungsfahrten zu unternehmen, um sich einen Eindruck davon
zu verschaffen, inwieweit die Lage stabil ist beziehungsweise ob es zu
einem Konflikt kommen kann, und
im Falle eines Konflikts den Sachverhalt festzustellen, um eine wei­
tere Eskalation zu verhindern.

Der Mission gehören derzeit acht KSZE-Beobachter an. Zwei Mitglieder
der Überwachungsmission der Europäischen Gemeinschaft sind dem Mis­
sionsleiter operativ unterstellt. Die Mission unterhält sehr enge Kontakte
zu den Behörden der EJRM.
Die Koordination zwischen dem UNPROFOR-Oberkommando für Ma­
kedonien und der Mission wurde folgendermaßen festgelegt:

wöchentliche Konsultationssitzungen auf Ebene der Missionsleiter;
regelmäßiger Austausch von Lageberichten und anderen maßgebli­
chen Informationen;
Koordination der Reisetätigkeit.

Auch mit anderen Missionen der Vereinten Nationen und der Europäi­
schen Gemeinschaft fmdet ein Informationsaustausch statt und wird zu­
sammengearbeitet.

Den Missionsberichten zufolge gibt es keine unmittelbaren Anzeichen für
ein Übergreifen des Konflikts, besorgniserregend ist jedoch die sich ver­
schlimmernde wirtschaftliche Situation. Die Behörden der EJRM weisen
immer wieder auf die ungelöste Frage des Status der EJRM in der KSZE
hin.

2.3 Mission nach Georgien

Die Mission nahm am 3. Dezember 1992 ihre Tätigkeit auf. Hauptaufgabe
der Mission ist es, "Verhandlungen zwischen den Konfliktparteien in Ge­
orgien zu fördern, durch die eine politische Lösung auf friedlichem Wege
herbeigeführt werden soll". Ursprünglich wurde die Mission für eine
Dauer von 3 Monaten genehmigt, das Mandat wurde jedoch zweimal je­
weils um weitere 6 Monate verlängert. Das Mandat der Mission umfaßt
sowohl den südossetischen
als auch den abchasischen Konflikt. In der Praxis konzentrierte sich die
Mission auf Südossetien, da in bezug auf Abchasien die Vereinten Natio­
nen die Hauptrolle spielen.
Im Falle des Konflikts in Südossetien besteht das Mandat darin,

Gespräche mit den Konfliktparteien zu führen und Spannungsherde
zu beseitigen,
eine sichtbare KSZE-Präsenz herbeizuführen und Kontakte zu örtli­
chen Stellen und zur Bevölkerung aufzunehmen,
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Die ursprünglich für sechs Monate geplante Mission wurde in der Folge
um weitere 6 Monate (bis April 1994) verlängert. Der Mission gehören
acht Personen an.
Die Mission hat mit der Regierung Moldovas und den Behörden von Ti­
raspol Kontakt aufgenommen und wirkt aktiv an der Überwachung der
Situation und der Förderung eines Dialogs mit. Die Mission versucht,
einen Prozeß in Gang setzen zu helfen, der zu einer Beilegung des Kon­
flikts auf dem Verhandlungswege führt. Bis jetzt wurde noch nicht über
sichtbare Fortschritte berichtet.

2.5 Mission nach Estland

Die Mission nahm am 15. Februar 1993 ihre Tätigkeit auf und will die
Stabilität, den Dialog und die· Verständigung zwischen den Volksgruppen
in Estland fördern.
Die Mission hat das Mandat,

Kontakte mit zuständigen Behörden - insbesondere mit den für
Staatsbfugerschaft, Migration, Sprachangelegenheiten, Sozialleistun­
gen und Beschäftigungspolitik verantwortlichen Stellen - sowie mit
einschlägigen nichtstaatlichen Organisationen aufzunehmen,
Informationen einzuholen und in Angelegenheiten, die den Status
der Volksgruppen in Estland sowie die Rechte und Pflichten ihrer
Angehörigen betreffen, fachliche Unterstützung und Beratung zur
Verfügung zu stellen,
die Wiederherstellung einer auf Bürgerrechten beruhenden Gesell­
schaft insbesondere durch Förderung örtlicher Mechanismen zur
Entwicklung von Dialog und Verständigung zu erleichtern und
die Übertragung der Aufgaben der Mission an örtliche Vertretungen
vorzubereiten.

Die Mission war ursprünglich für sechs Monate geplant, ihr
wurde im Juli 1993 um weitere sechs Monate verlängert. Der Mission ge­
hören sechs Personen an.
Die Mission hat gute Arbeitskontakte zu den estnischen Behörden und
der russischsprachigen Volksgruppe aufgebaut. Auf diese Kontakte greift
die Mission bei ihrer Arbeit zu folgenden Themenbereichen zurück: der
Runde Tisch, Fragen der Staatsbürgerschaft, Bestim­
mungen des Fremdengesetzes und Familienzusammenführung. Die Mis­
sion arbeitet eng mit dem Hohen Kommissar der KSZE für nationale
Minderheiten zusammen.
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160 Experten arbeiten derzeit für die Missionen und die Zentralstelle in
Brüssel (Büro des Koordinators Sanktionen und SAM-Kommunikati­
onszentrum, welches von der EG teilweise fmanziert und personell besetzt
wird).

2.8 KSZE-Vertreter in Tadschikistan

In Tadschikistan nimmt ein KSZE-Vertreter die Aufgaben der KSZE
wahr. Den Grundstein für seine Präsenz legte der persönliche Vertreter
der amtierenden Vorsitzenden in diesem Land.
Der KSZE-Vertreter in Tadschikistan hat die Aufgabe, im Hinblick auf
die laufenden Bemühungen um eine Lösung des Konflikts in diesem Land
mit dem Sonderbeauftragten des Generalsekretärs der Vereinten Natio­
nen und den Beamten der Vereinten Nationen in Tadschikistan Rück­
sprache zu halten und gegebenenfalls zusammenzuarbeiten. Der Vertreter
hält die KSZE über die Entwicklung im Land auf dem laufenden. Ein er­
ster Bericht auch Reihe VorscWäge zur Aufga­
benteilung mit den Vereinten Nationen und den Hinweis, daß eine stän­
dige KSZE-Präsenz in Tadschikistan angebracht sei.

2.9 Konflikt in dem Gebiet, mit dem sich die Konferenz über Nagomy Ka­
rabach befaßt

Die KSZE beschäftigte sich weiterhin mit Konflikt in dem Gebiet,
mit dem sich die Konferenz über Nagorny Karabach befaßt. Von der
Minsker Gruppe (die im RatsbescWuß vom 24. März 1992 erwähnten
Mitgliedstaaten) wurde nach ausgiebigen Verhandlungen ein "Adaptierter
Zeitplan für Sofortmaßnahmen zur der Resolutionen 822
und 853 des Sicherheitsrats" ausgearbeitet, der darauf beruht, daß eine

von Maßnahmen in gegenseitiger Abstimmung Zug um Zug durch­
geführt werden. Darin ist unter anderem der Truppenrückzug aus den Be­
zirken Kubatli, Agdam, Fisuli, Dschebrail, Kelbadschar und Martakert,
die Wiederherstellung aller Kommunikationseinrichtungen und Verkehrs­
verbindungen, die Herstellung einer dauerhaften und umfassenden Waf­
fenruhe unter KSZE-Überwachung und die Eröffnung der Minsker Kon­
ferenz vorgesehen.
Der "Adaptierte Zeitplan" befaßt sich auch mit humanitären Aspekten,
wie etwa mit dem Austausch von Geiseln und Kriegsgefangenen, dem un­
gehinderten Zugang zur Region für internationale humanitäre Hilfsliefe­
rungen usw. Darüber hinaus sieht der Zeitplan die Entsendung einer
KSZE-Veriftkationsmission vor, die die Vorarbeiten für eine Überwa­
chung durch die KSZE leistet.
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insbesondere in Estland und Lettland sehr starken russischsprachigen
Minderheiten zu befassen. Er arbeitete eng mit der KSZE-Mission in
Estland zusammen. Obwohl der HKNM keine Beweise für eine Verfol...
gung der russischsprachigen Minderheiten in den baltischen Staaten fand,
unterbreitete er den Regierungen Estlands und Lettlands eine Reihe von
Empfehlungen, die auf eine erkennbare Politik des Dialogs mit den natio­
nalen Minderheiten und deren Integration abzielen. Die Empfehlungen
konzentrierten sich insbesondere auf die Gesetzgebung und die Notwen­
digkeit, Angehörige nationaler Minderheiten diesbezüglich über ihre Si­
tuation zu informieren.
Ende Juni und Anfang Juli wurden weitere Besuche in dieses Gebiet er­
forderlich, insbesondere angesichts von Auseinandersetzungen um die
Verabschiedung eines Fremdengesetzes durch das estnische Parlament
und um die teilweise als Reaktion auf dieses Gesetz erhobene Forderung
nach einem Referendum über lokale Autonomie für die estnischen Städte
Narva und Sillamae, deren Bevölkerung hauptsächlich russischsprachig ist.
Der Hohe Kommissar beantwortete im Namen der KSZE das Ersuchen
des estnischen Präsidenten um ein Gutachten der KSZE zum Fremdenge­
setz. Auch als Ergebnis dieser Beratung änderte das estnische Parlament
das Gesetz.
Anfang Juli ersuchte die estnische Regierung den Hohen Kommissar um
einen weiteren Besuch aus Anlaß der schwierigen Frage lokaler Referen­
den. Der Hohe Kommissar gab eine Darstellung der Zusicherungen, die
er von der estnischen Regierung und Vertretern der russischen Volks­
gruppe in Estland zur Lage insgesamt und insbesondere zu den Referen­
den erhalten hatte.
Im Herbst 1993 stattete der HKNM Estland und Lettland erneut einen
Besuch ab, um die Situation und die Durchführung seiner Empfehlungen
im Auge zu behalten.
Im Februar besuchte der Hohe Kommissar die Slowakei und Ungarn, um
die Lage der ungarischen bzw. der slowakischen Minderheit zu untersu­
chen und zu erörtern. Auf seine Empfehlung hin wurde eine Experten­
gruppe für Minderheitenrechte eingerichtet, die innerhalb von zwei Jah­
ren höchstens viermal die Slowakische Republik und Ungarn besuchen
soll, um die Lage der Ungarn in der Slowakei sowie der Slowaken in Un­
garn zu analysieren. Die Gruppe bereiste die Slowakei und Ungarn erst­
mals vom 19.... 29. September und legte dem HKNM ihren Bericht über
die Probleme vor, die den nationalen Minderheiten in diesen Ländern ein
Anliegen sind.
Im Juni und August besuchte der HKNM Rumänien, um sich über die
Lage der dort lebenden Angehörigen nationaler Minderheiten, insbeson...
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gleichzeitiger Vermeidung übermäßiger oder unverhältnismäßiger Ge­
waltanwendung durch die Polizei sei.
Auf Ersuchen des AHB verfaßte der HKNM einen Bericht über die
Roma, der auf dem AHB-Treffen in Prag (21. - 23. September) vorgelegt
wurde.

4. Die Menschliche Dimension

Bei den KSZE-Aktivitäten ging es auch weiterhin um die Implementie­
rung. Das BDIMR war im Bereich der Entwicklung demokratischer In­
stitutionen und der Beratung in Fragen der Menschenrechte und der
Rechtsstaatlichkeit tätig. Das erste Implementierungstreffen über Fragen
der menschlichen Dimension bot Gelegenheit zu einer umfassenden Zu­
standserhebung im KSZE-Gebiet. Auf dem Treffen sprach man sich deut­
lich dafür aus, die menschliche Dimension praktisch und kontinuierlich in
den politischen Konsultationsprozeß der KSZE einzubeziehen.
Im Verlauf dieses Jahres wurde in Warschau eine Reihe weiterer Semi­
nare zu bestimmten Fragen der menschlichen Dimension abgehalten.
Anband der Wortmeldungen und Diskussionen bei diesen Seminaren
konnten aktuelle Probleme herausgearbeitet und skizziert werden.
Das Seminar über Wandernngsbewegungen, einschließlich Flüchtlinge und
Vertriebene befaßte sich mit unfreiwilligen Wanderungsbewegungen, dem
Schutz unfreiwilliger Migranten, der Zusammenarbeit zwischen interna­
tionalen Institutionen und dem Aufbau einzelstaatlicher Institutionen. In
diesem Zusammenhang wurden Fragen der Frühwarnung, der vorbeu­
genden Diplomatie und der Friedenserhaltung unter dem Blickwinkel ei­
ner Planung für Notfälle und einer weiteren Zusammenarbeit erörtert.
Die Teilnehmer diskutierten auch einen möglichen Beitrag der KSZE zur
Defmition einer Migrationspolitik, wobei die Notwendigkeit eines politi­
schen Mechanismus für Migrationsfragen innerhalb der KSZE hervorge­
hoben wurde. Das Problem des Schutzes unfreiwilliger Migranten wurde
beleuchtet. In den Wortmeldungen beim Seminar wurde hervorgehoben,
daß eine umfassende einzelstaatliche Migrationspolitik notwendig sei, und
es wurde festgehalten, welche Rolle den internationalen Organisationen
und Institutionen in diesem Bereich zukäme.
Beim Seminar über Fallstudien zu Fragen nationaler Minderheiten erörter­
ten die Teilnehmer Themen wie staatliche Institutionen, Fälle verstreuter
Siedlungsstruktur, grenzüberschreitende Zusammenarbeit, die Rolle der
KSZE und internationaler Organisationen. In den Wortmeldungen wurde
versucht, die Rechte von Angehörigen nationaler Minderheiten, ein­
schließlich des Rechts auf tatsächliche Teilnahme am öffentlichen Leben,
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die estnische Gesetzgebung zu untersuchen und sie sowie ihren Vollzug
mit allgemein anerkannten Menschenrechtsnormen zu vergleichen
(Dezember 1992); zum dritten Mal von Moldova, um die derzeitige Ge­
setzgebung, den Vollzug von Minderheitenrechten' und die Beziehungen
zwischen den Volksgruppen auf dem Territorium der Republik Moldova
zu untersuchen (Januar - Februar 1993); und schließlich im Juni 1993 vom
AHB gegenüber Serbien-Montenegro, um Untersuchungen zu Berichten
über Menschenrechtsverletzungen, insbesondere die und
Inhaftierung von Vuk und Danica Draskovic, sowie über das angebliche
Verbot der Serbischen Erneuerungspartei anzustellen. Mission
konnte ihre Aufgabe wegen mangelnder Kooperationsbereitschaft der
FRJ nicht erfüllen.)
Die KSZE-Berichterstatter für die Ereignisse in Kroatien und Bosnien­
Herzegowina arbeiteten einen umfassenden Vorschlag aus, wie der
Grundsatz der persönlichen Verantwortung durchgesetzt werden könne,
einschließlich der möglichen Schaffung eines Ad-hoc-Tribunals.

5. Sicherheitskooperation

Das im September 1992 gemäß den Beschlüssen des 1992
ins Leben gerufene KSZE-Forum für Sicherheitskooperation setzte im
vergangenen Jahr die Verhandlungen fort, insbesondere über das Sofort­
programm, das 14 Punkte zu den Fragen Rüstungskontrolle, Abrüstung
und Vertrauens- und Sicherheitsbildung sowie Zusammenarbeit zur Stär­
kung der Sicherheit und Konfliktverhütung enthält.
Das Forum richtete informelle Redaktionsgremien ein; die Teilnehmer
arbeiten an Vereinbarungen, die rechtzeitig für das Ratstreffen von Rom
fertigzustellen sind und folgende Bereiche umfassen:

(a) Informationsaustausch und Dialog über Verteidigungsplanung, worin
sich die Teilnehmerstaaten verpflichten, Informationen über ihre Militär­
doktrin sowie Pläne über bestimmte Teilbereiche ihres Militärpotentials
zur Verfügung zu stellen.
(b) Stabilisierende Maßnahmen für örtlich begrenzte Krisen, die sich bei
bestehenden Konflikten als Ergänzung zu einem politischen Friedensstif­
tungsprozeß als besonders wichtig erweisen könnten.
(c) Grnndsätze für den Transfer konventioneller Waffen, die die
Grundlage für bestimmte Elemente einer den KSZE-Staaten gemeinsa­
men Politik in bezug auf Waffenverkäufe bilden und somit zur Stabilität in
Europa und über Europa hinaus beitragen werden.
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bei. Das Forum ersuchte die KSZE-Staaten und die eingeladenen inter­
nationalen Organisationen eindringlich, Mittel zur Organisation und Fi­
nanzierung von Seminaren und Expertentreffen zu maßgeblichen Fragen
zu beschaffen. Auf dem Forum wurde ferner vereinbart, daß sich der
AHB um eine Finanzierung aus externen Quellen bemühen sollte. Da die
Parlamentarier bei der Schaffung günstiger Voraussetzungen für eine
wirtschaftliche Umgestaltung eine besondere Rolle spielen, wurde be­
schlossen, die Ergebnisse des Treffens an die Parlamentarische Ver­
sammlung der KSZE weiterzuleiten. Als Folgeveranstaltung des Forums
ist ein Seminar über kleine und mittelständische Unternehmen in Volks­
wirtschaften im Übergangsstadium geplant, das im Februar 1994 in Bisch­
kek, Kirgistan, stattfmden soll.
6.2 Gemäß den einschlägigen Bestimmungen des Helsinki-Dokuments
wurde in Valletta, Malta, ein weiteres Seminar über den Mittelmeerraum
abgehalten (17. - 21. Mai 1993). Vertreter nichtteilnehmender Mittel­
meerstaaten und verschiedener internationaler Organisationen leisteten
dazu einen Beitrag. Die Delegierten stellten auf dem Seminar fest, daß
das Ende der Ost-West-Konfrontation bewirken könnte, daß sich der
Spielraum für einen Dialog zwischen der KSZE und den nichtteilnehmen­
den Mittelmeerstaaten vergrößert. Man hielt die Zeit für gekommen, die­
sem Dialog im Sinne der in den Helsinki-Beschlüssen enthaltenen Richtli­
nien neue Impulse zu verleihen. Ein weiteres Gesprächsthema war die
Frage, auf welche Weise über den KSZE-Rahmen hinausgehende, beson­
ders für den Mittelmeerraum relevante autonome Entwicklungen zustan­
dekommen könnten.
Ein Seminar von KSZE-Experten über umweltgerechte Entwicklung der
Wälder in der nördlichen und der gemäßigten Zone wurde vom 27. Sep­
tember bis 1. Oktober in Montreal abgehalten. Es befaßte sich mit Um­
weltproblemen und sah eine große Zahl von Ländern, internationalen und
nichtstaatlichen Organisationen als Teilnehmer.
6.3 Gemäß den Beschlüssen des Ratstreffens von Stockholm besuchte
die amtierende Vorsitzende in Begleitung einer Gruppe von KSZE-Ex­
perten im April die kürzlich aufgenommenen mittelasiatischen Staaten.
Haupthema der Gespräche war die Erläuterung des gesamten Spektrums
der KSZE-Normen und -Aktivitäten und die Aufforderung an diese Staa­
ten, sich aktiv zu beteiligen. Bei der Diskussion des weiteren Vorgehens
wurde hervorgehoben, daß es notwendig sei, über die KSZE in verstärk­
tem Maße zu informieren. Im Gefolge dieses Besuches wird ein Seminar
des Wirtschaftsforums in Bischkek, ein Seminar über Fragen der regiona­
len Sicherheit, ein Seminar über Fragen der menschlichen Dimension und
ein Seminar über allgemeine KSZE-Fragen stattfmden. Alle Seminare
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UJUL,I,u.,J1.VJl.VJLlII.'l,,&.V Vorsitzende verwies in ihrer Erklärung vor dieser Konferenz
die einer verstärkten Zusammenarbeit zwischen den

Vereinten Nationen und anderen internationalen Organisationen in bezug
die der die vorbeugende die

loe:rwacllillLg der von lll1

Rahmen der menschlichen Dimension und einen offenen mit den
neuen KSZE-Teilnehmerstaaten.
Die vertiefte ihre mit dem '-..I' VJLlII.""'''' u...Lb.:,"'"

kretär des und dem Generaldirektor des Büros der Vereinten
Nationen in Genf bei einem informellen das auf ihre Initiative am
9. Juli 1993 in und sich mit einer stärkeren Zusam­

M(~nS,cn~;m'eCJntebefaßte. Ein zweites Treffen in
blIua<lU1JL2; des Generalsekretärs des JI....J....,u..VIIJU-

~t'1"Q1.Il.lnll1"lT stattfmden.
J:'1tlledf~nS(;rhalnlllg wurden Kontakte zwischen der KSZE

..n...n.1n.o.1I"'tJo"1I,n1nC'1I"tJo" hergestellt, durch die eine ge-
genseitige über die Aktivitäten erfolgen soll.
Der AHB ersuchte die amtierende Vorsitzende um Vorschläge, wie der

zwischen der KSZE und den nichtteilnehmenden Mittelmeerstaa-
emLSCjl1lf~Jj1JLCn emes verstärkt

werden könne. Ägypten ood wurde angeboten, an der
KSZE - einschließlich Ratstreffen - weilll behandelt
werden, die für sie von besonderem Interesse sind.

IV: KSZE-Strukturen und -Institutionen

Der Rat bestimmte im Mai 1993 durch den
ersten Generalsekretär KSZE. Dieser trat am 15. Juni 1993 in Wien
sein Amt an. Seine ersten waren die des geneh-

Mitarbeiterstabes, die seines Büros und dessen
Übersiedloog in die neuen KSZE-Büroräume in wo sich auch das
KVZ-Sekretariat befmdet.
Der Generalsekretär wandte sich der zu, tm Rahmen seines
Mandats den amtierenden Vorsitzenden zu 1I11"G"ll1I-.t:lI..,...C' ..... , .. '"7.cl.1n indem er einer
besseren Information der über .IL:Do.U&..JJI...r UII..IL UII.V~J1.V.ILJI. und -Akti-

besonderes widmete.
Gemäß einem vom Stockholmer Ratstreffen erteilten Mandat wurde eine
.rJt..U·-llU"'-UIA. UI'JUv für KSZE-Strukturen und geschaffen, de-

AIi..oILJI.J~Ull.'V es Beschlüsse über eine Einheitliche Organisationsstruk-
die Sekretariate in und Wien sowie für eine umfassende

der Die Ergebnisse dieser
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Beiträgen verfügt, kann sie ihre verschiedenen Aufgaben nicht ord­
nungsgemäß durchführen, wenn die Beiträge nicht rechtzeitig einlangen.
3. Die Ad-hoc-Expertengruppe für effIZiente Verwaltung der KSZE­
Ressourcen, die ihr Mandat vom Stockholmer Ratstreffen erhielt, gab
eine Vielzahl von für eine bessere Verwaltung der KSZE­
Ressourcen insbesondere im Bereich der Personal- und Finanzver­

bnlptlehlun,~en wurden vom AHB verabschiedet; derzeit
erfolgen soll.

geJletlIID.J.gtf~n t::,mt)teJl1ID[1ge~n sehen die eines
....,JULII..LIL""J.. "'JUI.~bo'JUI.....'.LL t:LaULsh,alt:ssv;stems für das gesamte vor. An
der eines solchen Systems wird bereits gearbeitet. Dieses
neue System wird auch andere fmanzielle Funktionen, wie etwa
Rechnungswesen und Finanzplanung, umfassen und sich auf ein entspre­
chendes EDV-Finanzsystem stützen.

Wien, 31. Oktober 1993
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Missionen zur Unterstützung von Sanktionen (SAM) (2)
Koordinator für die Unterstützung von Sanktionen
Albanien
Bulgarien
EJR Makedonien
Kroatien
Rumänien
Ukraine
Ungarn

Zwischensumme für SAM

GESAMTBETRAG

(1) ausgenommen Kurzzeitmissionen
(2) 'Laut den zuletzt vorgelegten Haushalten

520

2.935.000
1.437.000
2.494.170
5.817.540
1.200.400
6.422.036
1.827.935
1.884.564

24.018.645

199.139.952





111. Die Parlamentarische Versammlung der KSZE

IV. Beziehungen zu Internationalen Organisationen

V. Beziehungen zu nichtteilnehmenden Staaten

VI. Kontakte mit nichtstaatlichen Organisationen

VII. Verwaltung und Finanzen
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KSZE setzte ihre tle:mU.hlli[lge~n

'e1lJnetunc~rS1taatenunter anderem

T7",nn ... t-""~1I"'Ilrl.. .nr= Int'pO"1I"IJit"IAn der neuen
h.n.r"h1l"'·~nnr1('TA Besuche in diesen

emer Reihe

von konzentrierten sich
ertlanla.uml1~en im Rahmen des Forums für \o.:lIr-.hAll"h.c."iIt-C'IIT.n.r"'1I"'I>P1l"''JIt-lI.n.n

weiterhin auf die der Sicherheit durch ein kooperatives Vorge-
Im des Rates von Rom das FSK auch mit Erörterun-

gen über einen zur auf dem Balkan
mittels und vertrauens- und SlC.nel~heltSI)ll-

dender Das FSK führte bei einer von Gelegenheiten
einen zu konkreten die für
merstaaten von großer .&.I ..... _ ..... 'IIo.6I1o.~~........~

Um mit ihren eXt)an.d.1t;~relrld.f~n 'V'A'1I"'I>IV/...::A""JL'ff"'_'JI1,tL.1I.a.~[,,7a...',n........ Al.UlJ;zat)en Schritt zu
die KSZE 1994 eine mit

zu dem auch das Sekretariat des Kon­
während der Konsultativausschuß (des

vom Rat in Rom wurde. KSZE sollte zwar in erster
Linie eine kleine, flexible und ihrem Wesen nach unbürokratische
sation doch waren bei M,magetneJlt
Verwaltung erforderlich, um einen en:lZH~ntlen, hO~ch(lual1l11Z1e;rte~n

beiterstab (derzeit über 100 Personen in allen und
sorgsame Haushaltsführung das Haushaltsvolumen 25 Mil­
lion USD) sicherzustellen.
Schritt für Schritt führte die KSZE neuen Aufgaben durch
und fuhr fort, wie andere Institutionen im Zeitalter nach
dem Kalten Krieg sich den ihr Platz in der "europäischen Ar-
chitektur" zu suchen. Unbestritten der KSZE einer
neuen aus einer eine zentrale Rolle
KJu.JI~V.LILJLJUU''', doch worin diese Rolle muß noch genauer defIniert
werden. Was die konkrete sollten zum der-
zel1tl~e~n Stand Dinge und Flexibilität obwalten. In An-
hAlI~1l"'-:ll,,..ht' dessen haben der amtierende Vorsitzende und die
tutionen das auf die einer engen Zusam-
menarbeit mit der der UNO nahestehenden Organisationen,
dem und im KSZE-Gebiet Organisationen

..II.JULIJ'II.JI,II.I~"'JI,'JJUL""'JULgelegt. ersten sind ermutigend.
KU~CKIDll(~K auf den 1992 und in Vorschau auf den

tlU1Cla]:)est 1994 läßt sich feststellen, daß
en]lZle~nt~~s operatives Vorgehen notwendigen

or,lus;setzwlge;n g~~SCJnalren hat. muß sich weiter überlegen,
wie die Ant.~1l"'-:ll1hl'!(1&:l.n J:"l.al1lgKt~lte;n der KSZE werden können, ein-

Staaten und die

524





KSZE im Zusammenhang mit der Stärkung von Frieden und Sicherheit
im KSZE-Gebiet ist. Es zeigte sich auch mit aller Deutlichkeit, daß ein
ganzheitliches Vorgehen notwendig ist, bei dem die menschliche Dimen­
sion im gleichen Maß berücksichtigt wird wie politische oder wirtschaftli­
che Erwägungen.
In enger Zusammenarbeit mit der Troika und mit Unterstützung des Se­
kretariats spielte der amtierende Vorsitzende eine ScWüsselrolle als In­
itiator von Aktivitäten, bei der Vorbereitung von BescWüssen und der
Durchführung der von den Teilnehmerstaaten genehmigten Politilc

2.1 Missionen

Im Berichtszeitraum kam es im November 1994 zu einer Aufstoc­
kung der vor Ort tätigen KSZE-Missionen (einschließlich der Mis­
sion für Kosovo, den Sandschak und die Vojvodina) auf insgesamt
neun. Das Mandat einiger früher begonnener Missionen wurde be­
trächtlich erweitert. In enger Zusammenarbeit mit dem amtierenden
Vorsitzenden entwickelte das KVZ seine logistischen sowie be­
stimmte sonstige Unterstützungsfunktionen. Mandat, Zusammenset­
zung und Funktionsweise der einzelnen Missionen fielen immer un­
terschiedlicher aus, was die Flexibilität dieses Instruments unter Be­
weis stellt. Bei allen Missionen stellten jedoch Fragen der menschli­
chen Dimension und des Aufbaus von Demokratie und Rechtsstaat­
lichkeit ein wesentliches und unerläßliches Element ihrer Aufgaben
dar. Alle Missionen legten besonderen Wert auf die Zusammenar­
beit mit den in ihrem jeweiligen Gebiet tätigen internationalen Or­
ganisationen, insbesondere der UNO, dem Europarat, sowie einer
Reihe von nichtstaatlichen Organisationen und dem Hohen Kommis­
sar der Vereinten Nationen für Flüchtlinge. Alle Missionen in Mit­
gliedländern der aus mußten ihre diplomatische Tätigkeit auf die
Vermittlungsbemühungen der Russischen Föderation abstimmen.
Alle KSZE-Gremien und -Institutionen wurden in die Arbeit der
Missionen eingebunden und werden dies in zunehmendem Maße
sein, was die Notwendigkeit hervorhebt, sich mit der Frage der Ko­
ordination innerhalb der KSZE zu befassen. Jede der Missionen
hatte ihre eigenen Probleme und Erfolge, alle trugen sie jedoch
durch Unterstützung und Beratung oder - in einigen Fällen durch
ihre bloße Anwesenheit - zum Aufbau von Stabilität bei. Keine der
Missionen konnte 1994 ihr Mandat vollständig durchführen und auf­
gelöst werden.
Im Berichtszeitraum verbesserte sich die Personalsituation bei der
Besetzung der Missionen leicht, da einige Staaten nationale "Pools"
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Mission für Skopje

Die Mission kam im September 1992 insbesondere in der Absicht
zum Einsatz, ein Ausbreiten des Krieges in Bosnien-Herzegowina
verhindern zu helfen. Mission besteht aus acht KSZE-Mitglie­
dern und zwei Mitgliedern der Überwachungsmission der Europäi­
schen Gemeinschaft Community Monitor Mission,
ECMM). Die Mission arbeitet eng mit dem .I&....J .......... 'LJIL' ......

rat anderen internationalen Gremien zusammen. Sie ist Teil des
sogenannten "Krisenbewältigungskomitees" (Crisis Management
Committee) , dem der stellvertretende Verteidigungsminister, der
stellvertretende Außenminister und der stellvertretende Innenmini­
ster der Früheren Jugoslawischen Mazedonien sowie Ver­
treter von UNPROFOR und des Hohen Kommissars der Vereinten
Nationen für Flüchtlinge angehören.
In einem zusehends komplexer werdenden politischen Umfeld un­
terhält die Mission gute Kontakte zu allen Parteien und Im
Juni unterstützte die Mission die Behörden und den Europarat bei
der Abhaltung der lang erwarteten Volkszählung. ihre stän­
dige Anwesenheit trug die Mission dazu bei, daß die Volkszählung
bei allen Volksgruppen eine breite politische Zustimmung fand und
insgesamt mit Erfolg durchgeführt werden konnte. Im Oktober
spielte die Mission bei den Präsidenten-/Parlamentswahlen eine ak­
tive Rolle, indem sie den internationalen Beobachtern koordinierend
und beratend zur Seite stand und sicherzustellen suchte, daß beide
Wahlgänge repräsentativ und demokratisch verliefen.
Die Mission warnte wiederholt vor den ernsten Folgen der sich stän­
dig verschlechternden Wirtschaftslage als eine Folge der über Jugo­
slawien (Serbien und Montenegro) verhängten Sanktionen und der
von den griechischen Nachbarn zu Jahresbeginn getroffenen Maß­
nahmen.
Das ganze Jahr hindurch wandte sich die politische Führung der
Früheren Jugoslawischen Republik Mazedonien wiederholt mit der
Bitte um Aufnahme als Teilnehmerstaat an die KSZE. Diese Frage
wurde beim 25. (4. März), 27. (14. Juni) und 28. (14. September)
AHB-Treffen behandelt. Beim 28. stellte "der Vorsitzende
mit Bedauern fest, daß hinsichtlich des Ersuchens der Früheren Ju­
goslawischen Republik Mazedonien, derzeit Beobachter im KSZE­
Prozeß, um Aufnahme in die KSZE als Teilnehmerstaat kein Kon­
sens besteht, obwohl eine überwältigende Mehrheit der Teilnehmer­
staaten der Hoffnung Ausdruck gab, daß diese Frage positiv und mit





IIH 1I1"a1l"''III''',1I1I1"1·1_.nr einer vierten Arbeits-

zur gelnemsamlen
men wurde.
In auf den Konflikt in Abchasien hält die Mission die Verbin-

zu den dieser Die KSZE nimmt
an den unter der UNO laufenden
teil. Mission wie auch bei
einen Entwurf für einen Sonderstatus Abchasiens im Rahmen einer
Union oder einer Föderation. Das Echo

A.JlIlIl::-OC'lIr...1I"ll nahm an den ~ltimnJgen

sische Abkommen vom 4. 1994 und in Sotschi
stationierten Vier-Parteien-Kommission über die Rückkehr der
!I-l·U ... 'ln ... 't-I ........ nrn. sowie an Treffen der im Mai Koordinie-

den m teil.

Mission
gruppe für eine 1n..n.llIl"lIC'.f"h.o Ke~ge.LUDlgU~""1l"'1l"''':ll_l1rI.nr

militärischer Hinsicht die Mission ihre
was von dieser

Mission

ge~;pannl[en Themen-
elIlLSCJtllU~jjllch 1I"Ir"II1IB1II"-:lI1l"'''IC'.f''hl31l''' ~:lchertlelt:sa~;peKteab. Die Mis-

einen über einen Sonderstatus für die
lr(lUSGnlestr-JKegIOln aus, der von allen Seiten als ein Bei-

ve:rn,mal1Wlgspr()ze~jj .nr.O"'ll1&:::t.1l"'l"l:::t.1" wird. Die Mission beriet die
t::t.l1r1Il:::t.1l"'1I'1I11"ll.nr in der der und in anderen

der menschlichen Dimension in Moldova.
Mit der vom entsandten beobach-
tete die Mission die gegen die "Sechs von

Absatz Die KSZE
tiOl:scnlaIt, daß die von Ilie

der für einen als motiviert zu bezeichnenden Mord
im Dezember 1993 zum Tode verurteilt den um
eme des Konflikts sehr schaden würde.
Im Februar 1994 das BDIMR zusammen mit der Mission

TlIl1I1411l"'0"9"arliO Rolle der der Parla-
mf~ntl~wcih1en. Eine von der Mission 1993 vorgeschlagene un-

nllll"C't'Ill:::t.1"1l"'·'Jl.nr1l".1I"ll.nr über die Moldovas

Die Mission kam im 1993 mit der ..... '-li-JL.I;;,.'I.4IL..'''"'' zum .JII-J..o....IL..U'I.4 ...LJ') das
Zustandekommen einer dauerhaften 1n..n.B,1I1"1IC'.f"ht::t.1I"ll jj1ellleglmg des Kon-
flikts zur und Souveränität der
blik über einen Sonderstatus für die
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scher Institutionen und Prozesse. In enger Zusammenarbeit mit dem
BDIMR beriet die Mission insbesondere die tadschikischen Behör­
den beim Entwurf einer neuen Verfassung. Die Mission unterbrei­
tete ihre Kommentare und Vorschläge schriftlich und stieß dabei auf
~CJtlWler:lg.K:elten'lnl~DIT1rllnn·.~1I"A::l>nrIAKanäle für die Kommunikation mit
der Regierung und parlamentarischen Gremien herzustellen.
Im Juli verabschiedete das Parlament die Verfassung. Am 6. Novem­
ber fanden das über die Verfassung und die Präsiden­
tenwahl auf der Grundlage eines Wahlgesetzes aus der Zeit vor den
Reformen statt. Das BDIMR entsandte eine Gruppe von Experten
nach um in Hinblick auf die vermutlich 1995 stattfm­
denden Parlamentswahlen VerbesserungsvorscWäge vorzulegen.
Die Mission bemühte sich auch um eine aktive Förderung der Ach­

Menschenrechte. Dies ist eine besonders dringende und
schwierige Aufgabe, da unter der Nachwirkung des Bürgerkriegs

erl~etZ1un~~en von Menschenrechten einschließlich der Presse- und
Int:Of]ma.tlOlnsltre]Lhe~ltnoch immer weit verbreitet sind.
Die Mission arbeitete unter schwierigen Bedingungen und bemühte

in erster um die Koordinierung ihrer Aktivitäten, insbe-
sondere im auf die Vereinten Nationen. Herr Piriz-Ballon,
der Sondervertreter des UNO-Generalsekretärs, lud die Mission zu

unter der Schirmherrschaft der UNO stattfmdenden in­
ne]rtaIUS(:nnQs(;ne~n Verhandlungen zwischen der Regierung und der
bewaffneten Opposition als Beobachter ein.

2.1.2 Mission für Estland

Als Reaktion auf eine estnische Initiative wurde die Mission im De­
zember 1992 eingerichtet und kam am 15. Februar 1993 zum Einsatz.
In enger Zusammenarbeit mit zuständigen Stellen und in ständigem
Kontakt mit wichtigen nichtstaatlichen Gruppen trug die Mission we­
sentlich zur der Integration und zu einem besseren Ver­
hältnis zwischen den Volksgruppen in Estland bei.
Die Mission setzte 1994 ihre breitgefächerten Aktivitäten fort. Die
Mission wies darauf daß sie in Estland keine syste­
a..&AlLIl........U~................'........ Verljetzunl~en der Menschenrechte feststellen habe kön­

tle]mullUltlf!e~n zur Integration der nicht-ein­
WA~H,"",IIIr~11"1I111l"111f'\l" helfend Wld beratend zur Seite. In diesem

Mission den Prozeß der Durchführung der
Nicht-Staatsbürger unter der Bevölkerung,

einschließlich der Durchführung des am 12. Juli 1993 in Kraft
geltrelte1Jlen Ausländergesetzes. Das estnische Parlament nahm im
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Die Mission verfolgte genau den Ablauf der Ausarbeitung des neuen
Staatsbürgerschaftsgesetzes und gab gemeinsam mit dem Hohen
Kommissar für nationale Minderheiten Empfehlungen ab. Das Ge­
setz, das wesentliche Elemente dieser Empfehlungen berücksichtigt,
wurde in einer vierten, außerordentlichen Lesung im Parlament am
22. Juli angenommen, nachdem Präsident Lettlands das bereits
verabschiedete Gesetz an das Parlament zur erneuten tie.narlanmg
zurückverwiesen hatte.
Einem anderen ihres Mandats gemäß berichtete die Mission
über der vollen der KSZE-
Verpflichtungen. Die von vier Abkommen zwischen
Lettland 1994 den Abzug ausländi-
scher aus Lettland und die Aufnahme eines RatiflZierungs-
prozesses durch Seiten war ein Beitrag zur Stabilisie­
rung im tsallU(U11l1.

Bei zwei dieser von
Skrunda und über die soziale für pensionierte ehema-
lige russische Militärangehörige mit Wohnsitz in wird die
KSZE um bei ersucht. beschloß
der Ständige Ausschuß am 30. Juni die Bestellung von zwei KSZE­
Vertretern, die sich am selben Standort wie die Mission befmden
sollen, wobei jeder von ihnen in bezug auf die Durchführung eines
der beiden Abkommen bestimmte übernimmt.
Die Mission in Lettland ist ebenso wie die KSZE-Mission in Estland
aktiv an Tätigkeiten betreffend die Sprachausbildung beteiligt.

2.1.3 Mission für die Ukraine

Die KSZE-Mission für die die bisher letzte Mission der
KSZE, wird ihre Aktivitäten aID: 24. November 1994 aufnehmen
ihr Hauptquartier in Kiew und eine Außenstelle in ein­
richten. Die Mission wird schließlich aus sechs Mitarbeitern beste­
hen.
Die Mission hat die Aufgabe, eine in die Ukraine entsandte KSZE­
Expertengruppe für Verfassungs- und Wirtschaftsangelegenheiten zu
unterstützen, die sich Problemen in der Ukraine betreffend die
autonome Republik Krim befassen soll (siehe Punkt 3.9 unten), und
die Ukraine in der Zwischenzeit zweimal besucht hat. Die Mission
wird Kontakte zu Persönlichkeiten im Gastland
aufnehmen, sammeln und dazu beitragen, Spannun-
gen abzubauen und das gegenseitige Verständnis zu verbessern. Ins­
besondere wird die Mission über alle Aspekte der Situation in der
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t1tA1I"'1I11t"&:l'_ worden und unterstützen die örtlichen Behörden
durch und der Lage. Ihr Mandat wurde im
Januar bis 31. Dezember 1994 verlängert.
Derzeit arbeiten mehr als 240 Zollbeamte und andere FacWeute für
die sieben SAM und für die Zentrale in Brüssel, das Büro des Koor-
dinators für und SAMCOMM. Letztere wird von der EU
fmanziert und besetzt und hat die Aufgabe, die

A1I"' ...., .. _ ....ill .. 1I"I1t1t und zwischen den SAM und den Behör-
den der Gastländer zu um Fälle vermuteter Umgehun-
gen von im behalten zu können und um der Euro-
päischen Union, der KSZE-Verbindungsgruppe und dem UNO­
Sanktionsausschuß Berichte zur der Situation vorzule­
gen.

SAM waren und sind ein Beitrag der KSZE zur
der der internationalen Gemein-

den im früheren Jugoslawien ein Ende zu
setzen. Sie sind besonders deutlicher Ausdruck der engen Zusam-
menarbeit zwischen EU und UNO.
Die KSZE hielt in Wien ein besonderes Ad-Hoc-Treffen Hoher Be­
amter einschließlich Vertretern vieler internationaler Organisationen
(31. Januar - 1. Februar zu dem Zweck ab, Prioritäten für in-
ternationale Projekte die den Staaten in der Region
helfen sollen, mit den der Sanktionen besser zurecht-
zukommen.

2.2 Konflikt in dem Gebiet, mit dem sich die KOlntt;~re"lZ über /\JfßlJ'flnn7

rabach befaßt

Der Konflikt in dem mit dem sich die Konferenz über Na­
gorny Karabach unter dem Vorsitz von Botschafter Eliasson
(Schweden) befaßt, des .JIL'-"'.U".A."',IJLJL~JLll.tJ

von Rom zu einem zentralen Punkt im der KSZE.
Im Verlauf des Jahres 1994 richteten sich die der
Minsker im wesentlichen auf die und Konso-

und auf die aller
~'rled(~nsbe]rnfihUJngt~n in der einen einheitlichen Friedens-
plan Am 12. Mai kamen die Parteien in Moskau
überein, eine Waffenruhe einzuhalten und damit eine
Phase intensiver zu beenden.

Zeit laufen über einen einheitlichen
die am 12. Mai vereinbarte den von

Russischen Föderation und den
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diesen Fonds für allfällige dringende Ausgaben zu verwenden, um
den Einsatzbeginn einer Erstrnission auf zwei Wochen zu verkürzen.
Als Ergebnis der intensiven Gespräche zwischen Botschafter Elias­
son und den Parteien ergab sich als neue Entwicklung der Beschluß
des AHB vom 16. September, aktiv die Möglichkeit zu prüfen, eine
multinationale KSZE-Friedenstruppe im Rahmen von Kapitel 111 des
Helsinki Dokuments 1992 zu organisieren.

2.3 Übereinkommen für Vergleichs- und Schiedsverjahren

Das Übereinkommen für Vergleichs- und Schiedsverfahren inner­
halb der KSZE, das in Stockholm am 15. Dezember 1992 vereinbart
worden war, wurde von
34 Teilnehmerstaaten unterzeichnet und von 12 ratiflZiert (33 bezie­
hungsweise zwei Staaten am Ende des vorangegangenen Berichts­
zeitraums) und wird daher gemäß Artikel 33 Absatz 3 am 5. Dezem­
ber 1994 in Kraft treten. Gemäß Artikel 3 Absatz 1 und Artikel 4
Absatz 1 des Übereinkommens muß jeder Vertragsstaat innerhalb
von zwei Monaten nach Inkrafttreten zwei Schlichter und einen
Schiedsrichter (sowie einen Stellvertreter) ernennen, deren Namen
gemäß Artikel 3 Absatz 5 und Artikel 4 Absatz 7 des Übereinkom­
mens dem Kanzler notiflZiert werden müssen, der diese Namen in
eine Liste einträgt und dem Sekretariat zur Weiterleitung an die
KSZE-Teilnehmerstaaten übermittelt. Diese neuen Verfahren
könnten, wenn sie zur Anwendung kommen, ein wichtiges zusätzli­
ches Instrument zur Konfliktverhütung darstellen.

3. Der Hohe Kommissar für nationale Minderheiten

Der Hohe Kommissar für nationale Minderheiten, Herr Max van der
Stoel, ehemaliger Staatsminister der Niederlande, hat das Mandat, zum
frühestmöglichen Zeitpunkt Spannungen bezüglich nationaler Minder­
heiten, die das Potential in sich bergen, sich im KSZE-Gebiet zu einem
Konflikt zu entwickeln, festzustellen und, wo möglich, abzubauen. Die
weiterhin rasch zunehmende Tätigkeit des Hohen Kommissars stellte un­
ter Beweis, daß Fragen mit Bezug auf nationale Minderheiten für die
Wahrung der Stabilität im KSZE-Gebiet außerordentlich wichtig sind.
Der Hohe Kommissar unterhielt intensive Kontakte zum AHB und zum
Ständigen Ausschuß, ohne die sein Handeln weniger effIZient wäre. Der
relativ große Handlungsspielraum, den er seinem Mandat verdankt, ist an
seine Rechenschaftspflicht gegenüber der KSZE gebunden. Durch ihre
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Frist für die Registrierung von Nicht-Staatsbürgern und die Verein­
fachung und Erleichterung des Registrierungsverfahrens sowie die
Rechtsstellung von Personen, die sich vor dem 1. Juli 1990 in Estland
niedergelassen haben und in der ehemaligen sowjetischen Republik
Estland eine dauernde Aufenthaltsgenehmigung hatten. Der Hohe
Kommissar befaßte sich ebenso mit der nach wie vor ungelösten
Frage der Reisedokumente für Nicht-Staatsbürger und der Schaffung
eines Sprachausbildungssystems für Estnisch.
Der Hohe Kommissar für nationale Minderheiten förderte Ausbil­
dungsprogramme für Estnisch und internationale Unterstützung
hierfür, damit Nicht-Staatsbürger ausreichende Kenntnisse in der
estnischen Sprache für ihre Einbürgerung erwerben können.

3.4 Der Hohe Kommissar war auch 1994 mit der Lage der albanischen
Bevölkerung in der Früheren Jugoslawischen Republik Mazedonien
befaßt. Bei mehreren Besuchen untersuchte er die Situation der al­
banischen Minderheit im Lichte der Empfehlungen, die er der Re­
gierung im November 1993 vorgelegt hatte. Der Hohe Kommissar
stattete der Früheren Jugoslawischen Republik Mazedonien während
der Volkszählung, die in diesem Lande im Juni 1994 stattfand, einen
weiteren Besuch ab. Er bereiste die westlichen Landesteile, wo der
Großteil der albanischen Bevölkerung lebt, und hatte intensive Kon­
takte mit Vertretern der örtlichen albanischen Bevölkerung, mit ört­
lichen Behörden und internationalen Überwachern, unter anderem
in bezug auf die Durchführung der Volkszählung.

3.5 In Begleitung eines Beraters des Hohen Kommissars für nationale
Minderheiten stattete ein Expertenteam Ungarn (und der Slowakei;
siehe weiter unten) 1994 zweimal einen Besuch ab, und zwar als Teil
einer Serie von vier Besuchen im Verlauf von zwei Jahren, mit dem
Ziel, die Situation der slowakis'chen Minderheit in Ungarn (und der
ungarischen Minderheit in der Slowakei) zu untersuchen. Der erste
Besuch hatte im September 1993 stattgefunden. 1994 befaßte sich
das Expertenteam in erster Linie mit einigen ausgewählten Fragen.
In Ungarn standen die Durchführung des kürzlich verabschiedeten
Minderheitengesetzes und die Frage der Minderheitenvertretung im
Parlament im Mittelpunkt der Gespräche. Auf der Grundlage des
streng vertraulichen Berichts der Gruppe legte der Kommissar
der ungarischen Regierung eine Reihe von Empfehlungen vor, die
sich mit der wirksamen und zügigen des ungarischen
Gesetzes über die Rechte nationaler und ethnischer Minderheiten,
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Gesetzesentwurfs über das Unterrichtswesen und auf das künftige
Minderheitengesetz.

3.8 Anläßlich des Besuchs der des Hohen Kommissars
(siehe 3.5) in der Slowakei standen der geplanten Verwal-
tungsreform und ihre für die ungarische
Minderheit sowie die des Slowakischen als Unterrichts-
sprache in in Schulen und die
damit der Ausbildung ungarischer Lehrer
im pädagogischen Institut Nitra im Ml.ttelPULnKL

In den daraus resultierenden des Hohen Kommissars
wurde die Notwendigkeit Konsultationen zwischen der
Regierung und den Minderheiten zu bei denen die Stellung
des Ungarischen als zur Gesetzgebung
über zweisprachige Ortstafeln und des im J..'II'JlJl.II.II.V..lllJU-Jl..La:\..1I.

stehen sollten. Der Hohe Kommissar besuchte im Januar und No­
vember Bratislava, um mit der slowakischen und Vertre­
tern der ungarischen Minderheit Konsultationen zu den oben er­
wähnten Themen zu führen.

3.9 Auf Einladung der Regierung der Ukraine reiste der Hohe Kommis­
sar im Februar zu einem ersten Besuch nach Kiew. In der Folge
wurde ein zweiter Besuch notwendig und so bereiste er Anfang Mai
erneut die Ukraine. Im Verlauf dieses Besuches bereiste er auch die
Krim und wo er unter anderem mit "\t"on"'''1t''l• .,.la•....,. 1-l'''nhll'"lIl1-nrrc_

persönlichkeiten und Minderheitenfuhrern zusammentraf.
der Krimkrise und nach Konsultationen mit dem amtierenden Vor­
sitzenden machte der Hohe Kommissar einen dritten Besuch. Nach
seinem an den AHB im Juni unterstützte dieser die
fehlung des Hohen ein zur Untersu-
chung der und wirtschaftlichen Beziehungen
zwischen der Ukraine und der auf ihrem liegenden Krim
zu entsenden, das dazu sollte.
In weiteren warnte der Hohe Kommissar davor, daß
die Anstrengungen im Hinblick auf eine Verbreitung der
ukrainischen nicht zur vor einer erzwungenen

11r.... 't:l1l-nllCll&::t. ....1I1nrr" unter den Russen führen dürfe. Die Möglichkeiten,
sich bei staatlichen Stellen der der Minderheit neben der
Staatssprache Ukrainisch zu könnten ausgebaut werden.

3.10 1993 ersuchte die KSZE den Hohen Kommissar für nationale Min­
derheiten, einen Bericht über die Lage der Roma zu verfassen. Wie
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der der ~II-J"""" '''''''''''.lLAIU,,",.ILA ge­
führt wurde und den russischen Wählern lieleg,entlelt ihren po­
litischen Willen frei zu äußern.

..C\..~jr.JUI.IUK, MoldowaParlamentswahlen
";"-rl1Inrftl-:l.rlrp> der bnlpllenlun~!en

P>-r't"lIll.nrl"ln.nr stellte -
die als Vertreter des amtierenden





Lokalwahlen in der Republik Lettland (29. Mai 1994). Das BDIMR
berichtete, daß die Wahlen gemäß international anerkannten Nor­
men, der KSZE-Verpflichtungen, im allgemeinen frei,
fair und demokratisch verliefen. Die Wahlhelfer verfügten über ein
hohes Niveau an Professionalität und die Beobachter hatten uneinge-
schränkt in allen Phasen der Wahl. Das Klima war

1.1I:74J1h1l",I:l>1I"Ilrl des dadurch getrübt, ein wesentli-
ll-.(o'[1.n.llTo1~1I11n,n nicht

Volkszählung in der Früheren Jugoslawischen Republik Mazedonien
(21. Juni - 5. Juli Die Mitarbeiter des BDIMR berieten die
KSZE-Mission in wie die KSZE in enger Zusammenarbeit
mit dem gemeinsam von der Union und dem Europa­
rat aufgestellten Beobachterteam die Volkszählung überwachen
könnte. Das BDIMR stellte und interne Be­
richte zur Verfügung. Es fanden auch Besuche in albanischsprachi­
gen Gebieten und mit Regierungs-vertretern
statt.

Präsidenten- und Lokalwahlen der Ukraine (26. Juni
1994). mit den Vereinten Nationen eröffnete das
BDIMR ein Büro zur der internationalen Beobachter
in Kiew und organisierte vor und nach den Wahlen eine Informati­
onsveranstaltung. Die der Beobachter erfolgte durch
die italienische Botschaft in Kiew. Obwohl Vertreter der KSZE und
der Vereinten Nationen sowie andere Beobachter eine Reise auf die
Krim geplant hatten, um dort die Wahlen zu beobachten, war ihnen
das aus nicht ganz verständlichen Gründen nicht möglich.

Präsidentenwahlen in der Belarns Juni - 10. Juli 1994).
Die Präsidentenwahlen in Belarus IrBt:l>'11I"Ilt:l>'lI"t:l>n Verfahrens-
schwierigkeiten ' Die organi-
sierten die Wahlen 11I"Ilt't:l>1I"1I"'114J1hln1l"ll4JIBt:l> Beobachter besuchten
mehr als 50 Wahllokale im ganzen

4.2 Hilfe beim .......""".IIJ""', ...... demokratischer Institutionen

Das BDIMR stellte der KSZE-Mission für Tadschikistan Kommen-
tare zum zur und übermittelte den
Entwurf der Kommission für Demokratie durch Recht
sowie mehreren weltweit anerkannten mit der

546





Erstes jährliches Warschauer Justiz-Symposium (12. - 22. Juni 1994).
63 Richter und Staatsanwälte aus 18 Staaten Mittel- und Osteuropas
sowie Zentralasiens erörterten Fragen einer Rechtsreform. In den
Sitzungen befaßte man sich unter anderem mit grundlegenden
KSZE-Dokumenten, insbesondere mit dem Dokument des Treffens
über die Menschliche Dimension von Kopenhagen 1990 und aus die­
sem wiederum mit den Bestimmungen über die Unabhängigkeit der
Rechtssprechung. Jeder Teilnehmer erhielt eine russische Fassung
des kürzlich vom BDIMR veröffentlichten Buches Basic Human
Rights Documents for the Judiciary (Grundlegende Menschenrechts­
dokumente für die Rechtssprechung). Diese Arbeit wird aufgrund
der großen Nachfrage für Gesetzestexte zum Völkerrecht in großem
Umfang an Juristen in der Gemeinschaft Unabhängiger Staaten
verteilt werden.

4.4 Andere Aktivitäten

Im Januar 1994 untersuchten und beobachteten vom BDIMR ent­
sandte Experten in enger Zusammenarbeit mit der KSZE-Mission
für Moldova das Gerichtsverfahren gegen die "Ilascu-Gruppe". Die
Schlußempfehlungen, die eher die rechtlichen als die politischen
Aspekte des Problems hervorhoben, bestanden darin, einer interna­
tionalen Gruppe von Staatsanwälten die Entscheidung zu übertragen,
ob genügend Gründe für" eine Wiederaufnahme des Verfahrens vor­
liegen.
Im August 1994 fungierten vom BDIMR entsandte als Be­
obachter des Gerichtsverfahrens gegen Kurden in Ankara und gegen
Angehörige der griechischen Minderheit in Albanien in Tirana.
Im Juli nahm auf Einladung der Regierung ein Vertreter des
BDIMR an einer Mission nach Lettland teil, um ein Menschen­
rechtsprogramm zu erstellen.

5. Sicherheitskooperation

5.1 Da der Konsultativausschuß vom Ratstreffen in Rom aufgelöst wor­
den war, wurde der Besondere Ausschuß des Forums für Sicher­
heitskooperation (FSK) zum zentralen ständigen Gremium für Be­
ratung, Verhandlung und Beschlußfassung in allen Belangen der
(militärischen) Sicherheitsbildung und (militärischen) Sicherheitsko­
operation. (Da der Besondere Ausschuß nun das einzige Gremium
des FSK ist, wird letzteres oft mit dem Besonderen Ausschuß gleich­
gesetzt.) Die Teilnehmerstaaten werden im Besonderen· Ausschuß
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5.5 Das KSZE-Kommunikationsnetz, welches vom Network-Manage­
ment-Team in Den und dem KVZ verwaltet ist mit 39
Benutzerstationen (35 Teilnehmerstaaten und 4 Institutionen) ver-
bunden. immer mehr Länder ans Network anzuschlie-
ßen, werden dazu daß in naher Zukunft 12 weitere Teilneh-
merstaaten voll ans Netz angeschlossen sein werden, und sich somit
die Zahl der nicht angeschlossenen Staaten auf sechs reduziert.

6. Weitere Wlc'htlJ'!e Aktivitäten

6.1 Integration külZlich aufgenommener Teilnehmerstaaten

Gemäß den Beschlüssen des Ratstreffens in Rom fanden zu den im
1993 in Zentralasiens vom ':ln1ll"'lIP1"'Pll'''li1,:::~n

Vorsitzenden umfangreiche Folgeak-
tivitäten als Teil der des Programms für koordinierte

JntlersltütlWJlg statt.

6.1.1 Den Beschlüssen des AHB gemäß fand in Zentralasien eine Reihe von
regionalen Seminaren statt.

Das Seminar zur Förderung von Klein- und Mittelbetrieben (Bischkek,
23.-25. Februar 1994) wurde auch als Folgeveranstaltung der ersten
Wirtschaftsforums abgehalten und vom Gastland mit Unterstützung
des KSZE-Sekretariats und einiger Teilnehmerstaaten durchgeführt;
es befaßte sich sowohl mit theoretischen als auch praktischen Fra­
gen. Bei dem Seminar wurde angeregt, das KSZE-Wirtschaftsforurn
möge sich mit der Stärkung der Zusammenarbeit mit internationalen
Organisationen befassen, die den im Übergang befmdlichen Volks-
wirtschaften bei ihrer helfen können.
Das Seminar über Fragen der menschlichen Dimension (Almaty, 20.­
22. April 1994), das vom Gastland in Zusammenarbeit mit dem
BDIMR veranstaltet befaßte sich mit dem Verlauf der Ent­
wicklung demokratischer Institutionen in Zentralasien und beriet,
wie die KSZE diesen Prozeß weiter unterstützen könnte. Mitarbeiter
des BDIMR die die das Büro zur
Unterstützung von Wahlen zur Verfügung stellt (Informationsaus­
tausch, Sachverständigengutachten über Gesetzesentwürfe und ande­
re Gesetze, Unterstützung internationaler Beobachter). Sie diskutier­
ten, wie der Mechanismus der menschlichen Dimension zur Entwick-
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logs innerhalb der KSZE, die für den Umgang mit bestimmten Si­
tuationen und die Entwicklung kooperativer Ansätze zur Lösung
dringender Probleme gute Voraussetzungen schaffen.
Auf Grundlage des Berichts des Generalsekretärs über seine Be­
suchsreise durch Zentralasien faßte das 27. AHB-Treffen einen Be­
scWuß über ein Programm zur stärkeren Einbindung der Teilneh­
merstaaten Zentralasiens in die wichtigsten KSZE-Aktivitäten. Das
Programm sieht unter anderem die Fortsetzung der Reihe von Re­
gionalseminaren vor, die beim 22. AHB-Treffen beschlossen worden
war; weiters die Durchführung von kurzen Praktika für Beamte aus
Zentralasien im KSZE-Sekretariat und beim ßDIMR; die Einrich­
tung eines Fonds zur Abdeckung der Reisekosten im Zusammen­
hang mit Seminaren und Praktika; Folgeaktivitäten zu be­
treffend den Aufbau demokratischer und rechtsstaatlicher Institutio­
nen; und die Einrichtung eines KSZE-Verbindungsbüros in Zen­
tralasien.

6.2 Das zweite Treffen des KSZE-Wirtschaftsforums (26. Treffen des
AHB) fand vom 15.-17. März 1994 in Prag statt. Es befaßte sich ins­
besondere mit Fragen betreffend die Schaffung eines günstigen Inve­
stitionsklimas, die Rolle der Infrastruktur sowie die Bedeutung von
Wissenschaft und Technik für eine nachhaltige wirtschaftliche und
soziale Entwicklung. Vertreter der Wirtschaftskommission der Ver­
einten Nationen für Europa, OECD, EBWE, EIß, des IWF, der
lAG, des Europarats und der UNESCO wohnten dem Treffen bei
und leisteten Beiträge. Vertreter aus Algerien, Ägypten, Israel, Ma­
rokko und Tunesien als nichtteilnehmende Mittelmeerstaaten und
Experten aus der Gemeinschaft unabhängiger Staaten nahmen an
dem Treffen teil. Vertreter nationaler nichtstaatlicher Organisatio­
nen und der Wirtschaft beteiligten sich aktiv an den Diskussionen.
Bei der Erörterung der Rolle ·des KSZE-Wirtschaftsforums betonten
die Teilnehmer, daß das Forum alle wichtigen Entscheidungsträger
ermutigen sollte, an Wirtschaftsentwicklung und -reformen teilzu­
nehmen, und insbesonders den Privatsektor zur umfassenden Teil­
nahme an den Gesprächen des Forums einladen sollte, um efflZient
zu sem.
Das zweite Folgeseminar des Wirtschafts/orums wurde vom 7. - 9.
September 1994 in Tallinn abgehalten. Das Thema war Wirtschaft
und Umwelt, im standen weltweite und regionale Part­
nerschaft im Bereich des Umweltmanagements, regulative Mecha­
nismen der Umwelt und der Transfer umweltsicherer Technologien.
Das Seminar diente als Gesprächsforum über praktische Methoden
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Teilnehmerstaaten, darunter der Niederlande, Deutschlands, Öster­
reichs, Ungarns und Polens, kamen nach Wien und richteten das
Wort an die KSZE-Gremien. Mehrere andere Staaten, darunter die
Russische Föderation, Kanada, die Vereinigten Staaten von Amerika

die unterbreiteten umfangreiche Vorschläge.

IlI. Die Parlamentarische Versammlung der KSZE

Die dritte der Parlamentarischen Versammlung der KSZE
fand vom 5. bis zum 8. Juli 1994 in Wien statt. Vor der offIZiellen Eröff­
nung am 4. Juli hielt der Generalsekretär eine Einführung über KSZE­
Aktivitäten ab. Diese Vorinformation wurde als nützliche Ergänzung der
Arbeit der Versammlung betrachtet, und man ersuchte um eine Fortfüh­
rung dieser Gepflogenheit bei künftigen Versammlungen.
Der amtierende Vorsitzende, der italienische Außenminister A .............~ ...JL.........'-''l

sprach vor der Versammlung über die Entwicklungen in der KSZE und
beantwortete Fragen aus dem Saal. Etwa 300 Abgeordnete aus den
KSZE-Teilnehmerstaaten nahmen an den Beratungen teil. Die Ver­
sammlung hörte Berichte von ihren drei Hauptausschüssen für politische
und Sicherheitsfragen; wirtschaftliche Angelegenheiten, Wissenschaft,
Technologie und Menschenrechte und Menschen­
rechtsfragen.
Die Jahrestagung wurde mit der Annahme der Wiener abge­
schlossen, die den KSZE-Rat aufforderte, sich mit einem breiten Spek­
trum wichtiger politischer, wirtschaftlicher und Menschenrechtsfragen zu
befassen. Viele Empfehlungen der wurden im Hinblick auf die
Überprüfungskonferenz von ausgesprochen. Die Erklärung for-
dert die Regierungen der Teilnehmerstaaten unter anderem auf, den Vor­
schlag für ein gemeinsames Arbeitsprogramm im Hinblick auf eine Stär-

der politischen Rolle der KSZE zu Die regte auch
an, vom bestehenden um den Entschei-
dungsprozeß durch eine 90%ige Mehrheit von Einstimmigkeit zu
beschleunigen. Das Dokument fordert die KSZE dringend zur Erweite-
rung und Festlegung ihrer auf und ersucht
schließlich die Regierungen der Verfahren
für die Erörterung von der parlamentarischen Ver-
sammlung einzuführen.
Herr Frank Swaelen, Präsident des belgischen Senats, wurde für das
kommende Jahr zum Präsidenten der gewählt. Zu den neu
gewählten Vizepräsidenten zählen Herr Ivan P. Rybkin, der rus­
sischen Herr Willy Wimmer, des auswärtigen Ausschus-
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kommisson der Vereinten Nationen für Europa, so wie mit dem IKRK
ausgeweitet. Eine zentrale Frage war die Unterstützung der Arbeit der
KSZE-Missionen vor Ort.
Die KSZE baute ihre Zusammenarbeit mit dem Europarat im Bereich
der menschlichen Dimension einschließlich der nationalen, Minderheiten
weiter aus. Operative Kontakte des Hohen Kommissars für nationale
Minderheiten und des BDIMR wurden durch weitere Erörterungen auf
höchster Ebene verstärkt. Im Januar traf der amtierende Vorsitzende mit
dem Generalsekretär des Europarats zusammen, um eine weitere Zu­
sammenarbeit in diesen Fragen, unter anderem in Zusammenhang mit
den Aktivitäten der KSZE-Missionen, insbesondere in Estland und Lett-

zu erörtern. Im Juli trafen der Vorsitzende der Ad-hoc-Arbeits­
gruppe des Europarats für die Zusammenarbeit mit der KSZE und der
politische Direktor des Sekretariats des Europarats mit Vertretern der
KSZE in Wien zu einem Meinungsaustausch über die Zusammenarbeit
zwischen KSZE und Europarat insgesamt zusammen. Der neue General­
sekretär des Europarats, Herr Daniel Tarschys, sprach in einer Ad-hoc­
Sitzung des Ständigen Ausschusses und traf mit Beamten der KSZE zu­
sammen.
Die KSZE setzte ihre Kontake mit dem Nordatlantischen Kooperationsrat
zu Fragen der Friedenserhaltung fort. Ein Vertreter des amtierenden
Vorsitzenden nahm an einer Ad-hoc-Gruppe für die Zusammenarbeit bei
der Friedenserhaltung des Nordatlantischen Kooperationsrats teil. Der
Generalsekretär besuchte im NATO-Hauptquartier ein Seminar (März
1994) über Krisenbewältigung und unterrichtete die Teilnehmer über
diesbezügliche Aktivitäten der KSZE. Der amtierende Vorsitzende des
AHB sprach wiederholt vor dem NATO-Rat und dem WEU-Rat über
KSZE-Aktivitäten und -Perspektiven.
Es wurden Kontakte zur Gemeinschaft Unabhängiger Staaten hergestellt.
Im Februar besuchte der Exekutivsekretär der GUS Wien und unterrich­
tete die KSZE-Delegationen über die Aktivitäten, den Rechtsstatus und
die Struktur der GUS. Im Juni stattete der Generalsekretär dem GUS­
Hauptquartier in Minsk einen Besuch ab, um den Dialog über Fragen
gemeinsamen Interesses fortzusetzen.

11: Beziehungen zu nichtteilnehmenden Staaten

Die KSZE intensivierte ihre Kontakte und den Informationsaustausch mit
Japan und den nichtteilnehmenden Mittelmeerstaaten. Der Generalse­
kretär besuchte Japan, wurde vom Premierminister empfangen und führte
mit Regierungsvertretern und Parlamentariern intensive Gespräche. Neue
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ben, um die Prinzipien von Helsinki am Leben zu erhalten, und angesichts
ihrer Funktion als unerläßliches Bindeglied beim Aufbau und der Bewah­
rung einer zivilen Gesellschaft, ließ das BDIMR nichts unversucht, mit
nichtstaatlichen Organisationen im gesamten KSZE-Gebiet den Kontakt
aufrechtzuhalten, auch in der Absicht, Informationen über den Stand der
Durchführung oder Nicht-Durchführung von KSZE-Normen zu sammeln
und die Zusammenarbeit mit nichtstaatlichen Organisationen auszubauen.
Im Rahmen des Programms für koordinierte Unterstützung war das
BDIMR gemeinsam mit nichtstaatlichen Organisationen an Seminaren
und verschiedenen Programmen beteiligt. Die KSZE-Institutionen haben
Vertreter zu Konferenzen und Seminaren von nichtstaatlichen Organisa­
tionen entsandt.

VII. Verwaltung und Finanzen

KSZE-Aktivitäten in diesem Bereich. sollten die Wirksamkeit von KSZE­
Operationen weiter stärken. Besondere Aufmerksamkeit wurde der Ent­
wicklung von Konzepten und praktischen Vorkehrungen für eine Aufstoc­
kung des KSZE-Mitarbeiterstabes und der weiteren Verbesserung der fi­
nanziellen Abwicklung einschließlich des Haushalts zuteil.

1" Organisatorische und Personalangelegenheiten

Die KSZE verdankt ihre einheitliche Organisationsstruktur einem Be­
schluß des Ratstreffens in Rom. Dieser Beschluß erlangte am 1. Januar
1994 Gültigkeit. In der Folge wurde ein neues Sekretariat mit Sitz in Wien
eingerichtet und in vier Abteilungen untergliedert. Das Sekretariat in Prag
wurde in eine kleine Außenstelle des Wiener Sekretariats umgewandelt,
dessen Hauptaufgaben Dokumentation und Konferenzdienste (für den
AHB) sind.
Das Sekretariat beschäftigt derzeit etwa 75 Mitarbeiter, Dolmetscher und
andere Mitarbeiter des Sprachendienstes nicht eingerechnet, wodurch sich
die Mitarbeiterzahl auf etwa 110 erhöhen würde. Zusätzlich sind noch 19
Mitarbeiter für das BDIMR in Warschau und 7 weitere für den Hohen
Kommissar in Den Haag tätig.
Das Sekretariat erarbeitete einen Vorschlag für ein umfassendes System
zur Personaleinstufung und einer Gehaltsstruktur für die KSZE. Der Vor­
schlag wurde im April vorgelegt und im informellen Expertenausschuß für
Finanzfragen eingehend erörtert. Ein endgültiger Beschluß wurde im Juli
im Ständigen Ausschuß gefaßt.
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kumenten wurde eine Mailbox installiert, die derzeit versuchsweise einge­
setzt wird. Bemühungen zur Suche eines geeigneten Systems für die Ein­
richtung eines elektronischen Archivs sind ebenfalls im Gange.
Wegen der zunehmenden zaW an Computern, der häufigeren Anfragen
an das KSZE-Sekretariat im Zusammenhang mit dem LAN sowie der all­
gemeinen Entwicklung der EDV-Umstellung einschließlich der Verbin­
dungen zwischen KSZE-Insitutionen, -Delegationen und -Missionen, ent­
wickeln sich die Dokumentations- und Informationssysteme zu einem
umfangreichen Sektor der Unterstützungsdienste.
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kommen

2. Amlenl~en
Beitrittsdatum: Januar 1992
Kostenbeteiligung der OSZE: Prozent
Fläche: 29.800
Bevölkernng: 3 499.000
BSPpro Kopf· 780 $ (47)
Streitkräfte: 32.700 (32)
Mitgiiedschaften und Ko.ove'rao~on~)tolmen..
nerschaft

3. AsE~rblllldslcbllln

Beitrittsdatum: Januar 1992
Kostenbeteiligung an der OSZE: Prozent
Fläche: 86.600 km2 (28)
Jjev'(jl"~~rnn~e: 7 145.000 (26)

$ (48)
8treltkriitte: 56.000 (25)
MljrJ!.Iu.~aS(:najrten und 1\.OlOve~rao~on~no,me,n:

Beitrittsdatum: Januar 1992
der OSZE: Prozent

Fläche: 207.595 (19)
Bevölkernng: 10 346.000

1 Erstellt von Matthias Karadi.
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Streitkräfte: 27.000 (35)
Mitgiiedschaften und Kooperationsformen: EU, NATO, NATO-Koopera­
tionsrat, Europarat, WEU, Nordischer Rat, Ostseerat, OECD

9. Uelltscbla]nd~
Beitrittsdatum: November 1972
Kostenbeteiligung der OSZE: 9,0 Prozent
Fläche: 356.854
Bevölkerung: 81 338.093 (3)
BSP pro Kopf: 23.030 $ (9)
Streitkräfte: 367.300 (6)
Mitgiiedschaften und Kooperationsformen: NATO, NATO-Koopera-
tionsrat, WEU, G-7, Ostsee-Rat, Europarat, OECD

* Mit der staatlichen hlIUS!lmg DeutscWands am 3. Oktober 1990 ist die
Deutsche Demokratische aus der OSZE ausgeschieden

10. Estland
Beitrittsdatum: 1991
Kostenbeteiiigung an der OSZE: 0,2 Prozent
Fläche: 45.227 km2 (38) \"
Bevölkerung: 1 526.200 (45)
BSPpro Kopf: 2.760 $ (28)
Streitkräfte: 3.200 (42)
Mitgiiedschaften und Kooperationsfonnen: NATO-Kooperationsrat, Part­
nerschaft für den Frieden, Europarat, WEU-Assozüerung, Baltischer
Verteidigungsrat, Ostseerat

11. Finnland
Beitrittsdatum: November 1972
Kostenbeteiligung an der OSZE: 2,05. Prozent
Fläche: 338.139 km2 (13)
Bevölkerung: 5 080.000 (32)
BSPpro Kopf: 21.970 $ (12)
Streitkräfte: 31.200 (33)
Mitgliedschaften und Kooperationsfonnen: EU, Partnerschaft für den Frie­
den, Nordischer Rat, EFfA, WEU-Beobachterstatus, Europarat, OECD,
Nordischer Rat, Ostseerat

12. Frankreich
Beitrittsdatum: November 1972
Kostenbeteiligung an der OSZE: 9,0 Prozent
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Bevölkernng: 3547.000 (40)
BSP pro Kopf: 12.210 $ (19)
Streitkräfte: 13.000 (36)
Mitgliedschaften und Kooperationsfonnen:
parat,OECD

WEU-Assoziierung, Euro-

17. Island
Beitrittsdatum: November 1992
Kostenbeteiligung der OSZE: Prozent
Fläche: 103.000
Bevölkernng: 262.000
BSP pro Kopf: 23.880 $ (7)
Streitkräfte: Keine
Mitgliedschaften und Kooperationsfonnen: NATO, NATO-Kooperations­
rat, Nordischer Rat, WEU-Assoziierung, OECD, Europarat

18. Italien
Beitrittsdatum: November 1972
Kostenbeteiligung der OSZE: 9,0 Prozent
Fläche: 301.302 (16)
Bevölkerung: 56 859.000 (6)
BSP pro Kopf: 20.460 $ (15)
Streitkräfte: 322.300 (7)
Mitgliedschaften und Kooperationsfonnen: NATO, NATO-Kooperations­
rat, EU, WEU, G7, Europarat, OECD

19. und M(].nti~net~roJiZiiZi

Beitrittsdatum: November 1972
Kostenbeteiligung an der OSZE: 0,55 Prozent
Fläche: 102.173 km2 (25)
Bevölkernng: 10 597.000 (16)
BSP pro Kopf: 500 $ (50)
Streitkräfte: 126.500
Mitgliedschaften und KO~OD4eraltl,oflst()rmten:

** Die Bundesrepublik Jugoslawien ist seit dem 7. Juli 1992 von der Mit­
arbeit in den Gremien der OSZE ebenso suspendiert wie von denen der
UNO (Resolution 47/1 vom 22. September 1992).

20. Kanada
Beitrittsdatumo· November 1972
Kostenbeteiligung an der OSZE: 5,45 Prozent

566





Streitkräfte: 3.200 (43)
Mitgliedschajten und Kooperationsformen: NATO-Kooperationsrat, Part­
nerschaft für den Frieden, Europarat, WEU-Assoziierung, Baltischer
Verteidigungsrat, Ostseerat

25. Liechtenstein
Beitrittsdatum: November 1972
Kostenbeteiligung an der OSZE: 0,15 Prozent
Fläche: 160 km2 (50)
Bevölkerung: 29.868 (50)
BSP pro Kopf: 30.270 $ (3)
Streitkräfte: Keine
Mitgliedschaften und Kooperationsformen: Seit 1923 Rechts, Wirtschafts­
und Währungsgemeinschaft mit der Schweiz (siehe Schweiz)

26. Litauen
Beitrittsdatum: September 1991
Kostenbeteiligung an der OSZE: 0,2 Prozent
Fläche: 65.300 km2(33)
Bevölkerung: 3 754.000 (39)
BSP pro Kopf: 1.310 $ (40)
Streitkräfte: 8.900 (42)
Mitgliedschaften und Kooperationsfonnen: NATO-Kooperationsrat, Part­
nerschaft für den Frieden, Baltischer Verteidigungsrat, WEU-Assozüe­
rung, Europarat, Ostseerat

27. Luxemburg
Beitrittsdatum: November 1972
Kostenbeteiligung an der OSZE: 0,55 Prozent
Fläche: 2.586 km2 (48)
Bevölkerung: 392.000 (47)
BSP pro Kopf: 35.160 $ (2)
Streitkräfte: 800 (47)
Mitgliedschaften und Kooperationsfonnen: NATO, WEU, EU, Eurokorps,
Europarat, OECD

28. Malta
Beitrittsdatum: November 1972
Kostenbeteiligung an der OSZE: 0,15 Prozent
Fläche: 315,6 km2 (49)
Bevölkerung: 360.000 (48)
BSP pro Kopf: 7.300 $ (22)
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33. Österreich
Beitrittsdatum: November 1972
Kostenbeteiligung an der OSZE: 2,05 Prozent
Fläche: 83.858 km2 (29)
Bevölkernng: 7 991.500 (25)
BSPpro Kopf: 22.380 $ (10)
Streitkräfte: 51.250 (26)
Mitgliedschaften und Kooperationsformen: EU, Partnerschaft für den Frie­
den, Europarat, OECD, WEU-Beobachterstatus

34. Polen
Beitrittsdatum: November 1972
Kostenbeteiligung an der OSZE: 1,4 Prozent
Fläche: 312.685 km2 (15)
Bevölkerung: 38365.000 (10)
BSPpro Kopf: 1.910 $ (34)
Streitkräfte: 283.600 (8)
Mitgliedschaften und Kooperationsformen: Visegrad-Gruppe, NATO-Ko­
operationsrat, Partnerschaft für den Frieden, WEU-Assozüerung, Euro­
parat, EU-Assozüerungsabkommen, Ostseerat

35. Portugal
Beitrittsdatum: November 1972
Kostenbeteiligung an der OSZE: 0,55 Prozent
Fläche: 92.389 km2 (27)
Bevölkerung: 9 858.000 (22)
BSPpro Kopf: 7.450 $ (21)
Streitkräfte: 50.700 (27)
Mitgliedschaften und Kooperationsformen: EU, NATO, NATO-Koopera­
tionsrat, WEU, OECD,Europarat

36. Rumänien
Beitrittsdatum: November 1972
Kostenbeteiligung an der OSZE: 0,7 Prozent
Fläche: 237.500 km2 (18)
Bevölkerung: 22 760.449 (12)
BSP pro Kopf: 1.130 $ (43)
Streitkräfte: 230.500 (10)
Mitgliedschaften und Kooperations[ormen: NATO-Kooperationsrat, Part­
nerschaft für den Frieden, WEU-Assozüerung, EU-Assozüerungsab­
kommen, Europarat, Schwarzmeer-Kooperationsabkommen, Europarat

570





41. Slowakische Republik****
Beitrittsdatum: Januar 1993
Kostenbeteiligung an der OSZE: 0,5 Prozent
Fläche: 49.035 km2 (36)
Bevölkernng: 5 346.000 (30)
BSP pro Kopf~ 1.930 $ (33)
Streitkräfte: 47.000 (28)
Mitgliedschaften und Kooperationsjonnen: NATO-Kooperationsrat, Part­
nerschaft für den Frieden, EU-Assozüerungsabkommen, WEU-Assozüe­
rung, Visegrad-Gruppe, Europarat

**** Im Januar 1993 wurden die aus der Auflösung der CSFR hervorge­
gangenen Staaten, Tschechische und Slowakische Republik, Mitglieder
der OSZE

42. Slowenien
Beitrittsdatum: März 1992
Kostenbeteiligung an der OSZE: 0,2 Prozent
Fläche: 20.254 km2 (46)
Bevölkerung: 1 996.000 (44)
BSP pro Kopf· 6.540 $ (24)
Streitkräfte: 12.500 (37)
Mitgliedschajten und Kooperationsjonnen: Partnerschaft für den Frieden,
Europarat

43. Spanien
Beitrittsdatum: November 1972
Kostenbeteiligung an der OSZE: 3,65 Prozent
Fläche: 504.782 km2 (8)
Bevölkerung: 39 085.000 (9)
BSP pro Kopf· 13.970 $ (18)
Streitkräfte: 206.500 (11)
Mitgliedschajten und Kooperationsjonnen: NATO, NATO-Kooperations­
rat, EU, WEU, Eurokorps, OECD, Europarat

44. Tadschikistan
Beitrittsdatum: Januar 1992
Kostenbeteiligung an der OSZE: 0,2 Prozent
Fläche: 143.100 km2 (21)
Bevölkernng: 5 634.000 (28)
BSPpro Kopf: 490 $ (51)
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Mitgliedschaften und Kooperationsformen: GUS, NATO-Kooperationsrat,
Partnerschaft für den Frieden, Schwarzmeer-Kooperationsabkommen

Beitrittsdatum: November 1972
Kostenbeteiligung der OSZE: 0,7 Prozent
Fläche: 93.030 (26)
Bevölkerung: 10 278.000
BSP pro Kopf: 2.970 $ (26)
Streitkräfte: 74.500 (20)
Mitgliedschaften und Kooperationsfonnen: NATO-Kooperationsrat, Part­
nerschaft für den Frieden, WEU-Assozüerung, EU-Assozüerungsab-
kommen, Visegrad-Gruppe

50. USA
Beitrittsdatum: November 1972
Kostenbeteiligung an der OSZE: 9,0 Prozent
Fläche: 9 372.614 km2 (3)
Bevölkerung: 255 610.000
BSPpro Kopf: 23.240 $ (8)
Streitkräfte: 1 650.500 (2)
Mitgliedschaften und Kooperationsfonnen:
rat, NAFrA, G-7, OECD

51. Usbekistan
Beitrittsdatum: Januar 1992
Kostenbeteiligung der OSZE: 0,55 Prozent
Fläche: 447.400 (11)
Bevölkerung: 21 285.000
BSPpro Kopf: 850 $ (45)
Streitkräfte: 45.000 (29)
Mitgliedschaften und Kooperationsfonnen: GUS,
Partnerschaft für den Frieden

52. Vatikan
Beitrittsdatum: November 1972
Kostenbeteiligunf an der OSZE: 0,15 Prozent
Fläche: 0,44 km (53)
Bevölkerung: 402 (53)
BSP pro Kopf: keine Angabe
Streitkräfte: Keine (100 Mann Schweizer Garde)
Mitgliedschaften und Kooperationsfonnen: -
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